Google 



This is a digital copy of a book that was prcscrvod for gcncrations on library shclvcs bcforc it was carcfully scannod by Google as pari of a projcct 

to make the world's books discoverablc online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 

to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 

are our gateways to the past, representing a wealth of history, cultuie and knowledge that's often difficult to discover. 

Marks, notations and other maiginalia present in the original volume will appear in this flle - a reminder of this book's long journcy from the 

publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prcvcnt abuse by commercial parties, including placing lechnical restrictions on automated querying. 
We also ask that you: 

+ Make non-commercial use ofthefiles We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain fivm automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machinc 
translation, optical character recognition or other areas where access to a laige amount of text is helpful, please contact us. We encouragc the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attributionTht GoogXt "watermark" you see on each flle is essential for informingpcoplcabout this projcct and hclping them lind 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are lesponsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can'l offer guidance on whether any speciflc use of 
any speciflc book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search mcans it can bc used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liabili^ can be quite severe. 

Äbout Google Book Search 

Google's mission is to organizc the world's Information and to make it univcrsally accessible and uscful. Google Book Search hclps rcadcrs 
discover the world's books while hclping authors and publishers rcach ncw audicnccs. You can search through the füll icxi of ihis book on the web 

at |http: //books. google .com/l 



Google 



IJber dieses Buch 

Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Realen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfugbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 
Das Buch hat das Uiheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nu tzungsrichtlinien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in Partnerschaft lieber Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nie htsdesto trotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu veihindem. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 
Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche Tür Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials fürdieseZwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google-MarkenelementenDas "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser We lt zu entdecken, und unterstützt Au toren und Verleger dabei, neue Zielgruppcn zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter |http: //books . google .coiril durchsuchen. 



% 



HARVARD 
COLLEGE 
LIBRARY 



^ 



HARVARD 
COLLEGE 
LIBRARY 



^ac / "^^ 



V / o 



\ 



HARVARD 
COLLEGE 
LIBRARY 



x" 




fe;,/.^^,y,v 



EINRICHTUNG UND WIRKUNG 



DER 



DEUTSCHEN ARBEITERVERSICHERUNG. 



DRITTE UNVERÄNDERTK AUSGABE, 

VERMEHRT DURCH EINEN DEN NEUESTEN STAND DER GESETZGEBUNG 

UND STATISTIK UMFASSENDEN ANHANG. 



FÜR DIE WELTAUSSTELLUNG IN ST. LOUIS 1904 

IM AUFTRAGE DES REICHS -VERSICHERUNGSAMTS 

BEARBEITET VON 

Prof. Dr. LUDWIG JUASS, 

KAISERUCHEM REGiERUNGSRAT 
IM REICHS -VERSICHKRUNGSAMT, 

UND 

Prof. Dr. FRIEDRICH ZAHN, 

KiVISERUCHEM REGIERUNGSRAT 
IM KAISERUCHEN STATISIiSCHI^N AMT. 



• , • 



* 



BERLIN 1904. 

VERLAG VOM A. ASHER & Co. m BERLIN. 



V ■ 



\ 



\ 



f. 



\ 



) 



» 

i 

I 



< 



Vorwort 

zur ersten Ausgabe. 



Ziur Beschickung der Weltausstellung in Paris 1900 hat das Reichs- 
Versicherungsamt im Verein mit dem Kaiserlichen Statistischen Amt eine 
besondere Gruppe »Die Arbeiterversicherung des Deutschen Reichs« 
gebildet. Die Gruppe setzte sich zur* Aufgabe^rLdie Einrichtungen und 
Leistungen der deutschen Arbeiterversicherung durch Herstellung von 
graphischen (statistischen) Tafeln, bildlichen Darstellungen, Modellen und 
Drucksachen den Besuchern der Ausstellung vor Augen zu führen. 

Zu den genannten Drucksachen gehört die vorliegende Denkschrift 
»Einrichtung und Wirkung der deutschen Arbeiterversiche- 
rung«. Sie gibt Aufschluß, in welcher Weise das Problem der staat- 
lichen Arbeiterversicherung in Deutschland rechtlich gelöst und durch- 
geführt wurde, ferner, wie dieses Gesetzgebungswerk sich seither praktisch 
bewahrte. 

Den ersten Teil hat Herr Regieningsrat Dr. Lass im Reichs- Versicherungs- 
amt, den zweiten Herr Regierungsrat Dr. Za h n im Kaiserlichen Statistischen 
Amt bearbeitet. 

Bei dem hohen Interesse, das das Ausland der deutschen Arbeiter- 
versicherung von Anfang an zuwendete, ist anzunehmen, dafl dieser ein- 
gehende Rechenschaftsbericht weiten Kreisen willkommen sein wird. 

Möge die Arbeit mit dazu beitragen, dafi der segensreiche Erfolg der 
deutschen Arbeiterversicherung immer mehr erkannt und anerkannt werde, 
und daß das Vorbild Deutschlands immer weitere Nachahmung finde! 

Berlin, im April 190a 

Gaebel 

Präsident des Reichs -Versicheniogsamts, 
Vorsitzender der Ausstellungsgruppe 
•Die Albeiterversicherung des Deutschen 
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Vorwort 

zur zweiten und dritten Ausgabe. 

Die ursprQnglich (br die Weltausstellung in Paris 1900 bearbeitete 
Schrift hat im Jahre 1903 anläßlich des 6. internationalen Arbeiterversicherungs- 
Kongresses in DOsseldorf einen Anhang erhalten, in welchem die spateren 
Änderungen der Gesetzgebung und Statistik nachgetragen sind (a. Ausgabe). 

FOr die Weltausstellung in St. Louis 1904, auf welcher im Auftrage des 
Herrn Staatssekretärs des Innern die »Arbeiterversicherung des Deutschen 
Reichs« vorgef&hrt werden soll, ist eine 3. Ausgabe veranstaltet, indem 
der Anhang einer erneuten Durchsicht unterzogen und bis auf die Gegen* 
wart fortgenihrt worden ist 

Mochte die Arbeit ihren Zweck, zur Verbreitung der Kenntnis der Ziele 
und Wirkungen der deutschen Arbeiterversicherung beizutragen, weiterhin 
so, wie dies bisher der Fall war, erfbUen. 

Berlin, im Mirz 1904. 

Dr. Lass. 
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R. E. = Rekursentscheidung des Reichs -Versicherungsamts. 

R. G. Bl. ^'' Reichsgesetzblatt. 
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R. V. A. = Reichs -Versicherungsamt. 

Sten. Ber. ^ Stenographische Berichte. 
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U. V. G. = Unfall Versicherungsgesetz vom 6. Juli 1884. 
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I. Jbfine der bedeutendsten Schöpfungen, die das neue Deutsche Reich 
hervorgebracht hat, ist seine Arbeiten'crsicherung. Sie umfafst drei groise 
Zweige: die Kranken-, die Unfall- und die Invalidenversicherung. Diese drei 
Zweige der Arbeiterversichcrung, obwohl sie auf verschiedenen Gesetzen und 
vielfach auch auf verschiedenen Grundlagen beruhen, ergänzen sich g^enseitig, 
greifen in einander ein und sind deshalb als ein einheitliches Ganzes zu 
betrachten. 

Um ein richtiges Bild von der Bedeutung der Arbeiterversicherung des 
Deutschen Reichs zu gewinnen, ist es erforderlich, zunllchst eine kurze Rund- 
schau Ober den früheren Rechtszustand zu halten. 

1. Kranken fOrsorge. 

Eine umfassende, organisch geordnete Fürsorge für erkrankte Arbeiter fehlte. 
Hier und da bestanden einzelne gesetzliche Bestimmungen. Abgesehen von den 
Vorschriften über die UnterhaltsansprUche der Ver>vandten gegen einander 
und von vertragsmüfsigen Ansprüchen sind her\'orzuheben : Die Bestimmungen 
der vei-schiedenen Gesindeordnungen über die Fürsorgepflicht der Herrschaft 
gegenüber erkranktem Gesinde; die Vorschrift des Art. 60 des Handelsgesetz- 
buches*) über die auf die Dauer von sechs Wochen beschrankte Fürsorgepflicht 
des Prinzipals gegenüber denjenigen Handlungsgehülfen, welche durch unver* 
schuldetes Unglück an der Leistung ihres Dienstes gehindert wurden; die Vor- 
schrift der Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872 {%%. 48 — 51; zu vergl. 
auch Handelsgesetzbuch Art. 548 — 552) über die Fürsorgepflicht der Rheder 
gegenüber der Schiffsmannschaft (zu vergl. ferner Art. 523 ff. des Handelsgesetz- 
buches); die Fürsorge der Knappschaftskassen, eingeschriebenen HülEskassen und 
Innungs- Krankenkassen; und in letzter Linie die Vorschriften über die öffentliche 
Armenpflege (R. Ges. über den Unterstützungswohnsitz vom 6. Juni 1870)'). 
Besonders bemerkenswerth ist die Krankenfürsorge der Gemeinden gegen Bei- 
tragserhebungen in verschiedenen süddeutschen Staaten (zu vergl. Bayerisches 
Gesetz vom 29. April 1869, Badisches Armengesetz vom 5. Mai 1870 ($. 34), 
Württembergisches AusfÜhningsgesetz zum R. Ges. über den Unteistützuogs- 
Wohnsitz vom 23. April 1873). 

2. Unfallfürsorge. 

Die unter 1 angeführten Bestimmungen haben auch Anwendung zu finden, 
wenn die Krankheit durch Unfall verursacht worden ist. Dazu kommen die 
gemeinrechtlichen, sich an die Grundsätze der lex Apiilia — einer demokratischen 

*) Das neue Handdsgeseubuch vom 10. Mai 1897 kann noch nicht henng^Migea 
werden, da es sich hier um den Rechtszustand vor der Einf&hmng der Arl>eiterTcnidbt* 
nings- Gesetzgebung handelt 

^ Zu vei^ jetzt auch die Novell« vom la. Mirz 1894. 



2 Einleitung 

Errungenschaft aus der Zeit der 3. plebejischen Sezession — anschliefscndcn 
Besliniinungen über die Verpflichtung zum Schadensersatz und die entsprechenden, 
Iheflweise weitergehenden Vorschriften der übrigen Partikularrechte (zu vcrg). 
1 ia\besonderc Preufsisches Allgemeines Landrecht Thcil I, Tit. VI, SS* 98 — >io, 

] SS- > 1 1 — i39f Sachsischc*s Bürgerliches Gesetzbuch Z- 1483 '•; codex Maxbnilianeus 

< tavarkiis ciintis von 1756 Theil IV, Kap. 16, SS- 6 — 8). Im Grofscn und Ganzen 

L stehen diese Gesetze auf dem Standpunkte, dafs dem in Anspruch Genommenen 

; eine Schuld (vorsätzliche oder fahrlässige Herbeiflührung der TOdtung oder 

*j KOrpcr\'erletzung) nachgewiesen werden mufs. Besonders her\'orzuheben sind die 

I strengeren Vorschriften des rheinisch - französischen Rechts [code civil Art. 138a ff.) 

und die im Wesentlichen mit den Grundsätzen des französischen Rechts über- 
einstimmenden Vorschriften des Badischen Landrechts (Art. 1383 — 1386). Hier 
interessiren am meisten die Bestimmungen des Art. 1384 über die Haftung des 
Geschilftsherm (br den Schaden, welchen seine Beamten und Arbeiter bei Aus- 
führung ihrer geschüftlichc*n Verrichtungen herbeigeftihrt haben (*0n est respon- 
sable non-seuiemeni du dommage que Von cause par son propre fait^ mais 
cncore de celui qiä est causa par le fait des personnes dont on droit r^pondre. . . . 
Les maitres et les commettants, du dommage caus4 par leurs domestiques et 
* preposes*) dans les fonctions auxqueUes ils les ont employis^). 

Das bei weitem wichtigste aller Gesetze, welche die Verpflichtung zum 
Schadensersatz im Falle der Tödtung oder Körperxerletzung eines Menschen 
/um Gegenstande haben, ist das Reichshaftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871. Das- 
selbe stützt sich auf dos Preufsische Gesetz über die Eisenbahnunternehmungen 
vom 3. November 1838, welches im S* 23 neue charakteristische Grundsatze über 
die Haftung der Kisenbahnuntemehmer aufgc*stellt hatte. Die Grundgedanken 
des Retch>liaftpflichtge»etzes, welche in die Gc*setxgebungen der verschiedensten 
Staaten Europas, hier mehr, dort weniger, übergegangen sind, sind folgende: 
a Der Eisenbahnuntemehmer haftet, wenn bei dem Betriebe dcT Bahn ein 
Mensch gelödtci oder körperlich verletzt wird, ftlr den dadurch entstandenen 
Schaden ohne Weiteres *^ d. h. ohne dafs c*s dc*s Nachweises eines Ver- 
schuldens bedarf. Von dieser Haftung kann er sich nur befreien, wenn er 
beweist« dafs der Unfall durch höhere Gewalt (vis major) oder durch eigcncN 
Verschulden des Beschädigten verursacht worden ist. 
b) Die Unternehmer gewisser nilher bezeichneter Betriebe, welche crfahrung%- 
gemiffs mit einer ungewöhnlichen Gefahr ftir Leib und Leben verbundcri 
sind (Bergwerke« Steinbrüche« Gruben, Fabriken}, haften ftür das Verschulden 
ihrer Beamten (Bevollmächtigten« Repräsentanten sowie die zur Leitung oder 
Beau&ichtigung des Belriebc*s oder der Arbeiter angenommenen Per>onen\ 
Hier mufs allerdings eine Schuld nachgewiesen werdc*n, es genügt aber. 
wenn eine Schuld eines Bevollmüchtigten , Repräsentanten, Betriebsleiters. 
Arbeiteraufsehers etc. dargethan wird. Das Verschulden dieser Leute wirJ 
^ dem Betriebsherm zur Last gelegt. Die Haftung des Unternehmers erslrcvki 
sich also nicht auf das Verschulden der Mitarbeiter, durch welches eine grofsc 
Anzahl von Unfällen herbeigeführt wird. 
Den Zusammenhang zwischen dem alten Haftpflichtrecht und dem neuen 
Vefucherungsrecht vermittelt der S- 4 ^^ Reichshaftpflichtgcsetzcs. Dieser gewflhn 



■) Dicst Vortcbrifk geht noch weiter ob dos Reichshoftpflicbtfeiett, welches ein« 
llafhing des Printipolt für dn Verschulden seiner Beamten, nicht ober auch für dj^ 
VcrKhulden setner Arbeiter kenne Priposi ist ober auch ein einfacher Arbeiter, derr 
die AttsfUining eines GeschAfb abcrtrtfen ist (Zu vcigL Erkenotnt& des rbetnischei 
Senats des Obertribunals vom ja Januar 1877 — Pudidt Bd. X, S. )%)• 
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lern Unternehmer gewisse Vortheile in Ansehung Jer Höhe seiner Schaden»- 

l rsatzpflicht, falls er sich mit einem gewissen Bruchthcile durch Mitleistung von 

I Prämien oder anderen Beitrügen an den Versicherungen seiner Arbeiter .bezw. 

I bei deren Eintritt in Kranken- und sonstige Unterstützungskassen betheiligt. Diese 

Bestimmung ist aus der Absicht hervorgegangen, die Versicherung der Arbeiter 

j^cgen Krankheit und Unfälle unter Betheih'gung der Unternehmer an den Lasten 

2u begünstigen. 

Im engen Zusammenhange mit dem Reichshaftpflichtgesetz steht das Reichs- 
gcsetz über das Postwesen des Deutschen Reichs vom 28. Oktober 1871, welches 
im Z' 1 1 die Postverwaltung (Ür die bei Reisen mit den ordentlichen Posten 
vorkommenden Körper\erletzungen der Reisenden in Höhe der Kur- und Ver- 
pflegungskosten haften Idfst, sofern der Unfall nicht durch höhere Gewalt oder 
durch eigene Fahrlässigkeit der Verletzten herbeigeführt worden ist. 

Endlich sind noch zu erwähnen die Vorschriften des Handelsgesetzbuches 
über die Haftung des Rheders und des SchitTers bei Unfällen auf Segel- und 
Dampfschiffen. Der Rheder haftet für den Schaden, der einem Dritten von einer j 

Person der Schiffsbesatzung durch ein Verschulden bei Ausführung ihrer Dienst- 1 

Verrichtungen zugefügt worden ist. Die Haftung ist indessen in der Regel nur 1 

eine solche mit Schiff und Fracht — der fortune de mer (Handelsgesetzbuch \ 

Art. 451 ff.). Der Schiffer haftet für jeden Schaden, der in Folge der Vernach- 
lässigung der Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers eintritt, nicht nur den Reisenden, 
sondern auch der Schiffsbc*satzung gegenüber (Handelsgesetzbuch Art. 478, 479). | 

3. Fürsorge im Falle der Invalidität und des Alters. | 

Gesetzliche Vorschriften, welche sich mit der Fürsoi|$e für invalide g^ \ 

wordene und altersschwache Arbeiter beschäftigen, fanden sich in der früheren • 

Zeit äufserst spärlich. Ist die Invalidität mit Krankheit verbunden oder durch , 

einen Unfall verursacht, so flnden die vorerwähnten Bc*stimmungen Anwendung. j 

Besonders hervorzuheben sind nur die Knappschaftsvereine und Innungs-Kranken- 

^ kassen, welche auch im Falle der Invalidität die Fürsorge für die en/verbs^- 
unfähigen Arbeiter übernehmen. In den weitaus meisten Fällen kam indessen 
nur die öffentliche Armenpflege in Betracht, welcher die Fürsorge für alters- 

' schwache und invalide Arbeiter anheimfiel. 

; II. Diese Zustände waren auf die Dauer unhaltbar, nachdem im Laufe der 

letzten Jahrzehnte 'die soziale und wirthschaftliche Lage der arbeitenden Be- 
völkerung eine ganz andere geworden war. Wir befinden uns in einem volks- 
wirthschaftlichen Umbildungsprocefs, welcher die breite Schicht der Lohnarbeiter 
in den Vordergrund drängt. Die Gründe für diesen Umschwung liegen 

^ namentlich: 

a) in der Erhöhung der Gefahren für Leib und Leben in Folge der gesteigerten 
Benutzung von elementaren Kräften (Gas, Dampf, Elektrizität etc.), von 
Maschinen und gefährlichen chemischen Stoffen in der modernen Industrie; 

b) in der gesteigerten Konzentration der Arbeit an einzelnen Stellen (Fabriken) 
und den mit der Thätigkeit vieler Menschen auf derselben Betriebsstelle ver- 

^ bundenen Gefahren; 

c) in der in Folge des Ueberganges vom Klein- zum Grofsbetrieb immer mehr 
I abnehmenden Möglichkeit für die einfachen Arbeiter, sich selbständig zu 
. machen und der dadurch her\'orgerufenen Ent Wickelung dauernder Interessen* 

gegensätze zwischen Arbeiterschaft ynd Untemehmerthum; 
; d) in der steigenden Zunahme der Zahl der lebenslänglich in wirthschaftlicher 
^* Abhängigkeit befindlichen — dabei politisch freien — Arbeiter, deren . 

Existenz von den schwankenden wirthschaftlichen Konjunkturen abhängig ut. 



d 



I» 



\ 



A EiolcituiM. 

Dieser Neugestaltung der wirthschaüllichefi und sozialen Verhältnisse gegen- 
Ober waren die bestehenden Gesetze unzulänglich. Die hervorstechendsten LOcken 
in der Gesetzgebung waren folgende:*) 

Vide Vorschriften galten nur fbr beschrankte Gebiete. Die Folge davon 
war eine verschiedenartige Behandlung des Deutschen Arbeiterstandes. Bei dem 
erheblichen Orts- und Berufswechsel der Arbeiter war ein solcher Zustand 
unleidlich. Für einen grofsen Theil der Arbeiterbe\'ölkerung bestand , abgesehen 
von der öflentlichen Armenpfl^e, keine Fürsorge. Die Einrichtungen, welche 
die FOrMrge im Falle der Krankheit zum G<^eiistande hatten, waren noch die 



Auf dem Gebiete der Unfallfllrsorge hatten sich die von dem Reichshaft- 
pAichtgcsctz erwarteten Hoffnungen nicht verwirklicht. Abgesehen von Eisen- 
bahnunfüllen mu&te dem Unternehmer oder einem seiner Beamten eine Schuld 
nachgewiesen werden. Die Feststellung der Schuld fbhrle in den meisten Fällen 
zu erbitterten Prozessen, welche das gespannte Verhflitnifs zwischen den Arbeitern 
und Unternehmern verschärften. Die Zahl der Prozesse wurde noch dadurch 
vermehrt, dais die Privat\'ersicherungsgesellschaften, bei denen die Unternehmer 
meistern versichert waren, die Zahlung der Entschädigungssumme vielfach all- 
gemein von einer rechtskräftigen Feststellung der Verpflichtung des Unternehmers 
abhängig machten. Von allen Betheiligten wurde anerkannt, dafs dieser Zustand 
nicht so bleiben konnte. Ueber die Mittel und Wege der Abhülfe gingen aber 
die Ansichten aus einander. Der nahe liegende Gedanke, das Ziel durch Er- 
w citerung der Haftpflicht der Unternehmer unter Zulassung von Privatversicherungs- 
gcsellschaften zu erreichen — welcher Weg in mehreren aufserdeutschen Ländern 
eingeschlagen worden ist — «ist auch in Deutschland eingehend erwogen worden. 
Man hat diesen Gedanken aber schlicfslich fallen gelassen. 

Je tiefer man sich in Deutschland mit der Angelegenheit befafste, um so 
mehr wurde man sich klar, dafs es sich nicht lediglich um eine Rechtsfrage, 
sondern um eine sozialpolitische Frage handele. Im Interesse des sozialen 
Friedens ging man an die Schaffung eines neuen Gesetzgebungswerkes heran^ 
welches die FürM>i^ ft&r die Arbeiterbe\'Clkerung in umfassender Weise regeln 
»olhe. 

III. Das Progranmi tür die neue Gesetzgebung ist vorgezeichnet in der 
Kaiscriichcn Botschaft Kaiser Wilhelms des Grofsen vom 17. November 1881, 
die E. von Woedtke, der bekannte Kommentator unserer Arbeiten*ersicherungs> 
gesetze, die magna Charta der Sozialpolitik des Deutschen Reichs nennt. Es 
heilst dort: 

•Schon im Februar dieses Jahres haben Wir Unsere Ucberzeugung aus- 
sprechen lassen, da(s die Heilung der sozialen Schäden nicht ausschliefslich 
im Wege der Repression sozialdemokratischer Ausschreitungen, sondern gleich- 
mälsig auf dem der positiven Forderung des W^ohles der Arbeiter zu suchen 
sein werde. Wir halten es fllr Unsere Kaiseriiche Pflicht^ dem Reichstage diese 
Aufgabe von Neuem an*s Herz zu legen, und würden Wir mit um so grOfserer 
Befriedigung auf alle Erfolge, mit denen Gott Unsere Regierung sichtlich ge- 
segnet hat, zurtickblickcn, wenn es uns gelänge, dereinst das Bewulstscin mit- 
zunehmen, dem Vaterlande neue und dauernde Borgschaften seines inneren 
Friedens und den HOlfsbedOrftigen grOfsere Sicherheit und Ergiebig- 
keit des Beistandes, auf den sie Anspruch haben, zu hinterlassen. In Unseren 
darauf gerichteten Bestrebungen sind y/ir der Zustimmung aller verbOndeten 



*) Zo vtrgl. das Nähert bei Rosin, Das Recht der Afbetttnrersichenii^ Baitic A^y^ 
B4. 1 Sw lyÜ 
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Regierungen gewifs und vertrauen auf die Unterstützung dcSs Reichstags ohne 
Unterschied der Parteistellungen. 

In diesem Sinne wird zunächst der von den verbündeten Regierungen in 
der vorigen Session vorgelegte Entwurf eines Gesetzes über die Versicherung 
der Arbeiter gegen Betriebsunfälle mit Rücksicht auf die im Reichstage 
stattgehabten Verhandlungen über denselben einer Umarbeitung unterzogen, um 
die erneute Berathung desselben vorzubereiten. Ergänzend wird ihm eine Vor- 
lage zur Seite treten, welche sich eine gleichmäfsige Organisation des { 
gewerblichen Krankenkassenwesens zur Aufgabe stellt. Aber auch die- j 
jenigen, welche durch Alter und Invalidität erwerbsunfähig werden, i 
! haben der Gesammthcit gegenüber einen begründeten Anspruch auf ein höheres 
Mafs staatlicher Fürsorge, als ihnen bisher hat zu Theil werden können. 
I Für diese Fürsorge die rechten Mittel und W^e zu finden, ist eine 
'■ schwierige, aber auch eine der höchsten Aufgaben eines jeden Gemeinwesens, 
! welches auf den sittlichen Fundamenten des christlichen Volkslebens steht. 
I Der engere Anschlufs an die realen Kräfte dieses Volkslebens und 
^ das Zusammenfassen der letzteren in der Form korporativer Ge- 
] nossenschaften unter staatlichem Schutz und staatlicher Fürsorge 
^ werden, wie Wir hoffen, die Lösung auch von Aufgaben möglich machen, 
denen die Staatsgewalt allein in gleichem Umfange nicht gewachsen sein würde. 
Immerhin aber wird auch auf diesem Wege das Ziel nicht ohne die Aufwendung 
' erheblicher Mittel zu erreichen sein«. 

1 Auf den Grundgedanken , welche in diesem denkwürdigen Schriftstück aus- 

. gesprochen sind, ist die Deutsche Arbeiterversicherung aufgebaut, 
j IV. Bis jetzt bestehen folgende Gesetze: 

^ I. das Krankenversichcrungsgesetz vom 15. Juni 1883, in der revidirten Fassung 
j vom 10. April 1892, 

: 2. das Unfallversicherungsgesetz vom 6. Juli 1884, 

• 3. das Gesetz über die Ausdehnung der Unfall- und Krankenversicherung vom 

28. Mai 1885, 
. das Gesetz, betreffend die Unfall- und Krankenversicherung der in land- 
und forstwirthschaftlichen Betrieben beschäftigten Personen, vom 5. Mai 1886, 
I 5. das Gesetz, betreffend die Unfallversicherung der bei Bauten beschäftigten 

• Per&oncn, vom 11. Juli 1887, 

I 6. das Gesetz, betreffend die Unfallversicherung der Seeleute und anderer bei 
I der Seeschiffahrt betheiligter Personen, vom 13. Juli 1887, 

*. das Gesetz, betreffend die Invaliditäts* und Altersversicherung vom 22. Juni 
.1889, in der revidirten Fassung vom 13. Juli 1899. Das Gesetz f&hrt jetzt 
die Bezeichnung Invalidenversicherungsgesetz. 
Abweichend geregelt ist die Fürsorge ftlr Beamte und Personen des 
Soldatenstandes, welche in Folge von Betriebsunfällen zu Schaden kommen. 
I Die Regelung ist im Anschlufs an die Grundsätze erfolgt, welche fbr die Ge- 
! Währung eines Ruhegehalts und fllr die Sorge für die Hinterbliebenen zur An- 
wendung kommen. Das mafsgebende Reichsgesetz ist unter dem 1 5. März f 886 
ergangen. 



Erster Abschnitt. 

Ueberblick über das Arbeiterversicherungsrecht 

des Deutschen Reichs. 

I. 
Die Krankenversieherungf. 

1. Der Kreis der versicherten Personen. 

I. Die Krankenversicherung erstreckt sich auf fast alle in dem Gewerbe, 
dem Handel und dem Handwerk gegen Entgelt (Lohn, Gehalt, Gewinnanthcil, 
Naturalbezüge) beschäftigten Arbeiter und diesen in wirthschaftlicher Beziehung 
nahestehenden PerM>nen. Die Zahl der Versicherten betrug im Jahre 1897: 
8865685 bei einer GesammtbevClkerung von 53 514000 Personen* 

Die einfachen Arbeiter unterliegen der Versicherung ohne Rücksicht auf die 
Höhe des Lohnes; die Betriebsbeamten, Werkmeister, Techniker, Handlungs- 
geholfen und Beamten der Reichs-, Staats- und der Kommunal verbünde, soweit 
sie überhaupt in versicherungspflichtiger Beschilftigung stehen, und die im Ge- 
schäftsbetriebe der Anwälte, Notare, Gerichtsvollzieher, Krankenkassen, Berufs- 
genossenschaften und Versicherungsanstalten bcschitftigtcn Personen jedoch nur 
dann, wenn ihr Arbeitsverdienst an Lohn oder Gehalt 6-\ Mark ftir den ArK'its- 
tag oder 2000 Mark für das Jahr nicht übersteigt {Z, ab des K. V. G.). Voraus- 
gesetzt wird , dafs die Beschäftigung freiwillig übernommen ') und nicht nur eine 
ganz vorübergehende ist.^ Im Uebrigen begründen Alter, Geschlecht, Reichs- 
angehOrigkeit und GrOfse des Privatvermögens keinen Unterschied. 

n. Unbedingt, d. h. ohne Weiteres kraft Gesetzes, versicherungspflichtig 
sind folgende Betriebe: Bergwerke, Salinen, Aufbcreiti/ngsanstalten, Brüche, 
Gruben, Fabriken, Hüttenwerke, Eisenbahn-, Binnenschiflahrts- und Baggcrci- 
betriebe, Werften, Bauten aller Art; das Handelsgewcrbe (ausgenommen sind 
iedoch Gehülfen und Lehrlinge in Apotheken und diejenigen Handlungsgchülfen 
und -Lehriinge, deren Ansprüche auf Fürsorge gegenüber ihrem Prinzipal — 
Art. 63 (früher 60) des Handelsgesetzbuches — vcrtragsmäfsig nicht beschränkt 
oder aufgehoben sind); das Handwerk, die sonstigen stehenden — d. h« mit 
einer gewerblichen Niederlassung (S* 41 der Reichs -Gewerbeordnung) verbun- 
denen — Gewerbebetriebe (z. B. die Fischerei); der Geschäftsbetrieb der Anwälte, 
Notare und Gerichtsvollzieher; der Geschäftsbetrieb der Krankenkassen, Beruf^- 
genouenschaften und Versicherungsanstalten der Arbeiter\*ersicherung; die sog. 
Moton»ibetriebe, d. s. Betriebe, in denen Dampfkessel oder durch elementare 
Kraft — Wind, Wasser, Dampf, Gas, heifsc Luft, Elektrizität etc — bewegte 
Triebwerke nicht nur vorübergehend zur Verwendung komnrwn; der technische 

■) Die Stra%efiuigeiicfi und in Besacnmgsaiistalten tintergebracbteii Ptt io oen taod 
dahaJBb von den Woblthaten der KrankenvtrucheruQg autgtacblcMMn. 

^ Ott BeschäftigonB darf durch die Natur ihres Gegenstandes oder im Voraus durch 
den Arbeitsveitr«! nkhi auf weniger ab eint Woche beschrinkt sein. 
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I. Der Kreis der versicherten Personen. j 

Betrieb der Post- und TelcgrapKenyerwaltungen, wozu auch der Tclephondienst 
gehört; die mit den Marine- und Heeresverwaltungen verbundenen wirthschaft- 
liehen Betriebe (z. B. Proviantamtsverwaltungen , Bekleidungsämter, Pulver- und 
Fcuenverksfabriken , Gcschützgielsercien , Artilleriewerkstatten , Torpedodepots 
Bückereien etc.); die Betriebe der zur Fahrt aut den Flufsmündungen und Haffen 
der See dienenden Fahrzeuge sowie der Betrieb der Küstenfahrer, ausgenommen 
ist jedoch die Besatzung der Seeschiffe, auf welche die SS- 48 und 49 der See- 
inannsordnung ^) Anwendung finden. 

III. Durch besondere Anordnungen kann die Versichcrungs- 
pflicht auf noch weitere Pcrsonenklassen ausgedehnt werden, näm- 
lich: auf unständige — nur vorübergehend in den vorbezeichneten BetricK*n 
beschiiftigte — Personen; auf bestimmte Klassen von in Kommunalbetricben und 
ini Kommunaldienstc (z. B. in stadtischen Feucnvchren, Gas- und Wasserwerken, 
Reinigungsanstalten, Nachtwachdienst etc.) beschüftigten Personen; auf Familien- 
angehörige eines Betriebsunternchmcrs, die nicht auf Grund eines Arbeitsvertrages 
beschäftigt werden; auf die Hagsindustrie; auf nicht der Versicherungspflicht 
unterliegende Handlungsgehülfen und -Lehrlinge; auf land- und forstwirth- 
schaft liehe Arbeiter (nicht aber Gesinde) und Betriebsbeamte (S- 2 K. V. G.)*); 
und auf bestimmte Klassen von in Betrieben oder im Dienste des Reichs oder 
eines Staates beschllftigten Personen {%. 2 a); in allen diesen Füllen auf Beamte 
iedoch nur dann, wenn ihr Einkommen 6-/, Mark für den Arbeitstag oder 
2000 Mark (Ür das Jahr nicht übersteigt (§. 2 b). 

IV. Ausgenommen von der Versicherungspflicht sind kraft 
Gesetzes: Personen des Soldatenstandes; in Betrieben oder im Dienste de» 
Reichs-, eines Staats- oder Kommunalverbandes beschäftigte Personen, wenn sie 
in Krankheitsfallen Anspruch auf Fortgewührung des Gehalts ödes Lohnes f&r 
mindestens dreizehn Wochen oder auf eine den Leistungen der Gemeinde- 
Krankenversicherung entsprechende Unterstützung haben (§. 3). 

V. Für gewisse Personen findet eine Befreiung von der Versicherungs- 
pflicht statt. Die Befreiungen erfolgen entweder auf Antrag der zu befreienden 
Person oder auf Antrag des Arbeitgebers. 

1. Auf eigenen Antrag sind zu befreien: Personen, die im Falle der 
Erkrankung gegen ihren Arbeitgeber einen Anspruch auf eine den Leistungen 
der Gemeinde - Krankenversicherung gicichwerthige Fürsorge haben, sofern die 
Leistungsfähigkeit des Arbeitgebers gesichert ist. Femer mit Zustimmung des 
unterstützungspfiichtigen Annenverbandes Personen, die nur theilweise oder nur 
zeitweise erwerbsfähig sind. Es ist vorgekommen, dafs solche Personen doshalb 
nicht in Beschäftigung genommen wurden, weil der Arbeitgeber die Krankenkasse 
nicht mit der hohen Krankheitsgefahr solcher Personen belasten wollte. Diesem 
L'ebelstande wollte man vorbeugen ($. 3 a). 

2. Auf Antrag des Arbeitgebers') sind zu befreien: Lehrlinge, wenn 
ihnen der Arbeitgeber im Erkrankungsfalle Kur und Verpflegung in einem 

■) Hiemach hat der Rheder dem Schiffsmann, welcher nach Antritt des Dienstes 
erkrankt oder verwundet wird, neben Fortzahlung der Heuer ftlr eine gewisse Ztil die 
Kosten der Verpflegung und Heilung zu gewShren. 

*} Zu ver|^. aufserdem die Zusaubestimmungen im $• 142 des L.U.V.G. Ferner die 
weitergehenden Vorschriften der $$. 133 ff. des L.U. V.G.^ wonach die in der Landwiith* 
Schaft gegen Gehalt oder Lohn beschäftigten Personen — also auch das Gesinde ^ 
durch die Landesgesetzgehung der Krankenversichemngspflicbf unterwnrfen werden 
können. 

*) Der Arbeitgeber hat an der Befreiung insofern Interesse, als er sdbsi von der< 
Bettragspflicht befreit wird 
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g L Die Krankenvenidiening.- 

Krankenhausc sichert« Gleiches gilt von Personen, die in Arbeiterkolonien oder 
Ähnlichen Wohlthitigkeitsanstalten beschäftigt werden (S- 3 b}. Ferner sind zu 
befreien in der Land- und Forstwirthschaft l>eschflftigte Personen, die im Falte 
der Erkrankung gegen ihren Arbeitgeber Anspruch auf eine den Leistungen der 
Gemeinde - Krankenversicherung gleich werthige Fürsorge haben, sofern die 
Lcistungsfidiigkeit des Arbeitgebers gesichert ist (S. 1 36 des L. U. V. G.). 

VL Die freiwillige Versicherung. Eine freiwillige Betheiligung an 
den Versicherungseinrichtungen ist in einer zweifachen Weise zugelassen, durch 
freiwilligen Eintritt in die Versicherung und durch freiwillige Fortsetzung der 
Veisichening. 

I. Zum freiwilligen Eintritt in die Versicherung sind berechtigt: 
Personen der in den SS- 1 — 3 des Krankenversicherungsgesetzes bezeichneten Art, die 
der Versicherungspflicht nicht unterliegen und deren jährliches Gesammtein- 
kommen aooo Mark nicht übersteigt (z. B. die nicht gegen Entgelt beschäftigten 
Personen; Personen, auf welche die Versicherungspflicht erstreckt werden kann, 
soweit dies nicht geschehen ist); die Dienstboten, deren Versicherung übrigens 
nur bei der Gemeinde 'Krankenversicherung, unter Umständen auch bei den 
Orts- Krankenkassen, zulXssig ist; nach statutarischer Vorschrift auch andere 
nicht versicherungspflichtige Personen mit nicht mehr als aooo Mark jährlichem 
Gcsammteinkommen (z. B. kleine Handwerksmeister, Dicnstmfinncr etc.) — SS- 4 
Abs. 3, 19 Abs. 3, 36a AI». 2 Z. 5, 63 Abs. 2 und 73 Abs. 3 K. V. G. 

Der Beitritt erfolgt bei dem Gemeindevorstande oder dem Vorstande der 
Kasse oder der Meldestelle durch eine schriftliche oder mündliche Erklärung, 
welcher die Kraft, das Versicherungsverhältnifs zu begründen, durch Rechtssatz 
beigelegt ist. Die Aufnahme darf nur dann versteigert werden, wenn eine 
flr/tliche Untersuchung eine bereits bestehende Krankheit des sich Meldenden 
ergicbt. Nur in dem Falle der statutarischen Zulassung (S* 36a Abs. 3 Z. 5) 
kann es dem freien Ermessen der Gemeinde oder des Vorstandes Oberlassen 
werden, den Meldenden aufzunehmen oder zurückzuweisen. Die Feststellung der 
Bedingungen ftlr die Aufnahme ist in diesem Falle Sache des Statuts oder auch 
der Kasscnven^altung (SS- 4 Abs. 3, 19 Abs. 3, 63 Abs. 3, 73 Abs. 3). 

Die freiwillige Versicherung erlischt, abgesehen von dem ausdrücklichen 
Austritt, durch Zahlungsverzug. Werden die Versicherungsbeiträge an zwei auf 
einander folgenden Zahlungsterminen nicht geleistet, so scheiden die beigetretenen 
aus der Versicherung aus (SS. 4 Abs. 4, 19 Abs. 6, 63 Abs. 4, 73 Abs. 3). 

3. Die freiwillige Fortsetzung des Versicherungsverhältnisses. 
Das Gesetz gewährt den aus einem Versicheningsvcrhältnifs ausscheidenden 
Personen die Möglichkeit, die Versicherung freiwillig fortzusetzen. Voraussetzung 
hicrftlr ist, dafs in Folge des Wechsels der Beschäftigung nicht eire neue Zwangs- 
Versicherung bei einer anderen Krankenkasse eintritt; femer, dafs sich die Be- 
rechtigten im Inlande aufhalten und, soweit es sich um die Gemeinde-Kranken- 
versicherung handelt, dais sie entweder im Gemeindebezirk ihres bisherigen 
Aufenthaltes verbleiben, oder in dem Gemeindebezirk ihren Aufenthalt nehmen« 
in dem sie zuletzt beschäftigt wurden. Die Beiträge, welche die das Versicherungs- 
verhältnils fortsetzenden Personen zu entrichten haben, sind die vollen Beiträge, 
also einKhIiefNiich des sonst auf den Art>eitgeber entfallenden Bruchtheils. 

Die freiwillige Fortsetzung des Versicherungsverhältnisses wird begründet 
entweder durch eine ausdrückliche Anzeige oder — mit gewissen Etruchrän- 
kungen — durch stillschweigende Forlzahlung der Beiträge. Das Versicherungs- 
verhlltnils eriiacht — abgesehen von dem Austritt oder dem Wegfall einer Vor- 
aussetzung ftlr das Bestehen dieses Verhältnisses (z. B. Veriassen des Inlandes 
Eintritt in eine Beschäftigung, welche die Mitgliedschaft bei einer anderen 
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2. Die Träger der Versicherung. 9 

Krankenkasse bedingt) — durcH Zahlungsverzug. Bei der Gemeinde-Kranken- 
versicherung genügt schon einmalige Unterlassung der Zahlung, bei den organi- 
sirten Krankenkassen erlischt die Mitgliedschaft erst, wenn die Beitrage an zwei 
auf einander folgenden Zahlungsterminen nicht geleistet werden (SS. 1 1 9 27 Abs. i 
u. 2, 64, 72 Abs. 3, 73 Abs. 1). 

VII. Zum Zwecke der Feststellung des Kreises der versicherten Personen 
hat das Gesetz die Meldepflicht vorgesehen. Diese Pflicht liegt bezflglich der 
versicherungspflichtigen Personen den Arbeitgebern ob ; nicht versicherungspflichtige 
Personen, welche der Krankenkasse beitreten wollen, haben ihre Anmeldung 
selbst zu bewirken. Die Meldepflicht ist entweder eine An- oder eine Abmelde* 
pflicht. Die rechtliche Bedeutung der Meldepflicht ist verschieden, je nachdem 
es sich um die Zwangsversicherung oder um die freiwillige Versicherung handelt. , 
Bei der Zwangsvcrsicherims kommt der Meldepflicht lediglich die Bedeutung 
einer Kontrolmafsregel zu. Bei der freiwilligen Versicherung ist dagegen mit der 
An- und Abmeldung die Entstehung und Endigung des Versicherungsverhflitnisses 

verknüpft. 

Die vorsützliche oder fahrlässige Unterlassung oder Verspätung der Anmeldung 
hat bei der Zwangsversicherung aufser Geldstrafe (bis zu 20 Mark) zur Folge, 
dafs der sjlumige Arbeitgeber der Kasse alle Aufwendungen zu ersetzen hat, 
welche diese einer vor der Anmeldung erkrankten Person oder deren Angehörigen 
hat leisten müssen (S§. 49, 50 u. 81). 

2. Die Träger der Versicherung. 

I. Eine einheitliche Organisation der Krankenversicherung war in Deutschland 
nicht wohl möglich. Mit Rücksicht auf die vorhandenen Einrichtungen und die 
Verschiedenheit der Bedtirfnisse mufste die Organisation der Krankenversicherung 
nothwcndig eine vielgestaltige werden. Diese Gestaltung der Krankenversicherung 
mag die leichte Ucbersicht erschweren, sie wirkt aber dadurch segensreich, dafs 
sie den überall verschiedenartigen Verhältnissen gebührend Rechnung trägt. 
Allerdings ist zuzugeben, dafs die Schaffung vieler kleinerer Kassen die Gefahr 
einer plötzlichen Leistungsunfähigkeit einer Kasse mit sich bringt, indessen hat 
das Gesetz durch verschiedene Vorschriften wiederum Sorge daftlr getragen, dafs 
in dieser Beziehung keine Nachtheile eintreten. Empfiehlt es sich im Einzelfalle 
gröfsere Kassen zu errichten, so ist hierzu durch das Gesetz ebenfalls in ver- 
schiedenen Formen die Möglichkeit gegeben. 

II. In der Regel erfolgt die Krankenversicherung durch die sog. Orts- 
Krankenkassen, die in der Hauptsache als Berufs-Krankenkassen gedacht waren* 
Dies sind ftkr den Zweck der Krankenversicherung besonders geschaffene, selb- 
stilndige Korporationen (Personenvereine), denen die Rechte der juristischen 
Person beigelegt sind. In Deutschland bestanden im Jahre 1897 4548 solcher 
Kassen. Die Orts-Krankenkassen werden fbr einzelne oder mehrere Gewerbs- 
zweige (z. B. Maurer, Tischler, Schuhmacher etc.) oder für einzelne oder 
mehrere Betriebsarten (z.B. Handbetrieb, Fabrikbetrieb) ßlr einen bestimmten 
räumlichen Bezirk (den Bezirk einer oder mehrerer Gemeinden oder eines 
weiteren Kommunalverbandes) errichtet. Die Ausdehnung der Kassen Ober die 
Grenzen der Gemeinde hinaus findet namentlich in solchen Gegenden statt, in 
welchen die einzelnen Gewerbszweige über verschiedene Gemeinden verbreitet 
>ind und ein fortwährender Wechsel der Arbeiter zwischen den einzelnen Orten 
stattfindet. Mitglieder der Kasse sind die versicherten Personen, flir welche 
die Kasse errichtet ist. Die Arbeitgel>er, welche an der Aufbringung der Mittel 
thcilnehmen, sind nicht Mitglieder der Kasse, sie haben aber Anspruch auf TheO- 
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2. Die Trflger der Versicherung. II 

i zutrii^lichkeiten (Erschwerung der Kontrole, Belästigungen der Arbeitgeber durch 

i jic fortwährenden An- und Abmeldungen etc.)- entstehen würden, wenn dieVer- 

1 NJchcrung dieser nur vorübergehend beschüftigten Arbeiter in den bestehenden 

2 Kassen bewirkt werden müfste. Man schuf deshalb Kassen, welche mit dem 
} Bau verbunden sind, mit diesem entstehen, weiterrücken und endigen. In, 

Deutschland bestanden im Jahre 1897 92 solcher Kassen. 

Die Errichtung der Bau - Krankenkassen erfolgt auf Anordnung der höheren 
Verwaltungsbehörde durch den Bauherrn oder mit Genehmigung derselben Be- 
hörde durch die Unternehmer, falls sie ausreichende Sicherheit bieten. . 

Im Uebrigen gelten für die Bau-Krankenkassen im Allgemeinen die gleichen 
Vorschriften wie für die Betriebs - Krankenkassen (S§. 69 — 72). 

V. Weitere Arten der Krankenkassen sind die Innungs-Krankenkassen^ 
Knappschaftskassen, eingeschriebenen und landesrechtlichen Hüifs- 
kassen. Diese Kassen fand der Gesetzgeber bereits vor, sie waren brauchbare 
und geeignete Einrichtungen, und es bedurfte nur, sie den neuen Verhültnissen 
anzupassen. In Deutschland bestanden im Jahre 1897. 593 Innungs- Kranken- 
kassen, 195 Knappschaftskassen, 1422 eingeschrieb(;ne und 261 landesrechtliche 
HUlfskassen. 

VI. Für diejenigen Personen, welche bei keiner der vorbezeichneten Kassen 
' versichert sind, tritt die Gemeinde-Krankenversicherung ein.') Im Gegen- 

>atz zu den korporativen Krankenkassen ist die Gemeinde - Krankenversicherung 
eine Einrichtung der Gemeinde. Die Gemeinde-Krankenversicherung ist kein« 
selbständige juristische Person, sie hat keine besondere Verfassung und keine 
besonderen Organe. Die Verwaltung wird von den Organen der Gemeinde ge- 
ttlhrt. Die Gemeinde ist Eigenthümerin des Vermögens der Kasse, sie hat An- 
spruch auf die Versicherungsbeiträge, und den Glüubigern haftet nicht nur das 
Kassenvermögen, sondern das gesammte Vermögen der Gemeinde. In thatsflch- 
licher Beziehung besteht insofern eine gewisse Selbständigkeit der Gemeinde- 
Krankenversicherung, als eine besondere — von der Gemeindekasse getrennte — 
Kasse geführt werden mufs, in welche die Einnahmen fliefsen und aus welcher 
die Ausgaben bestritten werden. 

An Stelle der einzelnen Gemeinden kann der weitere Kommunalverband 
oder eine Vereinigung mehrerer Gemeinden treten (S§. 4 — 15, 49—758). 

VII. Die Kassenverbände. Die innerhalb des Bezirks derselben Aufsichts- 
behörde belegenen Krankenkassen — nicht nur Orts-, sondern auch ßetriebs-^ 
Bau-, Innungs- Krankenkassen und Gemeinde -Krankenversicherungen — dürfen 
sich behufs Erreichung gemeinsamer Zwecke zu einem Veft>ande vereinigen* 
Diese Zwecke sind: Anstellung eines gemeinsamen Rechnifngs- und KassenfÜhreis 
und anderer gemeinsamer Bediensteten; Abschliefsung gemeinsamer Vertrüge mit 
Aerzten, Apothekern, Krankenhäusern und Lieferanten von Heilmitteln und. 
anderen Bedürfnissen der Krankenpflege; Anlage und Betrieb gemeinsamer An- 
stalten zur Heilung und Verpflegung erkrankter Mitglieder sowie zur FOrsoi|{e 
für Rekonvaleszenten und gemeinsame Bestreitung der Krankenunterstützungs- 
kosten, jedoch nur zu einem die Hülfte ihres Gesammtbetrages nicht über- 
steigenden Theile. 

Den Verbünden ist die rechtliche Selbstfindigkeit in der Weise verliehen worden^ 
dafs ihnen die Befugnifs beigelegt worden ist, unter ihrem Namen iRechte zu 
enverben und Verbindlichkeiten einzugehen, vor Gericht zu klagen und verklagt 
zu werden (SS* 46, 46a u. b, 64, 72 Abs. 3, 73 Abs, 1). 

') Die Mitglieder einer freien Hülfskasse ($• 75) müssen von ihrem Recht auf Be-> 
freiung Gebrauch machen, wenn die Gemeinde- Krankenversicherung f&r sie nicht ein» 
treten sdL 

\ 
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If L Die Krankenversicherung. 

3. Die Leistungen der Krankenversicherung. 

L Der Schwerpunkt der Krankenversicherung liegt in den Leistungen der 
Kruikcnkassen. Der Umfang der Leistungen ist bei den einzelnen Kasseneinrich- 
tungen venchieden. 

IL Das Mindeste, was sfimmtliche Kasseneinrichtungen einschliefslich der 
Gemeinde -Krankenversicherung zu leisten haben, besteht: 
I. in freier Ärztlicher Behandlung, freier Arznei und sog. kleinen Heilmitteln 

(Brillen, Bruchbändern u« dergl.) vom Tage der Erkrankung ab; 
3. femer im Falle der Er\%'erbsunfthigkeit, jedoch erst vom dritten Tage der 
Erkrankung (die Zwischzeit ist die sog. Warte- oder Karenzzeit der Kranken- 
versicherung) ab, in einem Krankengeld, welches die Hfilfte desjenigen 
Tagelohnes betrtfgt, nach welchem die Beitrüge berechnet werden. Das 
Krankengeld wird nach Ablauf jeder Woche gezahlt. 

Diese Leistungen werden gewtfhrt, solange die Krankheit dauert, höchstens 
aber für dreizehn Wochen nach Beginn der Krankheit, im Falle der Enverbs- 
unfifhigkeit nach Beginn des Krankengeldbezuges (S. 6 Abs. 1 und 3). 

An Stelle der vorbezeichneten Leistungen kann unter gewissen Voraus- 
setzungen freie Kur und Verpflegung in einem Krankenhause gewahrt 
werden. Hat der in einem Krankenhause Untergebrachte Angehörige, deren 
Unterhalt er bisher aus seinem Arbeitsverdienste bestritten 'hat, so ist daneben 
die Hälfte des Krankengeldes für diese Angehörigen zu zahlen (S« 7). 

Bei den Orts-, Betriebs- (Fabrik-), Bau- und Innungs-Krankenkassen kommt 
zu den Mindestleistungen noch hinzu: Wöchnerinnenunterstützung') und 
«in Sterbegeld. Die WöchnerinnenuntcrstUtzung betrtfgt ebensoviel wie das 
Krankengeld und wird auf die Dauer von mindestens vier Wochen nach der 
Niederkunft gewährt. Die Voraussetzung für den Anspruch ist jedoch, dafs 
<lie Wöchnerin innerhalb des letzten Jahres bereits mindestens sechs Monate hin- 
durch versichert war. Das Sterbegeld ist auf den zwanzigfachen Betrag des 
T9gelohnes des Vcrsichchen zu bemessen {Z%. 3o Abs. 1 Z. 3 u. 3, 64, 73 

AI». J, 73)- . 

Die freien HOlfskassen mQssen mindestens dasjenige leisten, was die 

Gemeinde-Krankenversicherung bietet, wenn deren Mitglieder von der Versicherung 

bei einer anderen Krankenkasse befreit sein wollen (S. 75). 

Die Leistungen der Knappschaftskassen müssen die fQr die Betriebs- (Fabrik-) 
Krankenkassen vorgeschriet>enen Mindestleistungen erreichen {%. 74 Abs. 3). 

III. Weitergehende Leistungen sind innerhalb bestimmter Grenzen 
aibteM. 

I. Eine Erweiterung der Leistungen der Gemeinde- Krankenver- 
sicherung durch besonderen Beschlufs der Gemeinde ist in folgenden Be- 
ziehungen zulässig: Das Krankengeld kann allgemein oder unter t>estimmten Vor- 
aussetzungen schon vom Tage der Erwerbsunfilhigkeit ab geleistet werden, es 
kann also die Wartezeit beseitigt werden; es kann femer bestinunt werden, dafs 
das Krankengeld auch fbr Sonn- und Festtage gezahlt werde (S* 6 a Z. 4); freie 
irztliche Behandlung, Arznei und kleine Heilmittel können auf Antrag der Ver- 
sicherten auch fbr ihre dem Krankenversicherungszwange nicht unteriiegenden 
Familienangehörigen geu*tfhrt werden (S* 6 a Z. 5); unter besonderen Umstanden 
kann beim Vorhandensein dauernder UeberschQsse eine fernere Erhöhung oder 
Er^Kxitening der Unterstützungen (Erhöhung des Krankengeldes, Gewährung kost- 



*) Isi mit dem Wochenben eine Krankheit vtibunden, so trttan die rcgtimaftigeo 
LetttuQgeo der Krankcnvenichaniag cia. 
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spieligerer Heilmittel, Rekonvaleszentenfürsorge, WöchnerinnenunterstQtzung, Sterbe- 
geld) eintreten (S- lo Abs. 3). 

2. Bei den Orts-, Betriebs- (Fabrik-), Bau- und Innungs- 
Krankenkassen ist eine Erweiterung der Leistungen in folgendem Um&nge 
zulässig: 

Die Dauer der Krankenunterstützung kann auf einen lungeren Zeitraum als 
dreizehn Wochen bis zu einem Jahre festgesetzt werden; die Wartezeit kann 
allgemein oder unter bestimmten Voraussetzungen ganz oder theilweise be- 
seitigt werden, das Krankengeld für Sonn- und Festtage gewKhrt werden; das 
Krankengeld kann auf einen höheren Betrag, und zwar bis zu drei Viertel 
dos durchschnittlichen oder wirklichen Tagelohnes festgesetzt, auch kospieligere 
Heilmittel (z. B. künstliche Glieder, Badereisen, Massagekuren u. dergl.) gewährt 
werden; neben der Krankenhausbehandlung kann Krankengeld gewissermafsen 
als ein Taschengeld bis zu einem Achtel des Tagelohnes auch solchen Ver- 
sicherten bewilligt werden, die nicht den Unterhalt von Angehörigen aus ihrem 
Lohne bestritten haben; für die Dauer eines Jahres von Beendigung der 
Krunkenunterstützung ab kann Fürsorge für Rekonvaleszenten (Badekuren^ 
Aufenthalt an einem Luftkurort u. dergl., namentlich auch Unterbringung in 
einer Rekonvaleszentenanstalt) gewährt werden; die Wöchnerinnen- 
unterstützung kann allgemein bis zur Dauer von sechs Wochen nach 
der Niederkunft erstreckt werden; freie ärztliche Behandlung, freie Arznei und 
sonstige Heilmittel können für erkrankte, selbst nicht versicherungs- 
pflichtige Familienangehörige der Kassenmitglieder auf besonderen 
Antrag oder allgemein gewährt werden; auch kann für nicht versicherungs- 
pHichtige Ehefrauen der Kassenmitglieder im Falle der Entbindung Wöchne- 
rinnenunterstützungen auf die Dauer von längstens sechs Wochen gewährt werden; 
das Sterbegeld kann bis zum vierzigfachen Betrage des Tagelohnes erhöht 
werden; beim Tode der Ehefrau oder eines Kindes eines Kassenmitgliedes 
kann, sofern diese Personen nicht selbst in einem gesetzlichen Versicherungs- 
verhältnisse stehen, auf Grund dessen ihren Hinterbliebenen ein Anspruch auf 
Sterbegeld zusteht, ein Sterbegeld, und zwar für erstere im Betrage bis zu 
zwei Dritteln, für letztere bis zur Hälfte des für das Mitglied festgestellten 
Sterbegeldes gewährt werden. 

Weitere ^als die ausdrücklich durch das Gesetz zugelassenen Unterstützungen^ 
namentlich Invaliden-, Wittwen- und Waisenunterstützungen, dürfen die genannten 
Kassen nicht übernehmen. Der Grund hierfür li^ darin, dafs diese Kassen 
vermöge ihres geringen Umfanges der Uebemahme des mit so grofsen Aufgaben 
verbundenen Risikos nicht gewachsen sind (SS. 21, 26 a Abs. 2 Z. 6, 64, 72 
Abs. 3, 73). 

3. Bezüglich der Knappschaftskassen, der eingeschriebenen und 
anderen freien Hülfskassen hat das Gesetz nur die Untergrenzen für ihre 
Leistungen voi^eschrieben, dagegen Bestimmungen über die Obergrenzen nicht 
getroffen. 

IV. Beschränkungen der Leistungen. Durch Beschlufs der Gemeinde 

bezw. durch Kassenstatut kann angeordnet werden: 

I. dafs Personen, welche der Versicherungspflicht nicht unteriiegen und frei- 
willig der Versicherung beitreten, erst nach Ablauf einer auf höchstens sechs 
Wochen vom Beitritt ab zu bemessenden Frist Krankenunterstützung erhalten* 
Durch diese Vorschrift wird die roifsbräuchliche Inanspruchnahme der Kranken- 
Versicherung seitens solcher Personen verhütet, die schon den Krankheitskeim 
in sich tragen. Ferner soll dadurch die übermäfsigc Inanspruchnahme der 
Kasse beim Ausbruch von Epidemien verhindert werden; 
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* * * 

3. tiafs Versicherten, welche die Kasse durch eine mit dem Verluste der bürger- 
lichen Ehrenrechte t>edrohte strafbare Handlung gcschifdigt haben, für die 
Dauer von zwölf Monaten seit Begehung der Strafthat das Krankengeld gar 
nicht oder nur theilweise zu gewahren ist; 

3. dafs Versicherten, die sich eine Krankheit vorsützlich oder durch schuldhaftc 
Betheiligung bei Schlagereien oder RaufhUndeln, durch Trunkentelligkeit oder 
geschlechtliche Ausschweifungen zugezogen haben, für diese Krankheit das 
Krankengeld gar nicht oder nur theilweise zu gewahren ist; 

4. dafs Versicherten, welche die Krankenunterstützung ununterbrochen oder im 
Laufe eines Zeitraumes von zwOlf Monaten (Ür dreizehn Wochen bezogen 
haben, bei Eintritt eines neuen Unterstützungsfalles, sofern dieser durch die 
gleiche nicht gebotene Krankheitsursache veranlafst ist, im Laufe der nächsten 
zwölf Monate Krankenunterstützung nur (Ür die Gesammtdauer von dreizehn 
Wochen zu gewahren ist. Der Zweck dieser Vorschrift besteht darin, zu 
verhüten, dafs die Krankenversicherung sich in einzelnen Fallen thatsachlich 
in eine Invalidenversicherung umwandelt 

Die Vorschriften zu 1 bis 4 gelten in gleicher Weise wie für die Gemeinde- 
Krankenversicherung für die Orts-, Betriel»- (Fabrik-), Bau- und Innungs-Kranken- 
kassen. 

S. 6a At>s. I Z. I, 2, 3, S* 26a Abs. a Z. 2, 3, 4, SS* 64, 72 Abs. 3, 73. 

Zu erwähnen Lm noch die Bestimmung des S* 36a Al>s. i des K. V. G., 
welche auch für die Betriebs- (Fabrik-), Bau- und Innungs- Krankenkassen 
Geltung hat (zu veifl. SS* 64, 72 Abs. 3, 73). Hiemach ist denjenigen Kassen- 
mitgliedem, die gleichzeitig andenveitig gegen Krankheit versichert sind (z. B. bei 
einer freien Hülfskasse), das Krankengeld soweit zu kürzen, als dasselbe zu- 
sammen mit dem aus ander\veiter Versicherung bezogenen Krankengelde den 
vollen Betrag ihres Tagelohnes übersteigen würde. Durch das Kassenstatut kann 
indessen diese Kürzung ganz oder theilweise ausgeschlossen werden. Der Zweck 
dieser Bestimmung l>csteht darin, einem Mifsbrauch (Ueberversicherung) der 
an und für sich nicht verbotenen Doppel Versicherung vorzubeugen. 



4. Die Aufbringung der Mittd. 

I. Die Mittel, welche zur Leistung der Krankenunterstützungen erforderlich 
sind, werden durch Beitrage aufgebracht. Die Höhe der Beitrage ist l>et den 
einzelnen KasM."neinrichtungen verschieden, sie steht mit der Höhe der i^btungen 
der einzelnen Kassen in Wechselbeziehung. Die Einführung des Versicherungs- 
Zwanges machte eine gesetzliche Beschrankung der Beitrage, bezüglich ihrer 
Hohe, nüthig. 

IL Bei der Gemeinde- Krankenversicherung, deren Leistungen geringer 
Mnd als die der organisirten Krankenkavsen, sind die Beitrage auf i^^^ bis höchsten^ 
2 Prozent des ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter tK*schriinkt. 
UebcrschOsse sind zur Ansammlung eines Resen-efonus zu verwenden. Der 
Reservefonds ist bis zum Betrage der durchschnittlichen Jahresausgabe der letzten 
drei Jahre anzusammeln. Verbleit>en auch nach Ansammlung eines Resenrefond^ 
noch Ueherschtlsse, so kann eine weitere Herabsetzung der Beitrage beschlossen 
werden, wenn die Gemeinde nicht vorzieht, eine Erhöhung oder Erweiteruni: 
der Leistungen eintreten lu lassen« 

Für die Versicherung der dem Venicherungszwange nicht unteriicgetidcn 
Familienangehörigen der Versicherten sind besondere Zusatibeitrage zu er 
heben (SS* 9 und lo). 
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III. Bei den Orts-, Betriebs- (Fabrik-), Bau-* und Innung5;-Kranken- 
kassen sind die Beitrüge, soweit sie den KassenmitglieJem selbst zur I..ast fallen, 
nicht über 2 bis 3 (also im Falle der Versicherungspflicht nicht über 3 bis 4*/^) 
Prozent des Durchschnittslohnes derjenigen Klasse von Arbeitern festzusetzen, für 
welche die Kasse errichtet ist. An die Stelle des Durchschnittslohnes darf der 
wirkliche Arbeitsverdienst der einzelnen Versicherten gesetzt werden. Hierbei 
darf jedoch der Durchschnittslohn nicht über den Betrag von drei Mark, der 
Durchschnittssatz bei Bildung von Mitgliederklassen und der wirkliche Arbeits- 
verdienst nicht über vier Mark (Ür den Arbeitstag in Ansatz gebracht werden 
iS-- 3N 33» 64» 7^ Abs. 3, 73). Eine weitere Erhöhung der Beiträge über den 
angegebenen Prozentsatz hinaus ist nur bei den Orts - Krankenkassen /.ugelassen, 
um eine Schliefsung der Kasse zu verhüten') (SS. 31 Abs. 2 u. 47 Abs. 1 Z, 2). 

Auch die Orts-, Betriebs- (Fabrik-) und Innungs-Krankenkassen haben einen 
Rcser\'efonds anzusammeln. Derselbe hat mindestens die durchschnittliche Jahres* 
ausgäbe der letzten drei Jahre zu erreichen (§. 32, 64, 73). Diese Vorschrift 
findet nach Bestimmung der höheren Venvaltungsbehörde auch auf Bau-Kranken- 
kassen Anwendung (S- 72 Abs. 3). 

IV. Reichen die höchsten /ulüssigen Beitrage zur Deckung der Ausgaben 
nicht aus, so tritt bei den einzelnen Kasseneinrichtungen ein verschiedenartiges 
Verfahren ein. Bei der Gemeinde-Krankenversicherung sind in diesem 
Falle aus der Gemeindekasse die erforderlichen Vorschüsse zu leisten, welche 
ihr aus etwaigen späteren Ueberschüssen wieder erstattet werden ($• 9 Abs. 4). 
Ist die Erstattung nicht möglich, so bleibt die Gemeinde dauernd belastet. Diese 
Aussicht kann indessen durch Vereinigung mit anderen Gemeinden oder durch 
Errichtung von Orts - Krankenkassen abgewendet werden. Bei den Betriebs- 
(Fabrik-) Krankenkassen ist für diesen Fall eine Zuschufspflicht des 
Betriebsuntemehmers (S. 65 Abs. 2), bei Bau - Krankenkassen des Bauherrn oder 
Bauunternehmers {Z. 72 Abs. 3), bei Innungs - Krankenkassen der Innung (S. 73 
Abs. 1) durch das Gesetz eingeführt. Die Zuschüsse sind ohne Anspruch auf 
demnüchstige Erstattung zu leisten. Bei den Orts- Krankenkassen ist für 
diesen Fall die Schliefsung der Kasse vorgesehen (S. 47)^* 

Die Zuschufspflicht schliefst allerdings eine erhebliche Mehrbelastung der 
Unternehmer in sich, sie wirkt aber auf der anderen Seite insofern wohlthatig, 
als die Unternehmer mit aller Kraft darauf bedacht sein müssen, gesundheits- 
gefflhrliche Einrichtungen in ihren Betrieben zu beseitigen. ^ 

V. Die Beitrage werden für versicherungspflichtige Personen zu einem 
Drittel vom Arbeitgeber und zu zwei Dritteln von dem Arbeitnehmer ge- 
tragen fJiS. 51 Abs. I, 65 Abs. I, 72 Abs. 3, 73). Auch kann angeordnet werden, 
dafs die Arbeitgeber der Hausgewerbetreibenden, sofern auf diese die Ver- 
sicherungspflicht erstreckt ist, die Beitrage für die von letzteren beschäftigten 
versicherungspflichtigen Personen zu einem Drittel aus eigenen Mitteln zu be^ 
streiten haben (S. 54 Abs. 2 Z. 2). Nicht versicherungspflichtige Mit- 
glieder tragen die vollen Beiträge. 

Ausnahmsweise können kleine Arbeitgeber von der Verpflichtung zur 
Leistung von Beiträgen aus eigenen Mitteln befreit werden (§. 51 Abs« 2). Ebenso 
kann «ine Befreiung der Arbeitgeber, welche unständige Arbeiter oder Haui- 



■) Bei Betriebs-, «Bau- und Innungs -Krankenkassen greift in diesem Falle dit 
Zuschufspflicht des Unternehmers^ Bauherrn oder der Innung ein (SS. 65 Abs. 1, 
7» Abs. 3, 73). 

*) Zu vergl. jedoch Aber die Möglichkeit, die ScMicfsung abzuwenden oben III 
Abs. i a. E. \ 
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Kcwerbetrcibende beschäftigen, falls diese durch Statut der Versicherungspflicht 
unterworfen worden sind, angeordnet werden ($. 54)« 

Femer hal>en fbr die Mitglieder von HOlfskassen ohne Beitragszwang die 
Arbeitgeber keine Beiträge zu zahlen ($• 75). 

Die Verpflichtung zur Beitragsentrichtung ruht wahrend des Bezuges der 
KrankenunterstQtzung, die Mitgliedschaft dauert jedoch wahrend dieser Zeit fort 
{SC. 54«, 65 Abs. 3, 72 Abs. 3, 73). 

VI. Eintrittsgelder sind von dem Gesetze nur in beschranktem Umfange 
zugelassen. Das Eintrittsgeld darf indessen den Gesammtbetrag des ftlr sechs 
Wochen zu leistenden Kasscnbeitrages nicht Obersteigen ($• 26 Abs. 3 a. E., 64, 
73 Abs. 3, 73). Bei der Gemeinde - Krankenversicherung ist die Erhebung eines 
Eintrittsgeldes Oberhaupt unzulässig. Zulassig ist ein solches bei den Orts- 
Krankenkassen und sonstigen oi^anisirten Krankenkassen. Aus dem Grundsatz 
der FreizOgigkeit zwischen den organisirten Krankenkassen folgt die Befreiung 
der Mitglieder anderer Kassen von Zahlung des Eintrittsgeldes. Die ein- 
geschriebenen HOlf^kasscn können dagegen von allen ihren Mitgliedern Eintritts- 
geld erheben. Das Eintrittsgeld filllt dem Versicherten allein zur Last {ZZ- 26 
Abs. I, 51 Abs. I, 64, 65 Abs. i, 73 Abs. 3, 73). 

VII. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die vollen Beitrage und Eintritts- 
gelder ftlr die versicherungspflichtigen Personen einzuzahlen, und berechtigt, 
den auf den Versicherten entfallenden Bruchtheil bei den Lohnzahlungen in 
Abzug zu bringen (Einzahlungspflicht der Arbeitgeber) — SS- 5^9 SS« ^5f 7^ 
Abs. 3, 73 — . Eine solche Einzahlungspflicht der Arbeitgeber besteht nicht bei 
der freiwilligen Versicherung und ebenso nicht ft)r Mitglieder einer freien HOlfs- 
kasse. Die Vorschrift Ober die Einzahlungspflicht findet auch auf die Zusatz- 
beitrage der Versicherten ftlr besondere auf Antrag zu gewahrende Kassen- 
Icistungen an Familienangehörige keine Anwendung (SS- S^h, 65 Al>s. 3, 73 
Abs. 3, 73). 

Eine Ausnahme von der Einzahlungspflicht kann bezOglich solcher Arbeit- 
geber angeordnet werden, welche mit der Abftlhrung der Beitrage im ROckstande 
geblieben sind und deren Zahlungsunfähigkeit im Zwangsbeitreibungsverfahren 
festgestellt worden ist (SS« 51a, 65 Abs. 3, 73 Abs. 3, 73). 

Vin. BezOglich der Knappschaftskassen und der HOlfskassen ohne Beitritts- 
zwang sind Ober die Kassenbeitrage besondere Vorschriften in dem Kranken- 
versicherungsgesetz nicht getroflien. 

IX. Die Kosten der Verwaltung tragt bei der Gemeinde -Krankenversiche- 
rung die Gemeinde oder der weitere Kommunalverband (S* 9 Abs. 3). Bei den 
Orts- Krankenkassen hat die Kasse selbst diese Kosten zu tragen (S- 33). Bei 
den Betriebs- (Fabrik-) und Bau -Krankenkassen ist die Rechnungs- und Kassen- 
ftlhrung unter Verantwortlichkeit und auf Kosten des Betriebsuntemehmers, Bau- 
herrn oder Bauunternehmers wahrzunehmen (S. 64 Z. 3, 73 Abs. 3). 

X. Die Beitreibung rOckstandiger Beitrage und Eintrittsgelder erfolgt in 
derselben Weise, wie die Beitreibung von Gemeindeabgaben (SS* 55 Abs. 1, 
63 Abs. 3^ 73 Abs. 3, 73). Dem Beitragsverfahren darf ein einfacheres und 

billigeres Mabnver&hren vorausgehen (SS* 5S ^^ 3 t ^S ^^ 3« 7^ ^^* 3« 
73 Aba. i). 

S- Entscheidung von Streitigiceiten. 

I. Die Entscheidung von Streitigkeiten auf dem Gebiete der Kranken- 
versicherung ist in die Hand der verschiedensten Behörden (AuCsichtsbdiOrden, 

>) Zu vei]^ auch beiflgUeh der unsUndigao land« und ferstwirtbachafthchen Arbtttcr 
S- 143 Ab«. 5 des L.U.V.a 
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höheren Verwaltungsbehörden, Zentralbehörden, ordentlichen Gerichte, der 
Instanzen des Ver>valtungsstreitverfahrens, Gewerbegerichte und der gewerbe- 
rechtlichen Rekursbehörden) gelegt. 

II. Unter den verschiedenen Arten von Streitigkeiten sind namentlich folgende 
her\'orzuheben: 

1. Streitigkeiten zwischen den Versicherten oder ihren Arbeit- 
gebern einerseits und der Kasse andererseits tlber das Versicherung»- 
verhifltnifs, die Verpflichtung zur Leistung oder Einzahlung von Eintrittsgeldern 
und Beiträgen sowie über Unterstützungsansprüche; femer Streitigkeiten, 
welche aus Anlafs der Uebernahme des Heilverfahrens durch die Berufsgenossen- 
schaft zwischen dem Erkrankten und der Berufsgenossenschaft entstehen (S. 76 c 
Abs. 2}; Streitigkeiten über Unterstützungsansprüche zwischen dem im Auslande 
Erkrankten und dem Betriebsunternehmer (%. 57 a Abs. 3), und zwischen dem Ver- 
sicherten und dem Bauherrn, der seinen Verpflichtungen nicht nachkonunt (SS. 71 
u. 72 Abs. 4); Streitigkeiten zwischen Versicherten, die einer Krankenkasse nicht 
angehören, und dem Unternehmer') wegen der bei Betriebsunfällen zu leisten- 
den Unterstützungen während der ersten dreizehn Wochen, sowie Streitigkeiten 
wegen des von dem Unternehmer bei Betriebsunflillen vom Beginn der fünften 
Woche zu leistenden Zuschusses zum Krankengelde (§. 5 Abs. 9 — 11 des U. V. G.). 

In allen diesen Fällen entscheidet zunächst die Aufsichtsbehörde. Gegen 
deren Entscheidung ist der ordentliche Rechtsweg (Klage binnen vier Wochen 
nach der Zustellung bei dem ordentlichen Gericht), oder — nach Landesrecht — 
das VerAvaltungsstreitverfahren (ebenfalls binnen einer Frist von vier Wochen), 
/ugeliissen (§S- 5^ Abs. 1, 65 Abs. 3, 73 Abs. 3, 73). 

Die Zweifel und Bedenken, welche bezüglich der Frage bestanden, welche 
Behörden hier entscheiden sollen, hat der Gesetzgeber dadurch beseitigt, da(s er 
zunächst eine Entscheidung im Verwaltungswege einführte, welcher sich dann ein 
eigentliches Streitverfahren anschliefsen kann. 

2. Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern uYid Arbeitnehmern über 
Berechnung und Anrechnung von Beiträgen werden nach den Vorschriften des R. Ges., 
betr. die Gewerbegerichte, vom 29. Juli 1890 (R. G. Bl. S. 141) entschieden. 
Wenn ein Gewerbegericht nicht besteht oder nicht zuständig ist, so entscheiden 
die ordentlichen Gerichte. Auch ist die Anrufung des Gemeindevorstehers 
niii nachfolgendem Rechtswege zulässig^) {ZZ- 53 a^ 65 Abs. 3, 73 Abs. 3, 73}. 

3. Streitigkeiten zwischen mehreren Kassen untereinander Ober 
die Frage, welcher von ihnen ganze Betriebszweige, Betriebsarten oder Betriebe 
angehören. Diese Streitigkeiten werden von der höheren Verwaltungsbehörde 
entschieden. Gegen deren Entscheidung findet Beschwerde bei der 2!entralbehOrde 
^t»tt (SS. 57*>i 65 Abs. 3, 72 Abs. 3, 73). 

4. Streitigkeiten zwischen einem. Verbände einerseits und den 
betheiligten Kassen andererseits, welche aus dem Verbandsverhältniis ent- 
springen (z. B. wegen der Unterhaltungskosten des gemeinsamen Krankenhauses^ 
der Besoldung des gemeinsamen Rechnungsführers), werden von der Aufeicbts- 
behörde entschieden. Die Entscheidung kann binnen vier Wochen nach Zu- 
stellung im Wege des Verwaltungsstreitverfahrens, wo ein solches nicht besteht, 
im Wege des gewerberechtlichen Rekurses (SS« 3o u. 21 der Gew. O.) angefochten 
werden (SS- 58 Abs. 3, 65 Abs. 3, 72 Abs. 3, 73). 

^) Zu vergt femer üie ähnlichen Vorschriften in den SS* ><S 1^ Abs. 1 des L. U. V. G., 
?S' 7 u. 8 Abs. I des B. U. V. G. (Der Rechtsgang ist hier anders ger^d^ 

1 Für Innungen kommt hier ferner die Zuständi^eit der Innungen und der 
Innungsschiedsgerichte in Frage ($. 79 a.a.O., SS- 81 a Z. 4, 81b Z. 4 des Ges., beir. die 
Abänderung der Gew. O., vom s6. Juli 1897, R. G. BL S.663). \ 
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3. Streitigkeiten, welche Ansprüche der Krankenkassen gegen 

Dritte betreffen, und zwar: 

a) gegen Arbeitgeber, welche die Anmeldung vcrabsMumt haben (%. 50). Die 
Entscheidung steht der Aufsichtsbehörde zu, vorbehaltlich des Rechtsweges 
bczw. des Verwaltungsstrcitverfahrens (£. 58 Abs. 1); 

h} gegen ArK*itgelKT, die ihre Verpflichtung zur Unterstützung der von der 
Vur^ichcrungspflicht befreiten Arbeiter (jC- 3 a u. b) nicht erfüllt haben. ') In 
diesem Falle hndet das Vcrwaltungsstreitverfahren statt, wo ein solches nicht 
besteht, entscheidet die Aufsichtsbehörde. Gegen deren Entscheidung ist der 
gewerberechtliche Rekurs zugelassen (C. 58 AbSi. 3); 

c] gegen Personen, welche dem Versicherten auf Grund des bürgerlichen Rechts 
(z. B. nach C!^. 833 — 853 des B. G. B.« nach dem Reichshaftpflichtgesetz vom 
7. Juni 1 87 1 in der Fassung des Art. 43 des Einftlhrungsgcsetzes zum B. G. B.) 
entschüdigungspflichtig sind. Hier entscheiden die ordentlichen Gerichte 
(!:C. 57 Abs. 4, 65 Abs. 3, 73 Abs. 3, 73, 75c). 

6. Streitigkeiten, welche Ansprüche Dritter gegen die Kranken- 
kassen zum Gegenstande haben, und z%var: 

a^ der Gemeinden, ArmenverbUnde etc. wegen Erstattung der auf Grund gesetz- 
licher Verpflichtung geleisteten Unterstützungen (SC* 57 Abs. 3 u. 3, 65 Abs. 3, 
73 Abs. 3, 73, 75c); 

K der Orts -Krankenkassen oder der Gemeinde, in .welcher der Versichertc 
Mrinen Wohnort oder Aufenthaltsort hat , auf Erstattung der auf Grund ihrer 
Au>hülfeverpflichtung nach S. 57 a (CS- 65 Abs. 3, 73 Abs. 3, 73, 74) ge- 
machten Vorlagen; 

c^ der Gemeinde-Krankenversicherungen und Krankenkassen wegen Ersatzes irr- 
thümlich geleisteter Unterstützungen. 
Diese Streitigketten werden im Verwaltungsstreit verfahren, wo ein solche^ 

nicht besteht, von der Aufsichtsbehörde entschieden, gegen deren Entscheidung 

der gewerberechtliche Rekurs statthaft ist ^CS• 5* Al>s. 3, 65 AI». 3, 73 Abs. 3, 73, 76 . 

7. Streitigkeiten zwischen Krankenkassen und Berufsgenossen- 
Schäften, welche aus Anlafs der Uebemahme des Heilverfahrens durch die 
Bcruf^enossenschaften (C. 76c) und der Uebertragung des Heilverfahrens v<jn 
den BcnifNgenossenschaften auf die Krankenkassen (C* 5 At>s. 8 des U. V. G.) ent- 
stehen. . Hier ist das Verwaltungsstreitverfahren vorgesehen. Wo ein solche^ 
nicht l>e>teht, entscheidet die Au^ichUbehOrde vorbehaltlich der Anfechtung der 
EntMTheidung im Wege des gewerberechtlichen Rekurses (^. 76 c Abs. 3 di> 
K, V. G., :, 5 Abs. 8a. E. des U. V. G.). 

8. Streitigkeiten« welche aus Anlafs der Uebernahme des Heil- 
\erfahrcns seitens einer Versicherungsanstalt des Invalidenversichc* 
rungsgesetzes zwischen der letzteren und den Krankenkassen ent- 
stehen, werden, sofern es sich um die Geltendmachung der den Versicherung^ 
anstalten eingeräumten Befugnisse handelt, von der Aufsichtsbehörde der be- 
iheiligten Krankenkasse, sofern es sich aber um Ersatzansprüche handelt, im 
Verwaltungsstreitverfahren oder, wo ein solches nicht l>esteht, durch die Auf 
sichtvliehOrde der betheiligten Krankenkavse entschieden. Die Entscheidung dei 
Aufsichtsbehörde ist in erstercm Falle endgültig; im letzteren Falle kann sie im 
Wege de» RekurM»^ nach der Gewerbeordnung angefochten werden {Z* 33 Abs. 2 
des I. V. G.). 



*/ Zo TetgL auch SS- t> Abt. 1, 136 Abt. 6, 137 des L. U. V. G., SS- 7 «• 8 Abs. z 
I tt \f /^ ^ 



des B.U.V.a 
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Die Zahl der versicherten Personen betrug im Jahre 1898 in Deutschland 
bei einer Gasammtbevölkerung von 54 283 000 Personen im Ganzen 16746000. 

I. Die Vcrsichcrungspflicht. 

A. Versicherungspflichtig sind folgende Betriebe: 
i\ nach dem Unfall Versicherungsgesetz vom 6. Juni 1884: Bergwerke, Salinen, 
Auf bereitungsanstalten , Steinbrüche, Gräbereien (Gruben) , Werften, Bauhöfe, 
Fabriken, Hüttenwerke, Motorenbetriebe, das Gewerbe der Maurer, Zinunerer, 
Dachdecker, Steinhauer, Brunnenbauer und Schornsteinfeger ($. i Abs. i — 7). 
Durch Beschlufs des Bundesraths kann die Versicherungspflicht auf 
sonstige Betriebe erstreckt werden, welche die Ausführung von Bauarbeiten 
zum Gegenstande haben (S. 1 Abs. 8). Dies ist in drei Beschlüssen geschehen, 
welche sich auf die Tüncher-, Verputzer-, Stuckateur-, Anstreicher-, Glaser-, 
Klempner- , Lackirer- , Schreiner- , Einsetzer- , Schlosser - AjrischlSgerarbeiten 
bei Bauten und ähnliche Bauarbeiten beziehen (Bek. vom 22. Januar 1885, 
27. Mai 1886 und 14. Januar 1888, R. G. Bl. 1885 S. 13, 1886 S. 190 u. 

1888 S. t); 

b) nach dem Ausdehnungsgesetz vom 28. Mai 1885: der gesammte Betrieb der 
t^ost-, Telegraphen- und Eisenbahnvcrwaltungen, sämmtliche Betriebe der 
Marine- und Heeresverwaltungen (z. B. Magazinbetriebe, der Menagebetrie)> 
der Truppen, das Lootsen- und Leuchtfeuerwesen der Kaiserlichen Marine) 
einschlieislich der Bauten, die von diesen Verwaltungen f^r eigene Rechnung 
ausgeführt werden, der Baggereibetrieb, der gewerbsmäfsige Fuhrwerks-, 
Binnenschiffahrts-, Flöfserei-, Prahm-, Fährbetrieb, der Gewerbebetrieb des 
Schiffziehens (Treidelei), der gewerbsmäfsige Speditions-, Speicher- und 
Kellercibetrieb , der Gewerbebetrieb der Güterpacker, GOterlader, Schaffer, 
Bracker, Wäger, Messer, Schauer und Stauer (S* 1); 

c} nach dem land- und forstwirthschaftlichen Unfallversicherungsgesetz vom 
5. Mai 1886: die Land- und Forstwirthschaft. Als landwirthschafUicher Be- 
trieb gilt auch der Betrieb der Kunst- und Handelsgärtnerei, -dag^en nicht 
die ausschliefsliche Beuärthschaftung von Haus- und Ziergärten ($• 1); 

ii) nach dem Bau -Unfallversicherungsgesetz vom 11. Juli 1887: sämmtliche 
Bauarbeiten, soweit sie nicht bereits der Versicherung unterworfen waren. 
Hierher gehören namentlich die Tiefbaubetriebe (z. B. Eisenbahn-, W^e-, 
Wasser-, Strom-, Kanal-, Deichbauten) und die sog. Eigen- (R^e-) Bau- 
arbeiten, d. h. solche Bauarbeiten, deren Ausführung nicht gewerbsmä&ig 
erfolgt; 

c) auf Grund des See -Unfallversicherungsgesetzes vom 13. Juli 1887: die See* 
Schiffahrtsbetriebe (nicht aber die Fischerei) und gewisse Hülfi&betriebe der 
Seeschiffahrt (schwimmende Docks, Lootsendienst, Betriebe fbr Rettung und 
Bergung von Personen oder Sachen bei Schiffbrüchen, und für Bewadiung, 
Beleuchtung und Instandhaltung der dem Seeverkehr dienenden Gewässer). 

Aus dem Vorstehenden ergiebt sich, dafs zur Zeit der Unfallversicherung 
nicht unterworfen sind: der Handel als solcher, die Fischerei als solchei das 
Handwerk als solches und der häusliche Dienst (der Dienstboten u. dergl.). 

Die Zahl der im Jahre 1 898 bei den 1 1 3 Berufsgenossenschaften versicherten 
I Betriebe betrug 5110 543. \ 
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B. Die versicherungspflichtigen Personen. 

a. Nicht alle in einem versicherungspflichtigen Betriebe beschäftigte Personen 
sind versicherungspflichtig, sondern nur folgende Klassen: 

1. Arbeiter, auch wenn sie nicht gegen Entgelt und nur vorübergehend be- 
schilftigt werden (Gegensatz zum Krankenversicherungsrecht); 

2. Betriebsbeamte, deren Verdienst 3000 Mark fllr dos Jahr nicht übersteigt. 

Auf dem Gebiete der See -Unfallversicherung die Seeleute (Schiffer, Per- 
sonen der Schiiismannschaft, Maschinisten, Auhvilrtcr u. dergl.); Schiffer jedoch 
nur, sofern sie Lohn oder Gehalt beziehen. 

b. Die Versicherungspflicht kann erstreckt werden: 

I. durch statutarische Vorschrift der Versicheningstrflger auf Betriebsbeamte 
mit einem höheren, als dem angegebenen Jahresarbeitsverdienst (S. a Abs. 1 
des U.V. G., £. 4 Abs. 2 des A. G., Z- 3 Abs. 3 des L. U.V. G., S- 3 Abs. 2 
des B. U.V. G.); auf die sog. KIcinmeister, d. s. selbständige Baugewerbe- 
treibende, die Oberhaupt keinen oder nur vorübergehend einen oder mehrere 
Lohnarbeiter beschüftigen ^) (S. 3 Al>s. 3 des B. U. V. G}; auf land- und forst- 
wirthschaftliche Betriebsuntemehmer, deren Jahresarbeitsverdienst 3000 Mark 
nicht übersteigt (S. 3 Abs. 3 des L. U. V. G.); auf die nach dem See-Unfall- 
vcrsicherungsgesetz versicherten Personen mit einem 3000 Mark übersteigenden 
Jahrcsarbeitsverdienst (5. 3 des S. U. V. G.); 

3. durch die Landesgesetzgebung auf land- und forstwirthschuftliche Unter- 
nehmer schlechthin (S- t Abs. 3 des L. U. V. G.); 

3. durch Beschlufs des Bundesraths auf Personen, die zur Besatzung von 
Fischerfahrzeugen oder kleinerer — von der Versichcrungspflicht ausge- 
schlossener — Seefahrzeuge gehören {Z. 1 Abs. 5 des S. U. V. G.). Hiemach 
ist die Besatzung Deutscher Hochseefischereidampfer und Deutscher Herings* 
logger für versicherungspflichtig erklärt worden ^Beschl. vom 14. Juni 1895 
und 6. Februar 1896, Bek. vom 3o. Juni 1893 und 38. Februar 1896, A.N. 
des R.V. A. 1893 S. 307, 1896 S. 3i6). 
C Ausnahmen. 

I. Von der Befugnifs, an sich nach dem Unfall Versicherungsgesetz ver- 
sicherungspflichtige Betriebe von der Versicherung auszuschliefsen , wenn diese 
mit Unfallgefahr für die darin beMrhäftigten Personen nicht verknüpft sind, hat 
der Bundesrath keinen Gebrauch gemacht {Z* 1 Abs. 7 des U. V. G.). 

3. Die Unfallversicherungsgcsctze finden keine Anwendung auf Personen 
des Soldatenstandes; auf Reichsbeamte; auf diejenigen Staats- und Kommunal- 
beamten und ihre Hinterblict>enen, (Ür welche durch die Landesgesetzgebung 
oder durch statutarische Festsetzung eine den Vorschriften des R. Ge»., betr. die 
Fürsorge für Beamte und Personen des Soldatenstandes in Folge von Betriebs- 
unfilllen, vom 13. Mflrz 1886 ^R. G. Bl. S. 33) mindestens gleichkommende Für- 
sorge getroflcn ist (S. 4 des U. V. G., S* 4 At>s. 1 des A. G., ;. 4 des L. U. V. G.. 
S. I Abs. 3 des S. U. V. G., SS- U 11 u. 13 des Beamten -UnfallfÜrsorgegcsetzes); 
auf Seeleute, die zur Besatzung von Fischerfahrzeugen oder solchen Fahrzeugen 
gehören, die nicht mehr als 30 Kubikmeter Brutto-Raumgehalt haben und dabei 
weder Zubehör eines gröfseren Fahrzeuges noch auf Fortbewegung durch Dampf 
oder andere MaschinenkrSfte eingerichtet sirul (Z* 1 Aba. 3 des S. U. V. G. — zu 
vergl. indessen bezüglich der Hochseefischereidampfer und der Heringslogger 
oba Bb)). 



I>ict wird in der Praxis dann angenommen, wenn von ^em Baugewerbetreibenden 
im Laufe des Jahres aa wenifar ab 130 Tagewerken Aibeiter in ihrem vertichenco Ge- 
werbt bttchUHp 
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3. Die Landesgesetzgebung kann bestimmen, in welchem Umfange und 
intcr welchen Voraussetzungen Familienangehörige, die in dem landwirtb- 
chaftlichen Betriebe des Familienhauptes beschäftigt werden, von der Versicherung 
lusgcschlossen sein sollen (S. 1 Abs. 3 des L. U. V. G.}. So sind z. B. in Baden 
;^. 1 Abs. 2 des Ges. vom 24. M(frz 1888) und Hessen (Art. 1 Abs. 2 des Ges. 
om 4. April 1888) die Familienangehörigen unter zwölf Jahren, in 'Württem- 
berg (Art. I Abs. 2 des Ges. vom 4. März 1888} die Kinder vor vollendetem 
wölften Lebensjahre von der Versicherung ausgeschlossen, wenn sie in dem 
betriebe des Familienhauptes beschäftigt werden. 

II. Die freiwillige Versicherung. 

A. Die freiwillige Selbstversicherung ist gestattet: Betriebsunter- 
iciimern, deren Jahresarbeitsverdienst 2 000 Mark nicht übersteigt, auf dem 
jcbicte der land- und forstwirthschaftlichen sowie der Bau -Unfallversicherung 
'J. 2 Abs. I des L. U. V. ä., g. 2 Abs. i des B. U. V. G.). Durch statutarische 
kstimmung kann die freiwillige Selbstversicherung der Unternehmer ganz all- 
gemein — auch auf dem Gebiete des Unfallversicherungs- und Ausdehnungsgesetzes 
iihI ohne Rücksicht auf die Höhe des Jahresarbeitsverdienstes — zugelassen 
Verden (§. 2 Abs. 2 des U. V. G., gg. i u. 3 des A. G., £.2 Abs. i des 
^. U. V. G., S. 2 Abs. I des B. U. V. G.). Die freiwillige Selbstversicherung ist 
erner kraft Gesetzes gestattet Rhcdern, selbständigen Lootsen und Unternehmern 
1er übrigen nach dem See - Unfall versicherungsgesetz versicherten Betriebe ($• 4 
ies S. U. V. G.). 

B. Eine freiwillige Versicherung anderer in dem Betriebe beschäftigter, 
iber nicht versicherter Personen ist auf den Gebieten der land- und forst- 
virthschaftlichen, der Bau- und der See-Unfallversicherung allgemein kraft Gesetzes, 
Ulf den übrigen Gebieten kraft statutarischer Bestimmung zugelassen ($• 2 Abs. 2 
ies U.V. G., SS- 1 u. 3 des A. G., S- 2 Abs. 1 des L. U. V. G., §• ^ Abs. 1 
Ies B. U. V. G., S- 4 des S. U. V. G.). Diese Vorschriften beziehen sich auf 
olche bei dem Betriebe beschäftigte Personen, die nicht zu den versicherungs- 
pflichtigen »Arbeitern« oder »Betriebsbeamten« zu rechnen sind. Hiernach ist 
:. B. die Möglichkeit geschaffen, dafs Buchhalter oder Schreiber oder Betriebs- 
^eamte, deren Jahresarbeitsverdienst die gesetzliche oder statutarische Grenze 
Ibcrsteigt, an der staatlichen Versicherung theilnchmen. Femer besteht hiemach 
lie Möglichkeit, z. B. Schüler einer technischen Lehranstalt bei ihren zu Unter- 
ichtszwecken erfolgenden Besuchen von Fabriken für die Dauer ihrer Anwesenheit 
n diesen Betrieben zu versichern. Nicht selten findet man auf diesem Gebiete 
:ine statutarische Kollektivversicherung. 

2. Die Träger der Unfallversicherung. 

I. Die Trflger der Unfallversicherung sind: die Bemfsgenossenschaflen 
/.Zt. 113, und zwar 65 gewerbliche und 48 landwirthschaftliche); die Ver- 
sicherungsanstalten der Tiefbau -Bemfsgenossenschaft und der 12 Baugewerks- 
Berufsgenossenschaften; das Reich und die Einzelstaaten bezüglich der fiskalischen 
Betriebe, soweit diese nicht den Bera&genossenschaften angehören; für leistungs- 
tiihig erklärte Kommunalverbände und öffentliche Koi)>orationen bezüglich der 
^c)n diesen Verbänden und Korporationen in eigener Regie ausgeführten Bao- 
irbciten (z. Zt. 416 staatliche, Provinzial- und Kommunal -AusfÜhrungsbehönlea). 

II. 1. Die Berufsgenossenschaften — Genossenschaften des öffent- 
lichen Rechts — sind die regelmäfsigen Träger der Versicherung. Sie sind Ver- 
^migungen der Unternehmer versicherungspflichtiger Betriebe zum Zwecke itr 
l'^rfüllung der ihnen durch die Gesetzgebung übertragenen Aufgaben. Eine jede 



23 !!• Die Unfallvenicherun^ 

• 

Benibgcnosscnschaft umfafsl entweder einen einzigen Benifszweig oder eine 
Gruppe venK'andter Betriebszweige. So umfassen z. B. die Eisen- und Stahl- 
Berufsgenossenschaften alte Eisen und Stahl herstellenden und als Hauptmaterial 
\ erarbeitenden Betriebe sowie die nicht zu anderen Berufsgenossenschaften ge- 
hörenden Dampf-, Gas- und sonstigen Motorenbetriebe etc.; die Ziegelei -Berufs- 
genossenschaft die Ziegelei- und Thonröhrenfabrikation, Lehm-, Thon- und 
Torfgrttberei etc.; die Teiitil- Berufsgenossenschaften die Spinnerei« Weberei, 
Strickerei und Wirkerei, Stickerei, Wäscherei, Bleicherei, Färberei, Posamenten- 
fabriken etcT die Tiefbau-Berufsgenossenschaft die Tiefbauten; die Baugewerks- 
Bcrufsgenossenschaften die Hochbouten etc. 

Die Berufsgenossenschaflcn erstrecken sich entweder auf das ganze Reichs- 
gebiet (wie X. B. die Berufsgenossenschaft der Feinmechanik, die Glas -Berufs- 
genossenschaft, die Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie, die Berufs- 
genusMmschaft für Gas- und Wasserwerke, die Papiermacher-Berufsgenossenschaft)« 
oder auf bestimmte Bezirke (z. B. erstreckt sich die Sächsische Holz -Berufs- 
genossenschaft auf das 'Königreich Sachsen, die Südwestliche Baugewerks- Berufs- 
genossenschaft auf Baden, die Hohenzollemschen Lande und Elsafs- Lothringen), 
a. Die Berufsgenossenschaften sind mit weitgehenden Rechten der Selbst- 
Verwaltung ausgestattet. Die innere Verwaltung erfolgt nach Mafsgabe ihrer 
Statuten. Jede Berufsgenossenschaft roufs ein Statut (selbstündige Satzung) haben« 
welches der Genehmigung des Reichs- bezw. Landes -Versicherungsamts bedarf'^. 
Im Interesse der Dezentralisation der Verwaltung und zwecks Vertheilung des 
Risikos ist die Eintheilung der Berufsgenossenschaften in Sektionen zugelassen. 
Dies ist bei den grOfseren Berufsgenossenschaften fast durchgängig geschehen. 

3. Die Organe der Berufsgenossenschaflen sind: 
a} Der Vorstand. Der Vorstand besteht — abgesehen von der Knappschafts- 
Berufsgenossenschaft, bei welcher nach Statut auch Knappschaftsifiteste Vor- 
standsmitglieder sein dürfen — nur aus Unternehmern, nach Statut auch 
aus deren bevollmächtigten Betriebsleitern. Er wird von der Genossen- 
schaftsversammlung gewühlt. Das Statut regelt den Umfang der Befugnisse 
des Vorstandes; entzogen sind ihm die Reser\'atrechte der Genossenschafts- 
versammlung und solche Verwaltungsbefugnisse, die das Gesetz oder Statut 
anderen Organen Obertragen hat 

b) Die Genossenschaftsversammmlung. Diese besteht entweder aus sümmt- 
lichen Genossenschaftsmitgliedern oder aus deren Delegirten. Die Bekannt- 
machung der Tagesordnung, Leitung der Versammlung, Art der Ab- 
stimmung etc. erfolgt nach Mafsgabe des Statuts. 

c) Der Genossenschaftsausschufs der land- und forstwirthschaftlichen Berufe, 
genossenschaften. Derselbe ist zur Entscheidung gewisser Beschwerden zuständig. 
Ueber seine Bildung mufs das Genossenschaftsstatut Bestimmungen treffen. 

d) Der Sektions vorstand, welcher noth wendig ist, sofern — was meisten^ 
der Fan ist — die Berufsgenossenschaft in Sektionen zerfiillt. Im Allgemeinen 
gelten die tHr den Genossenschaftsvorstand bestehenden Vorschriften auch ft)r 
den Sekttomvontind. 

e) Der Ausschufs des Sektionsvorstandes. Ein solcher kann nach Statut 
zum Zwecke der Feststellung der EnUchädigungen gebildet werdet. 



*) Zu yftrf^ Normalsiatut Air gewerbliche Beruftgenouentduften, AN. des R. V. A. 
1885 S. 9 iE, 18B7 S. 331 ff., im Jahf« 189a auf Grund der gemachten Ertahnn^eo revtdirt: 
NoroMltianit flir die land- und forttwtrthsdiaftlicheo Benifiisenossemchaftcn, A N. de« 
R. V. A 1887 S. 948 fll» & a6o fll; Normalnctmutttut flIr die Baugewerks- Berufs- 
ffnniM'nichaft<ny A N. 1887 & 333* 
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fV Die ScJ(tions Versammlung. Sie entspricht im Allgemeinen der Genossen- 
schaftsversammlung. 
vC, Die Vertrauensmänner. Solche können nach Statut als Ortliche Organe 
der Berufsgenossenschaften bestellt werden. Ihnen können die verschiedensten 
Aufgaben übertragen werden, z. B. sogar die Feststellung der Entschädigungen. 
h) Die Beauftragten der Berufsgenossenschaft. Die Berufsgenossenschaften 
dürfen besondere Beauftragte (Revisionsorgane) bestellen, welchen namentlich 
obliegt: die Uebcrwachung der Befolgung der UnfallverhUtungsvorschriften, 
die Besichtigung der Betriebe zum Zwecke der Entscheidung von Kataster* 
und Gefahrentariffragen^ die Einsichtnahme in die Geschäftsbücher und Listen 
der Unternehmer zum Zwecke der Kontrole, ob die von den Untfemehmcm 
eingereichten Arbeiter- und Lohnnachweisungen richtig sind. Die Beauftragten 
haben bei Vermeidung hoher Strafen Verschwiegenheit über die Betriebs- 
geheimnisse zu beobachten. 
i) Die besonderen Kommissionen zur Feststellung der Entschädigungen. 
Die Feststellung der Entschädigungen kann durch Statut auch besonders ge- 
bildeten Kommissionen übertragen werden. 

4. Die Vermögensverwaltung der Berufsgenossenschaften. Die 
Kinnahmen der Berufsgenossenschaften bestehen in den Beiträgen, in den 
Zinsen des vorhandenen Vermögens, Strafgeldern u. dergl. Die Ausgaben be- 
stehen in den zu leistenden Entschädigungen und den Kosten der sonstigen 
Leistungen an die Versicherten, in den Kosten der Unfall Untersuchungen und 
Feststellung der Entschädigungen, den Schiedsgerichtskosten, den Kosten der 
Unfallverhütung und den allgemeinen Venvaltungskosten. 

Zur Sicherung der Leistungsfähigkeit der Berufsgenossenschaften ist die An- 
s;immlung eines Reservefonds vorgeschrieben. Bei den land- und forstwirth- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften braucht ein solcher nur dann angesammelt zu 
werden, wenn das Landesgesetz oder Statut dies bestimmt. Die Ansammlung 
erfolgt durch Erhebung von Zuschlagen zu den jährlich aufzubringenden Be- 
tragen. Ueber die Höhe der Zuschlüge hat bezüglich der land- und forstwirth- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften — falls diese überhaupt einen Reser\*efonds 
haben — das Landesgesetz oder das Statut zu entscheiden (S* 17 des L. U.V. G.). 
Bei der Tiefbau -Berufsgenossenschaft betrügt der Zuschlag — wegen des für sie 
geltenden Kapitaldeckungssystems — 5 Prozent (J. 13 des B. U.V. G.).^ Bei den 
übrigen Berufsgenossenschaften haben die in den ersten elf Jahren" zu leistenden 
Zuschlüge eine von 300 bis 10 Prozent atlmühlich absteigende Höhe gehabt 
[Z. 1 8 des U. V. G., C. 1 9 des S. U. V. G.). Die Höhe des Rcser^ efonds betrügt 
mindestens den doppelten Jahresbedarf, bei der Tiefbau-Berufsgenossenschaft mufs 
er die Höhe der erforderlichen Jahresbeitrüge erreichen. Eine obere Grenze ist 
im Gesetz nicht vorgeschrieben. 

in. Besonderheiten, welche für die land- und forstwirthschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften gelten. 

Bezüglich der Land- und Fon^twirthschaft ist dem Landesrecht ein weiter 
Spielraum gelassen. Die Landesgesetzgebung ist befugt, die Abgrenzung der 
Berufsgenossenschaften, ihre Organisation und Verwaltung abweichend zu regeln 
und die Organe zu bezeichnen, durch welche die Verwaltung der Berufsgenossen- 
schaften geftihrt wird und die den Berufsgcnossenschaftsvorstünden übertragenen 
Befugnisse und Obliegenheiten wahrgenommen werden') (S. iio des L. U.V.G.). 



I) Von dieser Befugnifs haben Gebrauch gemocht: Preufsen (Gesets vom aa Mai 1887)1 
Bayern (Gesetz vom 5. April 1888}, Sachsen (Geseu vom aa. Mflrz 1888), WOrttci(nberg 
Gesetze vom 4. Muri 18B8 und 30. Mai 1891), Baden (Geseu vom 34. Min 1888), 
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IV. Die Versicherungsanstalten der Tiefbau-Berufsg^nossen« 
s^chaft und der Baugewerks-Berufsgenossenschaften. 

I. Auf dem Gebiete der Bau-Unfallversicherung war für die Versicherung 
gewisser Personen und von gewissen Bauarbeiten, deren Versicherung innerhalb 
der BerufsgenossenschaA unthunlich war, die Schaffung einer besonderen Ver- 
sichcrungscinrichtung erforderlich. Diese besonderen Versicherungseinrichtungen 
Mnd die Versicherungsanstalten, welche mit den zwölf Baugewerks- Berufs- 
genossenschaften und der Tiefbau-Berufsgenossenschaft verbunden sind. Die 
Versicherungsanstalten sind nicht selbständige Rechtssubjekte, vielmehr blofse 
Einrichtungen der Beruisgenossenschaften, die deshalb auch das Risiko der Ver- 
sicherungsanstalt zu tragen haben. 

a. Bei der Versicherungsanstalt erfolgt die Versicherung: 
a^ der Bauarbeiten, welche Privatpersonen und private Körperschaften nicht 
gewerbsmüfsig l&r ihre Rechnung ausftihren. Den Hauptfall bildet, dafs ein 
Privatmann eine Bauarbeit (z. B. einen Villenbau) durch angenommene 
Arbeiter sdbst — ohne Ucbertragung an einen Gewerbetreibenden — aus- 
ftihrl. Hierher zu rechnen ist auch der Fall, dafs ein Unternehmer, welcher 
einen auf die Dauer berechneten Baubetrieb nicht unterhiflt, gelegentlich ein- 
mal ft)r eigene Rechnung im Auftrage eines Anderen Bauarbeiten ausft&hrt 
(zu vergi. Handbuch der U. V., Anm. 3 Abs. 3 zu 5. 3 des B. U. V. G. 
S. 661 — Bek. des R.V. A., betr. die Nachweisungen von Regie-Bauarbeiten, 
\om 13. Dezember 1887, Handbuch der U.V., 8.91501); 
b) der Bauarbeiten, welche von anderen Kommunalverbifnden oder öffentlichen 
Körperschaften als von dem Reich, einem Bundesstaat oder einem ftlr 
IciMungsfähig erklarten oder der zuständigen Berufsgenossenschaft beigetretenen 
Verband fllr ihre Rechnung ausgeftlhrt werden; 
•c; ferner, falls das Statut dies bestimmt, die Versicherung von Unternehmern, 
welche als B^ugewerbetrcibende Mitglieder der Berufsgenossenschaft sind, 
sowie anderer von diesen Baugewerbetreibenden bei der Bauausftlhrung be- 
scliiftigten, nach $• ■ des Bau -Unfallversicherungsgesetzes nicht versicherten 
Personen (S. 16 Abs. 3 des B. U. V. G.). 

Anfänglich hatten alle Berufsgenossenschaften des Baugewerbes die Ver- 
sicherung der genannten Personen den Versicherungsanstalten überwiesen. 
Dcmn4b:hst haben jedoch die meisten dieser Berufsgenossenschaften ^) mit der 
Zwangsversicherung der KIcinmeister auch die freiwillige Versicherung 
der anderen Baugewerbetreibenden und die Versicherung der von Genossen- 
schaftsmitgliedern beschäftigten »anderen« Personen auf die Berufsgenossen- 
schaA Qbtfnoromen. 
3. Die Einnahmen und Ausgaben der Versicherungsanstalt sind gesondert 
zu verrechnen. Die Versicherungsanstalt hat einen besonderen Reservefonds 
(S- 17 a. a. O.). Zur Bildung desselben wird zur Zeit ein Zuschlag von 10 Prozent 
de» dem Prflmientarife als Grundlage dienenden Kapitalwerthes der in Aussicht 



HoacQ (Geteu vom 4. April a888), Mecklenburg •Schwerin (Gesett vom ii. April 1887), 
Mccklenburf • Strtlitt (Gmu vom 31. Mai 1887), Oldenburg (Gesett vom 4. Augutt 1888), 
Braunscbwtig (Gesetz vom i> April 1888), Reuls i. L. (Geseu vom ja Oktober 1887), 
Scharnnhufg« Lippe (Gesett vom 15. Mflrz 1887), Lippe (Gesett vom 5. Januar 1888}, 
Hamburg (Gesett vom 1. Mira 1888}, Bremen ^Gesett vom 4. Mai 1888). 

*) Die Rheinisch -Westftltsdic, Hessen-Nassauische, Schlesisch-Posensche, Wortitm- 
bergische, NonlOstliche, SAcbsische und ThOringische Baugewerks* Beruftgenossenschaft 
und die Tiefbau •Benift^enosseaschaft. Die alte Form der Versicherung bei der Ver* 
ri ch e nmgs aosttlt lladei sich noch bei der Bayerischen, Hamburgischen, Hannoverschen, 
M^frfcburgiichen und SOdwestUchen Bsugewerks-Berubftnoiseosdialt 
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3« Die Leistungen. 23 

stehenden Leistungen erhoben. ') Die Verwaltung der Versicherungsanstalt erfolgt 
nach Mafsgabe eines besonderen » Nebenstatuts« ($. 18 a. a. O.).') Durch das 
Nebenstatut können ftlr die Verwaltung der Versicherungsanstalt besondere 
Organe bestimmt werden (S* 19). Insofern besitzen die Versicherungsanstalten 
eine gewisse Selbständigkeit. 

4. Die Versicherung bei der Versicherungsanstalt erfolgt für grOlsere Regie- 
Bauarbeiten — d. h. zu deren Ausführung, einzeln genommen, mehr als sechs 
Arbeitstage verwendet werden — auf Kosten der Unternehmer gegen feste 
Prümien nach Mafsgabe eines Prfimientarifs; für Regie- Bauarbeiten von geringerer 
Dauer auf Kosten der Verbfinde, über deren Bezirke die Berufiigenossenschaft 
sich erstreckt, unter Anwendung des sonst üblichen Umlageverfahrens (ako nicht 
siegen Prämien). SS. 21 ff. a. a. O. 

V. Soweit das Deutsche Reich oder die einzelnen Bundesstaaten oder (Ür 
leistungsfähig erklärte Kommunalverblfnde oder andere öfTcntliche Korporationen 
die Trflger der Unfallversicherung sind, treten an die Stelle des Statuts sog. 
»Ausfuhrungsvorschriften«. An die Stelle der Gena^^senschaftsorgane treten «Aus- 
tührungsbehörden«.') Solche Ausführungsbehörden sind z. B. für die Marine- 
Verwaltung die Kaiserlichen Werften; für die Heeresverwaltung die Intendanturen; 
für die Post- und Telegraphenverwaltung die Post - Versicherungskommtssion in 
Berlin, die Direktion der Königlich bayerischen Posten und Telegraphen in 
München, die Königlich wUrttembergische Generaldirektion der Posten und 
Telegraphen in Stuttgart; für die Eisenbahn Verwaltung die Eisenbahndirektionen 
und Generaldirektionen; fUr die land- und forstwirthschaftliche Verwaltung die 
Königlichen Regierungen; für die Bauverwaltung der Königlich preufsische 
Minister der öffentlichen Arbeiten in Berlin, das Kaiserliche Kanalamt, die oberste 
Baubehörde im Königlichen Staatsministerium des Innern zu München etc. Ftlr 
die Feststellung der Entschädigungen dürfen besondere »Feststellungsorgane« be- 
stellt werden. 

SS. 2 ff. des A. G., SS- 1 02 ff, des L. U. V. G., SS- 4, 46 u. 47 des B. U. V. G., 
::. 102 flf. des S.U.V.G. 

VI. Ebenso wie die Krankenversicherung Kassenverbflnde kennt, so haben 
auch die Unfallversicherungsgesetze Vereinbarungen von Genossenschaften behufs 
gemeinsamer Tragung des Risikos zugelassen. Von dieser Befiignife ist 
jedoch bis jetzt noch nicht Gebrauch gemacht worden (S. 30 des U. V^G., SS- 1 
u. 3 des A. G., S. 41 des L. U. V. G.).. 



3« Die Leistungen. 

* 

I. Die Leistungen der Versicherungsträger bestehen: 
im Falle der Körperverletzung vom Beginn der vierzehnten Woche^) 
nach Eintritt des Unfalls ab • 

a) in den Kosten des Heilverfahrens (d. h. den Kosten der tfrztlichen 
Behandlung, der Arzneien und sonstigen Heilmittel), 

b) in einer dem Verletzten für die Dauer der völligen oder theilweisifen Er- 
werbsunfiihigkeit zu gewahrenden Rente. 



') Bei der Magdeburgischen Baugewerks-B. G. war die Erisebung des Zusdilagi 
auf 10 Jahre beschrBnkL 

*) Normalnebenstatut s, A. N. des R. V. A. 1887 S. 333. 

>) Verzeichnifs der AusfÜhrungsbehörden tu veigL A. N. des R. V, A. 1898 S. 476 SN 

^} Die dreizehn ersten Wochen bilden die tpg. Karenz» oder Wartezeit 



rtf«»MHMnMkMa«MM 



26 II« Die Unfallversichening. 

Diese Rente betrügt bei völliger Erwerbsunfähigkeit 66*/, Prozent des 
Arbeitsverdienstes, bei thcihveiser Erwerbsunfiihigkeit einen Bruchtheil dieser 
Rente V welche nach dem Mafse der Einbufse an Enverbsfahigkeit zu bemessen 
ist. In der Praxis wird dieser Bruchtheil in Prozenten der Rente fbr völlige 
Erwcrbsunfilhigkeit ausgedrückt. Es wird z. B. für den Verlust eines Auges bei 
im Obrigcn nonnalcn Verhültnissen eine Rente von 23 bis 33 Vs Prozent, für 
einen Leistenbruch 10 Prozent, für den Verlust des Gehvermögens 75 Prozent 
der Rente für völlige Erwerbsunfühigkeit gewahrt. Der Bruchtheil ist stets nach 
der besonderen I^ge des Einzelfalles zu schützen; eine ein für allemal festgelegte 
Taxe für den Verlust bestimmter Glieder u. dergl. besteht nicht. 

C. 5 de» U. V. G., SC« i u. 3 des A. G., J. 6 des L. U. V. G., ;. 6 des 
a U. V. G., :. 9 des S. U. V. G. 

2. Im Falle des Todes ist zu leisten: 

A. Ersatz der Beerdigungskosten, für deren Höhe das Gesetz besondere 
Vorschriften getroffen hat (in der Regel das zwanzigfache des Tage- 
lohnes), mindestens 30 Mark, für Seeleute zwei Drittel der durchschnitt- 
lichen Monatsheuer, bei den übrigen nach dem See - Unfallversiche- 
rungsgesetz und bei den nach dem land- und forstwirthschaftlichen (Jn- 
fallversicherungsgesetz versicherten Personen ein Fünfzehntel des Jahres- 
arbeitsverdienstesi. 

Empfangsberechtigt ist derjenige, der das Begrilbnifs besorgt hat 
^also nicht in jedem Falle die Erben); 

B. eine den Hinterbliebenen vom Todestage an zu gewahrende Rente. 
Dieselbe betrügt: 

a) für die Wittwe des Getödteten bis zu deren Tode oder Wieder- 
verheirathung zwanzig Prozent, für jedes hinterbliebenc vaterlose Kind 
bis zu dessen zurückgelegtem fünfzehnten Lebensjahre fünfzehn 
Pnixent und, wenn das Kind auch mutterlos ist oder wird, zwanzig 
Pn>zent des Arbeitsverdienstes. 

Die Renten der Witt wen und der Kinder dürfen zusammen sechzig 
Prozent des Arbeits erdienstes nicht übersteigen; ergiebt sich ein höherer | 
Betrage so werden die einzelnen Renten in gleichem Verhültnisse gekürzt. I 

Im Falle der Wiederxerheirathung erhalt die Wittwe den dreifachen 
Betrag ihrer Jahresrente als Abfindung. 

Der Anspruch der Wittwe Ist aasgeschlosMrn« wenn die Ehe erst 
nach dem Unfälle geschlossen worden ist; 

b) für Aszendenten des VerstorK^nen , wenn dieser ihr einziger Ernährer 
war, für die Zeit bLv zu ihrem Tode oder bis zum Wegfall der 
Bedürftigkeit zwanzig IVozent des Arbeitsverdienstes. 

Wenn mehrere der unter b genannten Berechtigten vorhanden 
sind, so wird die Rente den Eltern vor den Grofseltem gewahrt. 

Wenn die unter b {^zeichneten mit den unter a bezeichneten 
Berechtigten konkurriren, so haben die ersteren einen Anspruch nur, 
soweit für die letzteren der HöchMbetrag der Rente nicht in Anspruch 
genommen wird. 

Die Hinterbliebenen eines .\uslandeni, welche zur Zeit des Untalls 
nicht im Inlande wohnten, haben keinen Anspruch auf die Rente. 

S. 6 de» U.V.G., :;. I u. 3 des A.G., :. 7 des L.U.V.G., 5. 6 des 
B.U.V.G., S. 13 de» S. U.V.G. 

IL Die Ko»ten des Heilverfahrens und die Kosten der Beerdigung sind 
binnen acht Tagen nach iha*r Feststellung lu zahlen« 
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3. Die Leistungen. 2y 

Die Entschadigungsrenten der Verletzten und der Hinterbliebenen der 
Getödtcten sind in monatlichen Beträgen im Voraus zu zahlen (S. 66 des U.V. G., 
je. I u. 3 des A. G., S- 7' des L. U.V. G., §. 38 Abs. 2 des B. U.V. G., S» 74 
des S.U.V.G.). 

HI. Die Berechnung des Jahresarbeitsverdienstes erfolgt nach den 
verschiedenen Unfallversicherungsgesetzen auf verschiedene, von einander ab- 
weichende Weisen (§§. 3, 5 Abs. 3 — 5 des U.V. G., §S- 1 u- 3 des A. G.^ ! 
::. 3, 6 Abs. 3—6 des L. U. V.G., S- 6 des B. U.V.G., SS- 6, 7, 9 Abs. 3 
des S. U.V.G.). 

IV. An Stelle der oben unter Z. I bezeichneten Leistungen kann im Falle 
der Körper\'erletzung bis zum beendeten Heilverfahren freie Kur und Ver- 
pflegung in einem Krankenhause gewührt werden, und zwar: 

a) tlUr Verunglückte, welche verheirathet sind oder bei einem Mitgliede ihrer 
Familie wohnen, mit ihrer Zustimmung oder unabhUngig von derselben, wenn 
die Art der Verletzung Anforderungen an die Behandlung oder Verpflegung 
stellt, denen in der Familie nicht genügt werden kann; l 

b) tllr sonstige Verunglückte in allen Füllen. ! 

Für die Zeit der Verpflegung des Verunglückten in dem Krankenhause steht 1 

.seinen oben unter Z. 1 2 B bezeichneten Angehörigen die daselbst angegebene 
Rente insoweit zu, als sie auf dieselbe im Falle des Todes des Verletzten einen 
Anspruch haben würden (S. 7 des U.V. G., SS- « und 3 des A. G., 5.8 des 
L. U.V. G., S. 6 des B. U.V. G., g. 9 Abs. 4—6 des S. U.V. C). 

V. Auf dem Gebiete der land- und forstwirthschafllichen Unfallversicherung '*• 
kann durch Statut bestimmt werden, dafs die Renten solchen Personen, die ihren 

Lohn oder Gehalt herkömmlich ganz oder zum Theil in Fonn von Natural* 
leistungen (z. B. Wohnung, Feuerung, Nahrungsmittel, Landnutzung^ i 

Kleidung etc.) beziehen, sowie den Hinterbliebenen oder Angehörigen solcher \ 

Personen, nach Verhältnifs ebenfalls in dieser Form gewahrt wird (SS* 9^ 104. 
.\bs. 2 des L. U. V. G.). 

VI. Veränderung der Verhältnisse. Tritt in den Verhältnissen, welche 
für die Feststellung der Entschädigung mafsgebend gewesen sind, eine wesent- 
liche Veränderung ein, so kann eine anderweitige Feststellung derselben auf An- 
trag oder von Amtswegen erfolgen. Eine Erhöhung der Rente kann indessen 
nur fllr die Zeit nach Anmeldung des höheren Anspruchs gefordert werden. 
Kine Minderung oder Aufhebung der Rente tritt erst von dem Tage ab in 
Wirksamkeit, an welchem der sie aussprechende Bescheid dem Entschädigungs- 
berechtigten zugestellt ist {Z-6^ des U.V. G., SS* > u. 3 des A.G., S* 70 de& 
L. U.V.G.. S. 38 Abs. 2 des B. U.V.G., S- 73 Jes S.U.V.G.). 

VII. Abfindung von Ausländern. Ist der Berechtigte ein Ausländer^ 
SU kann er durch eine Kapitalzahlung für seinen Entschädigungsanspruch abge- 
funden werden, wenn er dauernd das Reichsgebiet verläfst (5*67 des U.V.G.^ 
CC- I u. 3 des A. G., S- 72 des L. U.V. G.). Die Baugewerks- Berufegenossen- 
schaften, die Tiefbau - Berufsgenossenschaft und die See - Berufsgenossenschaft 
kann Ausländer auch ohne diese Bedingung abfinden, und zwar mit dem drei- 
fachen Betrage der Jahresrente (SS- 39 Abs. 3, 48 Abs. i des B. U.V. G., 75 Abs, % 
des S.U.V.G.). 

Vin. Verjährung der Ansprüche. Die Entschädigungsansprüche nach, 
den Unfallversicherungsgesetzen verjähren in zwei Jahren von dem Unfiill ab 
gerechnet. Dies gilt auch für die Ansprüche der Hinterbliebenen, falls der Vcr- . 
^unglückte selbst den Anspruch nicht angemeldet hat, oder eine Entschädigung 
'nicht von Amtswegen festgestellt worden ist (R. E. 1666, A.N. des R.V.A. 1897 
S. 514). 
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S« 59 Abs* I des U«V. G., SS* i und 3 des A. C, S- 64 Abs. 1 des L. U.V. G^ 
S. 37 Abs. I des B. U.V. G., S- 68 Abs. 1 des S. U.V. G. 

Fttr die Hinterbliebenen eines in Folge des Betriebsunfalls gestorbenen Ver- 
letzten, ibr den eine Entschlldigung festgestellt worden war, lüuft dagegen die 
Frist erst vom Todestage ab ($• 65 Abs. a des U.V. G., SS- t und 3 des 
A. G., S* 70 Abs. a des L.U. V. G., S- 38 Abs. 2 des B. U.V. G. und S* 73 
Abs. 3 des S.U.V.G.). 

Nach Ablauf der Verjährungsfrist ist der Anmeldung der Ansprüche nur 
dann Folge zu geben, wenn glaubhaft bescheinigt wird, dafs die Folgen des 
Unfalls erst sptfter bemerkbar geworden sind oder dafs der Entschffdigungs- 
bcrechtigte von der Verfolgung seines Anspruchs durch aulserhalb seines Willens 
li^ende Verhilltnisse abgehalten worden ist (S. 59 Abs. 3 des U. V. G., SS« 1 ti. 3 
des K. G., S- 64 Abs. a des L. U. V. G., S- 37 Abs. 1 des B. U. V. G., S* 68 
Abs. 3 des S. U. V. G.). 

IX. Verhflitnifs der EntschlfdigungsansprQche zu Ansprüchen 
gegenüber Krankenkassen, Armenverbanden, Versicherungsanstalten 
des Invalidenvcrsicherungsgesetzes etc. 

1. Die Verpflichtung der eingeschriebenen HUliskassen, sowie der sonstigen 
Kranken-, Sterbe-, Invaliden- und anderen Unterstützungskassen, den von Be- 
trieb^^unfllllen betroffenen Arbeitern und Betriebsbeamten sowie deren Angehörigen 
und Hinterbliebenen Unterstützungen zu gewahren, sowie die . Verpflichtung von 
Gemeinden oder Armenvcrbünden zur Unterstützung hülfsbedürftiger Personen 
wird durch die Unfallversichcrungsgesetze nicht berührt. Soweit auf Gnlnd 
M>ichcr Verpflichtung Unterstützungen in Fallen gewahrt sind, in welchen den 
Unterstützten nach Mafsgabe der Unfallversicherungsgesetze ein Entschädigungs- 
anspruch zusteht, geht der letztere bis zum Betrage der geleisteten Unter- 
stützung auf die Kassen, die Gemeinden oder die Armenverbande über, von 
welchen die Unterstützung gewahrt worden ist 

Das Gleiche gilt von den Betriebsuntemehmem und Kassen, welche die den 
bezeichneten Gemeinden und Armenverbanden obliegende Verpflichtung zur Unter- 
stützung auf Grund gesetzlicher Vorschrift erftlllt haben (S- 8 des U. V. G., SS* 1 
u. 3. des A. G., S- > I des L. U. V. G., S- 6 des B. U. V. G., S. 1 3 des S. U. V. G.). 

3. Eine ahnliche Vorschrift enthalt S* t ■ 3 <!«& L V. G. Die Annahme, dafs 
die Erwerbsunfiihigkeit durch einen nach den Unfallversicherungsgesetzen zu ent- 
schädigenden Unfall verursacht ist, begründet nicht die Ablehnung des Anspruchs 
auf Invalidenrente. Es ist vielmehr, sofern im Uebrigen die Voraussetzungen, 
unter denen eine Invalidenrente bewilligt werden darf, voriiegen, diese Rente 
fcstzustdlen* 

kt sodann die Invalidenrente ftlr einen Zeitraum gezahlt, ftlr welchen dem 
Empfilnger ein Anspruch auf Unfallrente zusteht, so geht dieser Anspruch inso- 
weit auf die Versicherungsanstalt über, als die gewahrte Invalidenrente die zu 
gewahrende Unfallrente nicht 




4« Die Aufbringung der Mittd. 

1. Die gesammten Lasten der Unfallversicherung tragen die Unternehmer 
«Uctn. Eine Betheiligtmg der Versicherten an den Lasten findet nur insoweit 
statt, ab diese zu den Kosten der Krankenversicherung, welche auch bei Ein- 
tritt dnci Unfalls ftlr die enten dreizehn Wochen einzutreten hat, betzusteuem 



Auch wird zu den Lasten der Unfallversicherung kein Zuschufe aus öflent- 
Ikbcn Mitteln geleistet. Der Reichszuschuis , an welchem in den ersten beiden 
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4. Die Aufbringung der MineL 29 

Regierungsentwürfen vom Jahre 1881 und 1882 noch festgehalten wurde, ist 
schliefslich fallen gelassen. 

Die theoretische Rechtfertigung für die alleinige Verpflichtung der Unter- 
nehmer zur Entschädigung der Unfälle ist in dem Haftpflichtgedanken zu er- 
blicken, d. h. der Annahme einer mit dem Betriebe eines Unternehmens von i 
Rechtswegen verbundenen Pflicht zum Ersätze des durch den Betrieb und seine I 
Gefahren verursachten Schadens. 

II. Bei Erörterung der Grundsatze, welche für die Aufbringung der Mittel. * 
zur Deckung der Unfalllasten zur Anwendung gebracht werden, hat man zwei 
Fragen aus einander zu halten: ' 

a) die Frage, in welcher Höhe die Mittel zu beschaffen sind. In dieser Be» | 
Ziehung ist zu unterscheiden: 

1. das Prinzip der Deckung des Jahresbedarfs, 

2. das Prinzip der Kapitaldeckung; 

b) die Frage, in welcher Weise der Jahresbedarf oder das Kapital aufzubringen 
ist. In dieser Beziehung hat man zu unterscheiden: l 

1. das Umlageverfahren, 

2. das Prflmienverfahrcn (auch versicherungstechnisches Verfahren genannt). \ 
Bei dem Prinzip der Deckung des Jahresbedarfs — und dieses bildet die 

Regel — findet auf dem Gebiete der Unfallversicherung stets das Umlage- 
verfahren Anwendung. Deshalb spricht man auch hier schlechtweg von deni 
Umlageprinzip oder Umlageverfahren.* Bei dem Prinzip der Kapitaldeckung 
findet dagegen in gewissem Umfange — nflmlich bei der Tiefbau -Berufsgenossen- 
schaft — das Umlageverfahren, und bei den Versicherungsanstalten der Bau- 
gewerks- Berufsgenossenschaften und der Tiefbau -Berufsgenossenschaft in den 
Füllen des S* 21a des Bau -Unfallversicherungsgesetzes das Prflmienverfahren An- 
wendung. Dagegen findet bei den Versicherungsanstalten der Baugewerks- Berufs- 
genossenschaften in den Fallen des S- 2 > ^ daselbst das einfache Umlageverfahren 
(richtiger das Prinzip der Deckung des Jahresbedarfs mit Umlageverfahren) An- 
wendung. 

III. Das Prinzip der Deckung des Jahresbedarfs mit dem Umlageverfahren 
besteht darin, dafs der Bedarf des abgelaufenen Rechnungsjahres (Kalenderjahres) 
auf die Mitglieder vertheilt (umgelegt) wird. 

1. Die Beitrüge sind verschieden hoch, ihre Berechnung erfoTgt einmal 
nach der Höhe der von den einzelnen Unternehmern gezahlten Löhne und Ge- 
hülter, zum anderen nach der Gefährlichkeit der verschiedenen Gewerbezweige 
und Arbeitsthutigkeiten (Gefahrenklassen). Zum Zwecke der Berechnung der 
Beitrage haben die einzelnen Unternehmer alljährlich Arbeiter- und Lohnnach« 
Weisungen dem Genossenschaftsvorstande einzureichen. Selbstversicherte Unter- 
nehmer haben ihren eigenen Arbeitsverdienst behufs Berechnung der Beiträge 
oder Prämien nachzuweisen; das Nähere hat das Statut zu bestimmen. Regie- 
bau - Unternehmer haben in den Fällen des S- 21a des Bau - Unfallversicherungs- 
gcsetzes allmonatlich Regiebau -Nachweisungen einzureichen. Femer sind zum ' 
Zwecke der Beitragsberechnung Gefahrentarife aufzustellen, die von Zeit zu 
Zeit einer Revision zu unterziehen sind. 

2. Ausnahmen: 
a. Für die Land- und Forstwirthschaft kann nach Vorschrift der Landes- 

• 

gesetzgebung o -er der Statuten die Beitragsberechnung erfolgen entweder nach 
einer Steuer, insbesondere der Grundsteuer (sog. Berechnung nach dem Steuer- 
fufs) oder nach dem Mafse der in den einzelnen Betrieben durchschnittlich er- 
forderlichen menschlichen Arbeit, (sog. Berechnung nach dem Arbeits* 
hcdarf) {ZZ' 33 V 110 des L. U. V. G.). Gegenwärtig bedienen sich von den 
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48 Uind* und fontwirthschaftlichen Berufsgeno&scnschaften 33 des Stcuemiafs- 
stahcs und 16 des Mafsstabes nach dem Arbeitsbedarf. 

b. Für Seefahrzeuge dient als Mafsstab die durch Abschätzung festgestellte 
durchschnittliche Zahl derjenigen Seeleute, welche als Besatzung erforderlich sind ; 
(tor andere nach dem See- Unfallversicherungsgesetz versicherte Betriebe die Zahl 
der Arbeitstage (CS- 34i 79 u. 82 des S. U. V. C). 

c Bei den land- und forstwirthschaftlichen Berufsgenossenschaften und der 
See-Beru&gcnossenschaft ist die Aufstellung eines Gefahrentarifs nicht unbedingt 
erforderlich (;S- 33 Abs. 6 u. 110 des L. U. V. G., S* 35 des S. U. V. G.). Des- 
halb haben bis jetzt nur einige land- und forstwirthschaftliche Berufsgenossen- 
«^hafkcn einen Gefahrentarif. Die See-Berufsgenossenschaft hat einen solchen nicht. 

IV« Bei dem Prinzip der Kapitaldeckung mit dem Umlageverfahren werden 
die Bettrtfge so bemessen, dafs durch dieselben — aufser den sonstigen Lasten 
der Berufsgenossenschaft (einmaligen Entschädigungen, Einlagen in den Reser>'e- 
fonds« Verwaltungskosten etc.) — der Kapitalwerth der ihr im abgelaufenen 
Rechnungsjahre zur Last gefallenen Renten gedeckt wird. Auf die Beiträge sind 
von den GenosMrnschaftsmitgliedem vierteljlfhriiche Vorschüsse zu leisten. Die 
Beitrage werden unter Verrechnung der Vorschüsse jühriich umgelegt (SS* 10,41 
AbK I u. 2 des B. U. V. G.). 

V. Bei dem Prinzip der Kapitaldeckung mit dem Prilmienverfahren erfolgt 
die Versicherung gegen feste im Voraus bemessene Prifmien. Dieses System 
Andet Anwendung bei den Versicherungsanstalten des Bau - Unfallversicherungs- 
gCNClzcs« und zwar bei Bauarbeiten, zu deren Ausführung, einzeln genommen, 
mehr als sechs Arbeitstage thatsflchlich verwendet worden sind (S. a 1 a des 
B. U. V. G.). Die Prifmien sind so zu berechnen , dafs gedeckt wird ^- aufser 
den sonstigen Lasten (einmaligen Entschädigungen, Einlagen in den Reservefonds, 
Verwaltungskosten etc.) — der Kapitalwerth derjenigen Leistungen, welche der 
Versicherungsanstalt bus den bei Bauarbeiten der bezeichneten Art im Jahre 
durchschnittlich zu er>vartenden Unfällen voraussichtlich ^r^vachsen werden. Die 
Berechnung erfolgt auf der Grundlage eines von dem Reichs -Venticherungsamt 
{bezw. Landes - Ver^icherungsamt) für jede Versicherungsanstalt festgesetzten 
Prflmientarifs ') nach Mafsgabe der von den Unternehmern durch Vermittelung 
der Gemeindebehörden einzureichenden monatlichen Nach Weisungen der Arbeits- 
tage und der gezahlten Löhne und Gehlltcr (SS- ^a ff. des B. U. V. G.). 

VI. Die Meldepflicht. Zum Zwecke der Feststellung, welche Unter- 
nehmer Mitglieder der Berufsgenossenschaft sind, hat das Gesetz eine Melde- 
pflichl eingeführt. Die Meldepflicht erstreckt sich auf die Betriebsanmeldung, die 
Anzeige von Betriel>sverflnderungen, welche auf die genossenschaftliche Zu- 
gehörigkeit des Betriebes von Bedeutung sind, und die Anzeige vom Wechsel 
in der Pi*rson des Unternehmers. Jedoch hat auf dem Gebiete der land- und 
forstwirthschaftlichen Unfallversicherung die Gemeindebehörde für die ente An- 
meldung der Betriebe zu sorgen (SS* 1 >« 33 ff* des U. V. G., SS* 34« 45 ff* des 
L. a V. G^ SS* i I» I $ de» B. U. V. G., SS* ^U a»f 43 ff* <*» S. U. V. G.). 

S* Die Entscheidung von Streitigkeiten. 

I. FOr die Entscheidung von Streitigketten zwischen den Berechtigten uihI 
4lcn Ver%icherungstrilgem Ober die EntschldigungsansprOche^ besteht eine 

') Die neoesieo Tarife: A. N. dct It V. A. 1899 S. 754-771. 
*) Dict sind die wicbtigneo Streitigkeiten. Abg w chen hiervon kennen die Unfall* 
vtfiieherunvigttette noch eine grobe Zahl sonstiger Kecntsttmtigkettia. 
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5. Die Entscheidung von Streitigkeiten« «1 

erschöpfende Prozcfsordnung nicht. Mit dem Verfahren befassen sich nur einige 
Paragraphen des Gesetzes und zwei kurze Kaiserliche Verordnungen: die Ver- 
ordnung über das Verfahren vor den Schiedsgerichten vom 2. November 1885, j 
und die Verordnung, betr. die Formen des Verfahrens und den Geschfiß^ang I 
des Reichs -Versichcrungsamts, vom 5. August 1885, beide in der Fassung der 5 
Kaiserlichen Verordnung vom 13. November 1887. Der weitere Ausbau des i 
Verfahrens beruht auf der Praxis. 

IL Die Entscheidung der Entschtfdigungsstreitigkeiten ist nicht den ordent- [ 

Hellen Gerichten tibertragen, sondern besonders geschaffenen Instanzen, welche i 

der Verwaltungsthfltigkeit auf dem Gebiete der Unfallversicherung nlfher stehen. 1 

Es bestehen drei Instanzen, die berufsgenossenschaftliche, die schiedsgerichtliche 
und die Rekursinstanz. 

III. 1. Das Entschttdigungs - Feststellungsverfahren wird in der 
Regel von Amtswegen eingeleitet, aber auch auf Antrag der Berechtigten. Dieses 
Verfahren beginnt regelmttfsig ') mit der von dem Betriebsunternchmer (oder 
Betriebsleiter) bei der Ortspolizeibehörde (bei fiskalischen Betrieben bei der vor- 
gesetzten Dienstbehörde) zu erstattenden Unfall-Anzeige. Es folgt eine 
polizeiliche Unfalluntersuchung, zu welcher im Interesse der Aufklärung 
der Sache die Betheiligten zugezogen werden. Die Entscheidung trifft das Fest- 
stellungsorgan der Berufsgenossenschaft. Eine mündliche Verhandlung ist 
nicht vorgesehen. Vor der Entscheidung sind aber die Unterlagen für die dem- 
nUchstige Entscheidung dem Berechtigten mitzutheilen , welcher sich daraufhin 
aufsern kann. Das Feststctlungsorgan erltffst einen schriftlichen Bescheid (den 
sog. Feststellungsbescheid), welcher den Berechtigten gegenüber Rechtskraft 
erlangt, wenn er nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist mit der Berufung 
bei dem Schiedsgericht angefochten wird. Neben dem Bescheid erhillt der Be- 
rechtigte, zu seiner Legitimation gegenüber der die Entschädigung auf Anweisung 
der Berufsgenossenschaft auszahlenden Postanstalt eine zweite Urkunde, den sog. 
Berechtigungsausweis. 

2. Besondere Grundsätze bestehen bezüglich der Zubilligung einer vor- 
läufigen Entschädigung, bei Bewilligung von Zuschufs- (Uebergangs-)renten, bei 
Gewahrung von Krankenhausbehandlung, bei Uebertragung der Fürsorge l&r die 
Verletzten auf die Krankenkassen, bei Uebernahme des Heilverfahrens während 
der Wartezeit, bei Feststellung von Erstattungsansprüchen (C. 8 des U. VTG. und 
die entsprechenden Vorschriften der übrigen Unfall Versicherungsgesetze sowie 
S- 113 des I. V. G.), im Falle der Betheiligung mehrerer Berufsgenossenschaften 
und im Falle der Kapitalabfindung. 

3. Neben diesem Verfahren besteht aushülfsweise ein besonderes eigenartiges 
Verfahren vor der unteren Verwaltungsbehörde. Ereignete sich der Unfiill, in 
Folge dessen der Entschädigungsanspruch erhoben wird, in einem Betriebe, fbr 
welchen ein Mitgliedschein von einer Genossenschaft nicht crth'eilt war, so hat 
die Anmeldung des Entschädigungsanspruchs bei der unteren Verwaltungs- 
behörde zu erfolgen, in deren Bezirk der Betrieb belegen ist. Dieselbe hat 
den Entschädigungsanspruch mittelst Bescheides zurückzuweisen, wenn sie den 
Betrieb, in welchem der Unfall sich ereignet hat, nicht für versichertingspflichtig 
erachtet; anderenfalls hat sie die Feststellung der Genossenschaft, welcher d^r 
Betrieb angehört, herbeizuführen und, nachdem diese Feststellung erfolgt ist, den 
angemeldeten Entschädigungsanspruch dem zuständigen Vorstande zur weiteren 
Veranlassung zu übenveiscn, auch dem Entschädigungsberechtigten hien'on 

' ' ' \ 

*) Im Einzelnen, insbesondere f&r Reichs- und Suaubetriebe und auf dem Gebiete ' 

der See -Unfallversicherung, bestehen vielfach abweichende Vorscbrifken. 
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9^ « II. Die Unfallvenichening. 

schriftlich Nachricht zu geben (S. 59 Abs. 4 des U. V. G. , $. 64 Abs. 4 des 
L. U. V. G., S. 68 Abs. 4 des S. U. V. G.). 

Gegen den Bescheid der unteren Verwaltungsbehörde, durch welchen der 
Entschldigungsanspruch aus dein Grunde abgelehnt wird, weil der Betrieb, in 
welchem der Unfall sich ereignet hat, nicht für versicherungspflichtig erachtet 
wird, steht dem Verietzten und seinen Hinterbliebenen die Beschwerde an 
das Retchs-Versicherungsamt zu. Dieselbe ist binnen vier Wochen nach 
der Zustellung des ablehnenden Bescheides bei der unteren Verwaltungsbehörde 
einzulegen {$. 63 Abs. 1 des U. V. G., S- 8 des A. G. (abweichend), %. 67 Abs. 1 
des L. U« V. G., S* 70 Abs. 1 des S. U. V. G.). 

Dieses Verfahren findet auf dem Gebiete der Bau -Unfallversicherung keine 
Anwendung'}, weil alle Bauarbeiten versichert sind und daher jeder Unfall, 
melcher sich tK'i einer Bauarbeit ereignet — sofern es sich um eine versicherte 
P&M>n handelt — , von einem Versicherungsträger entschädigt v«'erden mufs 
l-C- 37 Abs. 2, 48 Abs. 1 des B. U. V. G.). 

IV. Das Berufungs verfahren. Gegen den Bescheid des Feststellungs- 
organs findet das Rechtsmittel der Berufung an ein besonderes Gericht — das 
Schiedsgericht — statt. Das Schiedsgericht besteht aus einem stfindigen 
Vorsitzenden — einem öffentlichen Beamten — und aus vier Beisitzern als 
Vertretern der Interessenten (Arbeitgeber und Art>eitnehmer). Im Jahre 1899 
botanden in Deutschland 1026 Schiedsgerichte fUr die 113 Berufsgenossen- 
^'haften und 417 Schiedsgerichte für die 416 Ausführungsbehörden. Für die 
Beseht ufsftfhigkeit des Schiedsgerichts genügt es, wenn aufser dem Vorsitzenden 
zwei Beü^itzer — ein Arbeitgeber- und ein Arbeitnehmer -Vertreter — mitwirken. 

Die Berufung>friM tK*trilgt vier Wochen, von der Zustellung des Bescheides ab 
gerechnet; auf dem Gebiete der See -Unfallversicherung wird die Frist für 
Personen, welche sich aufserhalb Europas - auf halten , auf mindestens sechs 
Wochen festgesetzt {Z. 62 des U. V. G., S- 67 des L. ü. V. G., C. 38 des B. U. V. G-, 
S. 70 des S. U. V. G.). 

Die Berufung ist schriftlich einzulegen, kt die Berufungsfrist versdumt oder 
das Schiedsgericht zur EntM:heidung nicht zuständig, so kann der Vorsitzende 
die Berufung durch einen mit Gründen versehenen Bescheid zurückweisen, 
wogegen der Berechtigte innerhalb zweier Wochen vom Tage der Zustellung ab 
die Anberaumung der mün«llichen Verhandlung beantragen kann.' 

Im anderen Falle erhiilt der Gegner die Berufungsschrifi mit der Auf- 
forderung mitgetheilt, binnen einer zu bestinunenden Frist (von einer Woche bis 
vier Wochen) eine Gegenschrift einzureichen. Danach kann noch ein weiterer 
Schriftwechsel stattfinden. Es folgt die Vort>ereitung der Entscheidung durch 
den Vorsitzenden und die Ansetzung des Termins zur mündlichen Verhandlung, 
von welchem die Parteien benachrichtigt werden. Die mündliche Verhandlung 
erfolgt in öffentlicher Sitzung. *) Der Sachverhalt wird hier von dem Vorsitzenden 
oder einem Berichterstatter vorgetragen, woran sich die Ausführungen der Parteien 
Mischlie&cn. Die Entscheidungen des Schiedsgerichts werden verkündet und den 
Parteien in Ausfertigung zugestellt. 

V. Das Rekursverfahren. 

I. Gegen die Entscheidung des Schiedsgenchts ist das Rechtsmittel des 
Rekurses gegeben, im Gegensatze zu der auf dem Gebiete der Invaliden- 



*) Dasselbe gut, soweit das Reich oder ein Bundesstaat an die StcDt der BcniCi- 
genoiscnschaft tritt 0. 3 des AG., S- 103 das L.U. V. G., S*47 ^ B.UV.G. und 
S- 103 des S. U. V. a). 

^ Auf nOndliche Vcrfaandluag kann seiiens der Parteteo verzichtet wtrdsa. 
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Versicherung eingeführten Revision wird bei Einlegung des Rekurses der ge- 
sammte Streitstoff — nicht nur die rechtliche, sondern auch die thatsfichliche 
Seite der Sache — einer neuen Prüfung unterzc^en. 

Das Rechtsmittel des Rekurses ist ausgeschlossen, wenn es sich lediglich um 
den Ersatz der Kosten des Heilverfahrens, um die fttr die Dauer einer voraus- 
siclitlich vorübergehenden Erwerbsunfifhigkeit zu gewahrende Rente, um den 
Ersatz der Beerdigungskosten, sowie wenn es sich ausschliefslich um die Kosten 
des Verfahrens handelt. 

§. 63 des U. V. G., S. 68 d^ L. U. V. G., S- 38 Abs. 2 des B. U. V. G., $• 7 1 
des S.U.V.G. 

2. Zur Entscheidung zuständig ist das Reichs «Versichcrungsamt in seiner 
Zusammensetzung als Rekursgericht. Das Rekursgericht besteht aus einem Vor- 
sitzenden, einem Mitgliede des Bundesraths bezw. dessen Vertreter, einem 
stündigen Mitgliede des Amts, zwei richterlichen Beisitzern, einem Vertreter der 
Genossenschaftsvorstünde und einem Vertreter der Versicherten. 

In Streitsachen, welche die einem Landes -Versicherungsamt unterstellten 
Berufsgenossenschaften angehen, entscheidet das Landes -Versichcrungsamt. Sofern 
indessen eine der Aufsicht eines anderen Landes -Versicherungsamts oder des 
Reichs -Versicherungsamts unterstellte Berufsgenossenschaft mitbetheiligt ist, ent- 
scheidet das Reichs -Versicherungsamt. 

Z. 101 des L. U.V.G., S- 45 des B.U.V. G. 

3. Zur Rekurseinlegung sind nicht nur die Verletzten, deren Hinterbliebenen 
und diejenigen Personen, welche von dem Erstberechtigten abgeleitete Rechte 
geltend machen (die Erben des Verletzten, Kranken-, Sterbe-, Invaliden- und 
andere Unterstützungskassen, Gemeinden, ArmenverbUnde, Invaliden -Versicherungs- 
anstalten), sondern auch die Genossenschaftsvorstfinde berechtigt. 

4. Die Rekursfrist beträgt vier Wochen von der Zustellung der Ent- 
scheidung des Schiedsgerichts ab gerechnet; für diejenigen nach dem See-Unfall- 
vcrsicherungsgesetz versicherten Personen, welche sich aufserhalb Europas auf- 
halten, beträgt die Frist zwölf Wochen. 

Im Uebrigen entspricht das Verfahren vor dem Reichs -Versicherungsamt 
im Wesentlichen dem Verfahren vor dem Schiedsgericht. 

VI. Veränderung der Verhältnisse. Tritt in den Verhältnissen, welche 
für die Feststellung der Entschädigung mafsgebend gewesend sind, eine wesent- 
liche Veränderung (Besserung oder Verschlimmerung) ein, so kann eine ander- 
weitige Feststellung derselben (Herabsetzung oder Einstellung oder Erhöhung 
der Rente) auf Antrag oder von Amtswegen erfolgen. 

5. 65 des U. V. G., S. 70 des L. U. V. G., S- 38 Abs. 2 des B^U. V. G., S- 73 
des S.U.V.G. 

VII. Gegenüber rechtskräftigen Entscheidungen ist durch die Praxis die 
Wiederaufnahme des Verfahrens in den engen Grenzen der Civilprozefsordnung 
zugelassen worden (zu vergl. SS- 578 — 591 der Civilprozefsordnung in der 
Fassung der Bek. vom 20. Mai 1898, R. G. Bl. 1898 S. 41 off.). 
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III. 

Die Invalidenversicherung. 

1. Der Kreis der versicherten Personen.^) 

L Auf dem Gebiete der Invalidenversicherung sind im Allgemeinen alle 
PcrM>nen versichert, die in der ^.andwirthschaft, der Industrie, dem Handel, in 
der Hauswirthschaft, im Reichs-, Staats-, Gemeinde-, Kirchen- oder Schuldienst 
u. dergt »ich in untergeordneter, abhüngiger Stellung (als Arbeiter oder Betriebs- 
beamte) befinden. Dazu kommen noch einige besondere Gruppen von Personen« 
welche eine höhere geistige Thfltigkeit ausüben.^ 
II. Die Versicherungspflicht. 
I. Kraft Gesetzes sind versichert: 
a' Arbeiter, Geholfen, Gesellen, Lehrlinge, Dienstboten, Personen der Schilfs- 
bc'satzung') Deutscher Seefahrzeuge und von Fahrzeugen der Binnenschitf- 
fahrt. Vorausgesetzt wird, dafs sie das 16. I^bensjahr vollendet haben 
und ihre Beschäftigung gegen Gehalt oder Lohn (als solche gelten auch 
Gewinnantheile und Naturalbezüge — aber nicht nur freier Unterhalt — ^ 
erfolgt 
b Betriebsbeamte, Werkmeister, Techniker, Handlungsgehülfen und -Lehrlinge 
(ausschltefslich der in Apotheken beschilftigten Geholfen und Lehrlinge^ 
sonstige Angestellte, deren dienstliche Beschäftigung ihren Hauptberuf bildet 
(z. B. Gesellschafterinnen, Hausvüter von Wohlthütigkeitsanstalten, das Bureau- 
personal von privaten Verwaltungen und Geschäftsbetrieben, Gemeindeschreiber, 
KOster, Kassenbeamte etc.)« Lehrer, Erzieher und SchifTsfÜhrer. Aufser den 
unter a angegebenen Voraussetzungen mufs hier weiter noch hinzukommen, 
dafs deren regelmllfsiger Jahresarbeitsverdienst 3000 Mark nicht übersteigt. 
3. Durch Beschlufs des Bundesraths kann die Versicherungspflicht (Vir 
bestimmte Berufszweige allgemein oder mit Beschrankung auf gewisse Bezirke 
ausgedehnt werden, und zwar: 

a) auf Gewerbetreibende und sonstige Betriebsuntemehmer, welche Oberhaupt 
keinen oder nur vorübergehend einen oder mehrere Lohnarbeiter beschif ftigen ; 

b) auf die Hausgewerbetreibenden ohne Rücksicht auf die Zahl der von ihnen 
bcMThüftigten Lohnarbeiter. Dies ist bezüglich der Hausgewerbetreibenden der 
Tabakfabrikation und eines grofsen Theiles der Hausgewerbetreibenden der 
Textilindustrie geschehen (Bek. vom 16. Dezember 1891 — A. N. des R. V. A., 
Lu. A. V,, 1893 S-jff. — , vom t. Miirz 1894 — daselbst 1894 8.871!. 
— und 9. November 1895 — daselbst 1895 S* 363 — ). 

in. Versicherungsrecht. 

Die Befugnifs zur freiwilligen Versicherung kennt das Gesetz in zwei ver- 
v:hiedenen Formen. 

1. Die Selbstversicherung. Zur Selbstversicherung sind befugt: 



*) SS-t — 7f 14 des I. V.O., Anleitung des Reichs -Versicheningsamis, betr. den Kreis 
der nach dem i.V. G. versicherten Personen, vom 19. Dezember 1899 (A N. des R. V. A. 1900 

S. «77— S«3)- 

*) In Deutschland betrug im Jahre 1898 unter der Herrschaft des alten Invaltditau- 
ttiHl Ahertversicheningsgesecscs vom 33. Juni 1889 bei einer GesammtbevOlkcning von 
54383000 Personen die Zahl der Vcrsicheneo 136596001 

*) Beitigltch der Schtffsfllhrer vergl. jedoch unter 1 b. 
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a) Die oben unter II i b bezeichneten Personen, sofern ihr regclmflfsiger Jahres- 
arbeitsverdienst mehr als 2000 und nicht über 3000 Mark betrflgt. 

b) Gewerbetreibende und sonstige Betriebsunternehmer, welche überhaupt keinen 
oder nur vorübergehend höchstens zwei versicherungspflichtige Lohnarbeiter 
beschäftigen (z. B. Landwirthe, Kaufleutc, Hausirer, Gastwirthe, selbständige 
Handwerker, selbständige Dienstmflnner, Lohndiener, Hebammen, Kranken- 
pflegerinnen), sowie dem Versicherungszwange nicht unteru^orfene Haus- 
gewerbetreibende. 

c^ Personen, deren Arbeitsverdienst nur in freiem Unterhalt besteht, sowie die- 
jenigen, welche nur vorübergehende Dienstleistungen verrichten und deshalb 
nicht der Versicherungspflicht unterliegen.* 

Der Eintritt in die Setbstversicherung ist nur vor der Vollendung des 
vierzigsten Lebensjahres zulässig. 

2. Die Weiterversicherung. Die freiwillige Fortsetzung oder Erneuerung 
der Versicherung ist allgemein solchen Personen gestattet, die aus einem die Ver- 
sicherungspflicht oder die Selbstversicherung begründenden Verhältnifs aus- 
scheiden. Eine Beschränkung bezüglich des Lebensalters besteht hier nicht. Die 
Weitenersicherung kann auch während des Aufenthalts im Auslande erfolgen. 

IV. Ausnahmen von der Versicherungspflicht. 

Der Versichcrungspflicht unterliegen nicht: 

1. Kraft Gesetzes: 

iV Personen, welche bereits invalide im Sinne des Gesetzes sind. Diese Vor- 
schrift beruht auf dem Gedanken, dafs eine Versicherung nicht mehr begründet 
werden kann, wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten ist. 

b) Personen, welchen auf Grund der reichsgesetzlichen Bestimmungen eine 
Invalidenrente bewilligt ist. 

c) Personen des Soldatenstandes, welche dienstlich als Arbeiter beschäftigt 
werden. 

d) Reichs-, Staats-, Kommunalbeamte, ebenso Lehrer und Erzieher an Öffentlichen 
Schulen und Anstalten, sofern ihnen eine Anwartschaft auf Ruhegehalt im 
Mindestbetrage der Invalidenrente nach den Sätzen der ersten Lohnklasse 
(116 Mark) ') gewährleistet ist. Dasselbe gilt von den Angestellten der Ver- 
sicherungsanstalten und zugelassenen Kasseneinrichtungen; ferner von den be- 
zeichneten Beamten, Lehrern und Erziehern, solange sie lediglich zur Aus- 
bildung für ihren zukünftigen Beruf beschäftigt werden; ebenso von Personen, 
welche Unterricht gegen Entgelt ertheilen, sofern dies während ihrer wissen- 
schaftlichen Ausbildung für ihren zukünftigen Lebcnsl>eruf geschieht. 

e} Die nur gegen freien Unterhalt beschäftigten Personen. 

Durch Beschlufs des Bundesraths kann auf Antrag eine Erweiterung dieser 
Befreiungen eintreten. 

2. Durch Bundesrathsbeschlufs kann bestimmt werden: 

a) inwieweit ausnahmsweise vorübergehende Dienstleistungen als versicherungs- 
pflichtige Beschäftigung nicht anzusehen sind (Bek. des Reichskanzlers vom 
27. Dezember 1899 und die dort angeführten früheren Bek. vom 24. Dezember 
1 89 1 , 24. Januar 1 893 und 3 1 . Dezember 1 894 — zu vergl. A. N. des 
R.V.A. 1900 S. 181 ff. — ); 

b) dafs Ausländer, welchen der Aufenthalt im Inlande nur für eine bestimmte 
Dauer behördlich gestattet ist, und die nach Ablauf dieser Zeit in das Aus- 
land zurückkehren müssen, der Versicherungspflicht nicht unterliegen. 



') 50 UL ReichszuschuCi + 6oUt Gnindbetrag + (aooxj) PL ss 6JL Steigerungs* 
betrag. 
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V. Befreiungen. 

Auf ihren Antrag sind von der Versicherungspflicht zu befreien: 

a) Personen, welchen vom Reiche, einem Bundesstaate, einem Kommunalverbande, 
einer Versicherungsanstalt oder zugelassenen Kasseneinrichtung, oder welchen auf 
Grund froherer Beschäftigung als Lehrer oder Erzieher an öffentlichen Schulen 
oder Anstalten Pensionen, Wartegelder oder ähnliche Bezüge im Mindestbe- 
trage der Invalidenrente nach den Sätzen der ersten Lohnklasse bewilligt sind. 

b) Personen, welchen auf Grund der reichsgesetzlichen Bestimmungen Ober 
Unfallversicherung der Bezug einer jährlichen Rente von mindestens dem 
oben bezeichneten Betrage zusteht. 

c) Personen, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben. 

d) Personen, welche Lohnarbeit im Laufe eines Kalenderjahres nur in bestimmten 
Jahreszeiten flir nicht mehr als zwölf Wochen oder überhaupt fllr nicht mehr 
als ibnfztg Tage übernehmen, im Uebrigcn aber ihren Lebensunteriialt als 
Betriebsuntemehmer oder anderweit selbständig er>verben oder ohne Lohn 
oder Gehalt thätig 'sind, solange für dieselben nicht bereits einhundert 
Wochen lang Beiträge entrichtet worden sind. Der Antragsteller erhält in 
diesem Falle zu seiner Legitimation eine »Versicherungsfreikarte« (Beschl. 
des Bundesraths laut Bek. des Reichskanzlers vom 34. Dezember 1 899, A. N. 
des R. V. A 1 900 S. 1 79 it.). 

Die Befreiung erfolgt durch Entscheidung der unteren^ Verwaltungsbehörde« 
g^en deren Bescheid die Beschwerde an die zunächst vorgesetzte Behörde 
gegeben ist. Bei Zurücknahme des Antrages tritt die Versicherungspflicht wieder 
in Kraft. Die Befreiungen können durch Bundesrathsbeschlufs innerhalb be- 
stimmter Grenzen er^'eitert werden. 

2. Die Organisation der Invalidenversicherung.^ 

I. Die Ausführung der Invalidenversicherung erfolgt unter Mitwirkung der 
Landesverwaltungs- und der Postbehörden durch Versicherungsanstalten und ihre 
Organe, durch Schiedsgerichte sowie durch das Reichs -Versicherungsamt und die 
Landes - VersicheningsAmter. 

n. Die regelmäfsigen Träger der Versicherung sind die Versicherungs- 
anstalten. Daneben bestehen sog. »besondere Kasseneinrichtungen«, welche der 
Bundcsrath unter bestimmten Voraussetzungen zulassen* kann. Die Fürsorge der 
besonderen Kasseneinrichtungen (br die bei ihnen versicherten Personen mufs 
eine den reichsgesetzlich vorgesehenen Leistungen gleichwerthige sein. Die Be- 
theiligung bei einer solchen Kasseneinrichtung wird der Versicherung in einer 
Versicherungsanstalt gleich geachtet. Gegenwärtig bestehen folgende derartige 
Kassenetnrkhtungen : 
I. Die Pensionskasse für die Arbeiter der Preufsisch - Hessischen Eisenbahn- 

gemeimchaA zu Berlin; 
3. die Norddeutsche Knappschafts -Pensionskasse zu Halle a. S.; 
3. der SaarbrOcker Knappschaftsverein zu St. Johann -Saarbrücken; 
4« die Arbeiter • Pensionskasse der Königlich bayerischen Staatseisenbahnver>valtung 

zo München; 

5. die Arbeiter - Pensionskasse der Königlich sächsischen Staatseisenbahnen zu 
Dresden -Altstadt; 

6. die Allgemeine Knappschafts* Pensionskasse ftlr das Königreich Sachsen zu 
Freibefg I. S.; 

*) »•»— «J» J<— titf t7St «74^ i.v.a 
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-j. die Arbeiter 'Pensionskasse für die Badtschen Staatseisenbahnen und Salinen 
zu Karlsruhe; 

8. die Pensionskasse für die Arbeiter der Reichseisenbahnverwaltung zu Strais- 
bürg i. E.; 

9. der Allgemeine Knappschafisverein zu Bochum. 

Aufserdem kann der See-Berufsgenossenschafi gestattet werden, unter ihrer 
Haftung eine solche Kasseneinrichtung für diejenigen Personen zu gründen, 
welche in den zur Genossenschaft gehörenden Betrieben oder einzelnen Arten 
dieser Betriebe beschäftigt werden, sowie für diejenigen Unternehmer, welche 
gleichzeitig der Unfallversicherung und der Invalidenversicherung unterlägen. 

III. Die Versicherungsanstalten. 

1 . Ganz Deutschland ist zur Zeit in 3 1 grofse Bezirke eingetheilt, für jeden 
Bezirk besteht eine Invaliden -Versicherungsanstalt. 

Die Versicherungsanstalt besitzt selbständige juristische Persönlichkeit, sie 
kann unter ihrem Namen Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, vor 
Gericht klagen und verklagt werden. Für ihre Verbindlichkeiten haflet dem 
Gläubiger das AnstaltsvermOgen. Für die Frage, bei welcher Versicherungs- 
anstalt eine einzelne versicherte Person versichert ist, ist im Allgemeinen der 
Bcschdftigungsort, der Sitz des Betriebes, in welchem sie beschnftigt wird, oder 
der Sitz der betrefTendcn Verwaltung mafsgebend. 

2. Die Organe der Versicherungsanstalten') sind folgende: 
Der Vorstand. Dieser besteht aus Beamten (Staats- oder Kommunal- 
beamtcn) und aus Vertretern der Arbeitgeber und der Versicherten. 
Der Ausschufs. Dieser besteht aus mindestens je fünf Vertretern der. 
Arbeitgeber und Versicherten, welche von den Beisitzern der unteren Ver- 
waltungsbehörden und der Rentenstellen gewählt werden. 

Dem Auschusse sind namentlich folgende Rechte vorbehalten: Die Wahl 
der nicht beamteten Mitglieder des Vorstandes sowie die Wahl der Schieds- 
gerichtsbeisitzer; die Feststellung des Voranschlags für die Versicherungs- 
anstalt; die Prüfung der Jahresrechnung ; die Zustimmung zu den Beschlüssen 
des Vorstandes, welche die Erwerbung, Verflufserung oder Belastung von 
Grundstücken der Versicherungsanstalt betreffen; die Beschlufsfassung über 
die Bildung von Rückversicherungsverbflnden; die Abänderung des Statuts; 
die Ueberwachung der Geschäftsführung des Vorstandes. 
Die Rentenstellen (fakultative Organe). Das Nxhere zu vergleichen 
unter IV a. 

Die örtlichen Hebestellen, welche die Versicherungsanstal} zum Zwecke 
der Einziehung der Beiträge errichten kann. 

3. Die Versicherungsanstalt hat innerhalb der gesetzlichen Grenzen das 
Recht der Selbstverwaltung. Die innere Verwaltung erfolgt nach Malsg|it>e 
eines Statuts, welches für jede Versicherungsanstalt zu errichten ist. Das Statut 
bedarf zu seiner Gültigkeit der Genehmigung des Reichs -Versicherungsamts 
(Landes -Versicherungsamts). 

Ueber die Art und Form der Rechnungsführung bei den Versicherungs- 
anstalten hat das Reichs -Versicherungsamt unter dem 1. Dezember 1899 ein» 
gehende Vorschriften erlassen (A.N. des R.V.A. 1900 S. 119 ff.). 

4. Rückversicherungsverbände. Mehrere Versicherungsanstalten können 
vereinbaren, die Lasten der Invalidenversicherung ganz oder zum Theil gemeinsam 
zu tragen. 
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') Durch dieNoveUe lind in Wegfall gekommen: Der Aufsichttrath, dl« Vertnuent* 
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«g III. Die Invalidenversicherung. 

IV. Erheblich betheiligt an der Durchführung der Invalidenversicherung 
Mnd die unteren Verwaltungsbehörden und die Rentenstellen. 

I. Die unteren Verwaltungsbehörden. 

Den unteren Vemi^altungsbehörden treten Vertreter der Arbeitgeber und 
der Versicherten zur Seite. Deren Wahl erfolgt durch die Vorstände der 
Kranken- und verwandten Kassen des Bezirks. 

Die unteren Verw^altungsbehOrden haben insbesondere folgende Aufgaben: 
Die Entgegennahme von Anträgen auf Bewilligung von Renten und die Begut- 
achtung dcr^ben; die Begutachtung der Entziehung und der Einstellung von 
Rentenzahlungen; die Benachrichtigung des Vorstandes der Versicherungsanstalt 
von Fällen, in welchen die Einleitung der KrankenfÜrsorge angebracht ist, 
sowie die Auskunftsertheilung über alle die Invalidenversicherung betreffenden 
.Angelegenheiten. In gewissen Füllen, namentlich wenn beabsichtigt wird, ein 
den Versicherten nachtheiliges Gutachten abzugeben, ist eine mündliche Ver- 
handlung vorgeschrieben. 

). Rentenstellen. 

Zur Wahrnehmung der den unteren Verwaltungsbehörden obliegenden Ge- 
schifte können für den Bezirk der Versicherungsanstalt oder Theile desselben 
vom Vorstande der Versicherungsanstalt Rentenstellen errichtet werden. Die 
Renlenstellen bestehen aus einem ständigen Vorsitzenden, welcher von dem 
KonuDunalverbande oder der Landes -Zentralbehörde ernannt wird, und aus Bei- 
sitzern als Vertretern der Interessenten — der Arbeitgeber und der Versicherten — « 
welche von den Kranken- und ver^'andten Kassen gewXhIt werden. 

Die Rentenstelle hat die Eigenschaft einer öffentlichen Behörde. 

Die Landes- Zentrall^hörde kann der Rentenstelle statt der Begutachtung 
auch die Entscheidung über Rentenansprüche, Entziehung von Invalidenrenten, 
Einstellung von Rentenzahlungen und über Ansprüche auf Beitragserstattungen 
an Stelle des Vorstandes der Versicherungsanstalt übertragen. In diesem Falle 
würden die Rentenstellen die entscheidenden Behörden erster Instanz sein. 

V. Als Aufsichtsinstanz über die Versicherungsanstalten ist das Reichs- 
Versicherungsamt bezw. dos l^treffende Landes -Versicherungsamt bestellt. 

VI. Bezüglich der Schiedsgerichte und des Reichs -Versicherungsamts als 
Instanzen zur Entscheidung Ober Streitigkeiten zu vergl. S. 46 (Unterabschnitt 5). 

3. Die LeistungeiL^) 

Die Leistungen der Invalidenversicherung bestehen in: * 

I. der Geia'lhning von Invalidenrenten; 
3. der Gewlhning von Altersrenten; 

3. der Rückerstattung von Beitrigen; 

4. der Uel>emahme eines Heilverfahrens; 
|. sonstigen Leistunga)* | ' 

L Die Invalidenrente. 

1. Invalidenrente erhält ohne Rücksicht auf das Lebensalter denenige Ver- 



a) dessen Erwert>sfilhigkeit dauernd auf weniger als ein Drittel herabgesetzt ist, 

b) welcher wlhrend sechsundzwanztg Wochen (Vt Jahr) ununterbrochen erwerhs- 
unfilhig gewesen ist, für die weitere Dauer seiner Erwert>sunfilhigkeit 

Ist dk Erwerbsunftlhigkett lediglich durch einen Unfall verursacht, so be- 
steht der Anspruch auf Invalidenrente nur insoweit, als die zu gewihrende In- 
validenrente die gewahrte Unfallrente übersteigt. Die Annahme, dafs die Erwerbs- 

•) SS. IS-»«, »•• »9t 34-55 *• tV.a 
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Unfähigkeit durch einen nach den Unfallversicheningsgesetzen zu ent^chüdigenden 
l'nfall verursacht ist, begründet nicht die Ablehnung des Anspruchs auf Invaliden- 
rente. Es ist vielmehr, sofern im Uebrigen die Voraussetzungen, unter denen 
eine Invalidenrente bewilligt werden darf, vorliegen« diese Rente — vorbehaltlich 
Jes Ersatzanspruchs der Versicherungsanstalt gegen den Triiger der Unfall- 
versicherung — festzustellen. 

Der Anspruch auf Invalidenrente ist ausgeschlossen, wenn der ' Versichertc 
Jie Envcrbsunßfhigkeit vorsfltzlich herbeigeführt hat. Die Gewfihrung der 
Rente kann ganz oder theil weise versagt werden^ wenn der Versicherte die Er- 
werbsunfähigkeit bei Begehung eines durch strafgerichtliches Urtheil festgestellten 
Verbrechens oder vorsatzlichen Vergehens sich zugezogen hat. In Fallen der 
letzteren Art kann die Rente — unter gewissen Voraussetzungen — der Familie 
Jes Versicherten ganz oder theilweise Qber>viesen werden. 

Auslander, die ihren Wohnsitz im Deutschen Reiche aufgeben, kOnnen mit 
Jeni dreifachen Betrage der Jahresrente abgefunden werden. Der Bundesrath 
kann diese Vorschrift für bestimmte Grenzgebiete und für die Angehörigen 
solcher auswärtiger Staaten, durch deren Gesetzgebung Deutschen Arbeitern eine 
entsprechende FQrsorge gewahrleistet ist, aufser Kraft setzen. 

Auf Gnmd statutarischer Bestimmung kann auf Antrag an Stelle der Rente die 
Aufnahme in ein Invalidenhaus oder in eine ähnliche Anstalt gewahrt werden. 

2. Die Voraussetzungen ftlr den Anspruch auf Invalidenrente sind — ab- 
i;esehen von dem Bestehen eines Vcrsichcrungsverhaltnisscs und dem Eintritt der 
Erwerbsunfähigkeit — die Zurücklegung einer bestimmten Wartezeit und die 
Leistung von Beitragen. 

Die Wartezeit betragt 200 Beitragswochen, w*enn mindestens einhundert 
Reitrage auf Grund der Versicherungspflicht geleistet worden sind; im Uebrigen 
300 Beitragswochen. 

Als Beitragszeiten gelten unter gewissen Voraussetzungen auch die Zeiten 
bescheinigter Krankheiten und militärischer Dienstleistungen, ohne dafs wahrend 
Jieser Zeiten Beitrage entrichtet zu werden brauchen. 

Solange die Voraussetzungen OXr den Anspruch auf Rente noch nicht ein- 
2{etreten sind, haben die Versicherten — das Bestehen eines Versicherungs- 
verhältnisses vorausgesetzt — nicht nur eine blofee Hofihung, sondern eine 
rechtlich gesicherte »Anwartschaft« auf die demnachstigen Leistungen; es besteht 
/u dieser Zeit schon eine Gebundenheit der Versicherungsträger zur Leistung bei 
Eintritt der Voraussetzungen.') _ 

3. Die Hohe der Invalidenrente. Die Invalidenrente setzt sich aus 
drei Bestandtheilen zusammen: 

n^ aus einem festen Zuschufs des Reichs für jede Rente in Höhe von 50 Mark 

(dem sog. Reichszuschufs); 
h^ aus einem nach den einzelnen Lohnklassen, in welche die Versicherten nach 
Mafsgabe ihres durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienstes eingetheilt werden, 
verschieden bemessenen Grundbetrage. Dieser betrogt in 

Lohnklasse I (Jahresarbeitsverdienst bis zu 350 JL) • • • . • 6b UK* 

» n ( '» von 350 bis 550 ») •• 70 » 

» in ( » > 550 » 850 •) 80 « 

» IV ( » B 850 » 1150 »)...^ 90 » 

» V ( > » mehr als 1 1 50 » ) 100 » • 



<) BezOglich des EriOschens der Anwartschaft enthalt das Geseu höhere 
fQr den Fall, daft innerhalb bestimmter ZeitrOume nicht eine getetiUch vorgeschriebene 
Zahl von Beitragen geleistet wird. Die Anwartschaft kann audi wieder aufleben ($• 46}. 

\ 
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Der Berechnung des Grundbetrages der Invalidenrente werden stets 
300 Beitragswochen zu Grunde gelegt. Sind weniger ab 500 Beitrags- 
wochen nachgewiesen, so werden für die fehlenden Wochen Beitrtfge der 
Lohnklasse I in Ansatz gebracht; sind mehr als 300 Beitragswochen nach- 
gewiesen, so sind stets die 500 Beitrüge der höchsten Lohnklassen zu Grunde 
zu l^en. Kommen fllr diese 500 Wochen verschiedene Lohnklassen in Be- 
tracht, so wird als Grundbetrag der Durchschnitt der diesen Beitragswochen 
entsprechenden Grundbetrflge in Ansatz gebracht; 
c) aus einem verilnderlichen Bestandtheile, welcher sich als eine Erhöhung des 
Grundbetrages darstellt (Steigerungssatz). Die Steigerung betrffgt für jede 
Beitragswoche; 

in der Lohnklasse I 3 Pfennig, 

» > • n 6 » 

• • • 10 •. : 8 > 

• » • IV 10 • 

» » 9 V ; 11 » 

FQr die als Bcitragszeit geltende Dauer bescheinigter Krankheiten und 
militärischer Dienstleistungen wird der Steigerungssatz der Lohnklasse II der 
Berechnung zu Grunde gel^. 

Die drei Bestandtheile zusammengerechnet ergeben den Betrag der jährlichen 
Invalidenrente'), welche in monatlichen Betrügen im Voraus zu zahlen ist. Ein 
gi>ct/licher HOchstbetrag besteht nicht. Der Mindestbetrag der Invalidenrente 
betrügt hiemach abgerundet in Lohnklasse I: !i6 Mark 40 Pf., in Lohnklasse II: 
136 Mark, in Lohnklasse III: 134 Mark 40 Pf., in Lohnklasse IV: 142 Mark 30 Pf.« 
in Lohnklasse V: 150 Mark. Nach etwa 30 Jahren (3300 Beitragswochen) be- 
tragt die Rente abgerundet in Lohnklasse I: 183 Mark 40 Pf., in Lohnklasse II : 
170 Mark, in Lohnklasse III: 330 Mark, in Lohnklasse IV: 390 Mark und in 
I^>hnklasse V: 430 Mark. 

4. Entstehung und Untergang des Anspruchs. Der Anspruch auf 
Bcxug der Invalidenrente entsteht mit dem Tage, an welchem der Verlast der 
Erwerbsbhigkeit eintritt. Als dieser Zeitpunkt gilt, sofern nicht ein anderer in 
der Entscheidung festgestellt wird, der Tag, an welchem der Antrag auf Be- 
willigung der Rente bei der zustündigen Behörde eingegangen ist. Jedoch wird 
ßlr Zeiten, die beim Eingange des Antrages auf Bewilligung der Rente lünger 
ah ein Jahr zurOckliegen, eine Rente nicht gewührt. In dem Falle nicht 
dauernder Erwerhsunfkhigkett (S* 16 des I. V. G.) entsteht der Anspruch mit Ablauf 
von 36 Wochen, wührend welcher der Versicherte ununterbrochen enverbs- 
unfühig gewesen ist 

Der Anspruch auf Invalidenrente erlischt:*) 

*) Beispiel: Ist ein invalide gewordener Arbeiter 130 Wochen in Lohnklasse I, 
lon Wochen in Lohnklasae II, 30 Wochen in Lohnklasse III, 100 Wochen in Lohn* 
klasse IV und 300 Wochen in Lohnklasse V beschiftigt, und bt er ferner 30 Wochen 
Soldat und joWodien krank gewesen, so berechnet sich seine Rente wie folgt: 

I. RcichtsQsdittfr 30UI — Pt 

%• Gnindbetfig g^ • ^ • 

(Duffchtdinin der Grundbetrlge, welche 300 Beitragswochen der hOdttica 

J. 150-3+ IOO-6+ 50*8 + 100* 104300* 13 +30-6+ 30*6 Pt = 31 • so • 

insgesammt — 188 «A 30 Pf., 
abgerundet gemlb S- 3« des L V. a 189 Maik iahrlich. 

>} Abgesdien von der oben enrihnten Abfindung von Auslindcm und einem 
etwaigen Venicht des Beraclitigiao» 
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a'i mit dem Tode des Versicherten. Stirbt ein Versicherter, dessen Rentenantrag 
noch zu seinen Lebzeiten bei der zuständigen Behörde eingegangen war, so 
ist zur Fortsetzung des Verfahrens und im Falle der Bewilligung der Rente 
zum Bezüge der bis zum Todestage ßilligen RentenbetrSge an erster Stelle 
der Ehegatte berechtigt, sofern er mit dem Rentenberechtigten bis zu 
dessen Tode in hauslicher Gemeinschaft gelebt hat; wenn ein solcher nicht 
vorhanden ist, tritt die Rechtsnachfolge nach den Bestimmungen des bürger- 
lichen Rechts ein; 

b durch Entziehung der Rente. Eine solche kann eintreten, wenn der Renten- 
empfünger nicht mehr als erwerbsunßthig anzusehen ist. 

3. Ruhen der Rente. Das Recht auf den Bezug der Rente ruht in 
gesetzlich begrenztem Umfange und in einigen genau bestimmten Fällen. Dies 
,i;i1t namentlich (Ür diejenigen Personen^ welche eine Unfallrente, Pension oder 
Wurtegeld beziehen, solange und soweit diese Bezüge und die ihnen zu- 
gesprochene Invalidenrente den stcbcneinhalbfachcn Grundbetrag der Invaliden- 
rente übersteigen; für Berechtigte, welche eine die Dauer von einem Monat 
übersteigende Freiheitsstrafe verbüfsen; für Berechtigte, solange sie nicht im 
Inlande ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Auch hier kann durch Bundes- 
rathsbcschluss die zuletzt erwähnte Bestimmung für bestimmte Grenzgebiete oder 
für solche auswärtige Staaten, durch deren Gesetzgebung Deutschen Arbeitern 
eine entsprechende Fürsorge gewährleistet ist, aufser Kraft gesetzt werden. 

6. Verhältnifs zu anderen Ansprüchen. Sind von einer Gemeinde 
oder einem Armen verbände etc. hülfsbedürftigen Personen Unterstützungen fttr 
einen Zeitraum geleistet worden, für welchen denselben ein Anspruch auf 
Invalidenrente zustand oder noch zusteht, so ist ihnen hierfür durch Ueber- 
Weisung von Rentenbeträgen Ersatz zu leisten. Insoweit den zum Bezüge von 
Invalidenrenten berechtigten Personen ein gesetzlicher Anspruch auf Ersatz des 
ihnen durch die Invalidität entstandenen Schadens gegen Dritte zusteht, geht 
derselbe auf die Versicherungsanstalt bis zum Betrage der von dieser zu ge- 
währenden Rente über. 

n. Die Altersrente. 

■ 

1. Altersrente erhält ohne Rücksicht auf das Vorhandensein von Erwerbs- 
unfähigkeit derjenige Versicherte, welcher das siebenzigste Lebensjahr voll- 
endet hat. 

2. Die Wartezeit für Altersrente beträgt 1200 BeitragswochelT. Für die 
Tebergangszeit sind Erleichterungen geschaffen., 

' 3. Die Altersrente setzt sich nur aus zwei Bestandtheilen zusammen, 
nämlich: 

a) aus einem festen Reichszuschufs von 30 Mark für jede Rente, 

b) aus einem von den Versicherungsanstalten aufzubringenden Theile, welcher 
beträgt; 

in der Lohnklasse I 60 Mark, 

B c » n ^ B 

» > > in «....'...:. 1 30 • . 

'm 9 ft IV 1 30 B 

» » » V 180 » . 

Koromen Beiträge in verschiedenen Lohnklassen in Betracht, so wird der 
Durchschnitt der diesen Beiträgen entsprechenden Altersrente gewährt. Sind mehr 
als laoo Beitragswochen nachgewiesen, so sind die laoo Beiträge der höchsten 
Uohnklassen der Berechnung zu Grunde zu legen« 

\ 
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Beide Bestandtheile zusammengerechnet ergeben den Betrag der jährlichen 
Alten^rente, welcher in monatlichen Betragen im voraus zu zahlen ist') 

4. Die Altersrente beginnt frOhestens mit dem ersten Tage des einundsicbcn- 
zig^ten Lebensjahres. 

5* Die Vorschriften Ober die Anrechnung von Krankheitszeiten und mili- 
tBrivrhen DienstlelMungen, Ober die Aufnahme in ein Invalidenhaus oder in eine 
ähnliche Anstalt, Ober das Ruhen der Rente, das VerhUltnifs der Gemeinden und 
Amienverbande zu den Versicherungsanstalten, die Abfindung von Ausländem 
gelten ftlr die Altersrenten ebenso wie ftlr die Invalidenrenten. 

III. Die Rückerstattung von Beitragen. 

Wie auf dem Gebiete des privaten Versichcrungsrechts hiiufig Ansprüche auf 
Rückzahlung eines Theiles der Pr2lmienrescr\'e fllr den Fall bestehen, dafs der 
Vertrag vorzeitig aufgehoben wird, so sind auch auf dem Gebiete der Invaliden- 
versicherung iihnliche Rechtsverhältnisse geschaffen worden. Das Gesetz gewahrt 
Ansprüche auf Rückcrstattuns von Beitrügen: 

I. Aus Anlafs der Verheirathung der Versicherten. Weiblichen Per- 
sonen, welche eine Ehe eingehen, steht ein Anspruch auf Erstattung der Hflifte 
der für sie geleisteten Beitrüge zu, wenn die Beitrüge vor Eingehung der Ehe 
für mindestens zweihundert Wochen entrichtet worden sind. Der Anspruch 
venührt innerhalb eines Jahres vom Verheirathungstage ab gerechnet. 

'3. Aus Anlafs hinreichender Fürsorge durch die Unfallversiche- 
rung. 'Versicherten Personen, welche durch einen Unfall dauernd erwerbs- 
unfähig werden und deshalb ftir die Zeit des Bezuges der Unfallrcnte keinen 
Anspruch auf Invalidenrente haben, ist auf ihren Antrag die Hülfte der ft)r sie 
entrichteten Beitrüge zu erstatten. Der Anspruch verjährt in zwei Jahren von 
dem Unfälle ab gerechnet 

^. Aus* Anlafs des Todes des Versicherten vor Eintritt des Ver- 
Sicherungsfalles. 

a) Wenn eine münnliche Person, fbr welche mindestens für zweihundert Wochen 
Beitrüge entrichtet worden sind, verstirbt, bevor ihr die eine Rente (SS* 139 16* 
l>eii\illigende Entscheidung zugestellt ist, so steht der hinterlassenen Wittwc 
oder, falls eine solche nicht vorhanden ist, den hinterlassenen ehelichen 
Kindern unter ftlnfzehn Jahren ein Anspruch auf Erstattung der Hülfte der 
für den Verstort>enen entrichteten Beitrüge zu. 

b) Wenn eine weibliche Person, ftlr welche mindestens ftlr zweihundert Wochen 
Beitrüge entrichtet worden sind, verstirbt, bevor ihr die eine Rente (SS* 15* ^^! 
betiilligende Entscheidung zugestellt ist, so steht den hinterlassenen vateriosen 
Kindern unter fünfzehn Jahren ein Anspruch auf Erstattung der Hülfte der 
für die Verstorbene entrichteten Beitrüge zu. Ein gleicher Anspruch steht 
unter denselben Voraussetzungen den hinterlassenen, noch nicht ft&nfzehn 
Jahre alten Kindern einer solchen weihlichen Person zu, deren Ehemann sich 
von der hüuslichen Gemeinschaft femgehalten und sich der Pflicht der Unter- 
haltung der Kinder entzogen hat. War die weibliche Person wegen Er>ft*erbs- 



') Beispiel: Ist ein Vereidierter yoo Wochen in Lohnklasse I, 100 Wochen in Ijohn* 
fchin 11, 100 Wochen in Lohnklasse III, 500 Wochen in LohnklasM IV und a^o Wochen in 
iiihnfctow V l>csclaft^ gewesen, so t>erechn«t sich seine Altersrente wie lb%t: 

I) ReichaiofdMifc 50 »A 

1} 150*60 -I- 100*90 4- me* lao -|> yoo* 150 + ayo* 18a Dictt Summe §•• 

tbtüi dnrch taoo ergitfai ..>, 135 » 

sttsammeo. ... 1B5 «A, 
ähgenmdiC gemlft S* fi d^ Invaltdenversicherunfsgtsettct 185 «A 40 Pt iihrikh. 
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unfiihigkeit ihres Ehemannes die Ernährerin der Familie, so steht ein gleicher. 
Erstattungsanspruch dem hinterlassenen Wittwer zu. 
Beide Vorschriften finden keine Anwendung, soweit den Hinterblieben^. 
aus Anlafs des Todes des Versicherten Unfallrenten gewahrt * werden. 

Die Erstattungsansprüche schliefsen die Ansprüche der Erben auf die rOck-. 
vUfndigcn Rentcnbetrflge aus, solange nicht eine den letzteren Anspruch an>* 
erkennende Entscheidung zugestellt worden ist. 

Die Erstattungsansprüche verjähren in einem Jahre von dem Tode des. 
Vorsicherten ab gerechnet. 

IV. Die Uebcrnahme eines Heilverfahrens. ^ 

1. Zum Zwecke der Verhütung des Eintritts der Erwerbsunfähigkeit kann 
vlie Versicherungsanstalt ftir einen erkrankten Versicherten iii dem ihr geeignet 
erscheinenden Umfange ein Heilverfahren eintreten lassen. Das Heilverfahren 
kann durch Unterbringung des Erkrankten in einem Krankenhause oder in einer 
Anstatt für Genesende gewährt werden. Ist der Erkrankte verheirathet, oder hat 
er eine eigene Haushaltung, oder ist er Mitglied der Haushaltung seiner Familie^ 
N() bedarf es hierzu seiner Zustimmung. Wührend des Heilverfahrens ist solchen 
Angehörigen, deren Unterhalt der Erkrankte aus seinem Arbeitsverdienste be-; 
stritten hat, eine Unterstützung zu gewahren. 

2. Die Versicherungsanstalt ist auch befugt, die Fürsorge für den Erkrankten 
iier Krankenkasse, welcher er angehört oder angehört hat, in demjenigen Umfange 
/u übertragen, welchen die Versicherungsanstalt für geboten erachtet. Die 
Mehrkosten hat die Anstalt zu ersetzen. 

V. Sonstige Leistungen (sog. Nebenleistungen) im wirthschafilichen 
Interesse der Rentenempfiinger, Versicherten und ihrer Angehörigen sind — unter 
gewissen Voraussetzungen (S. 45) — zulässig. Dies ist gestattet, wenn Uebcr- 
vchUssc des Sonder>'ermögens einer Anstalt über den zur Deckung ihrer Vcr* 
pt^ichtungen dauernd erforderlichen Bedarf vorhanden sind. 

VI. Art und Weise der Rentenzahlung. Die Auszahlung der Renten 
und der zu erstattenden Beitrüge erfolgt auf Anweisung der Versicherungsanstalten 
vorschufsweise durch die Post. Zur Ausführung der gesetzlichen Vorschriften 
hat das Reichs -Versicherungsamt im Einvernehmen mit den Zentral-Postbehörden 
unter dem 2. Dezember 1899 eine Geschüftsanweisung, betr. die Auszahlungen 
viurch die Post, erlassen (A. N. des R.V. A. 1900 S. 255 ff. — zu vergl. auch 
iias Rundschr. von demselben Tage, daselbst S. 254). 

Die Vertheilung der Renten auf das Reich, das Gemeinvermögen und 
Sonderxermögen der Versicherungsanstalten erfolgt durch die Rechnungsstelle 
vies Reichs-Versicherungsamts. Die letztere hat den Zentral-PostbehOrden. 
niit/utheilen, welche Betrage von dem Reiche und von den. einzelnen Ver-: 
Nicherungsanstalten zu erstatten sind. « 
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« 

I. Abgesehen von dem »Reichszuschufs« , welcher sich als Beihülfe des 
Reichs zu den Kosten der im öffentlichen Interesse bestehenden Invaliden- 
versicherung darstellt, werden die erforderlichen Mittel durch feste Beiträge auf- 
i^ebracht. Der Berechnung der Beitrage ist der Wochenbeitrag als juristische 
Hinheit zu Grunde gelegt. Kleinere als Wochenbeitrilge giebt et nicht. 

II. Die Beitrage sind nach versicherungstechnischen Regeln so zu bemessen^ 
iiafs durch dieselben gedeckt werden die Kapitalwerthe der den Versicherungs* 
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«itttalten zur Uist fallenden Beträge der Renten, die Beitragserstattungen und die 
sonstigen Aufwendungen der Versicherungsanstalten (Prinzip der Kapitaldeckung 
mit IVlmienverfahren). 

Die Hohe der Beitrüge werden verschieden festgesetzt, und zwar: 
m) fbr bestimmte Zeitrlume; 
b) nach den lünf Lohnklassen. 

Die Zeiträume l>etragen je zehn Jahre. Der gegenwärtig in Betracht 
kommende Zeitraum endigt mit dem 31. Dezember 1910. 

An WochenbeitrSgen werden zur Zeit erhoben: 

in Lohnklasse I 14 Pfennig, 

• 9 n 20 » 

» • m 24 » 

• » IV 30 » 

» » V 36 » 

Für die kQnfligen Beitragsperioden wird die Höhe der Beiträge durch den 
Bundesralh einheitlich festgesetzt. Arl>eitgeber und Versicherte kOnnen vereinbaren, 
daf;^ die Ven>icherung in einer höheren Lohnklasse erfolgen soll. Der Versicherte 
kann aber auch die Vcmcherung in einer höheren Lohnklasse beanspruchen. Im 
letzteren Falle tritt indessen eine Steigerung der dem Arbeitgeber nach dem Gesetz 
obliegenden Beitragspflicht nicht ein. 

III. Form der Beitragsentrichtung. Die Entrichtung der Beiträge er- 
folgt durch Einkleben von Marken in eine Quittungskarte (Markensystem;. 

I. Jede Versicherungsanstalt giebt ihre, besonderen Marken mit der Be- 
zeichnung ihres Geldwerthes aus. Das Reichs -Versicherungsamt bestimmt die 
Zeitabschnitte 9 fllr welche die Marken ausgegeben werden sollen. Dies ist ge- 
schehen durch die Bek. des Reichs -Versichcrungsamts vom 37. Oktober 1899, A. N\ 
des R. V. A. 1900 S. 18381 Hier ist angeordnet, dafs von jeder Versicherung^^- 
mnstaU in jeder der fünf Lohnklassen Marken fbr eine Woche, für zwei Wochen 
und fbr dreizehn Wochen (leutere in der Regel zur Beitmgsleistung für ein 
Vierteljahr ausreichend) ausgegeben werden. Die Marken einer Versicherung^- 
amlalt können bei allen in ihrem Bezirke belegenen Postanstalten und anderen, 
von der Versicherung»anstalt einzurichtenden Verkaufsstellen gegen Erlegung de^ 
Nennwerthes käuflich erworben werden. 

a. Die Quittungskarte bietet Raum zur Aufnahme der Marken fbr mindesten> 
zwetundfbnfzig Beitragswochen. FOr die Versicherungspflicht und Weiter- 
versicherung einerseits und fbr die Scibstversicherung und deren Fortsetzung 
«nderer»eits »ind besondere Quittungskarten (im ersteren Falle in gelber Farbe, 
im letzteren Falle in grauer Farbe) zu venaenden (Beschl. des Bundesraths laut 
Bek. des Reichskanzlers vom 10. November 1899 — zu vergt. A. N. de>> 
R. V. A. 1000 & I73ff*)* 

Die Quittungskarten enthalten den Namen der Versicherungsanstalt, die Be- 
zeichnung der Ausgabestelle, Jahr und Tag der Ausstellung, die Nummer der 
Quittungskarte und die genauen Personalien des Inhabers (die neueren Formulare 
s. A.N. des R.V. A. 1900 S. 175 — 178). Die Ausstellung der Quittungskarten 
und der Umtausch gegen neue Quittungskarten erfolgt durch die von der Lander- 
Zentralbehörde bezeichneten Stellet) (Ausgabestellen).') Uebei den Inhalt der ein- 
gereichten Quittungskarten wird dem Inhaber eine Bescheinigung erthetit. Gleich 
zeitig ist die Dauer der als Beilragszeiten anzurechnenden Krankheiten un«( 
miliurisdicn Diemtletstungcn des Inhabers anzugeben, welche in die Zeit, t\)i 
welche die Quittungskarte gilt, entfallen. Eine Quittungskarte verliert ihre 

*} In der Regel die Orts-FollzeibebOrdto. 
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4. Die Aufbringung der Mittel ^ 

• 
Gültigkeit, wenn sie nicht innerhalb zweier Jahre nach dem auf der Karte ver- 
zeichneten Austeilungstage zum Umtausch oder zur Verlängening eingereicht bt. 
Die Eintragung eines Urtheils über die Führung oder die Leistungen des 
' Inhabers sowie sonstige gesetzlich nicht vorgesehene Eintragungen und Vermerke 
I in oder an der Quittungskarte sind unzulässig. 

Der Versicherte ist verpflichtet, sich die Quittungskarte ausstellen zu lassen; 
er kann hierzu durch Geldstrafen angehalten werden. Ist er mit einer Quittungi- 
karte nicht versehen, oder lehnt er ihre Vorlegung ab, so ist der Arbeitgeber 
berechtigt, itkr Rechnung des Versicherten eine solche anzuschaffen. 

IV. Die Pflicht zur Entrichtung der Beitrage — d. h. zum Einkleben 
der Marken — liegt in der Regel dem Arbeitgeber ob, vorbehaltlich seines 
Anspruchs auf Ersatz der Hfilfte der Beitrüge gegenüber den bei ihm be- 
schäftigten Versicherten. Ist der Versicherte nicht wShrend der ganzen Beitrags- 

I \\ oche bei demselben Arbeitgeber be^rhsftigt, so ist von demjenigen Arbeitgeber^ 
' welcher den Versicherten zuerst beschd ftigt , der volle Wochenbeitrag zu ent- 
richten. Ist dieser Arbeitgeber seiner Verpflichtung nicht nachgekommen, und 
hat der Versicherte den Beitrag nicht selbst entrichtet, so hat derjenige Arbeit- 
I gebcr, welcher den Versicherten weiterhin beschflfligt, vorbehaltlich seines Ersatz- 
- anspruchs gegen den zunächst Verpflichteten, den Wochenbeitrag zu entrichten. 
Die Entrichtung der Beitrüge erfolgt in der Weise, dafs der Arbeitgeber bei 
iler Lohnzahlung die der Dauer der Beschsfligung des Versicherten entsprechende 
Anzahl Marken in die Quittungskarte einklebt. Marken für zwei Wochen oder 
einen gröfseren Zeitraum müssen, Marken für eine Woche kOnnen ent- 
werthet werden. Der Bundesrath hat die näheren Vorschriften über die Ent- 
ucrthung zu erlassen. Gegenwifrtig darf die Entwerthung nur dadurch l>ewirkt 
werden, dafs auf den Marken der Entwerthungstag in Ziffern angegeben wird 
(z. B. I. 4. Ol). — Bundesrathsbeschl. laut Bek. des Reichskanzlers vom 9. No- 
vember 1899 (zu vergl. A. N. des R. V. A. 1900 S. 172 u. 173). 

Das Recht des Arbeitgebers auf Ersatz der Hälfte der Beiträge kann nur 
durch Lohnabzüge bei der Lohnzahlung geltend gemacht werden. Sind Abzüge 
bei einer Lohnzahlungsperiode unterblieben, so dürfen diese nur noch bei der 
nüchstfolgenden Lohnzahlung nachgeholt werden. 

V. Entrichtung der Beiträge durch die Versicherten. 

1. Versicherungspflichtige Personen sind befugt, die Beiträge an Stelle der 
Arbeitgeber zu entrichten. Geschieht dies, so steht ihnen gegen den Arbeitgeber 
ein Anspruch auf Erstattung der Hälfte der Beiträge zu. Der Erstattungsanspruch 
ist aber von der vorschriftsmäfsigen Entwerthung der Marken abhängig und 
kann nur bei der Lohnzahlung geltend gemacht werden. Ist dies bei einer Lohn- 
zahlung unterblieben, so darf der Anspruch nur noch bei der nächstfolgenden 
Lohnzahlung erhoben werden. 

2. Bei der freiwilligen Versicherung (Selbstversicherung, freiwilligen 
Fortsetzung und Erneuerung des Versicherungsverhältnisses) liegt den Ver- 
sicherten die Beitragspflicht allein ob. Dabei steht ihnen die Wahl der Lohn- 
klasse frei. 

Ausnahmsweise ist solchen Personen, welche der Versicherungspflicht nicht 
unterliegen, weil sie nur vorübergehend oder nur gegen freien Unterhalt be- 
schäftigt sind, falls sie von der freiwilligen Selbstversicherung Gebrauch machen, 
gegen denjenigen Arbeitgeber, der zur Beitragsletstung verpflichtet .sein würde, 
ein Anspruch auf Erstattung der Hälfte der Beiträge gewährt. 

VI. Abweichend von den vorstehenden Bestimmungen kann angeordnet 
Werden, dafs die Beiträge fbr alle versicherungspflichtigen Personen gdtr fbr 
bestimmte Klassen derselben durch reichs- oder landesgesetzliche Kronkenkassen 
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• 
oder durch Knappschafbka&sen oder durch Gemeindebehörden oder andere von 
der LjindeS' Zentralbehörde bezeichnete Stellen oder durch örtliche von der Ver- 
sicherungsanstalt einzurichtende Hebestellen eingezogen werden. 

Vn. In jeder Versicherungsanstalt werden vom i. Januar 1900 ab zur 
Deckung der allen Deutschen Versicherungsanstalten gemeinsamen Last (Gerne in • 
last) vier Zehntel der Beitrüge buchmflfsig ausgeschieden. Der Qbrige Thcil 
der Beitrüge filllt in das Sonder vermögen der Versicherungsanstalt. 



5. Das Verfahren bei Streitigkeiten über die Ansprüche der 

Versicherten aus dem InvalidengesetzJ) 

1. Die zur Entscheidung zustlindigen Behörden. 

1. In erster Instanz steht die Entscheidung Ober Rentenantrflge etc. zu: 
Dem Vorstande der Versicherungsanstalt oder der Rentenstelle , falls dieser von 
der Landesregierung die Befugnifs der Entscheidung (statt der blofsen Begut- 
achtung) betgel^ worden ist. 

a. Als Gerichte zweiterlnstanz bestehen die Schiedsgerichte in Invaliden- 
suchen. FOr den Bezirk jeder Versicherungsanstalt wird mindestens ein Schied>- 
gericht errichtet. Zur Zeit sind 1 1 9 Schiedsgerichte vorhanden. 

Das Schiedsgericht ist zusammengesetzt aus einem stilndigen Vorsitzenden 
ncb»t der erforderlichen Zahl von Stellvertretern, welche von der Zentralbehörde 
des Bundesstaates aus der Zahl der öfTciitlichen Beamten ernannt werden, unJ 
aus Beisitzern, deren Zahl durch das Statut bestimmt wird. Die Beisitzer werden 
von dem Ausschusse der Versicherungsanstalt gewählt, und zwar zu gleichen 
Thcilen von den Arbeitgebern und den Versicherten. Das Schiedsgericht ent- 
.vrheidet in der Besetzung von fünf Mitgliedern, unter denen sich je zwei Arbeit- 
geber und zwei Versicherte befinden müssen. Die HUlfsbeamten der Schieds- 
gerichte werden von dem Vorstande der Versicherungsanstalt nach Anhörung de^ 
Schiedsgerichtsvorsitzenden bestellt. 

Die Kosten des Schiedsgerichts und des schiedsgerichtlichen Verfahrens trü^;! 
die Versicherungsanstalt, jedoch darf dem Vorsitzenden und seinen Stellvertretern 
«ine Vergütung von der Aastall nicht gewahrt werden. 

3. Als dritte Instanz wird das Reichs -Versicherungsamt thitig. Ab^e 
»ehen von der Erledigung sonstiger Streitigkeiten (zu vergl. insbesondere ZZ» -^ 
Abs. 3, 75, loa, 109, 110, 113, 138 Abs. 3 des I. V. G) entscheidet es uut 
Re\bionen gegen die Entscheidung der Schiedsgerichte. Das RevLsionsgerictu 
(Spruchkammer) ist regelmufsig auf fbnf Mitgliedern zusammengesetzt, und zwjr 
besteht es aus einem Vorsitzenden und drei weiteren Mitgliedern des Amt^. 
unter welchen sich je ein Vertreter der Arbeitgeber und der Versicherten befinden 
mufs,^ sowie aus einem richteriichen Beisitzer. 

Handelt es sich um eine noch nicht festgestellte Auslegung gesetzlicher bc 
Stimmungen von erheblicher grundsätzlicher Bedeutung, oder will die Sprucb- 
kamnier in einer Rechtsfrage von einer früheren Entscheidung einer Spruch 
kanuner abweichen, so ist die Sache zur Verhandlung und Entscheidung an eiiK 
•erwetterte Spruchkammer« zu Oberweisen. 

Die er%i*eiterte Spruchkammer besteht aus sieben Mitgliedern, einem Vor 
Mtzenden, ftlnf weiteren Mitgliedern des Amts, unter denen sich ein von dem 

*) SS- 113—111, 118^ 119» 170—171 aca L V.O. 

^ Als solche wenkn die auf Grand der Unfalhrcrsicherungigeseut zu nichtsandig^' 
Miigliedeni des Retchs^Versicheningiamts gewählten Vertreter der Betriebsumtmehmvf 
ond der Arbeiter berangeiogen (S- 1 10 Abs. 3 des L V. a). 
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5. Das Verfahren bei Streitigkeiten. ^.j 

Bundesrath aus seiner Mitte gewähltes nichstündigcs Mitglied sowie je ein Ver- 
treter der Arbeitgeber und der Versicherten befinden mtlssen, sowie aus eincin 
richterlichen Beisitzer (Z. 5 der Kaiserlichen Verordnung über das Verfahren und 
vlcn Geschäftsgang des R.V. A. in Angelegenheiten der Invalidenversicherung 
vom 6. Dezember 1 899 — A. N. des R. V. A. 1 900 S. 1 63 ff.). 

Beschlüsse, durch welche Revisionen ohne mündliche Verhandlung 
zurückgewiesen werden, erfolgen in der Besetzung' von nur drei Mitgliedern, 
unter denen sich je ein Vertreter der Arbeitgeber und der Versicherten befinden mufe. 

In Revisionssachen findet eine Konkurrenz der Landes -Versichcrungsilmter 
mit dem Reichs -Versicherungsamt nicht statt. Auf diesem Gebiete ist also 
eine einheitliche Rechtsprechung für das ganze Deutsche Reich sichergestellt. 

II. Das Feststellungsverfahren. 

Das Verfahren, welches die Feststellung einer Invaliden- oder Altersrente 
-'/um Gegenstande hat, erfolgt — abweichend von der auf dem Gebtete der 
rnfall Versicherung geltenden Regel — nicht von Amtswegen, sondern stets auf 
Antrag. Das Verfahren ist in folgende Abschnitte gegliedert: 

1. Die Anmeldung des Anspruchs erfolgt bei der für den Wohnort oder 
Beschaftigungsort (event. letzten Wohnort oder Beschtffiigungsort) zuständigen 
unteren Verwaltungsbehörde oder Rentenstelle. Eine Form für dieselbe ist nicht 
vorgeschrieben, sie kann also schriftlich oder mündlich bewirkt werden. Die 
/ur Begründung des Antrages dienenden Beweisstücke sind einzureichen, ins- 
besondere die letzte Quittungskarte nebst den Aufrechnungsbescheinigungen, Be- 
^cheinigungen über anrcchnungsftfhige Krankheiten und militärische Dienst- 
leistungen, Taufschein oder Geburtsurkunde für die Altersrente, ärztliche Be- 
Ncheinigung über die Erwerbsunfähigkeit für die Invalidenrente. 

2. Das Verfahren vor der unteren V(;rwaltungsbehÖrde. Die 
untere Venvaltungsbehörde oder Rentenstelle hat die zur Aufklarung des Sach- 
verhalts erforderlichen Ermittelungen anzustellen und die Verhandlungen mit ihrer 
s;utuchtlichcn Aeufserung dem Vorstande der für ihren Bezirk zuständigen Ver- 
sicherungsanstalt zu übersenden. 

Ist sie der Meinung, dafs das Gutachten gegen die Gewährung einer Rente 
iib/ugeben sei, so hat eine mündliche Verhandlung stattzufinden, in welcher 
die Angelegenheit unter Zuziehung je eines Vertreters der Arbeitgeber und der 
Versicherten erOrtert wird. Auf seinen Antrag, oder wenn es die Aufklärung 
des Sachverhalts erfordert, ist der Rentenbewerber zur mündlichen Verhandlung 
/u/.uziehcn. In jedem Falle ist er von dem Termin zur mündlichen Verhandlung 
/u benachrichtigen. 

Hat eine mündliche Verhandlung nicht stattgefunden, und glaubt der Vor- 
hand der Versicherungsanstalt, an welchen die Verhandlungen gelangt sind, dem 
/u Gunsten des Rentenbewerbers abgegebenen Gutachten der unteren Vef- 
^valtungsbehörde oder der Rentenstelle nicht entsprechen zu können, so ist 
die Sache von dem Vorstande an die untere Venvaltungsbehörde oder 
l^entenstelle zurückzugeben, damit nachträglich noch die Anhörung, der Bei- 
Mtzer erfolgt. 

3. Die Entscheidung. Die Entscheidung erfolgt in der Regel durch 
den Vorstand der Versicherungsanstalt. Geht die Entscheidung auf Anerkennung 
des Anspruchs, so ist die Höhe und der Beginn der Rente sofort festzustellen. 
I^cr Empfangsberechtigte erhlflt einen schriftlichen Bescheid, aus welchem die 
Art der Berechnung zu ersehen ist. Wird der Anspruch nicht anerkannt, so ist 
derselbe durch schriftlichen, mit Gründen zu versehenden Bescheid abzulehnen* 
Der Bescheid mufs in jedem Falle die Bezeichnung der Berufungsfrist und des 
tür die Berufung zuständigen Schiedsgerichts enthalten (sog. Berufungsklausel). \ 
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Ist die Entscheidungsbcfugnifs der Rentenstelle übertragen, so filllt die 
Abgabe der Verhandlungen an den Vorstand der Versicherungsanstalt fort, und 
die Rentenstelle entscheidet selbst an Stelle des Vorstandes der Versicherungs- 
anstalt. Die Rentenstelle ist befugt, Zeugen und Sachverständige uneidlich zu 
vernehmen und unter Umstanden den Betheiligten Kosten aufzuerlegen. 

kt der Vorsitzende der Rentenstelle der Ansicht, dafs dem Antrage des 
Rentenempfilngers Oberhaupt nicht oder nicht in dem beantragten Umfange statt- 
zugeben sei, so hat die Entscheidung der Rentenstelle in der Besetzung von drei 
Mitgliedern zu erfolgen, unter denen sich aufser dem Vorsitzenden je ein Ver- 
treter der Arbeitgeber und der Versicherten befinden mufs. Wird der Anspruch 
ganz oder zum ThetI anerkannt, so hat der Vorsitzende der Rentenstelle nach 
Ertheilung des Bescheides die Verhandlungen dem Vorstande der Versicherungs- 
aaMalt zu übersenden. Der Letztere ist in diesem Falle befugt, die Entscheidung 
der RenteaMelle auch seinerseits durch BeruAmg bei dem Schiedsgericht anzu- 
Cechtcn 

4. Entsprechende Vorschriften über das Verfahren gelten fbr die Fülle der 
Entziehung einer Invalidenrente und die Einstellung von Rentenzahlungen. 

lU. Das Verfahren vor dem Schiedsgericht. 

Die Vorschriften über das Verfahren beruhen nur zum geringen Theile uut 
dem Gesetze, in der Hauptsache auf der Kaiserlichen Verordnung, betr. das Ver- 
fahren vor den auf Grund des Invalidenversicherungsgesetzes errichteten Schieds- 
gerichten, vom 6. Dezember 1899 (zu vergl. A. N. des R. V. A. 1900 S. 165 f{.\ 
Die Grundzüge des Verfahrens sind folgende: 

I . Berechtigt zur Einlegung der Berufung ist in der Regel nur der Renten- 
bc\%'erber, ausnahmswelM; in dem oben zu II 3 am Schlüsse angegebenen Falle 
auch der Vorstand der Versicherungsanstalt. 

3. Die Berufung hat in der Regel keine aufschiebende Wirkung. Nur Jic 
Berufung des Vorstandes der Versicherungsanstalt hat insoweit aufschiebende 
Wirkung« als es sich um Betrüge handelt« die ftSr die Zeit vor dem Erlasse der 
Entscheidung der Rentenstelle nachträglich gezahlt werden sollen. 

3. Zur EntMTheidung über die Berufung ist dasjenige Schiedsgericht berufen, 
welches für den Bezirk der unteren VerxvaltungsbehOrde oder Rentenstelle xu- 
siündig ist. Streitigkeiten ükKT die Zuständigkeit mehrerer Schiedsgerichte ent- 
H'heidet das Reichs • Versicherungsarot. 

4. Die Berufungsfrist ist eine Aus<<hlufsfrist und betrflgt einen Monat • 
fbr den Rentenbewerber von Zustellung des .Bescheides, (Ür die Versicherung^* 
anstalt vom Eingange der Verhandlungen der Rentenstellen bei dem Vorstände 
ab gerechnet. Für Seeleute, die sich aufscrhalb Europas aufhalten, betrügt die 
Frist drei Monate und kann von derjenigen Behörde, gegen deren Bescheid dj^ 
Rechtsmittel stattfindet, noch weiter erstreckt werden. 

5. Die Berufung ist l>ei dem Schiedsgericht einzuigen, die Frist gilt aKr 
aN gewahrt, wenn innerhalb derselben die Berufung bei einer anderen Behörde 
eingegangen ist. Letztere hat die Berufungvschrift ungesäumt an das Schied> 
gericht abzugeben, 

6. Der Vorsitzende ist in gewissen, emfach liegenden Fällen (bei Fri^^i- 
versiumnifs, Unzuständigkeit des Schiedsgerichts) befugt, allein durch einen mit 
Gründen versehenen Bescheid die Berufung zurückzuweisen. Der Berufende 
kann hiergegen binnen zwei Wochen nach Zustellung mündliche Verhandluni: 
beontngm« 

7. Im Uebrigen ent>cheidet das Schiedsgoicht als solches nach Anhörung 
der Parteien und, wenn nöthig, nach einer Beweisaufnahme in mündlicher Ver- 
handlung. Die mündliche Verhandlung erfolgt in öffentlicber Sitiung; Jt« 
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5. Das Veiiahren bei Streitigkeiten. m 

Oetfentlichkeit darf nur aus Gründen des öffentlichen Wohles oder der Sittlich- 
keit ausgeschlossen werden. Die Entscheidung wird verkündet und ist den 
Parteien in Ausfertigung zuzustellen. 

IV. Das Verfahren vor dem Reichs-Vcrsicherungsamt. 

Gegen die Entscheidung des Schiedsgerichts steht beiden Theilen das Rechts- 
mittel der Revision zu, über welche das Reichs > Versicherungsamt entscheidet. 
Für das Verfahren ist aufser einigen gesetzlichen Bestimmungen die Kaiserliche 
Verordnung, betr. die Formen des Verfahrens und den Geschäftsgang des 
Reichs - Versicherungsamts in den Angelegenheiten der Invalidenversicherung, 
vom 6. Dezember 1899 (zu vergl. A. N. des R. V. A. 1900 S. 163 ff.) mafs- 
liebend. Im Allgemeinen finden hier die Vorschriften über das Verfahren und 
Jen Geschäftsgang des Reichs -Versicherungsamts in Angelegenheiten der Unfall- 
versicherung entsprechende Anwendung. Die Grundzüge des Verfahrens sind 
folgende: 

1. Die Revisionsfrist ist eine Ausschi ufsfrist und betrügt einen Monat von 
Jem Tage der Zustellung der Entscheidung des Schiedsgerichts ab gerechnet. 
Die Frist gilt als gewahrt, wenn die Rechtsmittelschrift innerhalb der Frist bei 
einer anderen Behörde eingegangen ist. Für Seeleute, die sich atifserhalb 
Kiiropas aufhalten, gilt auch hier die unter III4 erwähnte Sonderbestimmung. 

2. Die Revison des Vorstandes hat aufschiebende Wirkung insoweit, als es 
NJch um Betrüge handelt, die ftir die Zeit* vor dem Erlasse der angefochtenen 
Entscheidung nachträglich gezahlt werden sollen. Im Uebrigen hat die Revision 
keine aufschiebende Wirkung. 

3. Die Revision kann nur darauf gestützt werden, .dafs die angefochtene 
Entscheidung auf der Nichtanwendung oder auf der unrichtigen Anwendung des. 
bestehenden Rechts oder auf einem Verstofse wider den klaren Inhalt der Akten 
beruhe, oder dafs das Verfahren an wesentlichen Mängeln leide. 

Von einer bestimmten Revisionssumme (summa re^nsibiUs) ist die Zulflssigkeit 
Jes Rechtsmittels nicht abhängig gemacht worden. 

4. In der Revisionsschrift ist anzugeben, worin die Nichtanwendung oder 
Jie unrichtige Anwendung des bestehenden Rechts oder der Verstofs wider den 
klaren Inhalt der Akten oder worin die behaupteten M2(ngel des Verfahrens ge- 
funden werden. Fehlt die Angabe solcher Gründe, oder ergiebt sich atjs der 
Prüfung der Antrüge, dafs die angegriffene Entscheidung nicht auf der Nicht- 
anwendung oder unrichtigen Anwendung des bestehenden Rechts beruht • sowie 
iiafs das Verfahren, nicht an wesentlichen Mdngeln leidet, und dafs ein Verstofs 
wider den klaren Inhalt der Akten nicht vorliegt, oder ist die Revision verssitet 
eingelegt, so kann das Reichs -Versicherungsamt das Rechtsmittel ohne mündliche 
Verhandlung zurückweisen. Derartige Entscheidungen ergehen in Beschluisfonn. 
Sie werden von dem Reichs -Versicherungsamt in der Eiesetzung von drei Mit- 
.gliedern erlassen, unter denen sich je ein Vertreter der Arbeitgeber- und der 
Versicherten befinden mufs. Anderenfalls hat das Reichs -Versicherungsamt nach 
mündlicher Verhandlung zu entscheiden. 

5. Das Revisionsgericht ist bei seiner Entscheidung an diejenigen Gründe 
nicht gebunden, welche zur Rechtfertigung der Revision geltend gemacht 
worden sind. 

6. Die Entscheidung des Reichs -Versicherungsamts geht entweder auf« 
Zurückweisung der Revision oder auf Aufhebung des angefochtenen Urtheils, 
wobei das Reichs - Versicherungsamt die Wahl hat zwischen eigener Entscheidung 
in der Sache selbst oder ZurOckverweisung der Sache an die zweite oder die 
erste Instanz. Dabei kann das Reichs -Versicherungsamt anordnen, dali dem 
Rentenbewerber eine ihrem Betrage nach beMimmte Rente vorlllufig su zahlen >^ 
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^o III. Die Invalidenversicherung. 

iM. Den weiteren Entscheidungen oder Bescheiden ist im Falle der Zurück- 
Verweisung die rechtliche Beurtheilung, auf welche das Reichs- Versicherungsanit 
die Aufhebung gestützt hat, zu Grunde zu legen. 

V. Gegen rechtskräftige Entscheidungen (Bescheide und Urtheile) ist die 
Wiederaufnahme des Verfahrens statthaft, welche sich an die Vorschriften 
der Civilprozefsordnung in der Fassung der Bek. vom 20. Mai 1898 anschliefst 
(Nichtigkeits- und Restitutionsklage). 

VI. Besonderheiten bei den Ansprüchen auf Beitragserstattung. 
I. Der Antrag ist bei der unteren Verwaltungsbehörde oder Rentenstello 

des Wohnortes oder des letzten Beschüftigungsortes zu stellen. 

3. Gegen den Bescheid des Vorstandes der Versicherungsanstalt steht dem 
Erstattungsberechtigten die Beschwerde an das Reichs- Versicherungsamt (also 
nicht die Berufung) zu. Die Beschwerdefrist betrügt einen Monat von der Zu- 
stellung des Bescheides ab gerechnet. Bezüglich der aufserhalb Europas sich 
aufhaltenden Seeleute gilt das oben unter HI 4 Gesagte. 

3. Ist der Rentenstelle die Entscheid ungsbefugnifs ertheilt, so findet in 
diesem Falle die Vorschrift des C* 129 Abs. 3 des Invalidenversicherungsgesetzes, 
wonach bei der Entscheidung je ein Vertreter der Arbeitgeber und der Ver- 
sicherten mitwirken mufs, keine Anwendung. Gegen den Bescheid der Renten - 
stelle« durch welchen der Anspruch ganz oder theilweise anerkannt wird, steht 
dem Vorstande der Versicherungsanstalt die Beschwerde an das Reichs-Ver- 
sicherungsamt (also nicht die Berufung) zu. Die Beschwerde hat aufschiebende 
Wirkung. 
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Zweiter Abschnitt. 

Die Grundlagen der Arbeiterversicherung. 

I. 
Allgemeine Grundlagen. 

1. Das Verhältnifs der verschiedenen Zweige der Arbeiter- 
versicherung zu einander und die Wünsche nach einer Ver- 
schmelzung der einzelnen Versicherungszweige. 

I. Die Deutsche Arbeiten'ersichenings- Gesetzgebung ist schrittweise vor- 
2;egangcn, indem sie nach einander zuerst die Kranken-, dann die Unfall- und 
/Illetzt die Invalidenversicherung geregelt hat, und innerhalb der einzelnen Ver- 
sicherungszweige einen Kreis von Personen nach dem anderen der Wohlthaten 
der Gesetzgebung thcilhaftig werden liefs. Obwohl hiernach eine gröfsere Zahl 
von Sondergesetzen besteht, so ist doch die gesammte Arbeiterversicherungs- 
Gesetzgebung als ein einheitliches Ganzes, die Verwirklichung des in der Kaiser- 
lichen Botschaft vom 17. November 1 88 1 ausgesprochenen sozialen Programms, 
zu betrachten. 

II. Eine Verschmelzung der verschiedenen Zweige der Arbeiterversiche- 
riing in eine einzige, umfassende Organisation ist zwar im Prinzip wQnschens- 
werth, aber bis jetzt noch nicht gelungen. Vorschlüge sind allerdings von 
verschiedenen Seiten gemacht worden. Im Allgemeinen bewegen sich diese nach 
drei Richtungen hin. Die einen wollen als Grundlage die territoriale 
Organisation — wie sie bei der Invalidenversicherung besteht -^ und das 
Prinzip der Kapitaldeckung mit Prämienverfahren, die anderen die berufs- 
gcnossenschaftliche Organisation — wie sie bei der Unfallversicherung 
besteht — und das Prinzip der Deckung des JahrcsbedarCs mit dem Umlage- 
verfahren, und wieder andere wollen beide Organisationsformen mit ein- 
ander verbinden. Die Schwierigkeiten, welche mit einer Zusammenlegung der 
verschiedenen Versicherungszweige verbunden sind, sollen im Folgenden kurz 
beleuchtet werden: 

I. Für eine Verschmelzung der Kranken- und der Invalidenversiche« 
rung spricht der Umstand, dafs beide im Wesentlichen auf territorialer Grund* 
läge beruhen. Dagegen spricht jedoch, dafs der Kreis der versicherten Personen 
bei beiden Versicherungszweigen ein verschiedener ist. Insbesondere unterliegen 
die land- und forstwirthschaftlichen Arbeiter, das Gesinde und die unständigen 
Arbeiter der Krankenversicherungspflicht nicht. Femer veriangt die Invaliden- 
versicherung, deren Leistungen im Einzelfalle bedeutend sind, grofse lebtungs- 
fshige Verbände als Versicherungsträger, dagegen erfordert die Krankenversiche- 
rung, deren Fürsorge häufiger eintreten mufs und deren Leistungen im Einxdfalle 
regelmdfsig keinen erheblicheren Umfang haben, kleine, den Versicherten Ortlich 
nahe stehende und den besonderen Verhältnissen angcpafste Einrichtungen mit 
leicht erreichbaren, sofort entscheidenden Organen. Bei mehr zentralisirtenN 
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Krankenk«5^scn würde die Ver%va1tung zu schwerfällig werden, und die von der 
Kranken erwartete HQlfc würde im Falle der Noth hfiufig zu spflt kommen 
Der Gedanke, lediglich kleinere Ortliche Verwaltungsstellen (Ür die Kranken 
Versicherung einzurichten, die Lasten aber grOfseren Verbünden aufzulegen, muC 
schon aus dem Grunde fallen gelassen werden, weil erfahrungsgemüfs be 
kleineren Versicherungsträgern eine gröfsere Sorgfalt und Sparsamkeit in de 
Verwaltung gewilhrleistet wird als bei grOfseren Versicherungseinrichtungen. 

Der Ucberweisung der Invalidenversicherung an die Krankenkassen steht da 
Bedenken entgegen, dafs diese Kassen in ihrer jetzigen Gestalt nicht filhig sind 
ds» grofse Risiko, welches mit der Invalidenversicherung verbunden ist, auf siel 
xu nehmen. 

3. Verschmelzung der Unfall- mit der Invalidenversicherung. 

a. Die Uebertragung der gesammten Invalidenversicherung auf die Berufs 
gcnosscnschaften ist um deswillen nicht wohl mOglich, weil der Kreis der ver 
sicherten Personen auf l>eiden Gebieten der Versicherung ein verschiedener ist 
Es mOfsten mithin fbr die nicht nach Mafsgabe der UnfallversicherungsgesctZ( 
versicherten Personen zum Zwecke der Invalidenversicherung besondere Ein 
richtungen geschaffen werden. Femer müfste den Versicherten wegen ihre 
Betheiligung an den Lasten der Invalidenversicherung auch eine Theilnahme ai 
der Verwaltung des Vermögens zugesichert werden. Hiermit wflre eine L'm 
gestaltung der ganzen berufsgenossenschaftlichen Organisation nothwendig ver 

bundc:n* 

b. Die Uebertragung der Unfallversicherung an die Versiehe 

rungsanstalten des Invalidenversicherungsgesetzes würde zur Auf lOsung summt 
lieber Berufsgenossenschaften führen. Eine solche Mafsnahme würde bei de 
Unternehmerschaft, die mit dieser Organisation innig verwachsen ist. auf lebhaftei 
Widerstand stofsen. Die benifsgenossenschaftliehe Organisation hat sich auch bi 
jetzt bewahrt. ') Eine andere Organisation mit wesentlich in die Augen springen 
den Vorzügen ist bis jetzt nicht gefunden. Auch würde bei einem Wegfall de 
Berufsgenossenschaften die wichtige Frage auftauchen, wer die bisher ungedecktei 
Lasten aus der Unfallversicherung übernehmen soll. 

Gegen beide Vorschlage spricht ferner der Umstand, dafs bis jetzt ein fÜ 
beide Versicherungszweige gleichmüfsig passendes Beitragssystem nicht gefundei 
Im. Das Umlagexerfahren pafsl nicht für die Invalidenversicherung, das Prflmien 
\ erfahren — von einigen Ausnahmen abgesehen — nicht für die Unfallver 
Sicherung. Fecner würden sieh erhebliche Schwierigkeiten bei der Berücksichtigunj 
des Gefahrenmoments herausstellen, da die Unfallgcfahr sieh mit der Gefahr de 
Eintritts der Invaliditüt nicht deckt. 

c. Ein dritter Weg wllre der, den bestehenden Be^'ufsgenossen 
Schäften die Invalidenversicherung der bei ihnen versicherten Personei 
zu Obertragen und zum Zwecke der Invalidenversicherung der übriget 
Personen besondere territoriale Anstalten zu begründen. Aber auci 
dieser Weg würde kaum zu einer Vereinfachung führen, da die Zahl der z\ 
schaffenden territorialen Anstalten, wenn anders sie zur Erfüllung ihrer Aufgabei 
geeignet sein sollen, hinter der gegenwärtig l>estehenden Zahl kaum zurückbleibe 



1} Neucrdingi wird sogar beabsichtigt, den Wirkungskreis der Beruftgcnotteo 
achaltcn tu ens-tiiem. Nach $• *o d» Entwurf betr. Ablnderung der UnfaDversichetungs 
gtMiie (Reichttagi - Drucksache Nr. 513, la Legislatur •Periode 1 Session 1898/1900), so 
den Beruftgenossensdiafken die Befugnift verliehen werden, Einrichtunfni tur Ver 
Sicherung ihrer Mitglieder gegen Haftpflicht und lur Organisation de 
Arbeitsnachweises su trtifca. 
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dürfte, und dies ohne die Auflösung einer Anzahl von Berufsgenossenschaften 
wohl nicht ausführbar sein würde. Der Auflösung von Berufsgenossenschaften 
stehen aber die oben geschilderten Bedenken entgegen. Femer würden die 
bestehenden industriellen Berufsgenossenschaften, bei welchen die Versicherung 
der in der Industrie beschäftigten gröfseren Zahl von jugendlichen und leistungs- 
fähigeren Personen bewirkt werden würde, eine geringere Invaliditätsgefahr zu 
tragen haben, als die daneben stehenden territorialen Anstalten, welchen die älteren 
und weniger leistungsßlhigen Personen angehören würden. Dazu kommt, dafs 
wegen der Betheiligung des Reichs und der Versicherten an den Lasten der 
Invalidenversicherung öffentlichen Beamten und den Versicherten selbst eine Mit- 
wirkung bei der Verwaltung der Berufsgenossenschaften, soweit die Angelegenheit 
I der Invalidenversicherung in Frage steht, eingeräumt werden müfste. 

3. Die Bedenken, welche einer Vereinigung der Unfall- und Kranken- 
versicherung entgegenstehen, sind so offensichtlich, dafs es nicht erforderlich 
erscheint, auf sie näher einzugchen. Es braucht nur darauf hingewiesen zu 
werden, dafs die Beruß^genossenschaft wegen ihrer ganzen Organisation zur 
Ucbernahme der Krankenversicherung gänzlich ungeeignet sein würde. Die 
Krankenversicherung erfordert zw*cckmäfsig kleine Anstalten mit möglichst un- 
mittelbarem Gcldinteresse der Versicherten an einer günstigen Finanzlage 
der Anstalten — damit jeder einzelne Fall unter ständiger Aufsicht der Inter- 
essenten steht und dadurch Mtfsbräuche verhindert werden — , die Unfall- 
versicherung dagegen erfordert die Vereinigung möglichst vieler Risiken in einer 
Anstalt. 

Die Lösung der Aufgabe, wie eine Vereinfachung der Arbeiter\'ersicherungs- 
Oesetzgebung in befriedigender Weise durchgeführt werden kann *), mufs hier- 
nach der Zukunft überlassen bleiben. 

Das Ausland kann Deutschland nur dafür dankbar sein, dafs es ihm eine 
Anzahl der verschiedensten Versicherungssysteme in ihrer praktischen Wirksam- 
keit vorführt. Die ausländischen Staaten haben hiemach den Vortheil, die Er- 
fahrungen, welche Deutschland macht, ohne ein Lehrgeld zu zahlen, für sich zu 
vcnverthen. 

2. Inland und Ausland. ^ 

I. Die Deutschen Arbeiter\'ersicherungsgesetze finden grundsätzlich nur auf 
das hiland — d. i. das räumliche Gebiet des Deutschen Reichs — Anwendung. 
Ausnahmsweise werden in gewissen Beziehungen ausländische Grenzgebiete dem 
Inlande gleichgestellt (zu vergl. z. B. SS- ^6 und 48 Abs. 1 Z. 4 des L V* G.). Die 
Deutschen Kolonien und Schutzgebiete gelten nicht als Inland. 

II. Gewisse Beziehungen zum Auslande — die Eigenschaft als »Ausländer«, das 
»Wohnen« im Auslande, der »Aufenthalt« im Auslande, Erkrankung und Er- 
leiden von Unfällen im Auslande — haben auf die aus den Arbeiterverstcherungs- 
gesetzen erwachsenden Rechte und Pflichten einen Einflufs. Die hier in Betracht 
kommenden Gnmdsätze sind im Wesentlichen die folgenden: 

') Zur Zeit wird in Deutschland eine Verschmeliung wenigstens insowdt geplant, 
als sftmmtliche für die Unfallversicherung l>estehenden Schiedsgerichte aufgehoben und die 
Entscheidung von Streitigkeiten ül>er Unfiillentschädigungen den auf Grund des Invaliden« 
versicherungsgeseues (§f. 103 ff. daselbst) errichteten Ortlichen Schiedsgerichten Ü bciui^en 
werden sollen (zu veigl. {!• 3—9 ^^ Entwurfs einet Geseues, betr. die Abänderung der 
Unfall versicheningsgesetze — Reichstags- Drucksache Nr. 5^3, la Legislatur «FeriodeX 
1. Session/ 1898/1900 S. 1 fC). 
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r^ I. Allgemeine Grundlagen. 

A. Krankenversicherung. 

I. Das Krankenversichemngsgesetz macht bezüglich der Versicherungs- 
pflichtigkeit keinen Unterschied zwischen Inländern und Ausländem, sofern diese 
nur in einem in dem Gesetze bezeichneten inländischen Beschllftigungsverhältnisse 
Mehen, und sofern im Uebrigen die Voraussetzungen der Versicherungspflicht 
vorb^en. 

FOr diesen grundsätzlichen Standpunkt war wesentlich die Erwfigung mafs- 
gebend, einer Steigerung in der Heranziehung auslUndischer Arbeitskräfte vor- 
zubeugen. Eine solche wllre zu befürchten, wenn die Arbeitgeber nicht ge- 
zwungen sein würden, (br Ausländer Aufwendungen zum Zwecke der Kranken- 
versicherung zu machen. 

3. Femer besteht in rechtlicher Beziehung kein Unterschied, ob die Er- 
krankung eines Versicherten im Inlande oder im Auslande eintritt. Bezüglich 
der Gemeinde - Krankenversicherung und der Orts-, Betriebs- (Fabrik-), Bau-, 
Innungs- und Knappschaftskassen ist nur vorgeschrieben, dafs bei einer im Aus- 
lande eintretenden Erkrankung der Unternehmer, sofern und solange eine Ueber- 
führung des Erkrankten in das Inland nicht erfolgen kann, diejenigen Unter* 
Stützungen zu gewähren hat, welche der Erkrankte vcn der Kasse, welcher er 
angehört, zu beanspruchen hat. Die Krankenkasse hat dann dem Betriebsunter- 
nehmer die ihm hieraus erwachsenen Kosten zu erstatten (CS* 57 a Abs. 3, 65 Abs. 3, 
73 Abs. 3, 73, 74 des K. V. G.). 

3. In einzelnen Beziehungen hat das Verlassen des Inlandes rechtliche 
Nachtheile im Gefolge. Die Mitgliedschaft der freiwillig in der Versicherung 
verbleibenden Kassenmitglieder erlischt« wenn sie das Gebiet des Deutschen 
Reichs veriassen (CS* 27 Abs. 1, 64, 72 Abs. 3, 73 Abs. 1 des K. V. G.). Diese 
Folge tritt nicht ein, wenn der Aufenthalt im Auslande nur ein ganz vorüber- 
gehender ist* 

B. Unfallversicherung. 

I. Betriebe, deren Sitz im Auslande 'belegen ist, unterliegen der Unfall- 
versicherung nach den Deutschen Gesetzen im Allgemeinen nicht. Bezüglich der 
Versicherungspflichtigkeit der im Inlande belegenen Betriebe ist es rechtlich un- 
erheblich, ob die Inhaber Inlflnder oder Ausländer sind. 

a. Wenn sich auch der R^el nach die Grenzen der Anwendbarkeit der 
Unfallversicherungsgesetze mit den Grenzen des Deutschen Reichs decken, so 
kommt es doch vor, dafs ein im Inlande belegener Betrieb derart in das Aus- 
land Obergreift, dafs auch die im Auslande vorgenommene Betriebsthfltigkeit als 
unselbständiger Theil oder Forlsetzung des lnlandsl>etriebes den Deutschen 
Unfallversicherungsgesetzen unterliegt. So werden z. B. hflufig im Auslande 
vorgenommene Montagearbeiten dem inländischen Betriebe derjenigen Fabrik zu- 
gerechnet, welche die Montage ausführen Ufst. Das Gleiche gilt von im Aus- 
lande vorgenommenen Bauarbeiten eines inländischen Bauunternehmers. Um- 
gekehrt ist in der Regel die Anwendbarkeit der Unfallversicherungsgesetze aut 
im Inlande verrichtete Thitigkeiten dann ausgeschlossen, wenn sich diese ledig- 
lich als Ausflufs oder unselbständige Bestandtheile eines auslfindischen Betriebes 
darstellen. Ausnahmsweise sind die im Inlande vorgenommenen Verrichtungen 
eines ausllndischen Unternehmers dann versichert, wenn die inländische Betriebs- 
tbatigkeit nach Lage der UmsUnde die Bedeutung eines »Betriebes« hat. DicN 
gilt nanoentlich von inUlndischen Eisenbahnstrecken eines ausllndischen Unter- 
nehmers. So ist der Betrieb einer ausländischen Eisenbahnverwaltung auf einer 
im Inlande belegenen grOfseren Strecke, auf welcher in Deutschland wohnendi 
Arbeiter und Beamte beschifkigt werden, als ein der Venicherungspflicht unter- 
m'orfener Betrieb erachtet morden (zu vcrgl. Besch. 1159 A. N. des R«V. A, 1893 



.!■ ■la.ii i ii i m^^mmmti^tmi, mnt i m ^»mt^mmtmma»ia>tm>^imtmittma^mm^^ät,^k^tmm^^imm^>mmt^mm^mm^^^i^t^tmmät^^m^^^&a^^M 



mmi 



2. Inland und Ausland. 



53 



S. 216, R. E. 1319 A. N. des R. V. A. 1894 S. 195). Die gleichen Grundsätze 
rinden Anwendung auf Binnenschiflahrtsbctriehe eines im Auslande wohnenden 
rntemehmers. Hier hangt die Versicherungspflicht im Allgemeinen davon ah, 
oh im Inlande sichtbare Betricbsanlagen oder Zweigniederlassungen mit einiger 
Sclbstündigkeit vorhanden sind und ob in gröfsercm Umfange Inisinder in dem 
Betriebe beschüftigt werden. In gleicher Weise ist die Sache zu beurtheilen, 
w enn ein ausländischer Bauunternehmer grofse Bauten, oder ausländische Fabriken 
umfangreiche Montagearbeiten im Inlande ausführen. Denn es entspricht nicht 
dem Gesetze, die in Deutschland beschäftigten zahlreichen Arbeiter grofser aus- 
kindischer Betriebe von den Wohlthaten der Unfallversicherung deshalb aus- 
/iischliefsen« weil das Unternehmen seine Oberleitung im Auslande hat.'} 

3. Bezüglich des Sceschifluhrtsbetriebes ist vorgeschrieben, dafs die Ver- 
NJcherungspflicht sich auf die »Deutschen Seefahrzeuge« erstreckt (5. 1 Abs. 1 des 
S. U. V. G.). Als »Deutsches Seefahrzeug« gilt aber jedes ausschliefslich oder 
vorzugsweise zur Seefahrt benutzte Fahrzeug, das unter Deutscher Flagge filhrt 
;;. 2 Abs. I a. a. O.). Die Deutschen Secschiflc gelten hiernach gewissermafscn, 
wo sie sich auch befinden mögen, als Deutscher Boden. 

Die Versicherung ersteckt sich auch auf Unfiflle, welche Seeleute bei der 
ihnen auf Grund des Handelsgesetzbuches, oder der Seemansordnung vom 
27. Dezember 1872, oder des Gesetzes, betr. die Verpflichtung Deutscher 
Kauffahrteischiffe zur Mitnahme hUlfsbedUrftiger Seeleute, vom 27. Dezember 1873 
.gewährten freien ZurQckbcförderung oder Mitnahme auf Deutschen Seefahrzeugen 
erleiden. Diese Bestimmung ist aber auf »Deutsche Seeleute« beschränkt, Aus- 
länder sind also zurückgesetzt. 

4. Eine weitere Zurücksetzung der Ausländer enthalten die Deutschen 
Arheiterx'crsicherungsgesetze bezüglich der rechtlichen Ansprüche der Hinter- 
bliebenen eines getödteten Arbeiters. In dieser Beziehung besteht die Vorschrift, 
dafs die Hinterbliebenen eines Auslanders, welche zur Zeit des Unfalls nicht im 
Inlande wohnten, überhaupt keinen Anspruch auf Rente haben (^. 6 letzter Abs. 
des U. V. G., S. 7 letzter Abs. des L. U. V. G., S. 6 Abs. 1 des B. U. V. G., S- « 5 
Abs. 4 des S. U. V. G.). 

3. Auf dem Gebiete des Bau- und des See- Unfall vcrsicherungsgesctzcs 
bringt das Aufgeben des inlandischen Wohnsitzes ftlr einen Renten- 
empfänger Rechtsnachtheile mit sich. Solange der Berechtigte nicht im Jnlande 
wohnt, ist die Berufsgenossenschaft befugt, die Zahlung der Entschddigungsrente 
einzustellen (g. 39 Abs. i des B. U. V. G., 2- 75 Abs. i des S.U.V.G.). 

Der Aufenthalt im Auslande hat femer insofern Nachtheile flir einen Ver- 
letzten im Gefolge, als nach S. 10 des land- und forstwirthschaftlichen Unfall- 
versicherungsgesetzes in diesem Falle eine Verpflichtung der Gemeinde auf Ge- 
wahrung der Kosten des Heilverfahrens nicht l>esteht (S. 1 o Abs. 1 a. a. O.). Die 
gleiche Vorschrift findet sich im S- 7 Abs. 2 des Bau-Unfallversicherungsgesetzes. 

6. Abfindung von Ausländern. Unter bestimmten Voraussetzungen 
sind die Berufsgenossenschaften befugt, einen Entschfldigungsberechtigten durch 



') Um eine verschiedenartige rechtliche Beurtheilung der einielnen 
seitens verschiedener Staaten und doppelte Belastungen der Untemehmer lu ver* 
meiden, ist für die Novellen xu den Unfallversicheningsgesetsen eine Bestimmung vor- 
gesehen, wonach mit Staaten, welche nach Lage ihrer Gesetzgebung Gegeoseitigkeit tu 
gewahren im Stande sind, Vereinharungen des Inhalts getroflen werden kOnnen, dafr 
jeder Untemehmer hinsichtlich seines gesanunten Betriebes einschUetsUch der In fremdet 
Rechtsgebiet hinOberragenden Bestandtheile der UnfiiUversicherungspflicht im Inlande ge* 
nOgen kann (zu vecgl. Reichsugs- Drucksache Nr. 523, la I^gidatur-Periode 1« Session \ 
18^/1900 Anl. I S. 5| Anl. 1 S, 5, AnL i S. j). 
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eine Kapitalzahlung fbr seinen Entschädigungsanspruch ein für allemal abzufinden. 
Die^e Beiugnifs hat die Berufsgenossenschaft nach dem Bau- und dem Sce- 
Unfallvenicherungsgesetz gegenüber Ausländern überhaupt. Die Höhe der 
Abfindung ist hier gesetzlich vorgeschrieben, sie bctrSgt das Dreifache der Jahres- 
rcnle (CS. 39 Abs. 2 u. 48 des B. U. V. G., S- 75 Abs. 2 des S. U. V. G.). Für 
das übrige Gebiet der Unfallversicherung besteht noch die weitere Voraussetzung 
ftlr das Abfindungsrecht der Berufsgenossenschaft, dafs der berechtigte Ausländer 
dauernd das Reichsgebiet verififst. Die Höhe der Abfindung ist hier nicht 
gesetzlich vorgeschrieben, ihre Festsetzung unterliegt richterlichem Ermessen 
(:. 67 des U. V. G., S. 7a des L. U. V. G.). 

7. Endlich ist noch eine Bestimmung hervorzuheben, welche einen Unter- 
schied zwischen Inländern und Auslfindem macht. Für die Schiedsgerichte der 
Tiefbau-Berufsgenossenschaft und der Baugewerks-Berufsgenossenschaften ist vor- 
geschrieben« dafs die Schiedsgerichtsbeisitzer (und Stellvertreter) »Deutsche« 
sein müssen (S. 36 Abs. 2 in Verbindung mit ZZ- "^5 Abs. 3 u. 48 Abs. i des 
B. U. V. G.), 

C Invalidenversicherung. 

Auch auf dem Gebiete der Invalidenversicherung haben Ausländer gleiche 
Rechte und Pflichten wie die Inländer, soweit nicht ausnahmsweise besondere 
Viirschriften erlassen sind. Die wichtigsten dieser Vorschriften sind die folgenden: 

1. Von den in Deutschland beschäftigten auslandischen Arbeitern ist es viel- 
Cuch als Hlrte empfunden w^orden, dafs sie auch bei einer kurzen Dauer ihrer 
BcNchüftigung im Inlande verpflichtet sind, zu den Lasten der Versicherung bei- 
zutragen. Deshalb hat jetzt S- 4 Abs. 2 des Invalidenversicherungsgesetzes dem 
Bundcsrath die Befugnifs ertheilt, zu bestimmen, dafs Au.vlllnder, welchen der 
Aufenthalt im Inlande nur ftlr eine bestimmte Dauer behördlich gestattet ist, und 
die nach Ablauf dieser Zeit in das Ausland zurückkehren müssen, der Ver- 
sicherungspflicht nicht unterliegen. Um diejenigen Arbeitgeber, die solche 
Perv>ncn beschvftigen, nicht ungerechter Weise von den Lasten der Versicherung 
zu befreien, schreibt das Gesetz femer vor, dafs »sofern eine solche Bestimmung 
getroffen wird, die Arbeitgeber, welche solche Ausländer beschäftigen, denjenigen 
Betrag an die Versicherungsanstalt zu zahlen haben, den sie aus eigenen Mitteln 
würden entrichten müssen, wenn die Versicherungspflicht der Ausländer be- 
stünde«. Diese Bestimmung dient auch dem Schutze der nationalen Arbeit, 
indem dadurch der einheimische Arbeiter davor gesichert wird, dafs er im Wett- 
bewerb um die Arbeitsgelegenheit von Ausländem verdrSngt wird. 

2. Die in inländischen Betrieben beschäftigten Personen, auf welche die 
Viirau^^tzungen der VersichcmngspAicht zutreffen, sind nach Mafsgabe des In- 
validen\erstcheningsgesetzes versichert, auch wenn sie vorübergehend im Aus- 
lände bcschlftigt werden. In diesem Falle erfolgt die Versichemng bei der Ver- 
sicherungsanstalt des Betriebssitzes (S. 65 Abs. 3 •• a. O.). 

3. Begeben sich Versicherte in da^ Ausland, so sind sie berechtigt, die 
Versicherung dort fortzusetzen; sie haben dabei Marken derjenigen Versichervngs- 
anMalt zu verwenden, in deren Bezirk sie zuletzt l>eschfiftigt waren oder sich 
aufgehalten haben (;. 145 Abt. 1 a.a. O.). 

4« Ein Ausländer, der seinen Wohnsitz im Deutschen Reich aufgiebt, kann 
an Stelle der Rente mit einer Kapitalzahlung — dem dreifachen Betrage der 
Jahresrente — abgefunden werden. 

Durch BeKhIufs des Bundesraths kann jedoch diese Bestimmung »ftlr be- 
stimmte Grenzgebiete oder flir die Angehörigen solcher auswirtiger Staaten, 
durch deren Gesetzgebung Deutschen Arbeitern eine entsprechende Fürsorge 
ftlr den Fall der Erwerbsunfilhigkdt und de% Alters gewfihrleKtet ist, aufvrr 
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Kraft gesetzt werden«. Invaliden, welche in der Nflhe der Deutschen Grenze 
Wohnung nehmen, setzen meistens die alten Beziehungen zum Inlande fort^ 
und die Auszahlung der Renten macht in der Regel keine Schwierigkeiten. Der 
Schlufssatz dieser Vorschrift wendet sich indirekt an die auslandischen Staaten, 
indem er den Angehörigen solcher Staaten, welche auch in ihren Ländern eine 
der Deutschen entsprechende Gesetzgebung einführen und dabei Deutschen Ar- 
beitern die gleichen Vortheile gewähren, unbeschränkt die gleichen Rechte, wie 
den Inländern gewährt (§. 26 a. a. O.). 

5. Das Verlassen des Inlandes ist für den Rentenberechtigten insofern nach- 
theiiig, als sein Recht auf Bezug der Rente ruht, solange er »nicht im Inlande 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat«. Auch hier ist vorgesehen, dafs diese Be* 
Stimmung für bestimmte Grenzgebiete und für solche auswärtige Staaten, welche 
Reziprozität gewähren , aufser Kraft gesetzt werden kann ') (S* 48 Abs. 1 Z. 4 
a. a. O.). 

6. Endlich ist noch her\'orzuhcben , dafs als Vertreter der Arbeitgeber und 
der Vcniichcrten jn den Organen der Versicherungsanstalt nur »Deutsche« 
Personen — also nicht Ausländer — zugelassen sind (§. 88 Abs. 1 a. a. O.).* 
Das Gleiche gilt für die Schiedsgerichtsbeisitzer (S. 104 Abs. 5 a. a. O.). 

3. Versicherungszwang und Zwangsversichening. 

I. Die wesentlichste Grundlage der Deutschen Arbeiterversicherung, welche 
dic*ser den ihr cigenthUmlichen Stempel aufdrückt, bildet der Zwang. 

1. Der Versicherungs zwang besteht darin, dafs einerseits gewisse, in 
den verschiedenen Gesetzen näher bezeichnete Personen ohne ihr Zuthun kraft 
Gesetzes versichert sind, und dafs andererseits gewisse Kreise von Personen, 
welche sich mit den Kreisen der versicherten Personen nicht decken, zur Auf- 
bringung der Mittel (Leistung von Beiträgen etc.) ohne ihr Zuthun krafk Ge- 
setzes verpflichtet sind. 

2. Der Grundsatz der Zwangsversicherung besteht in der Einrichttthg 
von Zwangsorganisationen, durch welche die Vemcherung bewirkt wird. 
Die Deutschen Organisationen sind, wie vielfach mit Unrecht angenonunen wird, 
keineswegs die einzig möglichen Organisationsformen der auf der Gruridlagejdes 
Zwanges beruhenden Versicherung. Das nämliche Ziel kann auch durch eine 
andere Ausgestaltung der Organisation erreicht werden. Es ist deshalb grundlos, 
wenn andere Staaten den Grundsatz des Versicherungszwanges ablehnen, weil 
die Form der Deutschen Berufsgenossenschaften auf die dortigen Verhältnisse 
nicht passen sollte. * ' 

3. Verschieden von den Grundsätzen des Versicherungszwanges und der 
Zwangsversicherung, wie sie in der Deutschen Gesetzgebung zum Ausdrucke 

} .gelangt sind, ist das System, wonach lediglich eine Verpflichtung der ein- 
zelnen Unternehmer aufgestellt wird, ihre Arbeiter zu versichern, wie dies z. B« 
in dem Italienischen Unfallversicherungsgesetz vom 17. März 1898 Anwendung 
.gefunden hat. Hier besteht ein Zwang nur insofern, als die Unternehmer ge- 
halten sind, ihre Arbeiter zu versichern. Die Unternehmer haben bd diesem 
Svstem die Wahl, in welcher Form sie die Versicherung bewirken wollen, 
niese Einrichtung scheint auf den ersten Blick vor den Deutschen Einrichtungen 
vien Vorzug zu verdienen, weil der Unternehmer hier nicht zur Betheiligung an 
einer Zwangsorganisation gezwungen wird. Jedoch besteht bei diesem System 

') Zu vergl. die Bek. des Relchskuiflers vom 16. Mai 1891 und 5. M«i 1891, A« N. des 
K. V. A — I. u. A. V. — 1891 S, 147 u. 1891 S, 39. 
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ofTensichUich der schwenaicgende Nachtheil, dafs die freie Selbstverwaltung d< 
Betheiligten mit allen ihren Vorzügen wegßlllt und an deren Stelle eine stren( 
AufMcht des Staates über die Versicherungsgesellschaften und Versicherung 
anstalten, bei welchen die Versicherung der Arbeiter erfolgt , treten mufs. 

IL Bezüglich der Frage, ob der Versicherungszwang nothwendig ur 
zwcckmüfsig ist, haben in Deutschland eingehende Erörterungen und Erwi 
gungen stattgefunden. Man kam zu dem Ergebnisse, dafs ohne den Zwar 
nicht aufzukommen sei. Die Gründe hierfür waren namentlich die folgendei 

I. UntHTstritten fehlt es der arbeitenden Bevölkerung meist an der nöthigt 
Einsicht, für ihr und ihrer Angehörigen Wohl in geeigneter Weise Vorsorge 2 
trctfen. Auch bei dem intelligenteren Theile der Bevölkerung würde eine fre 
iiiilige Versicherung an der unzweifelhaft vorhandenen Sorglosigkeit scheiter 
Deshalb würde eine auf dem Grundsatze der Freiwilligkeit beruhende Versichcrui 
von vornherein nahezu wirkungslos gewesen sein. Bestürkt wird diese Erwügui 
durch die Erfahrungen, welche mi*n auf diesem Gebiete in fremden Lündei 
(Frankreich und England)') gemacht hatte, wo sogar die Gewiihrung verschi 
dener Vortheile — als Staatsgurantie, kostenfreie Verwaltung und StaatszuschU«^ 
— zu einer genügenden freiwilligen Betheiligung nicht geftlhrt hatte. 

3. Der Zwang allein gewahrt die sichere Grundlage (Ür eine matheroatiscl 
Berechnung (Bemoulli'sches Gesetz der grofsen Zahlen); er gewührt diejeni: 
Stetigkeit der Verhiiltnisse, welche für die Versicherungstechnik unbedingt notl 
wendig ist 

3. Der Versicherungszwang ist auch aus finanziellen Gründen empfehlen 
wcrth, indem die schlechten Risiken den guten hinzutreten, und endlich: 

4. wirkt der Versicherungszwang erheblich auf die Verringerung der W 
\% a1tung>kosten ein. 

III. Die Einwürfe, welche von verschiedenen Seiten gegen den Versicherung 
z\%ang Oberhaupt und die Deut>chen Einrichtungen im Besonderen geniac 
worden sind, sind zum Theil unbegründet, zum Theil erheblich übertrieben. 

I. Man macht der Deutschen Arbeiterxersicherungs- Gesetzgebung den Vc: 
%iurf der staatlichen Bevormundung der Arbeiterbevölkerung und behaupt 
dafs man sich mit den bestehenden Grundlagen der Wirthschafts- und Ge^c 
schaftNordnung, der Freiheit und v« irthschaftlichen Selbstilndigkcit der Ein/.cin 
in Widerspruch setze. Dieser Ein wund ist- jedoch nicht stichhaltig. Der Grün 
Satz der Freiheit und SelbNtlindigkeit der Ein/einen ist auch — abgesehen \< 
der Arbeiterx ersicher ung — in unserer bisherigen Rechtsordnung vielfach durc 
brochen, wo diese Durchbrechung sich als nothwendig oder zweckmüf^ig herai 
gestellt hatte. «Ein prinzipielles Hindemifs K*^teht also nicht, wenn die Ei 
lUhrung des gesetzlichem Zwanges im Interevse der Ein/einen und der Gesamn 
heit nothwendig erscheint. Und dies Ist auf dem Gebiete der Arbeiten« 
Sicherung der Fall. Hier auf die selbständige Initiative der Einzelnen vertrau« 
i^-flre gleichbedeutend mit verzichten. Die Erfahrung hat gelehrt« dafs in J 
Lilndem, die freie Arbeiterorganisationen besitzen, nur ein ganz geringer Th 
der Arbeiter — durchschnittlich kaum ein Zehntel (zu vergl. Dr. Zacher, < 
ArKMter -Versicherung im Auslande, Heft VII S. 47 ff.) — ftlr diese Organisation 
zu gewinnen ist, und dafs der Bruchtheil noch kleiner ist, welcher sich ber 
linden Iflfst, regelmilfsig Beitrüge zu zahlen« 

a. Man behauptet, die Arbeiter\ersicherung schwache die eigene Willei^ 
krafrder Arbeiter im Kampfe iiin da« Dasein. Wer die^ behauptet, verzech' 

*) Zu vcrgL Dr. Zacher, Jte Arbeiter •Versicherung im Autlande | Heft IV (Frai 
reich} & 190; und Heft V (Ei^nd) & «SC 
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Veranlassung und Wirkung der Gesetzgebung. Die vielfach mangelnde Energie 
der Arbeiter in der Fürsorge ftlr ihr und ihrer Familie Wohl war die Veran- 
lassung für das Eingreifen des staatlichen Zwanges, nicht dessen Wirkung. 

3. Man wirft der Versicherungsgesetzgebung ferner vor, dafs sie die 
Leichtsinnigkeit und Gleichgültigkeit der Versicherten fordere und das^ 
VerantworlichkeitsgefÜhl der Unternehmer abschwiiche. Zum Beweise hierfür weist 
man auf die nach Einführung des Versicherungszwanges in Deutschland her\'or- 
!j;etrctene Vermehrung der Unfülle hin. Dieser Vor\vurf ist durchaus unbegründet. 

a. Was zunächst den Hinweis auf die Zunahme der Unßilfe anlangt, so 
niUfste — wenn diese Thatsache gegen die Zwangsversicherung mit Grund in& 
Feld geführt werden könnte — eine solche Steigenmg der Unßtlle in Llfndcm 
ohne Zwang^vcrsichcrung wegfallen. Das ist aber thatsflchlich nicht der Fall. 
Wie die Unfallstatistiken dieser Ldnder ergeben — Dr. Zacher, die Arbeiter- 
Versicherung im Auslande, Berlin 1898/99, Heft IV (Frankreich) S. 38 ff.;. Heft V 
England) S, 16 ff.; Heft VI (Italien) S. 12 ff.; zu vergl. auch Heft VII S. 29 ff. —^ 
ist auch in solchen Länderi^ die Zahl der Unfälle im Steigen begriffen. Die 
Ursache ftir diese Erscheinung ist mithin in anderen Umstanden (^nahme der 

] Gefiihrlichkeit der Betriebe, Aufschwung der Industrie, gesteigerte Beschflftigung 
ungelernter Arbeiter, häufigere Anmeldung auch kleinerer UnßlUe etc.) zu suchen. 

b. Auf Seiten des Arbeiters ist es selbstverständlich und in der mensch- 
lichen Natur begründet, dafs er sich nach Möglichkeit vor Krankheit, Schmerzen^ 
Unfällen hütet, auch wenn er dabei an das Wohl seiner Familie nicht denken 
Nolltc. Wenn Ausnahmen vorkommen sollten, so sind dies doch so vereinzelte^ 
Jafs sie eine besondere Beachtung gegenüber der Regel nicht verdienen. Es ma^ 
ferner vorkommen, dafs der eine oder der andere Arbeiter sich bei der Arbeit 
weniger vorsieht in dem Gedanken , dafs ftlr ihn und seine Angehörigen im 
Falle eines Unglücks gesorgt ist. Dieser Umstand ist aber nicht gegen die 
Zwangsversicherung zu venverthen. Mit demselben Grunde könnte man auch 
eine crAveiterte Haftpflicht — wonach der Unternehmer auch ftir den Zufall 
haftet — und eine freiwillige Versicherung der Arbeiter bei privaten Versicherung^* 
anstalten bekämpfen. Denn auch hier erhült der Verletzte den Schaden ersetzt^ 
wenn ihm ein Unfall zustöfst, mag auch hier in gewissem Umfange dem Selbst- 
verschulden eine gröfsere Bedeutung beigelegt werden, als dies bei der Zwangs- 
vepiicherung geschieht 

Auf der anderen Seite wird der Arbeiter aber wieder zur Vorsicht gemahnt 
in dem Gedanken, dafs die Arbeiten'ersicherung in Folge der Vorschriften über 
die Wartezeit sowie über die Höhe der Leitungen nicht den vollen Ersatz der 
Einbufse an Arbeitsfähigkeit bietet. Durch diese Vorschrift wird der Arbeiter in 
wirksamer Weise an der Unfallverhütung interessirt, denn dadurch, dafs er einen 
erheblichen Theil des Unfallschadens selbst zu* tragen hat, ist er im wirthschaft« 
liehen^ Sinne insoweit Selbstversicherer. 

c. Der Leichtsinnigkeit und Gleichgültigkeit der Unternehmer wird wirksam 
begegnet : 
v) durch die Vorschriften in den SS* 95 — 97 <les Unfallversicheningsgesetzes 

iSS- 1 16--1 18 des L. U. V. G., S* 49 Abs, a des B. U. V, G. und SS* 109—1 1 1 
des S. U. V. G.), wonach ihnen in den Ffillen der vorslltzlichen und der fahr- 
lässigen Herbeiführung von Unfifllen erhebliche Vermögensnachtheile drohen; 
3) durch die Unfallverhütungsvorschriften und die Bestrafung ihrer Ueberlretung; 
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durch die Vorschrift des $, 38 Abs. 5 des Unfallvcrsichcningsgesetzes (S* }l 
Abs. 5 des L. U. V. G., S« i3 Abs. 1 des B. U.V. G. und S*39 dt% S.ul \^ 
V. GJ, nach welcher nachlfissigen Unternehmern Zuschlüge xu ihren Bei- 
trügen auferlegt w*erden können; 
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41) Jurch die fortwährende Kontrole der Betriebe seitens der staatlichen Gewerbe- 
aufsichtsbearoten und der »Beauftragten« der Berufsgenossenschaften. Dazu 
kommt, dafs im Grofsen und Ganzen die Unternehmer in Deutschland in 
Folge ihres eigenen Ehrgefühls danach streben, in ihren Betrieben die Unfall^ 
gcfahr nach Möglichkeit zu mindern. Aufserdem spricht gerade für das 
erhöhte Verantwortlichkeitsgefühl der Unternehmer, dafs diese in ihrer Zu- 
sammenfassung als Berufsgenossenschaften thatslfchlich durch Einführung einer 
geordneten Unfallverhütung und der rechtzeitigen Uebemahme einer metho- 
dischen Krankenbehandlung die Zahl und Schwere der Unfiille zu mindern 
bestrebt sind, und — wie die Statistik ergicbt — dieses Ziel auch erreichen; 

«) endlich ist nicht zu vergessen, dafs die Gleichgültigkeit der Unternehmer unJ 
die damit verbundene Erhöhung der Unfallgefahr auch auf die Höhe der 
Beitrage, welche die Unternehmer allein zu zahlen haben, einen wesentlichen 
ungünstigen Einflufs haben würde. Schon um dieses zu verhüten, werden 
die Unternehmer nicht unterlassen, nach Möglichkeit für gute Betriebs- 
einrichtungen etc. zu sorgen. 

4. Weiter wird gegen die neue Gesetzgebung die wac^hsende Zahl von 
Recht&streitigkeiten ins Feld geführt. Ganz mit Unrecht. Dafs gegenüKT 
dem früheren Rechtszustand eine Steigerung der Rechtsstreitigkeiten eingetreten 
ist, ist nicht verwunderlich, da unter der Herrschaft des alten Rechts nur in 
verhflitnifsmflfsig seltenen Füllen Oberhaupt ein Anspruch bestand, eine grof^c 
Zahl von Rechtsstreitigkeiten also von vornherein ausgeschlossen war. Nach der 
Deutschen Unfallstatistik vom Jahre 1 897 würden mindestens 80 Prozent aller Bc- 
triebsunfillte unter der Herrschaft des alten Rechts unentschüdigt bleiben. Duh 
die Zahl der Rechtsstreitigkeiten im Verhtfitnifs zu dem Umfange der jetzt K*- 
stehenden Ansprüche eine Obermflfsige sei, kann — trotz der Kostenfreiheit dc^ 
Verfahrens — nicht behauptet werden. Denn nach einer Zusanunenstellung, die 
sich über die Jahre 1886 — 1899 erstreckt (zu vergl. Geschäftsbericht des Reiche- 
Versicherung^mts für das Jahr 1 899), werden von genossenschaftlichen Bescheiden 
{im Jahre 1899 waren dies überhaupt 312633) im Durchschnitt nur etwa 
^3 Prozent durch Berufung und von den rekursfflhigen Schiedsgerichtsurtheikn 
«twa nur 38 Prozent durch Rekurs angefochten. 

5. Sodann wird von den Gegnern auf die Verwaltungskosten hin- 
gewiesen und betont, dafs diese aufsergewöhnlich hoch seien. Auch diese Be- 
hauptung ist nicht zutreffend. Es ist festgestellt, dafs die Deutsche UnfjM 
irersicherung etwa dreimal so billig arbeitet, wie die Privat -Versicherungsgesell- 
jchafien, obwohl die Veni-altungskosten der Berufsgenossenschaften auch du* 
Kosten des Streitverfahrens in erster und zweiter Instanz, die Kosten der Unfall- 
'verhOtung und Ueberwachung der Betriebe umfassen, also Kosten, mit welchen 
private VersicheningsgcscHschafien nicht zu rechnen haben. Es leuchtet die> 
ohne Weiteres ein, wenn nun erwfigt, dafs bei einer staatlichen Zwangsversiche- 
nin'g die hohen Anwerbekosten und der Untemehmergewinn, mit welchem d><r 
privaten Gesellschaften rechnen müssen, wegfallen (zu vergl. Dr. Zacher, ii><: 
Arbeiter -Versicherung im Auslande, Heft IV S. 41 Anm. 3, Heft VI! S. 35. 
Heft Xn S. 37 und die dort angegebenen statistischen Nachweisungen). 

6. Man macht endlich gegen den Versicheningszwang geltend, dafs er demn- 
ralisirend auf die Arbeiter wirke« indem diese mit unerlaubten Mitteln danavh 
streben, sich in den Genufs einer Rente zu setzen. In dieser Beziehung müs^^^n 
— was hflufig nicht geschieht — alle diejenigen Fvlle ausgeschieden werden, n^ 
welchen von den Versicherten unbeabsichtigt die Höhe des Schadens QbertrieKn 
wird. Dieser Hang zur Uebertreibung ist in der menschlichen Natur begrüntet 
und zeigt sich auch, wenn Vemiögensvortheile nicht im Spiele sind. F a ^ 
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wirklicher Simulation kommen vor, sie sind aber sehr selten und werden in def 
Regel im Streitverfahren mit Htllfe der ärztlichen Sachverständigen aufgedeckt. 
Diese vereinzelten Fülle rechtfertigen es indessen nicht, im Allgemeinen von 
einem demoralisirenden Einflufs der Arbeiterversicheningsgesetze zu sprechen. 
Die Gewährung von Rechten schliefst naturgemfifs die Möglichkeit des Mtis- 
brauchcs in sich. Dies gilt nicht nur, wenn es sich um Rechte der Arbeiter 
handelt. Wenn man behufs Beseitigung jedes Mifsbrauches die ganze Einrichtung 
beseitigen möchte, so schiefst man Ober das Ziel hinaus. 

Eine demoralisirende Wirkung des Versichcrungszwanges wird auch darin 
erblickt, dafs er dem Triebe des Arbeiters zur vemQnftigen Selbsthülfe, welche 
ihm anerzogen werden mflsse, entgegenwirke. Aber gerade das Gegentheil ist 
der Fall. Durch die Mitwirkung der Arbeiter bei der Durchführung der Ver- 
sicherung werden diese zur ordnungsmdfsigen Ver%valtung derjenigen Angelegen- 
heiten, welche mit ihrer und ihrer Angehörigen Existenz in nächster Ver- 
bindung stehen, eingehender beschäftigt, und sie lernen hierdurch, für die 
I Zukunft und für die Wechselfillle des I^bens, denen sie unter%vorfen sind, zu 
sorgen. 

Es ist leicht zu sagen, der jugendliche Arbeiter, der in der Regel einen 
hohen Verdienst hat, müsse rechtzeitig für die Zeiten der Noth und des Alters 
sparen; es ist aber ein schwerer Irrthum, wenn man annimmt, dafs ein solcher 
Sparsinn der breiten Masse der Arbeiter — um die es sich handelt — leicht 
anerzogen werden könne. Andererseits darf auch nicht übersehen werden, dafs 
in sehr vielen Fällen — bei vorzeitigem Eintritt der Enverbsunf^higkeit — der 
Arbeiter gar nicht im Stande ist, den Anforderungen, die man an seinen Spar- 
sinn stellt, zu genügen» 

Nach allen diesen Er%vagungen mufs als Ergebnifs festgestellt werden, dafs 
die einzige befriedigende Lösung einer Arbeiterversicherung im 
i^rofsen Stile in der Durchführung des Zwangsprinzips zu er- 
blicken ist. 



4. Das Verhältnifs der Arbeiterversicherung zur 

Privatversicherung. _ 

I. Die auf Versicherungsverträgen beruhenden Ansprüche der Versicherten 
i;et;en private Versicherungsgesellschaften oder Anstalten sind durch die Arbeiter- 
versicherungsgesetze im Allgemeinen unberührt geblieben. Beide Ansprüche be- ' 
stehen also grundsätzlich neben einander. Jedoch gelten folgende abweichende 
Vorschrificn: 

II. Krankenversicherung. 

Kassenmitgliedem , welche gleichzeitig anderweitig gegen Krankheit versichert « 
«ind — nicht nur bei einer^ freien Hülfskasse, sondern auch bei einer sonstigen 
^'ersicherungsgesellschafi — , ist das Krankengeld soweit zu kürzen, als dasselbe 
Hisammen mit dem aus anderweitiger Versicherung bezogenen Krankengelde den 
'ollen Betrag ihres durchschnittlichen Tagelohnes übersteigen würde ($$• 26«^ 
H* 73 Abs. 3 und 73 des JC.V. G^. Die Doppelversicherung ist mithin 
nicht verboten, das Gesetz hat nur Sorge dafür getragen, dafs mit der Doppel- 
Versicherung kein Mifsbrauch •getriel>en werde. Die Doppelversicherung hat, so- 
weit sie sich als Ueberversichcrung darstellt, eine Kürzung des gesetzlichen 
Krankengeldes im Gefolge. Zur Erleichterung des Nachweises der Ueber- v 

>erNichcrung kann durch Statut vorgeschrieben werden, dafs die Kassenmitglieder 
H-rpflichtct sind, andere von ihnen eingegangene Versicherungsverhtfltnisse, aus 
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welchen ihnen Ansprüche auf Krankenunterstützung zustehen, sofern sie zur Zeil 
«le» EintritU in die Kasse bereits bestanden, binnen einer Woche nach dem 
Eintritt, sofern sie splitcr abgeschlossen werden, binnen einer Woche nach dem 
Abschlüsse, dem Kassenvorstande anzuzeigen. 

Die Uebertretung dieser Vorschrift darf mit Ordnungsstrafen bis zu 
zwanzig Mark geahndet werden. Durch das Kassenstatut kann die Vorschrift 
Ober die Kürzung ganz oder theilweise ausgeschlossen werden (SS* 26 a, 64, 72 
Abs. 3 und 73 des K.V. G.). 

in. Unfallversicherung. 

Das Unfallversicherungsgesetz cnthült folgende bemerkenswerthe Vorschriften, 
welche für . das Ausland im Falle der Einführung einer der Deutschen ent- 
^sprechenden Arbeitenersicherungs-Gcsetzgebung von erheblicher praktischer Bc> 
deutung sind: »Die Rechte und Pflichten aus Versicherungsvertrügen, welche von 
Unternehmern der unter S* > fallenden Betriebe oder von den in denselben bc- 
.schuftigten versicherten Personen gegen die Folgen der in diesem Gesetze be- 
zeichneten Unfillle mit Versicherungsanstalten abgeschlossen sind, gehen nach 
dem Inkraftreten dieses Gesetzes auf die Berufsgenossenschaft, welcher der Betrieb 
angehört, über, wenn die Versicherungsnehmer dieses bei dem Vorstande der 
Genossenschaft beantragen. Die der Genossenschaft hieraus erwachsenden 
Zahlungsverbindlichkeitcn werden durch Umlage auf die Mitglieder derselben 
gedeckt« (S. 100 a. a. O.)« 

Diese Vorschrift gilt auch für das Gebiet des Ausdehnungsgesetzes (SS- 1 u. 3' 
und des Bau -Unfallversicherungsgesetzes (C. 49 Abs. a). Das land- und forst- 
wirthschaftliche Unfallversicherungsgesetz enthüll entsprechende Vorschriften nicht. 
Das See - Unfall Versicherungsgesetz dagegen schreibt im S« 114 Folgendes vor: 
•Versicherungsvertrüge, welche von Unternehmern der unter $. 1 fallenden 
Betriebe oder von den in solchen beschäftigten Personen gegen die Folgen der 
in diesem Gesetze bezeichneten Unfillle mit Versicherungsanstalten abgeschlossen 
Mnd, können- sowohl von den Versicherten als von den Versicherungsanstalten 
mit der Wirkung gekündigt werden, dafs sie nach Ablauf eines Monats von dem 
Tage der Zustellung der Kündigung ab erlöschen. 

Die aus solchen Versicherungsverträgen über den Zeitpunkt des Erlöschens 
hinaus vorausbezahlten Prämien hat die Versicherungsanstalt antheilig zurückzu- 
erstatten. Dieselbe ist jedoch berechtigt, für bereits aufgewendete Verwaltun^^ 
kosten den zu erstattenden Betrag um zwanzig Prozent zu kürzen, sofern nicht 
die Kündigung von ihr ausgegangen war. 

Soweit derartige Versicherungsvertrage nicht gekündigt werden, geht der 
Anspruch auf die fortan falligen Versicherungsbetriige sowie die Verbindlichkeit 
zur Entrichtung der fortan fälligen Prämien und Venvaltungskosten auf die 
Berufsgcnosi&enschafk über, wenn der Versicherungsnehmer dies bei dem Vorstände 
der Genossenschaft beantragt. Die der Genossenschaft hieraus er^vachsendcn 
Zahlungsverbindlichkeiten werden durch Umlage auf die Mitglieder der Genossen- 
schaft gedeckt. Das in den Absätzen 1 und a vorgesehene Kündigung^recht 
Meht mit den daselbst bezeichrurten Wirkungen auch der Bcrufsgenossenschatt 
zu, sofern die vorstehend bezeichneten Rechte und Pflichten auf sie über- 
gegangen sind«. 

IV. Invalidenversicherang. 

Das Invalidenversicherungsgesctz enthält Sonderxorschriftcn über die hier ii) 
Betracht kommende Frage nicht 
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5. Selbstverwaltung und staatliche Verwaltung. 

1. Wie bereits in der Kaiserlichen Botschaft vom 17. November 1881 her- 
\orgchoben ist, handelt es sich bei der Deutschen Arbeiter\'crsicherung um die 
i.üsiing von Aufgaben, »denen die Staatsgewalt allein nicht gewachsen sein 
würde«. Daher finden wir auf diesem Gebiete in weitem Umfange die Selbst- 
verwaltung der Betheiligten. Die Betheiligten — das sind die Arbeitgeber 
rnicmchmcr) einerseits und die versicherten Arbeitnehmer andererseits — sind 
vla/u berufen, mitthatig theilzunehmen an der Verwaltung auf diesem Gebiete. 
Die Deutsche Organisation der Arbeiter\'ersicherung wird von zahlreichen ehren- 
amtlichen Organen mit anerkennenswerthem Gemeinsinne getragen. 

Die Selbstverwaltung kommt im Grofsen und Ganzen zum Ausdruck: 

1. dadurch, dafs besondere sozialpolitische Verbünde geschaffen worden sind, 
welche die Angelegenheiten der Arbeiterversicherung als eigene Angelegenheiten 
besorgen; 

2. dadurch, dafs Vertreter der Betheiligten mit einem oder mehreren öffentlichen 
Berufsbeamten vereinigt eine Behörde bilden, welche zur Erledigung gewisser 
Geschiffte der Arbeiter\'ersicherung berufen sind. 

H. Die Selbstverwaltung durch besondere genossenschaftliche Verbände tritt 
besonders in die Erscheinung auf den Gebieten der Kranken- und der Unfall- 
versicherung. Hier sind die organisirten Krankenkassen (insbesondere Orts- 
Krankenkassen) und die Berufsgenossenschaften her\'orzuhebcn, welche — unter 
>taatlichcr Aufsicht — in weitem Umfange die ihnen flberwiescnen Angelegen- 
heiten selbständig verxyalten. Auf dem Gebiete der land- und forstwirthschaft- 
lichen Unfallversicherung kann die Venvaltung der Genossenschaft, soweit sie den 
Vorstünden zustehen würde, ganz oder zum Theil an Organe der allgemeinen 
Selbstverwaltung übertragen werden. Soweit eine solche Uebertragung stattfindet, 
gehen die Befugnisse und Obliegenheiten der» Organe der Benifsgenössenschaften 
auf die betreffenden Organe der Selbstverwaltung über. 

Die Krankenkassen, Berufsgenossenschaften und Versicherungsanstalten sind 
keine vom Staate geleiteten Anstalten mit bUreaukratischem Gepräge, sondern 
Nelbstandige, vom Staate bezw. Reiche lediglich überwachte soziale Gebilde mit 
vj>rwiegendem Selbstverwaltungscharakter. 

in. Die zweite Form der Selbstverwaltung — ^ Zusammensetzung einer Be- 
hörde aus Vertretern der Regierung und der Betheiligten') — findet sich 
namentlich bei den Versicherungsanstalten des Invaliden Versicherungsgesetzes 
CZ' 74 Abs. 2 u. 76 Abs. I a. a. O.), bei den unteren Venvultungsbehörden, so- 
weit es sich um die Verhandlung über die von diesen abzugebenden Gutachten 
handelt (C. 59 a. a. O.), bei den Rcntenstellen (SS- 79 — 86 a. a. O.), bei den 
Schiedsgerichten der Unfall- und der Invalidenversicherung und bei dem Reichs- 
Versicherungsamt (Landes - Versicherungsifmtem). Die Heranziehung der Be- 
theiligten — der Arbeitgeber und Arbeitnehmer — erfolgt auf diesem Gebiete 
in gleichem Mafse. Keine Klasse der Betheiligten wird der anderen vorgezogen. 

IV. Aus dieser Form der Durchführung der Arbeiter%'ersicherungsgesetze in 
Deutschland ergiebt sich, dafs der Vorwurf des »BOreaukratismus«, welcher von 
manchen Seiten im Auslande gegen die Deutschen Einrichtungen erhoben wird, 
iUirchaus ungerechtfertigt ist. Die Durchführung solcher Versicherungsgesetze, 
\velche auf den Versicherungszwang verzichten — wie z. B. das Französische 



') Ueber die Betheiligung der Arbeiter an der VenM'altung und Rechuprechung Im 
Besonderen zu vergl. das Nähere S. 64 (Untcrabsehmit ^ 
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Unfallversichcningsgesetz vom 9. April 1898 — ^ ist wegen der grofsen Anzal 
der verschiedensten staatlichen Mafsnahmen und Kontrolen, welche erforderlic 
werden, sicherlich nicht einfacher als die bcrufsgcnossenschaftliche Selbstvenvaltur 
in Deutschland. 



6. Die Betheiligung der Versicherten an der Verwaltung 

und Rechtsprechung. 

I. Eine der wichtigsten Grundlagen der Deutschen Arbeiterversicherung i 
die Mitbetheiligung der Versicherten an der Verwaltung und Rechtsprechun) 
Es ist dadurch, wie sich die Begründung zum Unfallvcrsicherungsgcsetz (DrucÜ 
Sachen des Reichstags 1884 Nr. 4, Sten. Ber. 5. Legislatur- Periode IV. Sessio 
Bd. III. S. 80) ausdrückt, den Arbeitern eine sie »zur positiven Mitarbeit an gi 
mvinnützigen Aufgaben erziehende Sclbstver^valtungsthlltigkeit« erOf&iet wordci 
Die Vorzüge dieses Systems liegen auf der Hand: 

I . Die Güte der Rechtsprechung gewinnt entschieden durch die Mitwirkun 
solcher Personen, welche den Verhifitnissen nahe stehen und somit ein sacl^ 
verständiges Urtheil haben. 

3. Es wird dadurch bei den Arbeitern ein gröfscres Interesse fllr die / 
ihren Gunsten gCNchaflenen staatlichen Einrichtungen geweckt. 

3. Die Arbeiter erlangen das Bewufst&ein der Verantwortlichkeit für iht 
Thfltigkeit in der Verwaltung und Rechtsprechung, sie lernen objektiv urtheilci 

4« Das Mifstrauen der Arbeiter gegen die Ver^valtung und Rechtsprechun 
auf dem Gebiete der Arbeiter\'ersichening schwindet. 

5. Die Arbeiter lernen die Schwierigkeiten würdigen, welche hilufig i 
Verwaltung und Rechtsprechung entstehen, sie werden daher auch nachsichtig^ 
in der BeurUieilung von Müngeln, die sich herausstellen. 

6. Das Nebeneinandenvirken von Arbeitgebern und Arbeitnehmern ni 
gleichen Rechten und Pflichten trflgt aufserordentlich zur Versöhnung der soziale 
Gegensätze bei. Durch die gegenseitige freie Aussprache >vird mancheir Streit 
punkt geschlichtet. 

II. Auf dem Gebiete der Krankenversicherung nimmt die TheiSnahiii 
der Ver^icherten an der Venvaltung einen breiten Raum ein. 

I. Der Vorstand der Orts -Krankenkasse, der die laufende VerAvaltung tllhi 
(C* 33 «Ics K. V. G), besteht — abgesehen von der den Arbeitgebern na«. 
S« 38 a. a. O. zustehenden Vertretung — aus den Versicherten, welche an 
der Mftte der Kassenmitglieder gewühlt werden (Z. 34). Das Amt als Vor 
Standsmitglied ist ein Ehrenamt und unentgeltlich zu venvalten, sofern n\d 
durch das Statut eine Entschädigung Ar Zeitverlust und entgangenen Arbeit' 
verdienst bestimmt wird ($. 34a). 

Auch die Generalversammlung besteht entweder aus sflmmtlichen Versicherte 
oder aus ihrer Mitte gewühlten Vertretern. Auch weibliche Versicherte sind hii 
stimmberechtigt ^S« 37)* Die Generalveruimmlung hat die wichtigsten GeschJti 
der Verwaltung zu erledigen ($. 36). 

Die Arbeitgeber, welche an den Lasten der Krankenversicherung theil 
nehmen, können scibstverstilndlich von der Verwaltung nicht ausgeschlos^' 
werden. Ihnen Ist ein Anspruch auf Vertretung im Vorstande und in di 
Generalversammlung ge^-flhrt. Die Vertretung ist nach dem Verhiltnifs der v<> 
den Arbeitgebern aus eigenen Mitteln zu zahlenden Beitrige zu der Gesamnii 
summe der Beitrage zu bemessen. Mehr als ein Drittel der Stimmen darf de 
Arbeitgebern aber weder in der Generalversammlung noch in dem Vorstan«! 
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eingeräumt werden. Dies Verhältnifs entspricht. dem auf sie gesetzlich entfallenden 
Bnichtheile der Beiträge (S. 38). 

2. Die unter 1 aufgeführten Vorschriften gelten auch für die Betriebs- und 
Ball-Krankenkassen. Nur ist hier zugelassen, dafs durch das Kassenstatut dem 
Bclriebsunternehmer oder einem Vertreter desselben der Vorsitz im Vorstande 
und in der Generalversammlung übertragen werden kann (SS- 64 und 73). 

III. Auf dem Gebiete der Unfallversicherung liegt allerdings der Schwer- 
punkt der Ver\valtung.in den Händen der Unternehmer. Der Grund hierfür Ist 
Jarin zu suchen, dafs — abgesehen von den Beiträgen der Versicherten während 
der ersteh dreizehn Wochen nach dem Unfälle, während welcher auch bei Un- 
fällen die Krankenversicherung einzutreten hat — die gesammten Lasten der 
Versicherung auf den Schultern der Unternehmer liegen. Doch ist auch hier den 
Versicherten auf einigen Gebieten der Verwaltung, und in weitem Umfange in 
iier Rechtsprechung eine Mitbctheiligung eingeräumt. 

1. Die Versicherten sind nicht Mitglieder der Benifsgenossenschaften und 
daher von der Mitwirkung im Vorstande und in der Generalversammlung aus- 
geschlossen. Nur die Knappschafts -Berufsgenossenschaft kann durch Statut be- 
slimnien, dafs »Knappschaftsälteste stimmberechtigte Mitglieder des Genossenschafts- 
vorstandes oder, sofern die Knappschafts -Berufsgenossenschaft in Sektionen ge- 
theih ist, der Sektionsvorstände sind« (S. 94 Abs. 3c des U.V. G.}. 

2. Eine weitere Betheiligung der Versicherten findet statt bei der Begutachtung 
und Beschlufsfassung über die Unfallverhütungsvorschriften. Die Versicherten 
haben hierbei volles Stimmrecht (SS* 41 9 78, 79, u. 81 des U. V.O., SS« > u. 3 
des A. G., S* 35 ^^ B. U* V. G. u. SS- 48, 90 u. 91 des S. U. V. G.). Auf dem 
Gebiete des Ausdehnungsgesetzes ist, soweit das Reich oder ein Bundesstaat an die 
Stelle der Berufsgenossenschaft tritt, für die Unfallverhütungsvorschriften nur eine Be- 
rathung und gutachtliche Aeufserung von mindestens drei Arbeitervertretem 
erforderlich, und auch hier nur dann, wenn die Vorschriften Straf bestimmungen 
enthalten sollen (S. 9 des A. G.). Auf dem Gebiete der land- und forstwirth- 
schaftlichen Unfallversicherung findet eine Betheiligung der Arbeiter an den 
ünfallverhütungsvorschriften überhaupt nicht statt, weil sich diese Vorschriften 
hier nur gegen die Unternehmer, nicht auch gegen die Arbeiter, richten dürfen 
(S. 87 des L. U. V. G.). 

3. Den Arbeitern ist femer die Betheiligung an den Unfalluntersuchungs- 
Verhandlungen zugestanden. Diese Verhandlungen sind insofern von grofser 
Bedeutung, als sie die Grundlage für das Entschädigungsverfahren bilden. Die 
Mitwirkung der Arbeiter erfolgt durch je einen Bevollmächtigten und zwei Ersatz- 
männer, welche — unter Ausschlufs der Arbeitgebervertreter — von den 
Krankenkassen und Knappschaftskassen aus der Zahl der Kassenmitglieder gewählt 
werden. Dem Bevollmächtigten, der an den Unfalluntersuchungen theilgenommen 
hat, wird für den entgangenen Arbeitsverdienst Ersatz geleistet (SS- 45* 54 — 56 
des U.V. G., SS. I u. 3 des A. G., SS- 58—61 des L. U. V. G., $. 37 Abs. 1 des 
B. U. V. G., zu vergl. auch $. 62 des S. U. V. G.). 

4. Vertreter der Versicherten wirken femer bei wichtigen Verwaltungs- 
angelegenheiten des Reichs -Versicherungsamts mit. Dies gilt insbesondere für 
Jic im S. 90 des U.V. G (S. 98 des L. U.V. G., %. 100 des S. U.V. G.) aufgeführten 
Angelegenheiten, z. B. für die Genehmigung von Ünfallverhütungsvorschriften 
(zu vergl. S* 2 der Kaiserlichen Verordnung über das Verfahren vor dem Reichs- 
Vcrsicherungsamt vom 5. August 1885, in der Fassung vom 13. November 1887). 

5. Der wichtigste Theil der Mitwirkung der Versicherten besteht in der 
Antheilnahme an der Rechtsprechung in dem Verfahixsn vor den Schiedsgerichten 
und vor dem Reichs -Versicherungsamt. Bei allen Entscheidungen des Scbieds- 
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gerkbts und des Reichs -Versicherungsamts in der Rekursinstanz haben Vertrete 
der Versicherten mit gleichen Rechten und Pflichten wie die anderen Gerichüs 
mitglieder mitzuwirken. Die Zahl der bei diesen Entscheidungen mitwirkendei 
Vertreter der Versicherten ist die gleiche, wie die der Arbeitgeber. Di 
Beisitzer des Schiedsgerichts und die nichtständigen Mitglieder des Reichs -Ver 
sicherungsamts Oben einen sehr erheblichen Einflufs auf die Rechtsprechung ii 
Unfallvemcherungsstreitigkeiten aus. Was von dem Reichs -Versicherungsani 
gesagt ist, gilt in gleicher Weise für die Landes -Versicherungsfimter. 

IV. Auf dem Gebiete der Invalidenversicherung ist eine Betheiiigunj 
der Arbeiter an der Verwaltung und Rechtsprechung in ausgedehntem Mafs 
vorgcMfhen. Der Grund hierfür liegt in dem Umstände, dafs die Arbeiter zi 
den Lasten der Versicherung mit herangezogen werden. Die Mitwirkung de 
Versicherten findet in folgenden Beziehungen statt: 

I. FOr den Bezirk jeder unteren Verwaltungsbehörde werden Vertrete 
der Arbeitgeber und der Versicherten gewählt. Die Zahl dieser Vertreter betrfi|{ 
mindestens je vier. Die Anzahl mufs auf beiden Seiten gleich sein (SS- 6i u. 8' 
des I. V. G.). Die Vertreter der Versicherten wirken in den mündlichen Ver 
handlungen vor den unteren Verwaltungsbehörden mit. Eine mündliche Ver 
handlung ist vorgeschrieben, wenn die untere Verwaltungsbehörde der Ansich 
u^t, dafs ihr Gutachten zu Ungunsten des Versicherten — d. i. gegen die Ge 
wührung einer Rente oder für die Entziehung der Invalidenrente — abzugcbci 
»ci. In diesem Falle sind vor Abgabe des Gutachtens die in Betracht kommendci 
Fragen unter Zuziehung je eines Vertreters der Arbeitgeber und der Versichcrtci 
in mündlicher Verhandlung zu erörtern (S. 59 Abs. 1). 

Der Vorstand der Versicherungsanstalt ist berechtigt, auch in anderen Fallet 
das Gutachten der unteren Verwaltungsbehörde in der bezeichneten Form zi 
verlangen (S- 59 Abs. 3). 

3. Die Versicherten haben femer ihre Vertretung im Vorstande der Ver 
Sicherungsanstalt. Neben den beamteten Mitgliedern müssen dem Anstalt^ 
vorstände Vertreter der Arbeitgeber und der Versicherten angehören (S* 7- 
Abs. 3). Die Zahl dieser Vertreter hat das Statut zu bestimmen (S. 70 Z. 1 ] 
Die Wahl erfolgt durch den Ausschufs (S*7i Z. 1). 

3. Auch im Ausschufs der Versicherungsanstalten sind die Versicherten ver 
treten. Der Ausschufs besteht aus mindestens je fünf Vertretern der Arbeitgebc 
und der Versicherten (S- 76 Abs. i). Jeder Vertreter hat mindestens einen erstci 
und einen zweiten Ersatzmann (S* 77 Abs. a). 

4. Vertreter der Versicherten sind femer als Beisitzer der Rentenstellci 
thitig. Die Zahl dieser Beisitzer betrflgt, solange nicht durch die Versicherungs 
anstatt eine gröfsere Zahl bestimmt ist, aus der Klasse der Arbeitgeber und de 
Versicherten je vier (SS* 8 t u. Sa). 

Auf die Zuziehung je eines Vertreters der Arbeitgeber und der Versichertet 
bei Erstattung von Gutachten finden die unter 1. bezeichneten GrundsHtze übe 
roOndlicbe Verhandlung entsprechende Anwendung. Ist der Rentenstelle genial 
S. 86 des Invalidenversichemngsgeset/es die Befugnifs der Entscheidung ein 
geräumt, so erfolgt diese nach Stimmenmehrheit in der Besetzung von drei Mit 
gliedern, unter denen sich aufser dem Vorsitzenden ie ein Vertreter der Arbeitgebe 
und der Versicherten befinden mufs« wenn nach Ansicht des Vorsitzenden di 
Versagung einer beantragten Rente oder die Gewihrung eines geringeren als de 
beantragten Rentenbetrages oder die Entziehung einer Invalidenrente in Frage stcli 
(S. 139 Abt. 3). 

5. Auch in den Schiedsgerichten wirken Vertreter der Versicherten als Bei 
sitier mit. Die Zahl der Schtedsgericbtsbetsitzer wird durch das Statut bestimmi 
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sie inufs aus der Klasse der Arbeitgeber und der Versicherten mindestens je vier 
betragen ($. 70 Z. 5). 

6. Endlich mangelt es den Versicherten auch nicht an dem erforderlichen 
Kinflufs in der Zentralinstanz. Als Vertreter der Arbeitgeber und der Ver- 
sicherten gelten auch Air den Bereich des Invalidenversicherungsgesetzes die 
auf Grund der Unfallversicherungsgesetze zu nichtständigen Mitgliedern des 
Reichs -Versicherungsamts gewühlten Vertreter der Bctriebsuntemehmer und der 
Arbeiter, ohne Beschränkung auf die Angelegenheiten ihres besonderen Beniis- 
/weiges (§. 1 1 o Abs. 3}. Das Gleiche gilt (Ür die Landes -Versicherungsfimter 
(;. 1 1 1 Abs. !)► 

7. Die Garantieen für die Ansprüche der Versicherten. 

I. Die Träger der Arbeitcrversichcrung sind im Allgemeinen so gestaltet, 
Jafs sie dauernd im Stande sind, ihren Verpflichtungen nachzukommen. Der 
Fall, dafs ein Versicherungsträger zahlungsunfähig werden könnte, ist sehr fern- 
liegend. Nichtsdestoweniger durfte der Gesetzgeber im Interesse der Beruhigung 
vier Anwärter und Berechtigten nicht darauf verzichten, noch weitere Bestimmungen 
darüber zu treffen, wer die Garantie daftir zu übernehmen hat, wenn wirklich 
einmal 2^hlungsschwierigkeiten oder eine Zahlungsunfähigkeit eines Versicherungs- 
trügers eintreten sollte (sog. Supergarantie). 

II. Auf dem Gebiete der Krankenversicherung sind derartige Vor- 
schriften im Allgemeinen nicht so sehr nothwendig, weil es sich hier um An- 
sprüche handelt, welche kurzzeitige Unterstützungen zum Gegenstande haben. 
Die bei Auflösung oder Schliefsung einer Krankenkasse noch laufenden Unter- 
stützungen können in der Regel aus dem vorhandenen Vermögen gedeckt werden 
'^, 47 Abs. 5 des K. V. G). Aber trotzdem fehlt es auch hier nicht an Be- 
stimmungen, welche eine weitere Sicherung der Berechtigten bezwecken. Bei den 
Fabrik- und Bau -Krankenkassen findet sich eine Verpflichtung der Betriebsunter- 
nehmer bezw. Bauherren zur Uebernahme der Garantie. Das Gesetz bestimmt: 
)>Sind die zur Deckung erforderlichen Mittel nicht vorhanden, so sind die letzteren 
vor Schliefsung oder Auflösung der Kasse aufzubringen. Die Haßung für die- 
selben liegt dem Betriebsuntemehmer ob« ($. 68 Abs. 5, §• 72 Abs. 3). Aufserdem 
i^t hier auf die Zuschufspflicht der Bctriebsuntemehmer und Bauherren hinzu- 
weisen (SS- 63 Abs 2, 72 Abs. 3). Bei den Innungs- Krankenkassen haftet die 
Innung (5. 73 Abs. i). Bei der Gemeinde -Krankenversicherung sind VorschUsse 
der Gemeinden zu leisten, welche ihr demnächst wieder erstattet werden und, 
wenn dies nicht möglich ist, dauernd auf ihr lasten bleiben ($• 9 Abs. 4). 

III. Auf dem Gebiete der Unfallversicherung besteht eine Garantie des 
Reichs und der Staaten. Berufsgenossenschaften, welche zur Erfüllung ihrer Ver- 
pflichtungen leistungsunfilhig werden, können aufgelöst werden. Mit der Auf- 
lösung der Genossenschaft gehen ihre Verpflichtungen auf das Reich, bei den 
vier Aufsicht eines Landes -Versicherungsamts unterstellten Berufsgenossenschaften 
;iiif den betreffenden Bundesstaat aber (SS- 33* 92 Abs. 4 des U. V. G., $$• 14, 101 
Abs. 5, 113 des L. U. V. G., S-. i a Abs. i des B. U. V. G., $• 4» des S. U. V. G.). 
Haben Bundesstaaten gemJffs S«i>4 <les L. U. V. G. ihr Gebiet oder TheQe 
ilesselben der Berufsgenossenschaft eines anderen Bundesstaates angeschlossen, so 
regelt sich im Falle der Auflösung wegen Leistungsunfthigkeit der Uebergang 
vier Verpflichtungen auf die betheiligten Bundesstaaten nach dem Mafsstabe der 
iin letzten Rechnungsjahre gezahlten Beiträge ($. ii4Abft. 1 des L.U.V.G.). 
ßic Garantie des Reichs oder Staates ist nicht — wie in Frankreich — auf dk 
schwereren Falle, d. h. wenn der Unfall den Tod oder eine dauernde Erwerba- 

5* 
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Unfähigkeit zur Folge hat, beschränkt, die Haftung erfolgt auch nicht vermittelsi 
eines besonderen Fonds, wie dies ebenfalls in Frankreich (Art. 34 des Gesetzes 
vom 9. April 1898) der Fall ist. 

Bis jetzt sind diese Vorschriften in Deutschland noch nicht zur Anwendunj; 
gekonunen. 

IV. FOr die Versicherungsanstalten des Invalidenversicherungs- 
gesetzes gelten folgende Vorschriften: 

I. Reicht das Vcnnögen einer Versicherungsanstalt zur Deckung ihrer Ver- 
pflichtungen nicht aus, so haftet den Gläubigem der Kommunalverband, für 
den die Versicherungsanstalt errichtet ist, im Falle seines Unvermögens oder, wenn 
die Versicherungsanstalt für den Bundesstaat oder Theile desselben versichert ivt, 
der Bundesstaat (5-68 Abs. 1 des I. V. G.). Ist die Versicherungsanstalt fUr 
mehrere Kommunalverbflnde oder Bundesstaaten oder Theile solcher errichtet, 
so bemifst sich deren im Falle der Unzulänglichkeit des Anstaltsvermögens ein- 
tretende Haftung nach dem Verhältnisse der auf Grund der letzten Volkszlihlun^ 
fe\tgestellten Bevölkerungsziffer derjenigen Bezirke, mit welchen sie an der Ver- 
sicherungsanstalt betheiligt sind ($. 68 Abs. 3). 

3. Im Falle der Auflösung einer Versicherungsanstalt haften für die Ver- 
bindlichkeiten dieser Anstalt: 

a) diejenigen Versicherungsanstalten, denen die Bezirke der aufgelösten Anstalt 
überwiesen und von den betheiligten Landesregierungen das VermOgen der 
aufgelösten Anstalt mit allen Rechten und Pflichten tibertragen worden ist, oder 

b) die eine Versicherungsanstalt, von welcher mit Genehmigung der betheiligten 
Landesregierungen das VennOgen der aufgelösten Versicherungsanstalt mit 
allen Rechten und Pflichten übernommen wird. 

Ist beides nicht der Fall, so haftet der weitere Kommunalverband bezu. 
Bundostaat; bei gemeinsamen Versicherungsanstalten antheilig die Kommunalver 
bände oder Bundesstaaten, (Ür welche die Versicherungsanstalt errichtet war (S* 101 
Abs. 1). 

8. Das Reichs -Versicherungsamt 

I. Das Reichs -Versicherungsamt, welches seinen Sitz in Beriin hat, ist die 
Zentralbehörde in Unfall- und Invalidenversicherungs-Angelegenheiten. Diese Be- 
hörde hat die Aufgabe, die Durchftlhrung der Versicherung zu leiten, und eine 
einheitliche Rechtsprechung und Ven%'altung auf diesem Gebiete zu gewähr- 
leisten. Das Vorhandensein einer einheitlichen Spitze der Versicherungseinrich- 
tungen wird in Deutschland als ein besonderer Vorzug empfunden. *) 

3. Das Reichs -Versicherungsamt besteht aus einem Präsidenten, zwei Ah- 
theilungsdirektoren, vier vom Bundesrath aus seiner Mitte gewählten Mitgliedern, 
ständigen Mitgliedern (theilweise Geheimen Regierungsrathen — zur Zeit 19 — • 
thetlwetse Regieningsrathen — zur Zeit 38 — ), richterlichen Beisitzern unJ 
richteriichen Htllfskriften — zur Zeit 59 — und nichtständigen Mitgliedern, 
welche die Interevsenten (Arbeitgeber und Arbeitnehmer) vertreten. Präsident. 
Direktoren und stündige Mitglieder werden auf Vorschlag des Bundesraths \om 
Kaiser auf Lebenszeit ernannt, die richterlichen Beisitzer werden ebenso ft)r die 
Dauer der zur Zeit ihrer Ernennung von ihnen bekleideten Reichs- oder Staat^- 



*) Im Gegansau zu Oesterrcich, wo eine BehOrd«, welche die Einheitlichkeit dir 
Rcchuprechung verborgt, nicht besteht Die dort vorhandene Einrichtung, wonach die 
Oberaufsicht Otter die territorialto Versicherungsanstalten durch den Minister des Innern 
unter Mitwirkung einet aus Fachmännern lusammengesetzten »Versicharungftlketrathf 
gefllhft wird| vermag die Deuticha Kinrichning nicht la ^tuuuL 
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ämter ernannt, die richterlichen HQlfskrflfte werden f&r die Dauer des Bedarfs 
vom Reichskanzler bestimmt. Die nichtstiindigen Mitglieder, welche die Inter- 
c>scnten vertreten, werden gewählt bezw. durch den Bundesrath berufen; ihre 
Aintsdauer wahrt vier Jahre. Die übrigen Beamten des Reichs -Vcrsicherungs- 
aiiits (insbesondere die erforderliche Zahl von Rechnungs-, Bureau- und Kanzlei- 
hcainten) werden vom Reichskanzler ernannt. 

3. Die Aufgaben des Reichs -Versicherungsamis sind dreifacher Art: 

a. Die normenbildendc Thatigkeit. Hierher gehört insbesondere: die 
aiitlicntische Interpretation einiger gesetzlicher Vorschriften, z. B. welche Betriebe 
als »Fabriken«, welche als »land- und forstwirthschaftliche Betriebe« anzusehen 
sind (§. I Abs. 5 des U. V. G., S- 1 Abs. 6 des L. U. V. G.), die Aufstellung von 
Wahl regulativen; die Festsetzung der Prümientarife (Ür die Versicherungsanstalten 
des Bau -Unfallversicherungsgesetzes; die Genehmigung der berufsgenossenschaft- 
liehen Statuten, Gefahrentarife und UnfallverhOtungsvorschriften, der Eriafs von 
Vorschriften über AusfÜhnmg des S* 5 Abs. 9 des Unfallversicherungsgesetzes. 

h. Die Verwaltungsthätigkeit. Diese hat entweder die Organisation 
der Versichcrungseinrichtungen (Bildung der Berufsgenossenschaften, Bestimmung 
der Sitze gewisser Schiedsgerichte, Leitung von Wahlen etc.) oder die laufende 
Verwaltung zum Gegenstande. 

Unter den Geschäften der laufenden Ven^'altung ist namentlich die Aufsicht 
über die Berufsgenossenschaften hervorzuheben. Das Reichs -Versicherungsamt 
isl befugt, jederzeit eine Prüfung der GeschilftsAlhrung der Berufsgenossenschaften 
vorzunehmen. Die Vorstandsmitglieder, Vertrauensmänner und Beamten der 
Genossenschaften sind auf Erfordern des Reichs -Versicherungsamts zur Vorlegung 
ihrer Bücher, Beläge und des auf den Inhalt der Bücher bezüglichen Schrift- 
wechsels, sowie der auf die Festsetzung der Entschädigungen und Jahresbeitrilge 
be/Uglichen Schriftstücke an die Beauftragten des Reichs -Versicherungsamts oder 
an das letztere selbst verpflichtet. Dieselben können hierzu durch Geldstrafen bk 
zu 1 000 Mark angehalten werden (§. 88 des U. V. ti., $• 96 des L. U. V. G., S« 45 
des B. U. V. G., §§. 97 Abs. I u. 98 des S. U. V. G.). Das Reichs -Versicherungs- 
Jint kann ferner die Inhaber der Genossenschaftsämter zur Befolgung der gesetz- 
lichen und statutarischen Vorschriften durch Geldstrafen bis zu 1000 Mark anhalten 
i". 89 des U. V. G.^ S- 97 des L. U. V. C-, S- 45 Jes B. U. V. G. u. S* 99 d« 
S. U. V. G.). 

c. Die richterliche Thatigkeit. Das Reichs -Versicherungsamt entscheidet 
als letzte Instanz in Entschadigungsstreitigkeiten auf dem Gebiete der Unfall- 
versicherung (Rekursinstanz) und über Rentenansprüche - auf dem Gebiete der 
Invalidenversicherung (Revisionsinstanz). Daneben hat das Reichs -Versicherungs- 
»mt noch über eine ganze Reihe von Beschwerden zu entscheiden, z. B. — was 
die Unfallversicherung anbelangt — Katasterbeschwerden, Gefahrentarif-, Umlage-, 
l^riimicn- und Abschtftzungsbesch werden , Straf besch werden, Beschwerden Ober 
den Geschäftsbetrieb bei den Schiedsgerichten, Beschwerden Ober die Ablehnung 
von Entschädigungsansprüchen bei Unfifllen in nicht katastrirten Betrieben ($. 6a 
Abs. I des U. V. G.), Beschwerden über Einschätzung in höhere Gefahrenklassen 
und Festsetzung von Zuschlägen bei Uebertretung von UnfallverhOtungsvorschriften, 
.Beschwerden über NichtStellung eines anderen Beauftragten behuis Wahrung des 
I Fubrikgeheimnisses (§. 83 des U. V. G.), Beschwerden wegen Geltendmachung von 
Entschädigungsansprüchen seitens der Berechtigten (ArbeiterhOl&gesuche), Be- 
*^ch\verden über Erhebung von vierteljährlichen Vorschüssen auf zu lebtende 
Genossenschaftsbeiträge ($. 10 des B.U.V.G.), 

Auf dem Gebiete der Invalidenversicherung sind hier hervorzuheben: Bc« 
^chwerden gegen die Amtsenthebung der Vertreter der Arbeltgeber und der 
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Versicherten ($• 91)9 Beschwerden gegen die Vertheilung der Renten ($. i26\ 
Beschwerden g^en Bescheide, welche Ansprüche auf Beitragserstattungen zum 
Gegenstande haben (SS* 128, ia9), Straf Beschwerden ($. 178). 

4. Die Zuständigkeit des Reichs- Versicherungsamts wird durch die Landes- 
Versicherungsimter beschrankt. Jedoch entspricht es dem Willen des Gesetz- 
geben, dals die grolsen, einheitlichen Gesichtspunkte von dem Reichs >Ver 
sichemngsamt als zentraler Reichsbehörde aufgestellt werden, und die LanJc>- 
Versicherungsümter dafür Sorge tragen, dafs die Einheit der Rechtsprechung unJ 
der Verwaltungsgrundsätze nicht gefilhrdet wird. Wie in den KommissioiiN- 
berathungen zu $• 93 des U. V. G. (Reichstags -Drucksache 1884 Nr. 11^, 
Sten. Ber. 3. Legislatur- Periode IV. Session, Bd. IV. S. 886) hcr\'orgehoben k 
würden »den Landes -Versicherungsämtem die erforderlichen Renseignements vom 
Reichs -Versicherungsamt zugehen können, und die ersteren würden ohne Weitere^ 
bereit sein, sich danach zu richten«. 

5. Die wichtigeren Entscheidungen des Reichs -Versicherungsamts sowohl 
auf dem Gebiete der Verwaltung als auch auf dem Gebiete der Rechtsprechiuif; 
werden in den »Amtlichen Nachrichten des Reichs -Versicherungsamts« veröffcnt 
licht. Dieselben umfassen zur Zeit 15 abgeschlossene Bflnde. 

9. Die Pflichten der Versicherten in Ansehung des 

Heilverfahrens. 

Den Versicherten liegen gewisse Pflichten ob in Ansehung der Erhaltung 
ihrer Arbeitsfilhigkeit und der auf die Wiederherstellung derselben gerichteten 
Tbitigkeit, d. h. in Ansehung des Heilverfahrens. Pflichtwidriges Verhalten lui 
ftlr den Versicherten Rechtsnachtheile im Gefolge. Dieser Gedanke i^t in 
folgenden VorKhriflen zum Ausdruck gelangt: 

A. Krankenversicherung. 

t. Hat der Versicherte selbst die Krankheit verschuldet, so sind die mei>ten 
Krankenkassen berechtigt, das Krankengeld ganz oder theilweise auszuschliefscn 
Eine derartige Anordnung kann nur allgemein getroffen werden, sie darf nkh! 
etwa der Verfügung im Einzelfalle überlassen bleiben. Diese Mafsnahme bezieh* 
sich indessen nur auf das Krankengeld, nicht auf Irztliche Behandlung und Jic 
sonstigen Leistungen der Krankenkassen. Ein Verschulden liegt nach dem GcMrt/< 
dann vor, wenn der Versicherte sich die Krankheit vorsätzlich (also nicht bU^ 
iahrlissig, nicht bei unverschuldeter Nothwehr) oder durch schuldhafte Rv 
thetligung an Schlägereien und Rauf hfindeln (also bei einer gegenseitigen Angriffe 
thitigkeit) oder durch Trunkenfillligkeit (gewohnheitsmtffsige Trunksucht) oJi*? 
durch geschlechtliche Ausschweifungen zugezogen hat (SS* 6a Z. a, a6a Abs. 3 Z. s. 
64, 7a Abs. 3, 73 Abs. I des K. V. G.). Der Arzt, welcher bei Gelegenbeil «icr 
Ausstellung des Krankenscheines von diesen Verhältnissen Kenntnifs erlangt, lijr: 
der Krankenkasse hiervon Mittheilung machen. Hierin liegt kein Verstofs gcvcf 
den S* 300 des Strafgesetzbuches, welcher Aerzte, Wundürzte etc., sowie die Ck 
hülfen dieser Personen mit Geldstrafen bis zu 1 500 Mark oder Gefhngnifs N* 
zu 3 Monaten bedroht, wenn sie unbefugt Privatgeheimnisse oflenbaren, welvh< 
ihnen kraft ihres Amtes oder Standes anvertraut sind, denn in jener Mitthcilniv: 
wird man eine unbefugte, d. h. widerrechtliche Oflenbarung von Privatgehctm 
nisicn nicht erblicken kOnnen* 

%. Die Krankenkassen sind ermichtigt, Vorschriften über das Verhalten ^<' 
Kranken und über die Krankenaufsicht zu eriassen. Es kann hiemach z. B. ^^ 
Unterlaastmg einer Beschiftigung, welche dem Heilverfahren entgegenwirkt, ^^ 
|eordnet, der Besuch von Gasthiusem, der Genub geistiger Getrinke verb<>ti^ 
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werden. Wenn der Versicherte diesen Vorschriften oder den Anordnungen des 
behandelnden Arztes zuwiderhandelt, so kann er mit Ordnungsstrafen belegt 
werden (SS- ^^ Abs. 2, 26a Abs. 2 Z. 2a, 64, 72 Abs. 3 u. 73). Bei wieder- 
holten Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschriften kann gegen den Willen des 
Verletzten Krankenhausbehandlung angeordnet werden (SS- 7 Abs. i Z. i, 20 
Abs. I Z. I, 64, 72 Abs. 3, 73). 

3. Wird Krankenhausbehandlung angeordnet, so hat sich der Verletzte 
auch den Anordnungen des Arztes zu fügen. Nicht dafs er in das Krankenhaus 
hineingeht, sondern dafs er sich dort der ärztlichen Behandlung unterwirft, 
ist der Inhalt der Pflicht des Erkrankten. Hieraus folgt eine gewisse Mitwirkung 
des Erkrankten bei Untersuchungen, die Verpflichtung zum Einnehmen von 
Medizin, der verordneten Nahrung, zum Stilllicgen im Bett, Nehmen von Btfdem, 
zur Gestattung von Massagen, von mediko-mechanischer Behandlung u. s. w. 

B. Unfallversicherung. 

1. Hat der Versicherte den Unfall vorsätzlich herbeigeführt, so geht er 
und seine Hinterbliebenen jedes Anspruchs auf Entschädigung verlustig. Da- 
gegen schliefst Fahrlässigkeit, selbst eine grobe, nach Deutschem Recht die An- 
sprüche nicht aus. Der Vorsatz verlangt begrifflich, dafs der Thäter zu- 
rechnungsfähig gewesen ist. Deshalb tritt in dem Falle des Selbstmordes ein 
Verlust der Ansprüche der Hinterbliebenen nicht ein, wenn der Thäter gebtes- 
krank und deshalb unzurechnungsfllhig war, und die Gebteskrankheit durch einen 
Betriebsunfall verursacht worden kt ($. 5 Abs. 7 des U. V. G., S* 5 des L. U.V. G^ 
S. 6 des B. U. V. G., %. 8 des S. U. V. G.). 

2. Lehnt der Verletzte- ohne rechtlichen Grund die Krankenhausbehandlung 
ab, so geht er — solange die Voraussetzungen der Krankenhausbehandlung 
vüHiegen, und ihm der Eintritt in das Krankenhaus von der Berufsgenossenschaft 
otfengehalten wird — seiner Ansprüche gegen die Berufsgenossenschaft verlustig. 
Dies gilt sowohl, wenn der Verletzte den Eintritt in das Krankenhaus grundlos 
venveigert, als auch dann, wenn er das Krankenhaus eigenmächtig verläfst. Der 
Weigerung steht gleich, wenn der Kranke wegen grober Störung der Haus- 
ordnung aus dem Krankenhause entfernt werden mufs. 

3. Die Entschädigung kann insoweit abgelehnt werden, als der leidende 
Zustand des Verletzten weniger auf den Unfall, als auf das eigene schuldhafte 
Verhalten des Verletzten zurückzuführen ist. Hat hiemach eine pflichtwidrige 
Vereitelung des Heilverfahrens oder eine unbegründete Weigerung der Kranken- 
hausbehandlung einen höheren Grad der Enverbsunfiihigkeit herbeigeführt, als 
sonst eingetreten sein würde, so fallen diejenigen Folgen, welche bei pflkht- 
mäfsigem Verhalten des Verletzten vermieden worden wären , der Berufsgenossen- 
schaft nicht zur Last. Es liegt hier ein Handeln des Verletzten auf eigene Ge- 
fahr vor. 

4. Die Verletzten sind dagegen nicht verpflichtet, eine Operation an sich 
vornehmen zu lassen. Soweit geht die Einwirkung der Berufsgenossenschaften 
auf die Freiheit des Entschlusses der Verletzten nicht, dafs sich die Letzteren 
Operationen unterwerfen müssen, auch wenn dies von ärztlicher Seite für zweck- 
niüfsig erachtet werden sollte. Wie der Arzt nach unseren heutigen Gesetzen 
nur mit Einwilligung des Erkrankten zur Operation oder zur Narkose schreiten 
Jarf , so darf er auch einem Unfallverletzten gegenüber von dessen Einwilligung 
nicht absehen. Die Ertheilung dieser Einwilligung ist freies Recht des Verletzten, 
auf welches die Gesetze auch der Berufsgenossenschaft eine Einwirkung nicht 
einräumen. Es bt möglich, dafs der Eigenwille des Verletzten die Vermögem* 
Interessen der Berufegenossenschaft schädigt, aber * die Rücksicht auf blofte 
Gcldinteressen darf nicht zu einem so weitgehenden EingrilT in die persönliche 
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Freiheit der Versicherten Ibhren. Es stehen sich hier Dinge gegenüber , welche 
einen Vergleich mit einander nicht zulassen. So hat das Reichs -Versicherungs- 
amt ausgesprochen, dafs das wiederholte Brechen eines Armes oder [fhnliche 
Mafsnahmen nur mit Einwilligung des Verletzten vorgenommen werden dürfen. 
Es ist deshalb auch nicht zulllssig, wegen verweigerter Duldung einer Operation 
die Renten herabzusetzen oder einzustellen. 

C. Invalidenversicherung. 

I. Der Anspruch auf Invalidenrente ist ausgeschlossen, wenn der Versichertc 
die Envcrbsunßlhigkeit vorsätzlich herbeigeführt hat (S. 1 7 des I. V. G.). 

a. Hat der Versicherte die Erwerbsunfohigkeit bei Begehung eines durch 
strafgerichtliches Urtheil festgestellten Verbrechens oder vorsätzlichen Vergehens 
sich zugezogen, so kann die Gewfihrung der Rente ganz oder theil weise versagt 
werden. Jedoch kann in diesen Fflilen die Rente, sofern der Versicherte eine 
im Inlande wohnende Familie besitzt, deren Unterhalt er bisher aus seinem 
Arl>eitsverdienste bestritten hat, ganz oder theilweise der Familie tlbenviescn 
werden ($. 17). 

3. Entzieht sich der Versicherte den von der Versicherungsanstalt zur Ver- 
hOtung der Erwerbsunfähigkeit getroffenen Mafsnahmen ohne gesetzlichen 
oder sonst triftigen Gnmd, so kann ihm, falls er in Folge der Krankheit erwerbs- 
unfiihig wird, die Invalidenrente auf Zeit ganz oder theilweise versagt werden. 
Diese Wirkung kann jedoch nur angeordnet werden, wenn er auf die Folgen 
hingewiesen worden ist und nachgewiesen wird, dafs die Erwerbsunfähigkeit 
durch sein Verschulden veranlafst ist (S* 11). 

4. Diesell>en Grundsätze finden entsprechende Anwendung, wenn ein Heil- 
verfahren zum Zwecke der Wiedererlangung der Er>verbsunßihigkeit eine% 
Rentenempfitngers eingeleitet worden ist (S. 47 Abs. 2 des I. V. G.). 



la Die Mitwirkung der Aerzte bei der Durchfuhrung der 

Arbeiterversicherung. 

I. An der Durchführung der Arbeiter^'crsicherung haben die Aerzte in er- 
heblichem Umfange mitzuwirken. Eine gedeihliche Verwaltung und gute 
Rechtsprechung auf dicM^m Gebiete beruht zu nicht geringem Theile auf deren 
Mitwirkung. Die Art>eiten'ersicherung hat den Aerztcstand vor eine neue unJ 
schwierige Aufgabe gestellt. Der Arzt ist heute nicht mehr der Mann, welcher 
lediglich für seine Kranken thfltig ist« Krankheiten heilt oder zu verhüten suchte 
er hat vidmehr in weitem Umfange als Irztlicher Sachverständiger im Intere^M.* 
einer groftcn Venvaltung thiltig zu sein. Von seinen Kenntnissen und seiner 
Gewissenhaftigkeit hingt jetzt das Wohl und Wehe einer ganzen BevOlkerungv 
klassc — der ArbeiterbevOlkerung — ab. Den Deutschen Aerzten gereicht e^ 
zur Befriedigung, in hervorragendem Mafse an einem Werke mitarbeiten /u 
können, das den humanen Aufgaben, denen der ärztliche Stand sich widmet, 
entspricht. 

1. In das eigentliche Gebiet der Ärztlichen Thitigkeit fkllt die Behandlun^ 
der Kranken in ihren Wohnungen, in der Sprechstunde oder in Krankenhiusern. 
Aber schon auf diesem Gebiete ist insofern durch die Arbeilervcrsicherungs-Geset/ 
gebung eine Aenderung gegen früher herbeigeführt, als der Arzt jetzt nicht nur 
(br die Heilung der Erkrankten, sondern auch fbr die Wiederherstellung einer 
möglichst hohen Gebrauchsfkhigkeit der verietzten Glieder zu sorgen hat Vor 
Einfbhrung der Arbeiterversicherungs • Gesetzgebung — zu der Zeit, in welcher 
ein Verletzter im Falle eines Unfalls in der Regel nichts erhielt ~ hatte der 
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Arzt nur die Heilung zu bewerkstelligen, Air die Wiederherstellung der Gebrauchs- 
taliigkeit der verletzten Glieder sorgte der Verletzte im eigenen Interesse selbst. 
jetzt, wo die bittere Nothwendigkeit, auch unter grofsen Schmerzen zu arbeiten, 
für den Verletzten nicht mehr besteht, hat der Arzt auch auf die Wiederher- ' 

Stellung der Funktionsßthigkeit der beschädigten Glieder sein Augenmerk zu 1 

richten. Bei einem Unterschenkelbruch z. B. erschöpft sich die Thfltigkeit des | 

Arztcjs nicht darin, die Bruchtheile wieder zusammenzuheilen, sondern er 
hat sich auch um die funktionelle Heilung des steifgewordenen Knie- und 
Sprunggelenks zu kümmern. Dies geschieht meistens durch sog. mediko- 
niechanische Behandlung. Eine solche Behandlung hat nicht immer erst nach 
Beendigung der chirurgischen Behandlung zu beginnen, sondern ist oft schon 
mit letzterer zu verbinden. Gerade auf die möglichste Wiederherstellung der 
Arbeitsfähigkeit der Verletzten ist sowohl im Interesse der letzteren als auch im 
Interesse der Berufsgeno<(senschaften besonderer Werth zu legen. Mit der mediko- 
mechanischen Behandlung Unfallverletzter ist eine Erweitenmg der ärztlichen 
ThUtigkeit geschaffen. 

3. Von besonderer Bedeutung ftir die Arbeiterversicherungsgesetze ist die 
ärztliche Sachverstandigenthatigkeit. Die Bedeutung dieser Thütigkeit allein fär 
die Rekursinstanz wird durch die in den A. N. des R. V. A. 1897 S. 242 an- 
i;efUhrten Zahlen veranschaulicht, wonach dem Reichs -Versicherungsamt in den 
Jahren 1886 bis 1896 zusammen 4743 ärztliche Gutachten und Obergutachten 
er>tattet worden sind, darunter 1596 von Professoren, Leitern von Kranken- 
hüusern, Kliniken etc., 1735 von beamteten Aerzten und die übrigen durch 
andere Aerzte. Ein brauchbares Gutachten ist fast stets als eine wissenschaftliche 
Leistung anzusehen. Bestimmte Vorschriften über Form und Inhalt eines solchen 
Gutachtens bestehen nicht. Im Grofsen und Ganzen hat ein solches Gutachten 
zu bestehen aus einem ausftlhrlichen und zuverlässigen Fundbericht — d. i. der 
vehriftlichen Niederiegung der thatsfichlichen Wahrnehmungen des beobachtenden 
Arztes — und in einem wissenschaftlich begründeten Urtheil über den körper- 
lichen Zustand, insbesondere über den Einflufs desselben auf die Erwerbsßthig- 
keit des Untersuchten. Ein besonders wichtiges Hülfsmittel zur anschaulichen 
Darstellung des Befundes bieten Handzeichnungen oder Einzeichnungen in vor- 
^'edruckte Abbildungen (Zeichnungen von Hfinden, Füfsen und vom ganzen 
Körper etc.). Besser und genauer ist die Photographie, geeignetenfalls Auf- 
naiimen vermittelst der Röntgenstrahlen. Hier\'on wird namentlich bd der Be- 
i;utachtung Unfallverletzter hfiufig Gebrauch gemacht. 

Von weittragendster Bedeutung ist der erste Fundbericht, d. h. der Bericht 
desjenigen Arztes, welcher den Verletzten zuerst untersucht hat. Er bildet die 
Grundlage ftir alle weiteren Gutachten und Obergutachten. Nicht selten wird 
über die Dürftigkeit oder Ungenauigkeit des ersten Beftmdes geklagt. Was hier 
\ ersäumt wird, ist später oft nicht mehr oder doch nur mit grofsen Schwierig- 
keiten nachzuholen. Aus den ärztlichen Gutachten müssen die erkennenden 
Instanzen ein genaues Bild von der Sache gewinnen. Sie müssen durch die 
ärztlichen Gutachten in den Stand' gesetzt werden, den Grad der Erwerbs- 
unfähigkeit zu schätzen und sonstige Umstünde, welche von Bedeutung sind, zu 
beurtheilen. Da die Ärztlichen Gutachten dazu bestimiDt sind, vom Nicht- 
niediziner verstanden zu werden, so haben sich die Aerzte daran gewöhnen . 
müssen, die medizinischen Fachausdrücke zu ventieiden und durch gemein- 
vcTbtilndliche Ausdrücke zu ersetzen, eine oft nicht leichte Aufgabe ftir die Irzt- 
liehen Sachverständigen. 

Obergutachten werden dann erforderlich, wenn mehrere von einander 
abweichende Irztliche Gutachten sich gegenüberstehen. Dem ärztlichen Sach- 
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vcntind^en, wdchcr dm Oba gulac fatcn cntatleo soll, werden in der RtgA al!e 
frOhcrai Guladilcn nnd die simmtlichcn in der Sache gepBogenen Verband- 
langen mitgetheilt. Ab Oberguiacbler werden in der Regel Universitltsproiesscrcn 
oder sooMige Fachautoritlten, Dirigenten von groisen Krankenhäusern niki Kliniken. 
femer Aerzte- Kollegien, in einbcheren Sachen auch die zuständigen beamteten 
Acrzte (Kreis-, Bezirksphjsikos, Kreisarzt) gehört. Die Obergutachten werden 
meistens nach Untenochung und Beobachtung des Versicherten, seltener a!!c:r. 
auf Gnind der Akten erstattet. Die wichtigsten ärztlichen Gutachten und Ober- 
gutachten sind in den letzten Jahren von dem Reichs - Versicherur^sanxt in sexr<n 
»Amtlichen Kachrichten« Ter(y8ientlicht worden ^zu vergl. die Angaben im »Gc- 
^ammtregister der A. N. des R. V. A. für die Jahi^^Inge 18^3 bis 1897c S« zO'j-, 
ferner Register für den Jahrgang 1898 S. 639; Regi>ter für d&i Jahrgang 1^/« 
SSot). 

Auf einen Punkt soll zum Schlüsse noch hingewiesen werden. Die Cr:*- 
achten der ärztlichen Sach\erainJi^en mOsscn so abctrfzfa sein, dafs tie i^ 
Pteteien im Rechtsstreit absdirirJich mfuc.hcilt werden können. Denn ^-^ 
Parteien mCK«en vor der EntviheiJung die Un^cTfagen, 2U weichen in e"'^ 
Reihe auch die ärztlichen Gutachten gehören« rr.?^t*TjcCt mctSctu um i^.^«en ^>? 
Icgcnheit zu geben, sÄch danui zu äi^I^em und etwaize Einvcr^i^^Z'^n Zr'/.r.: 
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I. Auf dem Gehietc der L'r.li.I- trJ L-.-.a', iir.icr*.4.:r.«r-r^ «I i^ V ' 
niirkung der Po*t\cr»A!*-:n^£n ba der lr^TJ:.:lrr^'^ Scr Arr^r/merj-ri^r*-.' ^ 
gesetze von der erhc^ >:r.-*ien pra4*-:*cr<?i Eelr-'-'z, L^-r.r. i^rr-i M.-»..ii.-, 
werden den Triz^m der \<r*^'jer^z t^-e K>?c-; cr»;»rt. tf,* -. !»• F>-*. - 
von P*>Un>ti;tcn in fast a. <n 'u:r.! Zi-^ •^-'r'z^Ur^'Ji^^l^, Or*-:--<^r-i in r>*-.*-- • - 
Reichs, mc^^hen »Le Ab'»>:te' -*« icr A--i-.- .-*: z:^.*-«^« '-«r^ri/r-p ü^:- 
konnten, ist die Erri^-*--.^ bcv.r^:*rer C- o^-^y Zi 'c r-* n^'r-ut-:--. •'•'>- 
und die Berech *l^.en kjcr^jen uJ Jjc Sr.-^rrr.-e V.'r.-e .-» ir-: fc-r -/ :^ • •.- 
gcMIhrcrKjen Bczfi^e;. 

1. Unfaüversickers^g, 

Die Au^zar/'-r* j<r L- ii. -r--'C>.i.: *•'**-, e-^. r »^f A.- ■»»-•... •■jr i^r ''^ 
no«sem«.haft«iofVä-*ie oder icr A..-.- '.- ^- -^r ^i -# i^*-/. »».^ :.'*•. 
PoO^erwaltareen, wi rwjr ä icr Pr^f :.' .•. c.- r— ^.^ ^• <-••-, rf- <-• -• 
Bezirk der Eri*..rJ^ x-*^ rere:* ^-e z.r Ze- in ■.-'• : >* -.— /#'^". / ■. • 
Veriegt der Berc^T.'^e icvt-: 'A\---.-jl v. e-^\ /r #,' ;^-.»- >"'»(r <> !,•-*.* 
Weisung der A»sz«j .-« letr^r £-• . -.; , ••r r*. ^ä ^v. .♦• -f ;*• -#-t «^ ^ 
WohnofV» S. 69 da L. \ G, J. 74 in *. ', . O ', vt > -x » >-, fc K > '/ 
$.77 do S.U.V.G.. 

Die E><*--r^ 4er «>• irr f'v..-. .. .— y.. • ^ --..n >. ,"• •''- /• «r ■ 
Sih'uM« eirkes ^frim F^.*.-.- i ..♦.• -n c • ^ä ^^,^.^-., ..• .^ ,- j^ .^,. 

wahres Oc-'^n Jm: Zc-"fc r -^- --^.V-i-i ;.•:• • /^••..- >>•./.•*•.>.■.>. • 
>i^v^r-ien N*-r.wc:*--4s? i?r ».-' :• -^ *.• r»- .^- ^ jr.»^..^-^- /♦ •■/•- /*• 

S- 7« ^«» *- ^' ^ • i '5 •••^ -' '. » ^> 1 vv -i-i I: , # ^ - / 
des S. L- V. G L^Mt ?".*.■*-»• .-.jr #-• •» #•*.•*» /..«i^« -'^ <•< y. -•■ 

'• •^♦'V ^'^ •.' t*» i*ir i»' •. / ^ /. - '' f ij^ ' •' 

I/#f l"'^ «^ - iw»".t I -« ■/•••''#.-•£ *•! </f. # . ^ 
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3. Invalidenversicherung. 

a. Auch auf dem Gebiete der Invalidenversicherung wird die Auszahlung 
der Renten auf Anweisung des Vorstandes der Versicherungsanstalt vorschufs- 
weise durch die Postverwaltungen bewirkt, und zwar in der Regel durch die- 
jenige Postanstalt, in deren Bezirk der Empfangsberechtigte zur Zeit des Antrages 
auf Bewilligung der Rente seinen Wohnsitz hatte. Verltffst der Empfangs- 
berechtigte seinen Wohnsitz, so wird auf seinen Antrag die Rente an die Post- 
anstalt des neuen Wohnortes zur Auszahlung Ubenv'iesen ($. 123 Abs. i und 2 

des I. V. G.). 

b. Die Zentral -PostbehGrden sind hier — im Gegensatz zu den Vorschriften 
der Unfallversicherungsgesetze — berechtigt, von jeder Versicherungsanstalt einen 
Betriebsfonds einzuziehen. Derselbe ist in viertqljührlichen oder monatlichen 
Thcilzahlungen an die den Versicherungsanstalten von der Zentral - PostbehOrde 
zu bezeichnenden Kassen abzuflihren und darf die für die Versicherungsanstalt 
im laufenden Rechnungsjahre voraussichtlich auszuzahlenden Betrage nicht Qber- 
steigen (§. 123 Abs. 3). 

c. Die Zentral - Postbchörden haben der Rechnungsstelle des Reichs -Ver- 
sicherungsamts Nachweisungen über diejenigen Zahlungen, welche im verflossenen 
Rechnungsjahre auf Grund der Anweisungen der Versicherungsanstalten geleistet 
worden sind, zuzustellen. Die Rechnungsstelle hat die vorgeschossenen Betrflge 
auf das Reich und die Versicherungsanstalten (nach GemeinvermOgen und Sonder- 
vermögen getrennt) zu vertheilen und den Zentral - Postbehörden mitzutheilen, 
welche Beträge von dem Reiche und von den einzelnen Versicherungsanstalten 
zu erstatten sind (§• 126). Die Versicherungsanstalten haben die von der Rech- 
nungsstelle ihnen mitgetheilten BetrIEge den Postverwaltungen binnen zwei Wochen 
nach Eingang der Mittheilung zu erstatten. Gegen säumige Versicherungsanstalten 
ist auf Antrag der Zentral - Postbehörde von dem Reichs -Versicherungsamt das 
Zwangsbeitreibungsverfahren einzuleiten (S. 127). 

d. Die Postverwaltungen wirken bei der Durchführung der Invalidenver- 
sicherung auch insoweit mit, als die Postanstalten den Verkauf der Beitrags- 
märken besorgen {%. 130 Abs. 2}. 

12. Die Wartezeiten. 

Alle drei Zweige der Arbeiterversicherung kennen sog. Karenz- oder Warte- 
zeiten, d. h. Zeiträume, in welchen zwar ein Recht der Versicherten besteht, 
die Fürsorge aber ganz oder zum Theil ausgeschlossen ist. Die rechtliche BJe- 
deutung der Karenz- oder Wartezeit ist bei den einzelnen Fallen eine durchaus 
verschiedene. 

I. Krankenversicherung. Die hierher gehörigen Bestimmungen sind 
folgende: 

a. Das Krankengeld wird nicht schon von dem Tage der Erkrankung ab 
gewahrt, sondern erst vom dritten Tage nach der Erkrankung ab. Der Er- 
krankte erhalt also (Ür den Tag der Erkrankung und die beiden darauf folgenden 
Tage kein Krankengeld. Dagegen werden arztliche Behandlung, Arznei und 
Heilmittel alsbald gewahrt (§. 6 Abs. i Z. 2 des K. V. G.). 

Die Einflihrung dieser sog. Karenzzeit von drei Tagen entsprang der 
Envagung, dafs auf diesem Wege die Simulation» wirksam bekämpft werden 
könne. Man beabsichtigte ein kleines Abschreckungsmittel dagegen zu schaffen, 
dafs die Versicherten bei jeder geringfügigen Erkrankung die Arbeit niederl^en. 
Für die Einflihrung einer solchen Karenzzeit ist der Preufsische Volkswirthschafit- 
rath sowie der Zentralverband Deutscher Industrieller mit allem Nachdruck ein- 
getreten. 



/ 



tjß t. Allgemeine Gnindlagen. 

Durch die Novelle zum Krankenversicherungsgesetz ist jedoch vorgesehen, 
dafs die Karenzzeit ganz oder theihvetse beseitigt werden kann (SS. 6a Abs. i 
Z. 4, 31 Abs. I Z. la, 64, 73 Abs. 3, 73). Von den im Jahre 1897 im Deutschen 
Reiche thütigen 22477 Kassen beobachteten 18509 zwei Karenztage, 334 un- 
bedingt einen Karenztag, 3 1 unter Bedingungen einen Karenztag, 3043 unbedingt 
keinen, und 1670 unter Bedingungen keinen Karenztag. 

b. Bezüglich derjenigen Personen, welche der Versicherungspflicht nicht 
unterliegen und freiwillig der Versicherung beitreten, kann bestimmt werden, dafs 
sie erst nach Ablauf einer auf höchstens sechs Wochen vom Beitritt ab zu 
bemessenden Frist KrankenunterstOtzung erhalten {%%. 6 a Abs. 1 Z. 1, 36a Abs. 2 
TL 4, 64, 73 Abs. 3, 73, 75). Erkrankt eine solche Person innerhalb dieses Zeit- 
raumes, so wird ihr Anspruch nicht nur beschrankt, sondern gfinzlich aus- 
geschlossen. Es gelangt im Falle der Erkrankung innerhalb der Frist ein FOr 
Sorgeanspruch Oberhaupt nicht zur Entstehung, auch nicht für die Zeit nach 
Beendigung der Wartezeit. 

c. Versicherten, welche die Kasse durch eine mit Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte t>cdrohte strafbare Handlung geschildigt haben, kann (Ür die Dauer 
von zwölf Monaten seit Begehung der Strafthat das Krankengeld ganz oder theil- 
weise entzogen werden (SS- 6a Abs. 1 Z. 3, 36a Abs. 3 Z. 3, 64, 73 Abs. 3, 
73, 75). Die Bedeutung dieser Vorschrift l>estcht hier im Gegensatz zu den 
unter b er^vifhnten Fflilen darin, dafs bei einer Erkrankung innerhalb der Frist 
der Anspruch nicht ganz, sondern nur (Ür die bezeichnete Zeit ausgeschlossen 
Ist. Das Krankengeld ist also nach Ablauf der Frist voll zu gewähren. 

d. Durch statutarische Anordnung kann die Gewflhrung der die Mindest- 
leistungen Übersteigenden Leistungen der Kasse von dem Ablauf einer Wartezeit 
abhflngig gemacht werden. Die Wartezeit darf den Zeitraum von sechs Monaten 
nicht übersteigen (SS* 26 Abs. 3, 64, 72 Abs. 3, 73). Bei Erkrankung innerhalb 
dieses Zeitraumes sind den versicherungspflichtigen Mitgliedern bis zum Ablaufe 
der Wartezeit die gesetzlichen Mindestleistungen zu gewahren, nachher erst die 
Mehrleistungen. Die freiwilligen Mitglieder der Kasse dagegen erhalten, sofern eine 
Wartezeit im Sinne des S* 26a Abs. 2 Z. 4 a. a. O. (/.u vergl. oben zu b) ein- 
geftlhrt ist, und sie wlihrend dieser Frist erkranken, überhaupt keine Unter 
Stützung, und wegen einer nach dieser Frist eingetretenen Erkrankung wfihrend 
der Wartezeit des $• 26 Al>s. 3 a. a. O. die Mindestleistungen, danach erst die 
Mehrleistungen der Kasse. 

e. Es kann angeordnet werden, dafs Versicherten, welche von der be- 
treffenden Kasse die Krankenunterstützung ununterbrochen oder im Laufe eine> 
Zeitraumes von zwölf Monaten ft)r dreizehn Wochen bezogen haben, bei Ein 
tritt eines neuen Unterstützungsfalles, sofern dieser durch die gleiche nicht ge- 
hobene Krankheitsursache veranlafst ist, im Laufe der nlichsten zwölf Monate 
Krankenunterstützung nur ftlr die Gesammtdauer von dreizehn Wochen zu ge- 
wihren ist. Bezüglich der korporativen Krankenkassen ist vorgc^hrieben , daf^ 
in diesem Falle die Krankenunterstützung nur im gesetzlichen Mindestbetrage 
und nur ft)r die Gesammtdauer von dreizehn Wochen zu gewahren ist (SS. öa 
Abs. I Z. 3, 26a AI». 3 Z. 3, 64, 73 Abs. 3, 73). 

Die Bestimmmung bezweckt den Schutz der Krankenkassen vor solchen 
Versicherten, welche mehr invalide als krank sind. Es soll verhütet werden, 
dafs die Krankenversicherung sich thatsachlich in eine Invalidenversicherung ver- 
wanddt 

n. Unfallversicherung. 

Nach den Unfallversicherungsgcsetzen besteht der Schadensersatz im Falle 
der Körper>*erletzung in den Kosten des Heilverfahrens, welche vom Beginn der 
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vierzehnten Woche nach Eintritt des Unfalls an entstehen, und in einer dem 
Verletzten vom Beginn der vierzehnten Woche nach Eintritt des Unfalls für die 
Dauer der Erwerbsunfähigkeit zu gewahrenden Rente. Auf dem Gebiete des 
See - Unfallversicherungsgesetzes beginnt die Leistungspflicht der Benifsgenossen- 
schaft erst nach Beendigung der FQrsorgepflicht des Rheders und, sofern eine 
solche nicht besteht, vom Beginn der vierzehnten Woche nach Eintritt des 
Unfalls (S. 5 Abs. 2 des U.V. G., S- 6 Abs. i des L. U.V.G., $. 6 des B. U. 
Y. G., S. 9 Abs. I des S. U. V. G.). 

Die sog. Karenzzeit von dreizehn Wochen rechtfertigt sich aus dem Be- 
Ntchcn der Krankenversicherung und aus ZweckmafsigkeitsgrQnden. Wflhrend 
Jer Karenzzeit der Unfallversicherung ist (tkr den Verletzten in der Regel bereits 
aiuienvcitig gesorgt, entweder durch die Krankenversicherung und, wenn er nicht 
nach den Bestimmungen des Kranken Versicherungsgesetzes versichert ist, durch 
Jen Unternehmer ode^ die Gemeinde (zu vergl. $• 5 Abs. 10 des U.V. G., 
:. 10 des L. U.V. G., $. 7 des B. U. V. G., S- 10 des S. U.V. G.). 

Zweckmäfsigkeitgründe waren insofern mafsgebcnd, als man die Berufs- 
,t;enosenschaften mit den zahlreichen kleineren Unfällen, deren Folgen sich inner- 
halb der ersten dreizehn Wochen beseitigen lassen, nicht belasten und die ge- 
sammle Verwaltung der Berufsgenossenschaften nicht erschweren wollte. Oester- 
reich hat mit der Verkürzung der Wartezeit auf vier Wochen keine günstigen 
Erfahrungen gemacht. Es hat sich herausgestellt, dafs die geschäftliche Be- 
handlung der zahlreichen kleineren Unfillle, welche noch vor Beginn der vier- 
zehnten Woche nach dem Unfälle ihre Erledigung finden, für die Versicherungs- 
anstalten mit aufserordentlichen Schwierigkeiten verbunden ist und an Ver- 
waltungskosten nahezu die Hälfte der für solche Unfilllc zu leistenden Ent- 
schadigungsbetrifge und insgesammt 23 Prozent aller Venvaltungskosten ver- 
schlingt (zu vergl. Dr. Zacher, die Arbeiter -Versicherung im Auslande, Heft VII, 
S. 31 ff.). 

Man hat die Forderung aufgestellt, dafs die Unternehmer für die Folgen 
aller Unfälle von Anfang an allein eintreten müfsten. Dieses Verlangen geht 
aber offenbar zu weit. Die durch die Unfallversicherungsgesetze begründete 
Entschädigungspflicht, wenn sie historisch auch von der Haftpflicht der Unter- 
nehmer ausgeht, reicht doch weit über diese hinaus. Denn der Verletzte erhXit 
nach den Unfallversicherungsgesetzen auch dann eine Entschädigung, wenn er 
ilen Unfall durch eigenes Verschulden (aufser Vorsatz) herbeigeführt hat. Es 
kann deshalb darin eine Unbilligkeit nicht erblickt werden, dafs den Kranken- 
kassen ein Bruchtheil der Unfalllast aufgebürdet worden ist. Der Theil der Un- 
falilast, welcher auf die Krankenkassen entfällt, beträgt nur la Prozent, und 
hicr\'on haben die Versicherten selbst nur '/, = 8 Prozent zu tragen (zu vergl. 
Begründung des Entwurfs eines Gesetzes, betr. die Abänderung der Unfallver- 
vichcrungsgesetze, Reichstags-Drucksache Nr. 523, 10. Legislatur-Periode, I. Session 
1898/1900 S. 13). 

III. Auf dem Gebiete der Invalidenversicherung haben die »Warte- 
zeiten«, wie sie hier ausdrücklich bezeichnet werden, eine ganz besondere Be- 
^leutung. Die Zurücklegung der vorgeschriebenen Wartezeit gehOrt hier zu den 
Voraussetzungen der Ansprüche aus dem Invalidenversicheninssgesetz ($« 28 
des I.V. G.). . DT> V 

1. Für die Invalidenrente t>eträgt die Wartezeit, wenn mindestens ein* 
lumdert Beiträge auf Grund der Versicherungspflicht geleistet worden sind, zwei- 
hundert Beitragswochen, anderenfalls fünfhundert Beitragswochen ($. 29 Abs. i Z. t). 

2. Für die Altersrente beträgt die Wartezeit eintausendzweihundert Beitrags* " 
Wochen ($. 29 Abs. i Z. a). 
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Fcnier kfloDca hierber g tic chii c t vcrdca die Vors^hriftoi der SS- 4^ *- 44 
de» InralidcnTcradieniny ^ eietge^ wo na ch der Ansprodi auf Enlattiu^ toq Bei- 
trigeo mr Vonnsctziing hu« da& die Beitrige für miniesleiis zveihuoden 
Wochen entriditcl vordea sandL 

Sind die Vonus^etzungai gegehen, so sind «iie Ansprüche idhst in al!en 
diesen Fillcn nicht hefrtOet. Dk bi% aü Jcnrenle beginnt mit dem Tac^e, an 
«i-d«.hcni der Verlu«! der Ermcrbsuniähi^est cincetivlcn isl, die Aiten^ate mit 
dem erUen Tage des 71. LehenKahra S- 41 • I^ Vorschrift des S- 41 Abs. 3 
a. a. O., «ronach ftlr Z«äten« die Krim Ein^:ange des AntraL^es acf Bem-n'igunc 
einer Rente Unger ah ein Jahr zurCkrk Segen« die Rente nicht gemährt wird. ha*, 
eine wesentlich andere Bedcutur^ als die der Wartexciten im Sinne des Invaliden- 



13. FQrsorge fiir Wittwea und Waiseo. 

1. Ein großer ThdJ der AMttmcn nin.mt bcrci!.* jc-tzt an den Wohlthatm 
der Afbeiler>er*k:heTung Thcü. Zt;ak:h«t d*c /engen in \or.em Umfan:»e, m-e5whc 
>clbU hcruf4nJf<^tg Arbeiten in fremden Belriebert verrichten. Die Go^.-lze nia<.}ien 
knncn Untertchioi in dem GcwhicxhL Mim'iche und wclhüche Arbeiter moJ 
in gleicher Weise Ter«^herL Ferner i^ durch die Unfaü^erscherung für dic- 
ienigen Witt wen und Waiden gcvo^gt, meLhe ihren Ehemann und Vater in 
Folge eines BctricNunLIU verloren hah-en. Die W/!-*cn ertialtcn zwanzig Pr'>- 
zent, iedes Kind unter 13 ii.hren fünfzehn Prozent« und «enn es auch n^jUtter- 
k» ist^ zwaxuig Prozent des Arbeil*\erdien^tcs de* Ver>torbcnen als la-fcn-t. 
Renten. 

2. Eine einhe:t!Lhe Wittüen- u'jJ Waiccn\crvLherL''.i5 be^-tcht ied^Aih z\i: 
Zeit wtch nicht- Bezü^'i:h der Bela^tjOÄ. 1» eiche e.ne dcrar!:;:c Vervi^herü'^ 
im Gef'^'.jjc haben «ÜMe« wnd vcir>er Zeit CSers:: '-^'.:he ErTT./'-.'jr^en an;;t- 
stclh worden. Hiernach nX die B^la^t-ng eine err.cbüche. W»c in der Be- 
gründung des Entwurfi des Inv^'.J/alv- und AI'er\\erv;^herunz-fcevrtzes \o:t: 
23. NoveJi;bcr l8^8 ReK:r.*'-i;:*-I>n;»:kv»che Nr. 10 Sten, Ber. 7. Les.^'.atu'- 
Periode IN'. Se**K*n i^^«* by Bd. IV S. 4, n. '^.the.lt »orJen i^^t, mird K. 
nur 60 Mark Rente für Wiümen und nur 30 Mjrk Rente für k^cs Kind er.. 
Belavtunc too rund 16 Mark ajf den Kopf des rr.jr.r.'..hen ArK-i'ers, bei et «j 
yV'j Milii'jnen männlicher Arbe/er« a so e:n Bc-arf ir>n rund 120 M.!!*oni-i 
Mark erforderlich »erden. Aus d.evm Gr-nic hat rr^n d.e Pc^elung d-r 
Wittwen- und Watten \crw/rg'jng ty^h ai-^;:L-vr*zt- Am 12. Jan'^r tyxj ist \',r 
dem Reichstage ein Bev:h\-fs a^::v^•y^r :r,en moritn, i»on».h an d-e Pvpieru'* 
das Ersuchen gerKhtet «ird, ei'K-n Gevr^/c'j*-* »jrf e ^/-.^ rr.;:en« durch i»ti \" 
m Amchiuis an die lnA»'.im\er^.;r,rTj'.g (J.e Ver^ ^»erurix der Wittum ur,i 
Waisen dci ser\»..henen Perw,o c.Z'.^^'^n »eric Fv». f.*tj-v Dfu.k«a.he Nr. 2^^ 
Sien. Ber. 10. Lcgi^-latur-PerKAie I. Se**jon ih^^H x'fXi . 

3. Zum Sch'jfs ta h*er n^'xh Jic Vorvhxifl des \, 11 des lrl\a'•»^rn•'r 
sicherung>gc«etzes hcoorzcKcben. Hiernach kjnn d^x S*c Beruf- jf^-fK/^'-rn«^ > .- 
gcstatlel werden, eine »bc^^r.Jtrc Ka**<T>e.riri.h' -f-g« im S.nfK des jf»riann*rn G. 
setze» xo bcgrOr>den. Die Ge^ti^'jiR, mtUc iyrxx Bj'iJv^rj'n o» .i-jc*. darf )v 1'^ ' 
mir unter det Voraussetzung erf ^-.n, djf* d.e S^- Beruf p!'r>'/-vfr^ h^ft — ^nt 
sie sich bereit erkllrt hat — zi.^ cuh e;r»c »W.t'm-n- u'»! Waivt fi>crw/»^t,r,j;- 
Ibr die Hinterb:»eber>en der Se«. ejte einn h'et. I>k f'jr d»e Inf 1 I.crs». iM.ruf.^ 
bcOehcndcn Schicd«-gerKhie •i'yl'en au.h für die \*>n dtr S» c- Beruf« j{rr,#,-'.f, 
schuft errichtete Wittwen- und ^^alscnserw^rgürlg fu-tjnJig sein J 12 des I V.G 
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Die Grundlagen der Krankenversicherung. 

1. Krankheit und Erwerbsunfähigkeit im Sinne des Kranken- 

versicherungsgesetze& 

I. Krankheit. 

1. Krankheit ist ein anormaler Körperzustand eines Menschen, welcher 
•ii/tlichc Behandlung, Arznei oder Heilmittel nothwendig macht oder die Erwerbs- 
tjhigkcit beeinträchtigt (Entsch. des O. V. G. vom 7. Januar 1892 — Preufsisches 
Vcrwaltungsblatt Bd. XIII S. 258 — und vom 20. Februar 1893 — Entscheidungen < 
Bd. XXIV S. 327). Rosin — das Recht der Arbeiterversicherung I. S. 294 — ! 
l>cstinimt den Begriff der Krankheit wie folgt: »Krankheit ist ein bestimmter • 
anormaler (pathologischer) Körperzustand eines Menschen, welcher in der Noth- I 
wendigkeit der Behandlung oder in einer Beeinträchtigung der Erwerbsfilhigkeit 
wahrnehmbar zu Tage tritt«. Das Gesetz selbst enthfilt eine Bestimmung darüber, 

was unter Krankheit zu verstehen ist, nicht. 

Der Begriff der Krankheit im Sinne des Krankenversicherungsgesetzes ist 
nicht zu eng zu fassen, er ist insbesondere nicht auf den Krankheitsprozefs zu 
beschränken. Auch der nach Beendigung des Krankheitsprozesses bestehende 
Körperzustand ist, falls dieser eine Behandlung nöthig macht oder die Erwerbs- 
iähigkcit beeinträchtigt, noch als »Krankheit« im Sinne des Gesetzes zu betrachten. 

»Krankheiten« sind nicht Zustände, welche auf rein normaler Ent Wickelung 
des Menschen beruhen (z. B. Altersschwäche, Schwangerschaft); ferner nicht be- 
Ntchende Körperschäden (z. B. Verkrüppelungen, Fehlen einzelner Glieder und 
dergl.), auch wenn dadurch die Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt wird. Anders 
liegt die Sache, wenn zu diesen normalen Vorgängen oder dauernden Zuständen 
eine wirkliche Krankheit hinzutritt. Ferner ist keine Krankheit die bloise 
Krunkhcitsanlage (Disposition zur Krankheit). 

2. Der Sitz der Krankheit — ob innerlich oder äufserlich -^— ist (Ür den 
Begriff der Krankheit unerheblich. Unter das Krankenversicherungsgesetz fallen 
daher nicht nur Krankheiten, welche durch äufserliche Verletzungen herbeigeführt 
worden sind, sondern auch innerliche Krankheiten, namentlich auch Geiste^rank- 
iieiten, einerlei, ob es sich um eine Störung der Gehirnthätigkeit oder der rein 
seelischen Fähigkeiten des Menschen handelt. 

3. Die Entstehungsursache der Krankheit kt rechtlich unerheblich. Es 
ist nicht erforderlich, dafs die Krankheit durch Berufsarbeit entstanden ist. Nur 
kann durch eine ausdrückliche Bestimmung des Gesetzes Versicherten, welche 
"^ich eine Krankheit vorsätzlich oder durch schuldhafie Betheiligung bei Schlägereien 
(>dcr Raufhändeln, durch Trunkenfillligkeit oder geschlechtliche Ausschweifting^ 
zugezogen haben, (Ür diese Krankheit das Krankengeld ganz oder theilweise ent- 
zogen werden (SS- 6a Abs. 1 Z. 2, 26a Abs. 2 Z. 2^ 64, 72 Abs. 3, 73 des 
K. V. G.). Dagegen sind auch in diesen Fällen ärztliche Behandlung und die 
sonstigen Arznei- und Heilmittel zu gewähren. 

Auch diejenigen Krankheiten, welche durch einen nach Mafsgabe der Unfall- 
Versicherungsgesetze zu entschädigenden Betriebsunfall herbeigeführt werden, sind 
Krankheiten im Sinne des Krankenversicherungsgesetzci. 

4. Aus dem Begriff der Krankheit folgt: 

a. Die Krankheit beginnt, sobald die Störung des Gesundheitszustandes 
eintritt; 
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b. die Krankheit dauert solange fort, als die Noth wendigkeit der Ärztlichen 
HQlfe, der Anwendung von Arzneien und Heilmitteln oder eine Beeinträchtigun«; 
der Erwerbsflfhigkeit in Folge der Krankheit besteht. 

5. Die Frage, ob das Vorhandensein einer Krankheit anzunehmen ist, be- 
stimmt sich nach objektiven Merkmalen. Der Ärztliche Sachverstandige wird 
diese in der Ri^el feststellen. Auf die persönliche Ansicht des Versicherten 
kommt es nicht an. 

6. Erneute Erkrankungen. FQr eine neue Erkrankung derselben 
Person kann die KrankenunlerstQtzung wieder in vollem Umfange verlan«;! 
werden. Rechtlich unerheblich ist es, wenn die Ursache der neuen Erkrankung; 
in der gleichen körperlichen Anlage des Erkrankten liegt. Der Umstand, dafs in 
der Zwischenzeit die Krankheitsanlage fortdauerte, schliefst die Annahme einer 
neuen Krankheit nicht aus.' 

Anders liegt die Sache, wenn festgestellt wird, dafs die Person, welche von 
Neuem Ansprüche geltend macht, in der Zwischenzeit thatsAchlich noch krank 
und erwerbsunßlhig war, aber — zur Umgehung des Gesetzes, d. h. um sich 
eine nochmalige KrankenunterstUtzung zu verschaffen, — trotz ihrer Krankheit 
eine Zeit lang gearbeitet hat. In diesem Falle ist lediglich eine einzige Krankheit 
anzunehmen, die withrend der Arbeit fortbestand. Von einer spilter eingetretenen 
neuen Erkrankung kann in diesem Falle keine Rede sein. 

In welcher Weise die Belastung der Krankenkassen durch öftere Erknm 
kungen von chronisch erkrankten Versicherten (z. B. bei Lungenschwindsucht 
und sonstigen unheilbaren Leiden) vemiindert werden kann, ist oben S. 14 unter 
IV 4 erörtert worden. 

n. Erwerbsunfähigkeit. 

I. Der Begriff der BErwerbsunfahigkeit« im Sinne des Krankenversicherung^ 
gesetzes ist deshalb von grofser Bedeutung, weil das Gesetz an deren Vorhanden 
»ein den Bezug des Krankengeldes knüpft (SS* 6 Abs. 1 Z. a, ao Abs. 1 Z. i. 
64, ^2 Abs. 3, 73). 

a. Erwerbsunfähigkeit ist streng zu unterscheiden von Erwerbslosigkeit und 
Art^eibbunfiihigkeit. Ein Versicherter, der in Folge einer Erkrankung seine 
Arbeitsstelle verloren hat und sich vergeblich wieder um Arbeit bemüht, ist er- 
werbslos, aber nicht erwerbsunfähig. Ein Versicherter, welcher in Folge seiner 
Erkrankung in abschreckender WeM entstellt ist und deshalb nirgends beschälti^t 
wird, kann trotz seiner ArbeilsHihigkeit erwerbsunfifhig sein. 

3. Bei der Beurtheilung der Frage, ob Erw^erbsunfilhigkeit anzunehmen i< 
mufs davon ausgegangen werden, dafs man es auf dem Gebiete der Kranken 
Versicherung — im Gegensatz zu der Unfallversicherung — in der Regel mit 
kurzen vorübergehenden Zustünden (vorübergehenden Krankheiten) zu thun h.it. 
Die Krankenkassen können daher (Üglich nicht verlangen, dafs sich der Erkrank iv 
wegen der verhültnifsmflfsig kurzen Zeit des Bezuges der Unterstützungen in cm 
ihm ganz fremdes Arbeitsfeld einarbeitet. Hieraus folgt, dafs auf dem Gebiete 
der Krankenversicherung das Vorliegen der sog. BerufMn Validität im weiteren Smmk 
genügen mufs, um den Anspruch auf Krankengeld zu begründen. Anders auf dem 
Gebiete der Unfallversicherung, wo die Versicherten auf den gesammten ArtHrii» 
markt verwiesen werden können. Es sind hiemach, wenn es sich um die Fc^t 
Stellung der Erwerbsunfähigkeit im Sinne des Krankenversicherung^gesetzes hanJiti. 
diejenigen Thütigkeiten des Versicherten in Betracht zu ziehen, welche dieser n.uh 
seiner Lebensstellung und gewohnten Beschäftigung verrichtete. Ist der Ver 
sicherte zur Fortsetzung dieser Thfltigkeit unfiihig, so wird man ihm den An 
Spruch auf Krankengeld nicht verugcn dOrfcn« 
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Der Erwerbsunfähigkeit ist gleich zu achten die Unmöglichkeit, ohne die 
Gefahr einer Verschlimmerung der Gesundheitsstörung, die bisherige Beschäftig 
};ung fortzusetzen. 

4. Der Anspruch auf Krankengeld besteht nur, wenn eine Erwerbs- \ 

Unfähigkeit in dem angegebenen Sinne vorliegt. Dagegen wird bei leichteren ! 

Krkrankungen und namentlich bei leichten Verletzungen, wenn sie eine Berufe- 
Invalidität nicht zur Folge haben, ein Krankengeld nicht gezahlt. Eine Abstufung 
nach dem Grade der Erwerbsunfähigkeit besteht nicht. 

2. Die ärztliche Behandlung. 

I. Die Krankenkassen haben den Versicherten »freie ärztliche Behandlung« 
/M gewahren. Die freie ärztliche Behandlung ist von dem Ablauf der Wartezeit 
nicht abhängig gemacht worden, weil der möglichst frühzeitige Beginn der Be- 
handlung nicht nur dem Erkrankten, sondern auch der Krankenkasse zum Vor- 
thcile gereicht. Es wird dadurch verhindert, dafs sich die Krankheit verschlimmert 
und nachträglich eine längere und kostspieligere Kur erforderlich macht. 

II. Die »ärztliche Behandlung«, zu welcher die Krankenkassen verpflichtet 
>ind, erfordert begrifflich die Behandlung durch einen »Arzt«, d. h. durch einen 
»upprobirten Arzt«. Einer Approbation bedürfen nach S* 29 der Reichs -Gewerbe- 
ordnung Personen, welche sich als Acrzte (Wundärzte, Augenärzte, Geburtshelfer, 
Zahnärzte) oder mit gleichbedeutenden Titeln bezeichnen oder seitens des Staates 
oder einer Gemeinde als solche anerkannt oder mit amtlichen Aufgaben betraut 
werden sollen. Die Approbation wird auf Grund eines Nachweises der Be- 
f;ihigung ertheilt. Hiernach sind die Krankenkassen nicht berechtigt, einem Ver- 
sicherten gegen seinen Willen zuzumuthen, sich von einer nicht approbirten 
Person behandeln zu lassen. Auf der anderen Seite kann der Versicherte gegen 
Jen Willen der Krankenkasse keine andere Behandlung, als eine solche durch 
einen approbirten Arzt beanspruchen. 

III. Ausnahmsweise ist auch eine Behandlung durch nicht approbirte Per- 
sonen, sog. Medizinalpersonen im .weiteren Sinne (z. B. Heilgehülfen, Bader, 
Zahntechniker, Chirurgen, Hebammen u. dergl.}, zugelassen worden. Ihre Zu- 
lassung ist namentlich dann unbedenklich, wenn sie dem Arzte assistiren, wenn 
sie ihn bei Gefahr im Verzuge vertreten, oder wenn es sich um ganz einfache ärzt- 
liche Hülfeleistungen handelt, wie Massage durch einen nicht als Arzt approbirten 
Sachverständigen (Masseur). Bei den Berathungen der Novelle zum Kranken- 
versicherungsgesetz drehte sich der Streit hauptsächlich um die Frage, ob es in 
geeigneten Fällen zulässig sein solle, auf Wunsch des Versicherten und mit Zu- 
stimmung der Krankenkasse die Behandlung durch eine nicht approbirte Medizinal- 
person, insbesondere durch sog. Naturärzte, eintreten zu lassen. Eine bestimmte 
Regelung dieser Frage ist nicht getroffen. Verschiedene Anträge, welche eine 
feste Norm zu schaffen beabsichtigten, wurden abgelehnt. Die Frage ist mithin 
offen gelassen (zu vergl. über diese Frage z. B. Beseht, des Königlich sächsischen 
Ministeriums des Innern vom 25. April 1893, abgedruckt in der Zeitschrift »Die 
Arbeiter- Versorgung« 1893 S. 329). Einigkeit besteht aber darüber, dafs ab 
Kassenärzte nur approbirte Aerzte — nicht aber sog. Naturheilkundige und der- 
gleichen Personen — bestellt werden können, und dafs die Ausstellung autori* 
tativer Gutachten und Zeugnisse (z. B. über die Frage', ob Erwerbsunfithigkeit im 
Sinne des Gesetzes vorliege, oder ob eine Krankenhausbehandlung nothwendig sei) 
nur durch approbirte Aerzte zu erfolgen hat. 

IV. Die ärztliche Behandlung umfafst nicht nur die persönliche Thätigkeit 
iies Arztes, sondern auch die Anwendung der zur Bekämpfung der Krankheit 
dienenden sächlichen Mittel. Das Ziel der ärztlichen Behandlung ist die Heüung 
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des Erkrankten; ist diese nicht erreichbar , so besteht die ärztliche. Behandlung 
in Linderung der Schmerzen und Besserung des subjektiven Befindens des 
Erkrankten. Eine ürztliche Behandlung besteht auch in der Verhütung von 
Ver^hlimmerungen vorhandener Leidenszustflnde, Verhütung der Todesgefahr 
u. dergl. Die eigentliche Thätigkeit des Arztes ist entweder eine verordnende 
oder eine ausführende, oder beide Thätigkeiten sind mit einander verbunden. 
Bei Erkrankungen, welche die Hülfe eines Spezialarztes verlangen, ist, wenn 
möglich, die Behandlung durch einen solchen zu gcwflhren. 

Entsteht Streit Ober die Ärztliche Behandlung, ist z. B. der Erkrankte mit 
der Behandlung, wie sie ihm gewährt wird, nicht einverstanden, so entscheidet 
die Krankenkasse. Deren Entscheidung kann der Erkrankte auf dem im S* 5^ 
Abs« I de^ Krankenversicherungsgesetzes vorgesehenen Wege anfechten. Er kann 
sich also mit der Behauptung, dafs die gewährte llrztliche Behandlung dem Ge- 
setze nicht entspreche, an die Aufsichtsbehörde wenden,- deren Entscheidun«; 
wiederum im ordentlichen Rechtswege oder — nach Landesrecht — im Vcr- 
waltung\sta*itverfahren angefochten werden kann. 

V. Zu den Kosten der Ifrztlichen Behandlung, welche von den Kranken- 
ka\Mrn zu zahlen sind, gehören aufser dem Arzthonorar die nothwendigcn 
Kosten der Fahrt des Arztes in die Wohnung des Erkrankten oder des letzteren 
zum Arzt. Femer gehören hierher die Kosten für einen Begleiter des Erkrankten, 
falls die Begleitung nach Lage des Einzelfalles erforderlich war. Auch ist zu 
die^en Kosten die Vergütung für die Dienstleistungen einc*s Dolmetschers xu 
rechnen, wenn der Verkehr zwischen dem Arzt und dem Erkrankten nur durch 
die^ Mittelsperson erfolgen kann. Derartige Kosten gehören deshalb zu den 
Konten der Ärztlichen Behandlung, weil durch die Dienste des Dolmetschers ärzt- 
liche Thütigkeit erst ermöglicht wird. 

3. Arznd und Heiimittd. 

L Freie Arznei: 

Das Gesetz hat keinen besonderen Begriff der »Arznei« aufgestellt. Es sind 
daher als »Arznei« zu betrachten alle diejenigen StotTe (Zubereitungen, Droguen, 
chemische Prüparate), welche man im gewöhnlichen Leben ols Arzneien be- 
zeichnet, und welche bei der ifrztlichen Ekhandlung eines Erkrankten angewendet 
werden. Die von den Krankenkassen zu gewährenden Arzneien sind nicht nur uul 
die Stoffe beschränkt, welche ausschliefslich in Apotheken feilgehalten und verkauft 
werden dürfen. Eine grofse Anzahl einfacher und wenig geführlicher Stoffe sind 
für den Verkehr freigegeben (z. B. Brausepulver, doppelt kohlensaures Natron. 
Ricinusöl, Baldriantropfen, Senfpapier und dergleichen mehr). Auch die^c 
Gegenstände werden im gewöhnlichen Leben zu den Arzneien gerechnet unJ 
gehören deshalb auch im Sinne des Krankenversicherung^^gesetzes hierher. Au^* 
geschlossen von dem Begriff der Arznei sind Nahrungs- und Genufsmittel 
(z. B. Wein, Milch, Minerolwasser, Fruchtsäfte, Fleischextrakt), obwohl auch 
solche in den Apotheken zum Verkauf stehen. Ausnahmsweise können dicMr 
als »HcOmitteU in Betracht kommciu 

IL HeilmtttcL 

Für die Gemeinde-Krankenversicherung Ist im S- 6 ^^ Krankenversicherung^ 
gevrtzes vorgeschrieben, dafs zu gewahren sind: »Brillen, Bruchbänder unJ 
Ihnliche Heilmittel«. Die übrigen Krankenkassen können über diese Gren/c 
htnausgehen und auch andere als die im S* 6 bezeichneten »Heilmittel« gewahren. 

I. Kleine Heilmittel. Aus der angeführten gesetzlichen Be^timmun;: 
crgiebt sich, dafs die Gemeinde - Krankenversicherung und diejenigen sonstigen 
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Krankenkassen, welche eine Enveiterung ihrer Leistungen auf diesem Gebiete 
nicht eingeführt haben, nicht sämmtliche Heilmittel zu leisten verpflichtet sind, 
sondern nur solche, welche hinsichtlich der Kosten den Brillen und Bruchbändern 
)>ahnlich« sind. Diese Kassen haben also nur die sog. »kleinen Heilmittel« zu 
gewahren. Durch diese Vorschrift hat man verhüten wollen, den Gemeinden 
sehr erhebliche Leistungen — z. B. ftkr kostspielige Badereisen u. dergl. — auf- 
zuerlegen. 

Zu den sog. »kleinen Heilmitteln« sind daher zu rechnen: alle Mittel, welche 
zur Heilung pathologischer Zustände dienen, mit der Krankenbehandlung zu- 
sammenhangen und zur Sicherung des Erfolges der Behandlung nothwendig sind 
/.. B. Verbandzeug, Flanellbinden, Krücken, Einreihungen, Massage, Elektrisirung u. 
wiergl.), sofern ihre AnschafTungskosten die bezeichnete Kostenhohe nicht übersteigen. 

Von dem erörterten Grundsatze aus ist auch die vielfach bestrittene Frage 
/.u beantworten, ob den Versicherten Weine, Spirituosen und ähnliche Stärkungs- 
mittel u. dcrgl. verordnet werden können, und die Krankenkassen zur Zahlung 
dieser Gegenstände verpflichtet sind. Es wird zu entscheiden sein, dafs die be- 
zeichneten Krankenkassen zur Leistung dieser Gegenstände, wenn ihr Preis über 
das angegebene Kostcnmafs hinausgeht — z. B. zur Gewährung von Wein zu fort- 
Jaiierndem Genufs, zu kostspieligen Badereisen, lang dauernden Massagekuren — , 
nicht verpflichtet sind. Dagegen ist eine solche Verpflichtung dann anzunehmen, 
wenn derartige Stärkungsmittel — wie Wein, Spirituosen — zur Beseitigung vor- 
übergehender Schwächezustände verordnet werden. Das verständige Ermessen 
der Kassenvorstände, bezw. bei entstehendem Streite das richterliche Ermessen, 
inufs im Einzelfalle entscheiden. 

2. Diejenigen Kassen, welche auch andere als die im S- ^ des Krankcnver- 
^icherungsgesctzes bezeichneten Heilmittel gewähren, können den Versicherten auch 
kostspieligere Heilmittel zu Gute kommen lassen. Es werden hiernach gewährt 
längere Badekuren, theuere Weine, künstliche Glieder, Beinschienenappanite, 
Pluttfufsschuhe, die Reparatur unbrauchbar gewordener künstlicher Glieder und 
dergleichen mehr. 

3. Auf einen Punkt soll noch hingewiesen werden. Nicht selten tritt die 
Frage auf, wer Eigenthümer der gelieferten Gegenstände wird, welche nicht ver- 
braucht werden, z. B. der Krücken, der Binden u. dergl. Zweifellos können 
derartige Gegenstände dem Versicherten lediglich zum Gebrauche Oberiassen 
werden. In diesem Falle bleibt die Krankenkasse Eigenthttmerin, und der Er- 
krankte hat sie nach gemachtem Gebrauche zurückzugeben. Sie können aber 
auch dem Erkrankten zum Eigcnthum überlassen werden. Ob im Einzelfalle 
das eine oder das andere zutrifft, richtet sich nach der Absicht der Betheiiigten 
und nach den Umständen des Falles. Ist eine ausdrückliche Vereinbarung nicht 
t^etroffen, und sprechen die Umstände nicht dagegen, so wird man annehmen 
dürfen, dafs die gelieferten Gegenstände in das Eigenthum des Erkrankten Ober- 
gegangen sind. 

4« Die Krankenhausbehandlung. 

I. An Stelle der regelmäfsigen Leistungen der Krankenkassen kann die Be- 
liundlung und Verpflegung der Erkrankten in einem Krankenhause treten. Der 
Krankenkasse steht die Wahl zu, ob sie das eine oder das andere gewähren will. 
Die Krankenkasse ist niemals verpflichtet, Krankenbausbehandlung eintreten zu 
la<iscn, auch wenn die Voraussetzungen für dieselbe gegeben sind, sie ist dazo 
lediglich berechtigt. Dem Versicherten steht daher niemals ein Rechtsanspruch auf 
Behandlung in einem Krankenhause zu, sein Anspruch geht immer nur auf die 
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regeimfi&tgen Leistungen — d. h. auf die Gewährung freier arztlicher Behandlung, 
Arznei und Heilmittel und auf Krankengeld. Die Krankenkasse wird ihre Ent- 
scheidung, ob sie im Einzelfalle Krankenhausbchandlung gewähren will, unter 
Würdigung der gegebenen Umstände treffen müssen. In der Regel wird sie die 
Ärztliche Aeufserung mafsgebend sein lassen. 

Eine zeitliche Begrenzung des Wahlrechts der Krankenkassen besteht nicht. 
Wenn bereits eine Zeit lang die regclmdfsigcn Leistungen gewflhrt worden sind, 
kann immer noch fbr die Folgezeit die Krankenhausbehandlung angeordnet 
werden, solange das Heilverfahren noch nicht abgeschlossen ist. Umgekehrt 
kann auf Anordnung der Krankenkasse eine Krankenhausbehandlung jederzeit ab* 
gebrochen werden, wobei allerdings vorausgesetzt wird, dafs die vorzeitige Ent- 
lassung des Erkrankten aus dem Krankenhause keine nachtheilige Wirkung auf 
den Zustand des Erkrankten bat 

Wird mit hinreichendem Grunde Krankenhausbchandlung angeordnet, so 
darf sich der Versicherte dem Eintritt in das Krankenhaus nicht entziehen. 
Weigert er sich grundlos, so geht er für die Dauer der Weigerung jedes An- 
spruchs gegen die Krankenkasse veriustig. Das Gleiche gilt, wenn er das 
Krankenhaus ohne Grund eigenmächtig verläfst. Diese Wirkung ergiebt sich folge- 
richtig aus dem Wahlrecht der Krankenkassen. Wenn die Krankenkasse die 
Krankenhausbehandlung anbietet, so hat sie das Ihrige gethan. Die Annahme ist 
Sache des Versicherten. Der Versicherte hat im Falle der Weigerung auch 
keinen Anspruch auf die AngehOrigenunterstQtzung ($.7 Abs. 2 des K. V. G.), 
weil — worüber die Fassung des Gesetzes keinen Zweifel Ififst — diese Unter- 
stützung »neben« der Krankenhausbehandlung und nur den Angehörigen des im 
Krankenhause »Untergebrachten« zu gewähren ist. 

Ein unmittelbarer Zwang zum Eintritt in das Krankenhaus wird gegen den 
Erkrankten nicht ausgeübt. Abgesehen von dem in dem zeitweisen Verlust 
seiner Ansprüche liegenden mittelbaren Zwang treffen ihn unter Umständen noch 
weitere Rechtsnachtheile. Entwickeln sich in Folge der unbegründeten Weigerung 
der Krankenhausbehandlung neue Leiden, so kann unter Umständen angenommen 
werden, dafs der Versicherte sich das Leiden vorsätzlich zugezogen habe. In 
diesem Falle kann ihm das Krankengeld ganz oder theilweise aberkannt werden. 

n. Inhalt der Leistung. 

I. Die Krankenhausbehandlung umfafst »Kur* und »Verpflegung« in einem 
Krankenhause. Zur »Kur« gehören: ärztliche Behandlung, Arzneien, Wartung 
lind alle Heilmittel (nicht nur die sog. »kleinen Heilmittel«). Zur »Verpflegung« ist 
aufser Wohnung und Beköstigung des Kranken auch die Gewährung der (Ür 
den Aufenthalt in dem Krankenhause vorgeschriebenen Kleidung zu rechnen. 

1. Femer umfafst die Krankenhausbehandlung auch alle diejenigen Leistungen, 
welche erforderiich sind, um die Kur und Verpflegung in der Anstalt erst zu 
ermöglichen. So gehören hierher die Kosten der Ueberft>hrung des Erkrankten 
in die Anstalt. Dies gilt namentlich dann, wenn der Versicherte auf der Arbeits- 
stätte erkrankt, und die alsbaldige Unterbringung in einem Krankenhause noth- 
wcndig ist 

3. Als »Krankenhaus« ist jede zur Heilung und Pflege der Kranken dienend« 
und mit den erforderiichen Einrichtungen ausgestattete Anstalt zu verstehen. 
Dafs die Anstalt eine Öffentliche sei, ist nicht erforderiich. Es kann auch eine 
Privatanstalt — z. B. die Privatklinik eines Arztes — sein. Dagegen ist als eine 
dem Gesetz entsprechende Krankenhausbehandlung nicht die blof^e Unterbringung 
und Verj^flegung des Erkrankten l>ei einer Privatperson zu erachten« 

Ul. Die Voraussetzungen der Krankenhausbehandlung. Die 
Krankcnhausbehandlung kann nicht in allen Fällen ohne Untenchied angeordnet 
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werden. Ein gewisser Krek von Personen kann in der Kegel nur mit ihrer 
Zustimmung im Krankenhause untergebracht werden. Dies gilt im Grofsen und 
Ganzen von solchen Personen, welche einen eigenen Haushalt oder eine Familie 
liaben und dort leben. Ausnahmsweise können auch diese Personen ohne ihre 
Zustimmung der Krankenhausbchandlung unterworfen werden (z. B. wenn die 
Krunkheit eine ansteckende ist, wenn der Erkrankte wiederholt den Srztlichen 
Vorschriften zuwider gehandelt h^t, wenn eine Beobachtung erforderlich ist). 

Für sonstige Erkrankte kann die Krankenhausbehandlung unbedingt ange- 
ordnet werden. 

IV. Neben der Krankenhausbehandlung ist den Angehörigen des Erkrankten, 
deren Unterhalt dieser bisher aus seinem Arbeitsverdienste bestritten hat, die Hälfte 
des Krankengeldes als Unterstützung zu gewähren. 

Abgesehen hiervon beziehen die Versicherten selbst während der Dauer der 
Krankenhausbchandlung kein Krankengeld. Ausnahmsweise kann von den kor- 
porativen Krankenkassen neben der Krankenhausbehandlung ein Krankengeld bis 
/u einem Achtel des Tagelohnes auch solchen Personen bewilligt werden, wdche 
nicht den Unterhalt von Angehörigen aus ihrem Arbeitsverdienste bestritten haben. 

5. Fürsorge für Rekonvaleszenten. 

I. Bei der Orts-, Betriebs- (Fabrik-), Bau- und Innungskrankenkasse kann 
durch statutarische Vorschrift angeordnet werden, dafs (Ür die Dauer eines Jahres 
von Beendigung der KrankenunterstUtzung ab eine Fürsorge für Rekonvaleszenten 
zu gewähren ist. Ein solche Anordnung darf nur ein ftkr alle Male durch das 
Statut gctrotfen werden; nicht aber ist es zulässig, dafs der Vorstand der Kranken- 
kasse die Anordnung im Einzelfalle trifft. Ferner ist es unstatthaft, die Wohl- 
ihut auf bestimmte Klassen von Mitgliedern zu beschränken (SS* 21 Abs. 1 Z. 3a, 
64, 72 Abs. 3, 73 des K. V. G.). 

Diese Bestimmung gewährt die Möglichkeit, die Rekonvaleszenten durch 
Fortgewährung einer Unterstützung in den Stand zu setzen, zunächst theilweise 
ihre Beschäftigung ohne neue Gefährdung ihrer Gesundheit wieder aufzunehmen. 

II. Die Wohlthat soll zu Gute kommen den Rekonvaleszenten, also solchen 
Personen, bei welchen zwar das Heilverfahren beendet ist, die aber noch der 
Schonung, Kräftigung und Erholung bedürfen. Es sind also solche Personen 
bedacht, welche sich in dem Zwischenstadium zwischen eigentlicher Erkrankung 
und vollkommener Genesung befinden. Diese Personen bedürfen in der Regel 
nicht mehr der ärztlichen Hülfe, wohl aber der Schonung ihrer Kräfte. Be- 
zeichnend ftir sie ist ein Zustand allgemeiner Schwäche in Folge der Ober-, 
stündenen Krankheit. 

ni. Die Art der Rekonvaleszentenftlrsorge kann eine verschiedene sein. , Das 
Statut der Krankenkassen kann Bestimmungen darüber treffen, welche Arten der 
Fürsorge gewährt werden sollen, es kann aber auch die Wahl der Mittel dem 
Vorstände übei lassen. Als Arten der Fürsorge kommen namentlich in Frage; 
Badekuren, Landaufenthalt, Aufenthalt in einem Luftkurort, längere Gewährung 
von Stärkungsmitteln, Gewährung von Geldunterstützungen u. dergi. Vor Allem 
kommt aber hier die Unterbringung in besonderen Rekonvaleszentenanstalten in 
Betracht. 

IV. Besondere Anstalten, welche die Fürsorge ftlr Rekonvaleszenten cur 
Aufgabe haben, können in der Regel nur grOfsere leistungsfähige Krankenkassen 
cTfichten. Kleinere Krankenkassen können sich zu diesem Zwecke tu Kassen- 
verbänden zusammenschliefsen (SS. 46 Abs. 1 Z. 3, 64, 7a Abs. 3, 'j^). 

Auf diesem Gebiete kann noch manches Gute geschaffen werden. 
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6. Kassenzwang und Zwangskassen. 

I. Den nach dem Krankenversicherungsgesetz versicherungspflichtigen Per- 
sonen bt in einem gewissen Umfange die freie Wahl in der Benutzung der 
einen oder anderen Versicherungseinrichtung gelassen. * Aus diesem Grunde 
spricht man davon, dafs auf dem Gebiete der Krankenversicherung das Prinzip 
des »Kassenzwanges« gelte, nicht aber dasjenige der »Zwangskassen«. 

n. In der Regel hat der Versicherte keine Wahl, welcher von mehreren 
Versicherungseinrichtungen er angehören will. Für jede versicherungspflichtige 
Beschäftigung besteht in jedem Ortlichen Bezirke nur eine Kasseneinrichtung. 
Ein Wahlrecht steht den Versicherten nur zu zwischen der Versicherung in 
einer freien Hülfskasse ohne Beitrittszwang und zwischen der Versicherung bei 
der fbr ihn zustilndtgen Kasseneinrichtung. Die Versicherung bei einer freien 
HQlfskasse bewirkt indessen auch nicht unter allen Umstanden die Befreiung von 
der Verpflichtung, der sonst zuständigen Krankenkasse anzugehören, vielmehr nur 
dann, wenn die Voraussetzungen des S* 73 Jcs Kranken Versicherungsgesetzes erfüllt 
Mnd. Insoweit gilt nur der oben t>ezeichnete Grundsatz. Macht der Versichertc 
von scincnn Wahlrechte keinen Gebrauch, so gehOrt er allerdings einer bestimmten 
Kasseneinrichtung an, und zwar derjenigen Krankenkasse, welche fbr die Be* 
schflftigung, in der er steht, errichtet ist, und diese Kasse ist (Ür ihn Zwangs- 
kasse, da ihm ein weiteres Wahlrecht nicht zusteht. Insofern besteht das 
»Zwangskassensystemc« 

in. Das »Zwangskassensystem« bietet namentlich folgende Vortheile: 

1. Der Mitgliederbestand der Krankenkasse wird nicht von reinen Zußlllig- 
keiten, insbesondere nicht von dem Willen der Versicherten, abhiingig gemacht. 

3. Die Verwaltung der Krankenkassen wird wesentlich dadurch erleichtert, 
dafs die Freistellung der Wahl zwischen verschiedenen Kassen ausgeschlossen ist. 

3. Das Beitragswesen wird erheblich vereinfacht. Würde dem Versicherten 
die Wahl zwischen verschiedenen Kassen freistehen, so würde der Arbeitgeber 
verpflichtet sein, die Beitrüge für jede von ihm beschäftigte Person an diejenige Küsm: 
zu zahlen, welcher der Versicherte zufallig beitritt, wahrend er es unter der Herr- 
schaft des Zwangskassensystems in der Regel nur mit einer Kasse zu thun hat. 
Der Arbeitgeber würde femer durch die Willkür der Versicherten genOthi^t 
werden kOnnen, höhere Beiträge zu zahlen, als diejenige Kasse erfordert, welche 
Ar die von ihm beschüftigten Personen errichtet ist. Diese Schwierigkeiten und 
Belistigungen der Arbeitgeber werden beseitigt durch das tZwangskassensystem«. 



7. Freie Arztwahl und Kassenarztzwang. 

I. Eine der wichtigsten Fragen auf dem Gebiete der Krankenversicherung 
ist die Frage, ob die Gewährung der freien Arztwahl oder die Bestellung von 
Kassenärzten vorzuziehen ist. Die einen befün^orten die Bestellung von Kassen- 
Irzten, d. h. bestimmter Aerzte, welche von den Krankenkassen bezeichnet werden 
und deren Behandlung sich die K&ssenmitglieder unterwerfen müssen; die anderen 
fordern ftlr die Versicherten, dafs sie sich den Arzt, von welchem sie behandelt 
weiden wollen, frei wühlen dürfen. 

IL Die wesentlichsten Gründe, welche ftlr EinAlhrung des einen oder di> 
milderen Systems geltend gemacht werden, sind folgende: 

I. Für den Grundsatz der freien Arzti^'ahl wird in erster Linie angeftlhn. 
däh dem Erkrankten die Freiheit gewtihrieistet werden müsse, sich von dem Ar/i 
bdiandeln zu lassen, zu dem er persönlich Vertrauen habe, und diejenige Heil 
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inethode (Allopathie, HomOopathie) bei sich anwenden zu lassen, die ihm am 
erwünschtesten sei. 

Ferner wird im Interesse der Unabhängigkeit der Aerzte von der Kasse und 
den Vorstandsmitgliedern die freie Arztwahl befünvortet. Auch fürchten die 
Arbeiter, dafs die Aerzte in Folge ihrer Abhängigkeit bei einem Streit zwischen 
Arbeiter und Kasse nicht ganz unparteiisch ihr Urthcil abgeben möchten. Der 
Vertrauensarzt der Kasse sei Mifstrauensarzt des Versicherten. 

2. Für das System des Kassenarztzwanges werden eine Reihe von Zweck- 
müfsigkeitsgrUnden ins Feld geführt. Zunächst die Kostenfragc. Man macht geltend, 
iiafs das Institut der Kassenärzte die Ausgaben der Krankenkassen für ärztliche 
Behandlung, Arznei und Heilmittel in den noth wendigen Grenzen halte. Den 
Kassen würde auf diesem Wege die nothwendige Einwirkung auf die Höhe der 
ür/tlichcn Honorare und auch auf die Methode der ärztlichen Verordnung gewährt. 
Jedoch wird auch von den Anhängern des Kassenarztsystems allgemein anerkannt, 
dafs eine rücksichtslose Vergebung der ärztlichen Behandlung ohne Rücksicht- 
nahme auf die Persönlichkeit des Bewerbers nicht erfolgen dürfe. Femer wird 
für dieses System der Umstand geltend gemacht, dafs den Krankenkassen unmöglich 
/ugemuthct werden könne, auf die Bescheinigung eines jeden beliebigen Arztes 
hin, dessen Zuverlässigkeit sie nachzuprüfen nicht im Stande seien, Krankengeld 
zu gewähren. Sodann wird auf die Vortheile hingewiesen, welche darin be- 
Ntehcn, dafs ein Erkrankter stets von demselben Arzt, der seinen Zustand kenne, 
behandelt werde. Es werde dadurch vielfach Betrügereien etc. vorgebeugt. Der 
Versicherte, bei welchem der behandelnde Arzt Simulation festgestellt habe, sei 
bei dem Kassenarztsystem nicht in der Lage, sich bei einem anderen Arzt in 
Behandlung zu geben und diesen von Neuem zu täuschen. Endlich wird geltend 
gemacht, dafs bei freier Acrztewahl eine Verpflichtung des Arztes, den Erkrankten 
zu behandeln, nicht bestehe {%. 144 Abs. 2 der Gew. O.). Der Versicherte habe 
deshalb keine Sicherheit dafür, dafs er überhaupt einen Arzt finden werde, 
welcher sich der Behandlung unterzieht. Während diese dem Versicherten 
ungünstige Möglichkeit fortfalle, wenn besondere Kassenärzte bestellt worden %eien. 

ni. Beide Systeme kommen nicht inuner in ihrer vollen Reinheit zur An- 
wendung. Es giebt auch zweckmäfsige und empfehlenswerthe Einrichtungen, 
welche in der Mitte zwischen den beiden entgegenstehenden Systemen liegen. 

1. Am weitgehendsten würde die Freiheit der Versicherten gewahrt sein, 
wenn es ihnen freistehen würde, unter allen Aerzten sich denjenigen zu wählen, 
welcher ihnen zusagt, und wenn die Krankenkasse die von diesem eingereichte 
Forderung ohne Weiteres bezahlen mttfste. Soweit geht indessen auch das 
Prinzip der freien Arztwahl nicht. Auch dieses Prinzip hat seine vemOnfiigen 
Grenzen. Das Verlangen des Erkrankten, auch in einfachen Fällen von den 
ersten Autoritäten auf ärztlichem Gebiete behandelt zy werden, kann auch unter. 
der Herrschaft des Grundsatzes der freien Aerztewahl nicht für berechtigt an- 
erkannt werden. Femer kann die Krankenkasse die Erstattung eines Aufwandes, 
welcher über das erforderliche Mafs hinausgeht, verweigern. 

2. Eine Beschränkung des Prinzips der freien Arztwahl liegt schon vor, 
wenn den Versicherten die Wahl unter sämmtlichen Aerzten des Kassenbezirks 
eingeräumt wird. 

3. Eine weitere Beschränkung besteht darin, dafs die Krankenkassen aller- 
dings bestimmte Aerzte als Kassenärzte bestellen, den Versicherten aber die Wahl 
unter einer möglichst grofsen Zahl solcher Aerzte gewähren (sog. System 
der beschränkten freien Arztwahl). 

4. Auch das Prinzip des Kassenarztzwanges besteht nicht ohne Milderungen, 
welche im Gesetze selbst vorgesehen sind« 
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a. Wenn durch die Anordnungen der Kasse den berechtigten Anforderungen 
der Versicherten nicht Rechnung getragen wird, so kann die höhere Ver\valtungs- 
behflrde auf Antrag die Zulassung weiterer Aerzte verfügen (SS* 56a, 65 Abs. 3, 
7 a Abs. 3, 73, 74 des K, V. G.). 

b. in »dringenden Füllen« kann auch unter der Herrschaft des Kassenarzt- 
zwanges die Bezahlung der durch Inanspruchnahme anderer Aerzte entstandenen 
Kosten nicht abgelehnt werden. Es gilt dies namentlich ft)r solche Falle, in 
denen ohne Gefahr der Verschlimmerung das Eintreffen des Kassenarztes nicht 
abgewartet werden kann. Aber auch hier tritt nur (Ür die dringlichsten Hülfe- 
leistungen (z« B. für Nothverbünde, schleunige Operationen u. dcrgl.) eine Be- 
freiung vom Arztzwang ein (SS- ^> Abs. 1 Z. 6, 26a Abs. 3 Z. ab, 64, 72 
Abs. 3 u. 73). 

IV. Nicht nothwendig verknüpft mit den Systemen der freien Arztwahl und 
dem Arztz\^'ang ist die Frage nach der Art und Weise der Honorirung der 
Aerzte. Es giebt in dieser Beziehung zwei Hauptformen: Zahlung eines festen 
Honorarsatzes und Honorirung der Einzelleistungen. Beides kann sowohl bei 
der freien Arztwahl als auch bei dem System des Kassenarztzwanges zur An- 
wendung kommen. Auch auf diesem Gebiete ist eine Verbindung beider Arten der 
Honorarzahlung mOglich und thatsflchlich in Anwendung (das sog. Pointssystem). 
Dieses System wird mit Nutzen da angewandt, wo beschränkte freie Arztwahl 
besteht, oder den Versicherten die Wahl unter sflmmtlichen Aerzten des Bezirks 
gelassen tvird. Es besteht in Folgendem: Die Krankenkasse schliefst mit diesen 
Aerzten tinen Vertrag ab, wonach sie einen nach Mafsgabe der Zahl der Kassen - 
mitglieder oder nach einem sonstigen Mafsstabe festgesetzten Gesammtbetrag für 
die sflmmtlichen Aerzte auswirft (insofern Pauschquantum). Dieser Betrag wird 
nach Mafsgabe eines von den betheiligten Aerzten unter einander vereinbarten 
Tarifs nach den Einzellebtungen vertheilt (insofern Honorirung der Einzel- 
leistungen). 

V. In gleicher Weise, wie bestimmte Aerzte ftlr die Ärztliche Behandlung 
bestellt werden kOnnen, ist es auch zulässig, anzuordnen, dafs die Lieferung von 
Arznei und Heilmitteln durch bestimmte Apotheken und die Kur und Verpflegung 
durch bestimmte Krankenhäuser gewahr! wird (Apotheken- und Krankenhauszwang\ 



8. ' Das Verhftltnifs der freien Kassen £u den Zwangskassen. 

I. Die freien HOlfskassen ohne Beitrittszwang sind in dem Krankenversiche- 
rungsgesetz den Zwangskassen und der Gemeinde* Krankenversicherung an die Seile 
gestellt« Die freien HOlfskassen sind entweder »eingeMrhrienene HUlfskassen« oder 
•auf Grund landesrechtlicber Vorschriften errichtete HOlfskassen«. Die einge- 
schriebenen HOlfskassen beruhen auf dem R. Ges. vom 2- ,-■-"- 'l'i --0-7* 1*1* c*- ' 

I. Juni 1^84 (R. G. Bl. S. 54 

und sind nicht nur ftlr die nach dem Krankenver^icherungxgesetz versicherungN- 
Pflichtigen Personen, sondern ftlr einen beliebigen Mitgliederkreis geMrhaffen. Die 
landesrechtlichen HOlfskassen beruhen auf dem Landesrecht, und das Kranken 
versicheningsgesetz hat nur FOrsorge getroffen, dafs sie genOgende Sicherheit 
daftlr bieten, dafs ihren Mitgliedern die verspnKhenen UnterstOtzungen auch 
wirklich gewährt werden. Uro die Leistungsftihigkeit solcher Kavien zu sichern, 
ist deshalb vorgeschrieben, dafs ihr Statut von einer Staatsbehörde genehmigt 
wird und Bestimmungen enthalt, durch welche die Bildung eines Reservefonds 
m gleicher Weise, wie durch das Krankenversicherungsgesetz ftlr die Ort«-, 
-, Bau- und Innungskassen vorgeschrieben ist, verborgt wird. 
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II. Die Mitglieder der bezeichneten Kassen sind von der Verpflichtung, der 
Gemeinde-Krankenversicherung oder einer nach Mafsgab^ des Krankenversicherungs- 
«Tcsetzes errichteten Zwangskasse anzugehören, befreit, wenn die HUlfskasse, 
welcher sie angehören, allen ihren versicherungspflichtigen Mitgliedern oder doch 
derjenigen Mitgliederklasse, zu welcher der Versicherungspflichtige gehört, im 
Krankheitsfalle mindestens diejenigen Leistungen gewahrt, welche nach Mafsgabe 
der £§. 6 u. 7 des Kranken Versicherungsgesetzes von der Gemeinde, in deren Bezirk 
der Versicherungspflichtige beschäftigt ist, zu gewähren sind (§. 75). Die Befreiung 
tritt ohne Weiteres kraft Gesetzes ein, eines Antrages bedarf es nicht. Die Be- 
treiung ist ein Recht der Mitglieder der Hülfskassen, von welchem sie Gebrauch 
machen können, aber nicht müssen. Die Gemeinde - Krankenversicherung oder 
Zwangskasse ist daher nicht berechtigt, solche Mitglieder wider ihren Willen von 
der Theilnahme an der rcgelmüfsigcn Versicherung auszuschliefsen. Hiernach 
kann ein Versicherter gleichzeitig bei einer freien Hülfskasse und bei einer Zwangs- 
kasse versichert sein. Um indessen einer auf Gewinn abzielenden Doppel- 
Versicherung wirksam vorzubeugen, schreibt das Krankenversicherungsgesetz im 
;. 26a Abs. I (SS- 64» 72 Abs. 3, 73) vor, dafs den Kassenmitgliedem das Kranken- 
geld soweit zu kürzen ist, als dasselbe zusammen mit dem aus der anderweiten 
Versicherung bezogenen Krankengelde den vollen Betrag ihres durchschnittlichen 
Tagelohnes übersteigen würde. Durch das Kassenstatut kann indessen diese 
Kürzung ganz oder theilweise ausgeschlossen werden. Bei doppelter Versicherung 
kann ferner an Stelle der freien drztlicheo Behandlung und Arznei von den 
freien Kassen ihren Mitgliedern eine Erhöhung des Krankengeldes um ein Viertel 
des Betrages des ortsüblichen Tagelohnes ihres Beschüftigungsortes gewahrt werden 
(:. 75 Abs. 3). 

III. Das Mindestmafs von Fürsorge, welches die freien Hülfskassen zu gewähren 
haben, wenn ihre Mitgliedschaft von dem Versicherungszwange befreien soll, 
inufs in jeder einzelnen Beziehung — nach Höhe und Art — den Vorschriften der 
'^j. 6 u. 7 des Krankenversicherungsgesetzes über* die Leistungen der Gemeinde- 
Krankenversicherung entsprechen. Minderleistungen in einer Beziehung können 
durch Mehrleistungen in anderer Beziehung nicht aufgewogen werden« Es ist 
daher nicht mehr zulässig -r— was vor dem Inkrafttreten des revidirten Kranken- 
versicherungsgesetzes noch statthaft war — , dafs die freien Kassen keine Ärztliche 
Behandlung und Arznei, dafür aber ein höheres Krankengeld gewähren. Dieser 
Umstund hatte thatsflchlich im Gefolge, dafs die Erkrankten — sehr zu ihrem 
Nachtheile — anstatt den Arzt in Anspruch zu nehmen, vielfach das höhere 
Krankengeld annahmen und zu anderen als zu Zwecken ihrer Heilung verwendeten. 
Im Interesse der Versicherten war es daher geboten, anzuordnen, dafs freie ärztliche 
Behandlung, Arznei etc. in Natur zu gewähren sei. Die freien Hülfskassen müssen 
hiernach, wenn sie der Vorschrift des S- 75 des Krankenversicherungsgesetzes 
.genügen wollen, ihren Mitgliedern freie ärztliche Behandlung, Arznei, kleine Heil- 
mittel und Krankengeld, sowie an deren Stelle unter den im S- 7 ^^ Kranken- 
versicherungsgesetzes bestimmten Voraussetzungen Krankenhausbehandlung nebst 
An«;chörigenunterstützung gewähren. Nur solche Mitglieder, welche zugleich einer 
Zwangskasse angehören, können mit einer Erhöhung des Krankengeldes um ein 
Viertel des ortsüblichen Tagelohnes statt ärztlicher Behandlung und Arznei — 
die ihnen ja von der Zwangskasse schon gewährt wird — abgefunden werden. 

IV. Die Befreiung von der Zugehörigkeit zur Gemeinde-Krankenversicherung 
oder zu einer Zwangskasse kommt mit Austritt des Versicherten aus der freien Kasse 
in Fortfall. Tritt ein Mitglied einer freien Kasse an einem Orte in Beschäftigung, 
^n welchem das Krankengeld derjenigen Mitgliederklasse, der er bisher angehörte, 
hinter dem von der Gemeinde -Krankenversicherung zu* gewährenden Kranken- 
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so 

gMc znrOckKdbt, -^ ^1 die Befinew^ noch filr die Dmmt von tvnei Wochci 
Diese Ffi«t ia gcvihrt «x>rden« um dem Yer^vherten Gdc^enhdt lu $eKi 
die Efhöhur^ der Yes^äcbenin|; hei der freien Kasse in einer dem Gesette ^^ 
nQ^cndefi Weise m Kr«eTk5ier!cen. Die Statuten der HülCskjkssen enthjihv 
jedoch hiut^ die Be^iimmun^ diu in diesem Falle das heinrtTcnde Miti^lied \o 
ielha in die höhere Miu;!icderkLts$e eintritt» so dafs auf diese Weise ^dem Geseti 
gcn&|!t wird. 

V. Den frdcn ILavsen «ird auf ihren Antrag eine anUliche Bcscheinicu'^ 
darüber au^^cMcih, dais sie \-ortvhallIich der Höhe des Krankengelder den A 
forderum^en des S- 75 des Kranken \ ervicherung^^csetxes genügen. Die>e K 
schciniiaini; wird für Kassen, deren Bezirk Ober die Grenzen eines Bunde>tjij:i 
nicht hinjuv:;cht, \-on der Zentralbehörde, im Uebrigen \^n dem Reichskjin.'\ 
ertheilt. Bei einer Aenderung der Statuten ist die Bescheinigung lu widemitv 
oder von Neuem zu ertheilen. Bescheinigung und Widerruf werden ötfcntlk 
bekannt gemacht. Für die Entvrheidung der Frage, ob die freie Kasse d^ 
Voraussetzungen des S- 75 des Krankenver^icherung^gesetzes genügt, ist J 
Bescheinigung — abgesehen von dem Vurbehahe bezüglich der Höhe vl< 
Krankengeldes — beweisend, und zwar unter Ausschlufs des Gegenbeweis 
(CS* 75a tmd b). 

VL Die Mitgliedschaft bd einer freien Kasse biingt Vortheile, aber auv 
Nachthefle für den Versicherten mit sich. Die Vor t heile bestehen namentlu 
darin, dafs die Veränderungen in Beschüftigungsort und Beschäftigungsart einv 
Kassenwechsel nicht zur Folge haben, und dafs die Leistungen der freien Ka\N^ 
grOfsere sein können, ab die der Gemeinde -Krankenversicherung und d< 
Zwangskassen. Die Nachtheile sind im Wesentlichen folgende: Die Bcitr.^; 
und Eintrittsgelder können die gesetzliche Höchstgrenze Oberschreiten; der Vc 
sicherte verliert den Anspruch auf den Beitragsantheil des Arbeitgebers; ili 
entgeht der Vortheil, den er sonst dadurch gcniefsen würde, dafs die Gemcinv 
zu Vorschüssen, die Betriebsuntemehmer, Bauherren und die Innungen zu /i 
Schüssen verpflichtet sind; ihm nutzt es nichts, dafs die Kassen ver>valtung «n 
Kosten der Gemeinde, der Betriebsunternehmer und der Bauherren geführt w ir 
Dazu kommt noch der Auschlufs von wichtigen Befugnissen der Verwaltung in 
Rechtsprechung auf dem Gebiete der Unfallversicherung, welche ihnen sonst /t 
stehen würden (Beisiu im Schiedsgericht, Mitgliedschaft im Reichs- Versiehe runt; 
amt und in den Landes - Vcrsicherungx^mtcm , Theilnahme an dem ZustnnJi 
kommen der Un fall verhütungs Vorschriften).') 



■) Dagegen ist den Mitgliedern der freien llQlfskassen die Theilnahme an J< 
polizeilichen Unfalluntersuchungen nicht verschlossen (S. 45 des U. V. &, S- 30 des L. U. V. ( 
S. 35 Abs. 4 des B.U.V.G.). 
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III. 

Die Grundlagen der Unfallversicherung, 

1. Der Betriebsunfall 

I. Unfall. 

Die Unfallversicherungsgcsetze enthalten eine nflhere Bestimmung des Begritfs 
Unfall« nicht. Die Merkmale dieses BegritTs müssen der Absicht des Gesetz- 
gebers und dem allgemeinen Sprachgebrauch entnommen werden. Nach der 
Absicht des Gesetzgebers steht der ii'UnfalU der »Krankheit« und der »Invaliditüt« 
!;c|;cnüber. Während bei »Krankheit« und »Invalidität« Leidenszustände in Frage 
koinnicn, welche durch irgendwelche Ursachen — innere oder ilufsere, allmählich 
oder plötzlich wirkende — herbeigeführt sein können, hat der »Unfall« zur Voraus- 
>ct/iing, dafs die Schädigung der Erwerbsfiihigkeit oder der Tod eines Menschen auf 
will plötzliches Ercignifs zurückzuführen ist. Hiernach sind für den Begriff 
des «Unfalls« folgende Forderungen aufzustellen: 

1. Es mufs ein »Ereignifs« vorliegen. Dieses braucht nicht nothwcndig 
ein aufserordentliches, den Betrieb störendes Ereignifs in dem Sinne zu sein, dafs 
neben der schädigenden Einwirkung auf den Körper eines Menschen noch 
aufscrJem eine besondere Störung des Betriebes gefordert werden müfste. 

2. Das Ereignifs mufs ein schädigendes sein. Das folgt aus dem Begriff 
»Unfall«. Unfall ist eine besondere Art des Zufalls — ein schädigender Zufall. 
Darauf, wann der Schaden, d. h. die Folgen des Unfalls, eintreten, kommt 
e> nicht an. Es ist rechtlich unerheblich, ob die Folgen — das körperliche Leiden, 
vier Tod — alsbald im Anschlufs an das Ereignifs oder erst später eintreten. 
Hin Arbeiter ritzt sich im Betriebe die Hand, später tritt durch Hineindringen 
von Infektionserregern in die Wunde eine Blutvergiftung ein, welche schliefslich 
/.um Tode führt. Der Tod ist die Folge des in der Entstehung der Rifswunde 
zu erblickenden Unfalls. 

3. Das Ereignifs mufs ein »plötzliches« sein. Hiernach scheiden als 
L'nfülle von vornherein aus alle allmählich enstandenen Krankheiten (z. B. in der 
Re^el Leistenbrüche), femer alle sog. Gewerbekrankheiten, das sind Er- 
krankungen, welche als das Endergebnifs der eine längere Zeit andauernden, der 
GeMindhcit nachtheiligen Betriebsweise bei bestimmten Gewerben aufzutreten 
pflegen. Zu den Gewerbekrankheiten sind namentlich zu zählen: die Phosphor- 
nekrose der Arbeiter in Zündholzfabriken, der Tremor mercurialis, d. i. diejenige 
Krankheit, welche den mit der Quecksiiberbearbeitung beschäftigten Personen 
cigenthümlich ist, das Augenzittern (Nystagmus) der Bergleute, Handprellungen 
ilcr Steinschläger, die Bleivergiftungen der Arbeiter in Bleihütten und Bleiw^- 
f/ibriken, die Pertmutterkrankheit der Perlmutterarbeiter, die sich in Folge des 
tortwährenden Lärms allmählich entwickelnde Schwerhörigkeit der Kesselschmiede, 
die Lungenkrankheiten der in Thomasschlackenmühlen beschäftigten Arbeiter in 
Folge des Einathmens von phosphorhaltigem Thomasschlackenstaub. Für solche 
Personen, die in Folge einer Gewerbekrankheit erwerbsunfilhig geworden sind, 
i^^t hiernach nicht in dem Mafse gesorgt, wie (Ür Personen, welche ihre Erwerbs- 
^^higkeit durch einen Betriebsunfall eingebOfst haben. 

Die Frage, ob im einzelnen Falle eine plötzliche oder eine allmähliche Ein- 
wirkung stattgefunden hat, ist oft nicht leicht zu beantworten, weil die Begriffe 
»plötzlich« und »allmählich« an der Grenze in einander übergehen. Immerhin 
wird die Voraussetzung der »Plötzlichkeit« in der Praxis nicht allzu eng gebfti* 



gx IIL Die Gnindlagen der UnfiülTersichening. 

Das Reichs -Versicherungsamt hat in zahlreichen Entscheidungen sich dahin aus- 
gesprochen, dafs ein »zeitlich bestimmbares, in einem verhifitnifsmiffsig kurzen 
Zeitraum eingeschlossenes« Ereignifs genügt, um die Voraussetzung der • Plötz- 
lichkeit« zu erfbllen. So ist z. B. das Vorliegen eines Unfalls angenommen 
worden bei einem MOller, der bei plötzlich eingetretenem Hochwasser mehrere 
Stunden hindurch in eiskaltem Wasser arbeiten mufste, sich eine Erkaltung zuzog 
und an deren Folgen starb. 

4. Das Vorliegen eines Unfalk ist begrifflich und auch ausdrücklich durch 
das Gesetz ausgeschlossen, wenn er von dem Betroffenen vorsätzlich herbei- 
geführt worden ist, denn in diesem Falle kann von einem schädigenden Zufall 
nicht mehr die Rede sein» 

IL Betrieb. 

I. Auch bezüglich des Begrifis »Betrieb« haben die Unfallversicherun^s- 
gesetze keine nüheren Bestimmungen getroffen; es ist daher unter »Betrieb« im 
Sinne der Unfallversicherungsgesetze dasjenige zu verstehen, was man im wirth- 
»chaftlichen Leben darunter l>egrei(t. Und hier versteht man unter »Betrieb« 
ganz allgemein den »Inbegriff fortdauernder wirthschaftlicher Thfltigkeit« im 
weitesten Sinne. Er umfafst die Vorbereitung, die Durchführung und den Ab- 
schlufs eines Unternehmens. Dagegen sind in der Regel diejenigen ThStigkeiten, 
welche vor der Eröffnung des Betriebes vorgenommen werden, noch nicht, unJ 
diejenigen, welche nach der Einstellung des Betriebes zum Zwecke seiner Auf- 
lösung erforderlich sind, nicht mehr dem Betriebe zuzurechnen. Der Betrieb 
umfafst nicht nur diejenigen Thatigkeiten, welche unmittelbar den Betriebs- 
zwecken dienen, sondern auch diejenigen Verrichtungen, welche die Betrieb>- 
zwecke mittelbar fördern. So ist das Putzen, Oelen und das Verpacken der in 
einem Betriebe hergestellten Waaren der Betriebsthatigkeit zugerechnet worden, 
weil jene Verrichtungen nöthig sind, um die hergestellten Waaren in absjtz- 
fähigen Zustand zu setzen. 

Die Ven»icherung erstreckt sich nur auf die im Betriebe — d. h. in dem 
wirthschaftlichen Theile eines Unternehmens — beschäftigten Personen, niciit 
<iAg^gcn auf die in dem rein kaufmiinnischen oder dem wissenschaftlichen Theile 
des Unternehmens thfltigen Personen. Deshalb sind z. B. die in den Schreib- 
zimmern einer Fabrik beschäftigten kaufmännisch geschulten Personen (Korre- 
spondenten, Buchhalter etc.) der Versicherung nicht unterworfen. 

3. Eine der schwierigsten Fragen ist die, ob im Einzelfall eine Mehrheit 
von Betrieben in der Hand desselben Unternehmers oder ein einheitlicher 
Gesammtbetrieb vorli^. Die Beantwortung dieser Frage ist nicht nur fOr 
die Entscheidung von Bedeutung, ob der Unternehmer nur einer oder mehreren 
Berufsgenossenschaften anzugehören hat, sondern auch für die Entscheidung 
darüber, welcher Trilger der Versicherung für die Folgen eines Unfalls aut 
zukommen hat. Sind die verschiedenen Unternehmungen ganz unabhängig \on 
einander, so ist jede (Ür sich bd der zusUlndigen Berufsgenossenschaft zu ver- 
sichern; stehen sie dagegen zu einander im Verhfiltnifs eines Hauptbetriebes /u 
einem oder mehreren Net>enbetrieben und bilden einen einheitlichen Gesammtbetrieb. 
so erfolgt die Versicherung nur bei derjenigen Berufsgenossenschaft, welcher Jer 
Hauptbetrieb — d. i. derjenige Betrieb, in welchem der wirthschaftliche Schwer- 
punkt des Unternehmens liegt — angehört. Ob das eine oder das andere Sa 
Fall ist, ltf(st sich nur nach Lage des einzelnen Falles entscheiden. Für di« 
Annahme eines Gesammtbetriebes sprechen namentlich folgende UmstHnJe: 
Einheitlichkeit der Leitung und der Verrechnung, Wechsel der Arbeiter in Jen 
verschiedenen Betrieben, Verwendung derselben Art>eitskriine und derselben Gerflthc, 
benachbarte Lage, Verbindung durch gemeinsame Einrichtungen (z. B. Babn- 
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anlagen), Gemeinsamkeit der Gefahr, Verarbeitung derselben Stoffe, Verwerthung 
Jcr Erzeugnisse des einen Betriebes in dem anderen Betriebe. Dagegen sprechen: 
räumliche Entfernung der verschiedenen Betriebe von einander, Verwendung be- 
sonderer Arbeiterstamme und Arbeitsgeräthe, Selbständigkeit der Leitung, Ver- 
schiedenartigkeit der Gefahren u. dergl. 

3. Von den »Betrieben« zu unterscheiden sind die blofsen «Einrichtungen«, 
welche im Wesentlichen selbstthätig arbeiten (z. B. Hauswasserleitungen , elektrische 
Beleuchtungsanlagen u. dergl.). 

III. Die rechtliche Beziehung des Unfalls zum Betriebe. 

Die Versicherung nach Mafsgabe der Unfall Versicherungsgesetze erfolgt gegen 
Jie Folgen der »bei dem Betriebe sich ereignenden Unfälle«. Hieraus folgt in* 
Jessen nicht, dafs die Worte »bei dem Betriebe« rein zeitlich und örtlich 
aiii/ufassen sind. Wie die Entstehung und die geschichtliche Entwickelung der 
Unfallvcrsicherungsgesetze zeigt, welche auf die Rechtsprechung auf dem Gebiete 
des Reichs -Haftptlichtgesetzes vom 7. Juni 1871 hinweist, ist der örtliche oder 
zeitliche Zusammenhang des Unfalls mit dem Betriebe nicht ausreichend, es mufs 
vielmehr der Unfall, um als Betriebsunfall zu gelten, in einem ursächlichen 
Zusuniuicnhange mit dem Betriebe stehen. Der Begriff des ursächlichc^n Zu- 
>iin)nienhanges setzt indessen nicht voraus, dafs der Betrieb die alleinige Ursache 
des Unfalls bildet, es reicht vielmehr hin, wenn er sich als mitwirkende 
Ursache darstellt. Ferner wird nicht gefordert, dafs der ursächliche Zusammen- 
hang zwischen Unfall und Betrieb ein unmittelbarer ist, es genügt, wenn nur 
ein mittelbarer Zusammenhang nachgewiesen wird. Nicht noth wendig ist es 
nach der ständigen Rechtsprechung des Reichs -Versicherungsamts, dafs der 
Infall mit den besonderen, dem betreffenden Betriebe eigcnthOmlichen Ge- 
tahren in Verbindung steht, da die Unfallvcrsicherungsgesetze Entschädigung fUr 
die Folgen aller bei dem Betriebe sich ereignenden Unfiflle gewähren. 

Das See - Unfallversicherungsgesetz macht von dem Grundsatze, dafs zwischen 
L'nfall und Betrieb ein ursächlicher Zusammenhang gegeben sein mufs, insofern 
eine Ausnahme, als es bestimmt, dafs auch Unfillle, welche während des Be- 
triebes in Folge von Elementarereignissen eintreten, nach Mafsgabe des Gesetzes 
entschädigt werden sollen (S. i Abs. i des S. U. V. G.). 



2. Das grobe Verschulden. 

1. Die Unfallentschädigung ist nach Deutschem Recht dem versicherten Ar-. 
Heiter ohne Rücksicht darauf zu gewähren, ob der Unfall mit oder ohne sein 
Verschulden herbeigeführt worden ist. Nur vorsätzliches Herbeiführen des Unfalls 
beraubt den Verletzten und seine Hinterbliebenen der EntschädigungsansprQche.') 
Fahrlässigkeit, selbst eine solche hohen Grades, schliefst die Ansprüche nicht aus. 

Femer hat das eigene Verschulden des Verletzten keinerlei Einflufs auf die 
Höhe der Entschädigung. Eine Abstufung der Entschädigungsbeträge, je 'nach- 
dem Selbstverschulden vorliegt oder nicht, kennen die Unfallversicherungs- 
gesetze nicht. 



*) Neuerdings wird beabsichtigt, eine weitere Bestimmung in die UnfaUversicherungs* 
Resetze einzuführen, wonach der Anspruch ganz oder theilweise abgelehnt werden kann, 
«enn der Versicherte sich den Unfall bei Begehung eines durch strafgeriditliches Urthetl 
f<^st);este]ltcn Verbrechens oder vorsflulichcn Vergehens zugezogen hat (zu veigl. Reichs» 
iaf;s.Drucksache Nr. 513, 10. Legislatur- Periode I. Session 1898/1900^ AnLi S.91 Anl.sS.91 
AnL3 S. II, AnL4 S.11). 
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II. Diese Grundsätze des Deutschen Rechts haben von Beginn der neui 
Gesetzgebung an im Inlande wie im Auslande zu lebhaften Erörterungen (l 
und wider Anlafs gegeben. 

Dagegen wird geltend gemacht: 

I . Sie seien mit der Gerechtigkeit nicht recht vereinbar, weil einem Arbeiter, d< 

durch eigenes grobes Verschulden einen Unfall erlitten habe, eine En 

schüdigung nicht gebOhre. 

3. Sie seien vom Standpunkte der Zweckmäfsigkcit aus betrachtet, bedenklich, \vi 

dadurch der Leichtsinn und die Nachlässigkeit der Arbeiter gefördert werd 

Beides mag in einem gewissen Grade zutreffen, die Bedeutung dieser Ki 
wflgungen Ut nicht zu verkennen. ' 

FCkr die Annahme dieser Grundsätze sprechen aber schwerwiegende praktisci 
GrQnde, die von sehr gewiegten Sachkennern der hier in Betracht kommendi 
Verhältnisse (Ür durchschlagend gehalten werden. Deutschland hatte mit dci 
Reichs • Haftpflichtgesetz schlechte Erfahrungen gemacht. Fast jeder einige 
mafsen erhebliche Unfall hatte unter der Herrschaft des Haftpflichtgesetzes i 
einem Prozesse geführt, in welchem regelmäfsig Arbeitgeber und Arbeitnehm« 
feindlich einander gegenüberstanden. Dadurch wurde die Kluft zwischen Arhci 
geber und Arbeitnehmer immer mehr vergröfsert. Dafs derartige Verhältnis 
nach Möglichkeit beseitigt werden mufsten, war jedem Einsichtigen klar. D; 
Be^treben ging deshalb dahin, jeden Umstand zu vermeiden, welcher zu ein* 
Beeinträchtigung der guten Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Arhci 
nehniem fuhren konnte. Während nach dem Haftpflichgesetz — aufser h 
Eu^enbahnunf^llen — die Ansprüche von einer Reihe schwer zu enlscheidenii« 
und schwer zu beweisender Voraussetzungen abhängig waren, und deshalb i 
den meisten Fällen erst auf gerichtlichem Wege nach langwierigen Ermittelung«. 
festgestellt werden konnten, sollten im Interesse des sozialen Friedens die nciK 
Ansprüche aus den Unfallversicherung^gesctzen an möglichst einfache, leicht fc^ 
zustellende Voraussetzungen geknüpft werden. Der Nachweis einer Schul 
des Unternehmers oder einer seiner Angestellten wurde deshalb als Vorausselzur 
fbr die Ansprüche beseitigt, und die Ansprüche wurden gewährt ohne Rücksiel 
darauf, ob die Unfälle durch unvcnneid baren Zufall, durch Schuld des UnU- 
nehmers und seiner Beamten, der Mitarbeiter, oder durch die eigene Schuld ckI* 
Fahrlässgikeit des Verletzten herbeigcfllhrt wocden waren. 

Das erstrebte Ziel würde nicht erreicht worden sein, wenn der Schuldfru 
in irgend einer Form ein entscheidender Einflufs auf die EntschäJigimgsansprüil 
eingeräumt worden wäre. Sicherlich wäre ein grofses Heer von Rechtsstreite 
keiten entstanden, welche die schwer zu entscheidende Frage nach der Schu 
eines Betheiligten zum Gegenstande gehabt hätten. Es ist allerdings sicher, lij 
eine nicht unerhebliche Anzahl von Unfällen durch schuldhaftes Verhalte 
— sei es des Arbeiters, sei es de^ Arbeilgebers, sei es beider — herbeigcfuh 
wird. Nach den neuesten Ennittelungen, welche sich auf das Gebiet der ^ 
werblichen Unfallversicherung und das Jahr 1897 erstrecken, sind i6,iii Pro/v 
aller Unfälle auf Schuld der ArK*itgeber, 39,^9 Prozent auf Schuld der ArKitc 
4,116 Prozent auf gemeinsame Schuld der Arbeitgeber und Arbeiter zurückzufuhrt 
Die Entscheidung darüber, ob das eine oder das andere vorliegt, hängt nu 
selten von dem subjektiven Empfinden des Richters ab, die Entscheidung« 
i^ürden deshalb vielfach auf der einen oder anderen Seite nicht befiieJii:«. 
Durch das Hineintragen der Schuldfrage in jede Entvrhädigungssache wür« 
wegen der damit verbundenen Unsicherheit der Ansprüche aus der UnlalU«-' 
Sicherung Oberhaupt ohne Zweifel eine grufse Beunruhigung der Gemüther >c 
unacht werdco« 
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Dazu kommen — abgesehen von der nothwendig werdenden geistigen Mehr- 
arbeit, welche durch die schwierigen Entscheidungen tiber die Schuldfrage aufge- 
wendet werden mtlfste, — die grofsen Unkosten der Prozesse, Schon diese Kosten 
werden schliefslich mit den Vortheilen, welche eine Berufsgenossenschaft durch 
den einen oder anderen gewonnenen Prozefs hat, nicht im rechten Verhältnisse 
stehen. Die Vorzüge des neuen Systems wiegen das finanzielle Opfer sicherlich 
bei Weitem wieder auf. 

In Deutschland hat man diese Fragen eingehend erörtert. Bereits in dem 
er>ten Entwurf eines Unfallversichcrungsgesetzes vom Jahre 1881 wurde auf 
ße>chlufs des Reichstags eine Bestimmung aufgenommen, wonach die Rente im 
Falle einer Körperverletzung auf die Hälfte herabgesetzt werden sollte, wenn der 
L'ntiill durch grobes Verschulden des Verletzten verursacht worden war. Man 
hat diesen Gedanken schliefslich aber fallen gelassen, und die Erwlfgungen 
haben zu dem Ergebnisse geführt, eine Unterscheidung zwischen selbstverschuldeten 
und unverschuldeten Unfiillen nicht zu machen. Hierin wurde von vielen einer 
der Hauptvorzüge der Deutschen Gesetzgebung erblickt. Und die in der Praxis 
siehenden Beobachter dieser VerhStltnisse machen jetzt häufig die Wahrnehmung, 
wie Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die sich früher als Prozefsgegner feindlich 
gegenüberstanden, jetzt vereint um die den letzteren gebührende Entschädigung. 
kämpfen, wie Arbeitgeber ihren Arbeitern nach Eintritt eines Unfalls im Streit- 
verfahren standig mit Rath und That zur Seite stehen. Die bisherigen Erfahrungen 
haben gelehrt, dafs die bezeichneten Grundsatze zu den werthvollsten der ganzen 
Unfallversicherungsgesetzgebung gehören und voraussichtlich einer der festen 
Grundpfeiler der Arbeiter\'ersicherung bleiben werden. 

Dem Leichtsinn und der Nachlässigkeit der Arbeiter mufs in erster Linie 
auf andere Weise als durch völligen oder theil weisen Verlust der Rente entgegen* 
gesteuert werden. Diese Mittel sind vornehmlich straffe Handhabung der Aufsicht, 
strenge Hausordnung, Verbote, Belehrungen und gutes Beispiel der Arbeitgeber 
und ihrer Beamten. * 

3. Erwerbsunfähigkeit und Feststellung ihres Grades. 

« 

I. Erwerbsunfähigkeit. 

Die deix Verletzten nach den Unfallversicherungsgesetzen zu gewahrende 
Rente wird nach dem Grade der durch die Unfallsfolgen herbeigeführten 
Erwerbsunfähigkeit berechnet. Erwerbsunßthigkeit ist, wie schon f&r das 
Gebiet der Krankenversicherung ausgeführt worden ist. (zu vergl. oben S. 80), 
von Erwerbslosigkeit und Arbeitsunfähigkeit streng zu unterscheiden. 
En kommt darauf an, ob und inwieweit der Verletzte filhig ist, mit der ihm 
verbliebenen beschränkten Arbeitsfähigkeit etwas zu verdienen. Dabei ist das 
bisherige Arbeitsfeld des Verletzten nicht allein mafsgebend; der ihm durch den 
l'nfall zugefügte Schaden besteht vielmehr in der Einschränkung der Möglichkeit^ 
auf dem ganzen wirthschaftlichcn Gebiete nach seinen gesammten Kenntnissen und 
körperlichen wie geistigen Fähigkeiten Verdienst zu erlangen. Ein mit feineren 
Handarbeiten beschäftigter Arbeiter, welcher den Zeigefinger der rechten Hand 
verloren hat und deshalb in seinem bisherigen Berufe ni^ht mehr brauchbar ist, 
M daher nicht völlig erwerbsunfähig im Sinne des Gesetzes^ da er die ihm ver- 
Hiehene Arbeitsfähigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch ausnutzen kann. 
Auf der anderen Seite ist bei der Abschätzung des Grades der Erwerbsunfähigkeit 
Rücksicht zu* nehmen auf die persönlichen Verhältnisse des Verletzten. So ist 
tu berücksichtigen: das Alter, denn eine ältere Person wird sich schwerer in 
eine neue Beschäftigung einarbeiten können als eine junge Person; femer das 
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Geschlecht. Manche Verletzungen (z. B. vielfach Fingen-erletzungen) fallen hei 
weiblichen Personen schwerer ins Gewicht als bei mtfnnlichen. Es ist also nicht 
die Erwerbsfilhigkcit eines normalen Arbeiters an sich, sondern die jeweili«;c 
Erwerbsfähigkeit des Verunglückten in Betracht zu ziehen. Auch ist bei der 
Beurtheilung der Sache nicht nur auf den einzelnen verletzten Körperthcil, 
sondern auf die Beschaffenheit des ganzen Menschen Rücksicht zu nehmen. 

IL Die Feststellung des Grades der Erwerbsunfähigkeit. 

I. Die Feststellung des Grades der Erwerbsunfifhigkcit eines Verletzten ist 
Sache der die Entschädigung feststellenden Instanzen (der Feststellungsorganc, 
Schiedsgerichte, des Reichs • Versicherungsamts oder der Landes -Versicherungs* 
amter). Die Entscheidung gründet sich meistens auf Gutachten ärztlicher Sacii- 
verständiger. Diese Gutachten müssen sich jedesmal über den körperlichen Zu- 
stand* des Verletzten eingehend aussprechen. Die Schätzung des Grades der 
Erwert>sunfähigkeit ist an sich nicht Sache des Arztes, doch wird das Urtheii 
des Arztes in dieser Frage von aufserordentlicher Bedeutung sein. Zur Be- 
antwortung der Frage, zu welchen Arbeiten des wirthschaftlichen Lebens ein 
Verletzter noch fähig ist, reichen vielfach medizinische Kenntnisse nicht aus. Nur 
derjenige Arzt vermag den Grad der Erwerbsunfifhigkeit zutreffend zu schätzen. 
welcher — wie dies in der Regel der Fall ist — mitten im Leben steht und 
genügende Erfahrungen auf dem Gebiete des Erwerbslebens besitzt. Hieraus er- 
gicbt sich, dafs die Autorität eines ärztlichen Sachverständigen auf seinem Gebiete 
nicht im Geringsten erschüttert wird, wenn die Berufsgenossenschaß, das Schieds- 
gericht oder das Reichs* Versicherungsamt (Landes -Versicherungsamt) auf GmnJ 
des von dem Arzte dargestellten objektiven Befundes zu einer andenvetti^cn 
Schätzung des Grades der Erwerbsunfähigkeit gelangt. Für die Richtigkeit Jo 
festgestellten Befundes iM der ärztliche Sachverständige dagegen unbedingt ver- 
antwortlich. Obwohl die Beantwortung der Frage, welche Wirkung die von dem 
Arzte festgestellten (Jnfallsfolgen auf die Fähigkeit des Verletzten, sich einen 
Er%i'erb zu verschaffen, hat, so eigentlich richterliche Thätigkeit ist, pflegen dcKh 
die Berufsgenos^enschaften, die Schiedsgerichte und das Reichs -Versicherungsaiut 
bczw. die Landes- Versicherungsämter die ärztlichen Sachverständigen neben der 
Erstattung ihrer Gutachten über die rein medizinischen Fragen gleichzeitig 
um Angabe ihrer Ansicht über den Grad der Erwerbsunfähigkeit zu ersuchen. 
Dieser Grad wird in der Praxis in Prozentsätzen der völligen Er%verbsunfilhigkcit 
ausgedrückt. Eine grOfsere Anzahl von Berufsgenossenschaften sucht den GraJ 
der Erwerbsunfähigkeit auf einem dreifachen Wege zu ermitteln. Sie hOrt einen 
ärztlichen Sachverständigen, den Vertrauensmann und den Arl>eitgeber des Ver- 
letzten. Auf Grund dieses Materials entscheidet sodann das Entschädigung'^- 
organ, welches gleichfalls in der Regel aus sachverständigen Personen zusammen 
gesetzt ist. Eine andere Berufsgenossenschaft hat mit folgendem Verfahren, ^^«^ 
sie berichtet, die besten Erfolge erzielt. Sie veranlafst zunächst eine Aeufserun«: 
des behandelnden Arztes Ober den Grad der Er>verbsunfähigkeit, bei der Reniin- 
festsetzung besichtigen die Mitglieder des FestMellungsorgans möglichst im Verein 
mit dem Vertrauensärzte den Verletzten und setzen danach den Grad der hr- 
werbsunfiihigkeit fest. Hierbei wird der Verletzte selbst über seine Klagen j;«.- 
hört. Ober zweckmäfsiges Verhalten verständigt und ihm mitgelheilt, wcUhc 
Arbeiten er im Einzelnen noch leisten könne. Dies Verfahren habe — wie Jiv 
Berufsgenossenschaft berichtet — gut gewirkt, unzutreffende Schätzungen s<*icn 
na^h Möglichkeit vermieden, den Verletzten habe dieses Verfahren eine gewinn* 
Beruhigung gewährt, und es seien verhältnifsmäfsig wenige Berufungen eingeK'^t 
worden (zu vergl. Bericht über den M. ordentlichen Bcrufsgenos^senschafUUK /u 
Hamburg vom lo. Juni 189)). Besonders lu bemerken Ut, dafs der thatsj«.h 
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liehe Verdienst, den der Kläger vor dem Unfälle bezog und nach dem Unfälle 
bezieht, (Ür die Bemessung des Grades der Erwerbsunfilhigkeit allein und unter 
allen Umstanden nicht ausschlaggebend sein darf, obwohl auch diese Fest* 
Stellungen zu einer richtigen Beurthcilung der Fähigkeit des Verletzten ^ zu 
enverben, beitragen können. 

2. Die in Vorstehendem entwickelten Grundsätze finden auf dem Gebiete 
vier land- und forstwirthschaftlichcn Unfallversicherung nicht mit der gleichen 
Sciiärfe Anwendung. Der Grund hierfür ist in folgender Erwägung zu erblicken: 
Die land- und forstwirthschaftlichen Arbeiter haften mehr als die gewerblichen ... 
:in der Scholle, auf der sie geboren sind. Es fifllt ihnen schwerer, sich auf 
einem anderen Gebiete des wirthschäftlichen Lebens einen Verdienst zu verschaffen. 
Dieser in der Natur der Dinge begründeten gröfseren Sefshaftigkeit der land- 
wirthschäftlichen Bevölkerung mufs auch bei Bemessung der einem verletzten 
landwirthschaftlichen Arbeiter verbliebenen Erwerbsfähigkeit Rechnung getragen 
werden. 

3. Ist ein Arbeiter zur Zeit des Unfalls bereits mit einem Leiden behaftet, 
so treffen ihn in der Regel die Folgen eines Unfalls schwerer als einen gesunden 
Arbeiter. Ein Versicherter, welcher von Kindheit an auf einem Auge blind ist, 
mufs, wenn er in Folge eines Betriebsunfalls sein gesundes Auge verliert, in 
höherem Grade entschädigt werden als ein Versicherter, dem noch ein gesundes 
Auge verbleibt. In derartigen Fällen ist die Auffassung nicht berechtigt, dafs er 
auch für das ältere Leiden entschädigt werde. 

4. Erleidet ein Versicherter nach einander zwei oder mehrere Unfälle, so 
ist es unzulässig, den Grad der Gcsammtinvalidität einfach in der Weise zu be- 
rechnen, dafs die einzelnen, zu den verschiedenen Zeiten festgesetzten Invaliditäts- 
\;ri\de zusammengerechnet werden. Es ist dies wegen der Verschiedenheit des 
der Rentenberechnung zu Grunde zu legenden Jahresarbeitsverdienstes nicht an- 
i;üngig. Ein Arbeiter, dem wegen Verlustes eines Beines eine Rente von 
70 Prozent der Rente für völlige Er>verbsunfähigkeit zuerkannt worden war und 
demnächst im Betriebe eine Handverlctzung erleidet, für welche eine Rente von 
20 Prozent festgesetzt wird, ist nicht im Ganzen um 90 Prozent in seiner Er- 
werbsfühigkeit beschränkt. Denn nach dem ersten Unfälle bezog der Verletzte 
unzweifelhaft einen geringeren Jahresarbeitsverdienst als vor demselben. Er er- 
halt daher eine Rente von 70 Prozent, welche dem höheren, und eine solche 
von 20 Prozent, welche nach dem geringeren Jahrcsarbeits Verdienste berechnet 
wird. Ist der Verletzte in Folge des zweiten Unfalls -völlig erwerbsunfähig ge- 
^N Orden, so sind ihm wegen dieses neuen Unfalls nicht 30 Prozent, sondern 
100 Prozent der Vollrente zuzuerkennen. Er erhält' hiemach eine Rente von 
70 Prozent, welche nach dem höheren, und eine solche von 100 Prozent, 
welche nach dem niedrigeren Jahresarbeitsverdienste berechnet wird. 

Auf dem Gebiete der land- und forstwirthschaftlichen Unfallversicherung 
bestehen bezüglich der Rentenberechnung Sondervorschriften (zu vergl. S. 6 Abs. 6 
des L. U. V. G.). 

5. Oberster Grundsatz für die Bemessung des Grades der Erwerbsunfhhig- 
lieit ist, dafs man individualisirt, nicht schematisirt. Es ist deshalb verfehlt, eine 
^n^emein gültige mathematische Formel aufzustellen, nach welcher der Grad 
der Enverbsunfähigkeit zu berechnen ist. Derartige Formeln, wie solche auch in 
(Deutschland von verschiedenen Seiten, zum Theil unter Aufbietung des gröfsten 
Scharfsinns aufgestellt worden sind, haben in der Praxis wenig Werth und ver- 
leiten oft dazu, wichtige Umstände, welche bei der Eigenart des Falles Berück- 
sichtigung verlangen, aus dem Auge zu verlieren. Das Reichs -Versicherungsamt 
l^»t in seinen Entscheidungen sich niemals an derartige Formeln gehalten. 
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6. Was von den mathematischen Formeln gesagt worden ist, gilt in gleichet 
Weise von der Feststellung einer bestimmten Invaliditfltsskala. Es würdt 
dem Geiste der Unfallversicherungs-Gesetzgebung völlig widersprechen, wollte man 
für deti Verlust der einzelnen Glieder allgemein einen festen Prozentsatz der dadurcli 
herbeigeführten Erwerbsunfähigkeit bestimmen. Das Reichs -Versicherungsamt hui 
in stflndiger RechtsObung an dem Grundsätze festgehalten, dafs jeder einzelne 
Fall unter Berücksichtigung der individuellen Verhtfltnisse zu prüfen und danach 
der Grad der Erwerbsunfähigkeit zu ermitteln ist. 

4. Der ursächliche Zusammenhang. 

I. Wahrend oben S. 93 tf. der . ursächliche Zusammenhang zwischen Unfall 
und Betrieb nflher erörtert worden ist, soll hier auf eine andere Art des ursüch- 
liehen Zusammenhanges, ndmlich auf den Zusammenhang zwischen einem vor- 
handenen Leiden oder dem Tode des Versicherten einerseits und dem Unfälle 
andererseits etwas nilher eingegangen werden. Diese Frage gehört zu der 
schwierigsten auf dem Gebiete der Unfallversicherung. 

U. Von der gröfsten Wichtigkeit für die richtige Beantwortung der Fra^i 
ist das Vorhandensein eines genügenden Beweismaterials. Es ist daher besonder 
darauf zu achten, dafs zuverlässige Krankheitsberichte aus der ersten Zeit dci 
Erkrankung zu den Akten gebracht werden. Im Falle des Todes eines Ver- 
sicherten ist eine Leichenschau oder Leichenöffnung und die Aufnahme eint*^ 
Scktionsprotokolls am Platze. Diese Mafsnahmen liegen nicht nur im Interesse 
der Versicherten oder ihrer Hinterbliebenen, sondern auch im Interesse der 
Trüger der Versicherung. Wird in dieser Beziehung mit der nöthigen Sorgf;ili 
verfahren, so werden damit zahlreiche Recht^streitigkeiten vermieden und dadurili 
erhebliche Arbeit und viele Kosten erspart. 

in. Es ist nicht erforderlich, um einen ursächlichen Zusammenhang i*.n 
zunehmen, dafs das Leiden oder der Tod unmittelbare Folgen des Unfall^ 
sind, auch die mittelbaren Folgen des Unfalls sind nach den Unfallversichcrun^N 
gesetzen zu entschädigen. Femer braucht der Unfall nicht die alleinige Ursache 
des Leidens oder des Todes zu sein, es genügt vielmehr, wenn der Unfall 
lediglich mitwirkende Ursache ist, und als solche ins Gewicht fällt. Eni 
Arbeiter, welcher — vielleicht ohne dafs er es weifs — mit Tuberkulose behaftet 
ist, erleidet im Betriebe eine Brustquetschung, die Krankheit bricht in Fol^i 
dessen mit grofser Macht aus, und der Arbeiter geht daran zu Grunde. Dci 
Tod ist hier Folge des Unfalls, und es kann mit Erfolg nicht eingewendci 
werden, dafs ein vollkommen gesunder Arbeiter den Unfall wohl ohne dauemJi 
Nachlheile überstanden haben wQrde. Man darf hierbei nicht aufser Acht lasvcn 
dafs die Unternehmerschaft auch mit solchen Arbeitskräften rechnen mufs, die 
diese oder iene Krankheitsanlage in sich tragen, dieses oder jenes Gebrechcr 
haben, ober trotzdem ihre Arbeiten wie gesunde Arbeiter verrichten. Wenn K 
einem solchen Arbeiter ein Betriebsunfall den Anstofs dazu giebt, dafs der in 
ihm schlummernde Krankheitskeim zur Entwickelung gelangt, so mufs dicMrt 
Unfall entschädigt werden. Ein Entschädigungsanspruch besteht sowohl dann 
wenn die Folgen des Unfalls wegen eines bestehenden Leidens in we^enthJ 
erhöhtem Maf^e schädigend wirken, als auch dann, wenn der Unfall ein hc 
stehendes Leiden wesentlich verschlimmert oder den Eintritt des Todes erhebhvl 
beschleunigt hat. Sogar ein neuer aufserhalb des Betriebes vorgekommen! t 
Unfall mit seinen Folgen kann unter Umständen als die mittelbare Folge einv-" 
frOhea*n Betriebsunfalls gelten. Ein Arbeiter erlitt in Folge eines Betrieb^ 
Unfalls einen Beinbruch. Aufserhalb des Betriebe« brach das noch nicht \öM.. 
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verheilte Bein in Folge eines neuen Unfalls an derselben Stelle wieder. Die 
Folgen des zweiten Unfalls sind als mittelbare Folgen des Betriebsunfalls an- 
erkannt worden (R. E. 874, A.N. des R. V. A. 1890 S. 500)» 

In allen diesen Füllen, in welchen es sich um ein Zusammenwirken mehrerer 
Trsachen handelt, ist die volle Entschädigung zu gewähren und nicht — wie 
dies häufig verkannt wird — nur ein nach dem Verhältnisse der Mitwirkung 
des Unfalls zu bemessender Bruchtheil der Entschildigung. 

5. Das Heilverfahren, Uebernahme und Uebertragung.') 

I. Nach Einführung der obligatorischen Unfallversicherung machte sich bald 
das Bestreben der Berufsgenossenschaften geltend, für ein möglichst gründliches 
und möglichst früh einsetzendes Heilverfahren Sorge zu tragen. Auf dem Wege 
zu diesem Ziele begegnen sich die Interessen der Unternehmer mit denen der 
Versicherten. Das Interesse der letzteren an der Wiedererlangung ihrer Erwerbs- 
fäliigkeit ist' ohne Weiteres einleuchtend. Aber auch die Unternehmerschaft hat 
ein ganz erhebliches Interesse daran, durch ein schnelles und gründliches — 
wenn auch mit grofsen Kosten verbundenes — Heilverfahren auf die möglichste 
Wiederherstellung der Erwerbsffihigkeit der Verletzten hinzuwirken. Denn je 
vollkommener die Heilung gelingt, desto geringer sind die Aufwendungen, welche 
die Versicherungsträger zu machen haben. Die Erkenntnifs der Nützlichkeit dieser 
Aufwendungen ist eine allgemeine. Somit hat die Unfallversicherungs - Gesetz- 
gebung einen müchtigen Umschwung auf dem Gebiete der Behandlung der Ver- 
letzten im Gefolge gehabt und zwar unbestritten einen Umschwung zum Besseren. 

II. Da der Erfolg der Behandlung wesentlich von einem rechtzeitigen Ein* 
greifen abhängig ist, so mufste den Berufsgenossenschaften schon wtfhrend der 
ersten dreizehn Wochen nach Eintritt des Unfalls — während welcher Zeit in 
der Regel die Krankenversicherung einzutreten hat, und eine Unterstützungspflicht 
der Berufsgenossenschaften nicht besteht — ein mitbestimmender Einflufs auf 
das Heilverfahren eingeräumt werden. Diesem Bedürfnifs ist durch die Novelle 
/um Krankenversicherungsgesetz vom 10. April 1892 Rechnung getragen, welche 
im §. 76c bestimmt, dafs in Erkrankungsfällen, welche durch Unßllle verursacht 
sind, den Berufsgenossenschaften die Befugnifs zusteht, das Heilverfahren alsbald 
auf ihre Kosten zu übernehmen, wogegen der Anspruch des Erkrankten auf 
Krankengeld auf die Berufsgenossenschaft übergeht. Zur praktischen Durchführung 
dieser Bestimmung schreibt der §. 76 b a. a. O. vor, dafs die Krankenkassen jeden 
Nchwereren Erkrankungsfall, welcher durch einen nach den Unfallversicherungis- 
gesetzen zu entschädigenden Unfall herbeigeführt ist, binnen einer im Gesetze 
vorgesehenen Frist der Berufsgenossenschaft anzuzeigen haben. Aehnliche Be- 
fugnisse sind den Berufsgenossen$chaften gegenüber nicht gegen Krankheit ver- 
sicherten Personen, für welche die Gemeinde oder die Unternehmer einzutreten 
haben, durch S* 10 des land- und forstwirthschaftlichen Unfallversicheningsge- 
setzes, S. 7 des Bau-Unfallversicherungsgesetzes und S* i > <1^ See-Unfallversicbe- 
rungsgesetzes eingeräumt worden. Auch die zwangs- oder selbstversicherten 
Unternehmer, die einer Krankenkasse nicht angehören, ;ind von dieser Wohlthat 
nicht ausgeschlossen. Die Berufsgenossenschaften sind befugt, das HeUverfahren 
auch bezüglich solcher Personen zu übernehmen. Von dieser Befugnifs werden 
^ie Berufsgenossenschaften namentlich dann Gebrauch machen, wenn die be- 



*) Zu vergl. die im amtlichen Auftrage für die Weltausstellung zu Paris bearl>eiiete 
Schrift von Bielefeldt, iDie Heilbehandlung der gegen Unfall und Invalidität versichenen 
Arbeiter in Deutschland«! Beriin 1900. 
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zeichneten Personen nicht die Mittel besitzen, um sich auf eigene Kosten die 
erforderliche Behandlung zu verschaffen. Dies entspricht dem Sinne und der 
/(bsicht des Gesetzgebers. Denn was die Berufsgenossenschaften in derartigen 
Füllen rechtzeitig und zweckentsprechend — wenn auch ohne Rücksicht auf 
ROckerstattung — aufwenden, wird erfahrungsgemflfs durch Verminderung der 
entschüdigungspflichtigen Unßflle und durch Herabminderung der demnächst zu 
zahlenden Renten wieder reichlich aufgewogen (zu vergl. Rundschr. des R. V. A. 
vom 9. Januar 1 896, A. N. des R. V. A. 1 896 S. 1 59). 

Von der Befugnifs der Uebemahme des Heilverfahrens haben die Beriifs- 
genossenschaften mit günstigem Erfolge Gebrauch gemacht (zu vergl. die Zu- 
sammenstellung der Ergebnisse (Ür die Jahre 1896 bis einschliefslich 1898, welche 
in den A.N. des R.V. A. 1900 demnächst veröffentlicht werden wird). 

III. Mit dem Intere^^e der Berufsgenossenschaften an einer möglichst früli- 
zeitigen und intensiven Heilbehandlung steht die Errichtung eigener beruN- 
genossenMrhaftlicher Krankenhäuser, Rekonvaleszcntenanstalten und sonstiger der 
Behandlung Unfallverletzter Personen dienender Anstalten in Zusammenhang. Wo 
eigene Anstalten nicht errichtet sind, sind in öffentlichen und Privatkliniken hflurit; 
besondere Einrichtungen für die Behandlung der von Berufsgenossenschaften über- 
wiesenen Verletzten geschaffen worden. Femer ist als eine Folge der Unfallver- 
sichenings-Gesetzgebung noch das immer gröfsere Aufblühen der mediko-mechuni- 
schen u. dergl. Institute zu verzeichnen, welche die Aufgabe haben, die Enverb^- 
fifhigkeit der Verletzten durch eine systematkche und andauernde Behandlung zu 
erhöhen oder wiederherzustellen. Endlich hoben auch die Unfallstationen, welche 
von berufsgenossenschaftlicher Seite in den verschiedenen Stadttheilen Berlin^ 
gegründet sind, der Ünfallversicherungs-Gesetzgcbung ihre Entstehung zu verdanken. 
Die Hauptaufgabe der Unfallstationen beisteht darin, unmittelbar nach Eintritt 
eines Unfalls sofort die nöthige drztliche Hülfe zu leisten. - 

IV. Die Berufsgenossenschaften sind befugt, der Krankenkasse, welcher der 
Verletzte angehört, tlie Fürsorge für den Verletzten über den Beginn d^r vier- 
zehnten Woche hinaus bis zur Beendigung des Heilverfahrens zu übertragen. 
Diese Bestimmung bildet das Gegenstück zu der vorhin er%vülmfl*n Uebemahme 
des Heilverfahrens seitens der Berufsgenossenschaft wdhrend der Karenzzeit. 
Beide Vorschriften entspringen aber demsell>en Streben, nflmlich das gc^samnite 
Heilverfahren vom Beginn bis zum Schlufs in einer Hand zu belassen. Die 
Berufsgenos-senschaften haben in diesen Füllen den Krankenkassen die durch die 
Ausführung des Auftrages er>vachsenen Kosten zu erstatten. Ueber deren Be 
rechnung im Einzelnen enthült das Gesetz genauere Vorschriften {$. 5 Abs. 8 Je^ 
U.V. G., SS- t «• 3 <lcs A. G.. S« 6 Abs. 1 des B. U.V. G., zu vergl. femer die 
Ähnlichen Vorschriften des S- 10 Abs. 4 u. 5 u. S- t^ ^c% L. U.V. G., S- 1 1 Abs. 2 
u. 3 u. S- 13 Jcf S. U.V. G.). 

6. PQrsorge wahrend der dreisehnwöchigen Karensreit 

I. Sind die Verletzten aufser gegen Unfälle auch gegen Krankheit versichert 
— was in der Regel der Fall sein wird — , so liegt die Fürsorge wahrend der 
ersten dreizehn Wochen nach dein Unfälle den Krankenkassen (Gemeinde 
Krankenversicherung, Orts- etc. Krankenkassen) ob. 

II. Für die Falle, in welchen die Fürsorge der Krankenversicherung niviii 
eintritt, gelten folgende Vorschriften: 

I. Auf dem Gebiete des Unfullversicherung^CNetze« vom 6. Juli 1884 hat m 
diesen Füllen fbr die nach S* i versicherten PerMinen der BetrietHuntemehmc^ 
in dessen Betrieb sich der Unfall ervignef hat, die in den SS* 6 u. 7 des Kranken 
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vci'Nlcherungsgesetzes vorgesehenen Unterstützungen einschliefslich der im S- 5 
Abs. 9 des Unfallversicherungsgesetzes sich ergebenden Mehrleistungen aus eigenen 
Mitteln zu gewähren ($. 5 Abs. 10 u. 11 des U. V. G.). Diese Vorschrift gilt 
auch für das Gebiet des Ausdehnungsgesetzes ($$. 1 u. 3 des A. G.). 

Hiernach ist im Allgemeinen für die Versicherten ausreichend gesorgt. 
Allerdings findet die Vorschrift des §. 5 Abs. 10 des Unfallversicherungsgesetzcs 
auf statutarisch versicherte Betriebsbeamte, welche einen höheren Jahresarbeits- 
verdienst als 2000 Mark haben, keine Anwendung. Diese Personen sind aber 
im Allgemeinen in der Lage, wahrend der ersten dreizehn Wochen nach dem 
Unfälle für sich selbst zu sorgen. 

2. Auf dem Gebiete der land- und forstwirthschaftlichen Unfallversicherung 
hat in diesem Falle während der ersten dreizehn Wochen die Gemeinde ein- 
zutreten (S. 10 des L. U.V. G.). Diese Bestimmung erstreckt sich indessen nur 
auf »Arbeiter«, nicht auf versicherte Betriebsbeamte oder Unternehmer. Die 
Verpflichtung liegt derjenigen Gemeinde ob, in deren Bezirk der Verletzte zur 
Zeit des Unfalls beschäftigt war. Die Fürsorge der Gemeinde ist übrigens ihrem 
Inhalte nach auf die Gewährung freier ärztlicher Behandlung, Arznei und Heil- 
niittel (S* 6 Abs. 1 Z. i des K.V. G.) beschränkt. 

Die Verpflichtung der Gemeinde besteht nicht, insoweit die Verletzten auf 
Grund des bürgerlichen Rechts — z. B. auf Grund dej Unterhaltspflicht der 
Dienstherrschaft (§.617 des B. G. B.) oder der Vorschriften über Schadensersatz 
.;;;. 249 u. 823 des B. G. B, S- 3 Jcs Reichs-Haftpflichtgesetzes vom 7. Juni 1871 
in der Fassung des Art. 42 des Einfuhrungsgesetzes zum B. G. B.) — Anspruch 
auf eine gleiche Fürsorge haben, oder nach S- 1 3^ d^ land- und forstwirthschaft- 
liehen Unfall Versicherungsgesetzes von der Versicherungspflicht befreit, also bereits 
hinreichend versorgt sind, oder sich im Auslande aufhalten. Soweit aber solchen 
Personen die bezeichneten Leistungen von den zunächst Verpflichteten nicht 
gewährt werden, hat die Gemeinde dieselben mit Vorbehalt des Ersatzanspruches 
zu übernehmen. Die zu diesem Zwecke gemachten Aufwendungen sind von den 
Verpflichteten zu erstatten. 

Für aufserhalb des Gemeindebezirks wohnhafte versicherte Personen hat 
die Wohnortsgemeinde vorläufig einzutreten. Sie übernimmt die bezeichneten 
Leistungen unter Vorbehalt des Anspruches auf Ersatz der aufgewendeten Kosten 
(C. 10 Abs. 2 a. a. O.). 

3. Auf dem Gebiete des Bau-Unfallversicherungsgesetzes gelten bei 
Unfällen eines Arbeiters, welche sich bei Bauarbeiten der im $• 4 Z. 4 Abs. 1 
bezeichneten Art ereignen (d. i. bei Bauarbeiten, welche von Privatpersonen, auch 
ppvaten Körperschaften, nicht gewerbsmäfsig als Unternehmer, femer von Kom- 
munalverbänden oder anderen öffentlichen Körperschaften, die weder fbr leistungs- 
fähig erklärt, noch der zuständigen Berufsgenossenschaft beigetreten sind, als Unter- 
nehmer ausgeflihrt werden), im Wesentlichen die gleichen Vorschriften, wie auf dem 
Gebiete der land«' und forstwirthschaftlichen Unfallversicherung (§• 7 des B. U.V. G«). 
Auch hier erstreckt sich die Fürsorge der Gemeinde nicht auf die Betriebs- 
beamten und ebenso nicht auf die selbstversicherten Unternehmer (Kleinmeister). 

4. Bezüglich der nach S- 1 ^^^ See- Unfall Versicherungsgesetzes ver- 
sicherten Personen, welchen in Krankheitsftlllen ein" gesetzlicher Anspruch auf 
Krankenftlrsorge weder gegen Rheder noch gegen Krankenkassen zusteht ')y hat 
— wie auf dem Gebiete des Unfallversicheningsgesetzes vom 6. Jqli 1 884 — ^ der 



*) Zu vergl. SS- 553 ff* des Handelsgesetzbuches vom 10. Mal 1897 (R.G. Bl. S. 119) 
und SC* 4801 der Seemannsordnung vom 37. Dezember 187a (R. G.B1. S. 40g) sowie S*9 
Abs. 1 Z. I des S. U.V. G. 
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Bctricbsuntemchfiicr, in dcsa<n B«:tneb der Unfall skh ervignet hat, wjihrend dcf 
ersten dreizehn Wochen Fürsorge aus eigenen Mitteln zu gewähren (S« lO Abs. : 
des S.U.V.G.). 

7* Umlage-, Kapitaldednihgs- und Pr&mienverfiBdiren. 

L Allgemeines. 

I. Die Frage, nach welchen Grundsätzen die Mittel zur Deckung der Unfall 
lasten aufgebracht werden, berührt nicht nur die Interessen der Unternehmer« 
sondern auch diejenigen der Versicherten. Die Interessen der Versicherten siiul 
insofern betheiligt, als einerseits die Sicherheit ihrer Ansprüche fttr die ZukunM 
von dem angewendeten Deckungsprinzip abhängt, und als andererseits ein Priiuip 
ungünstiger als ein anderes auf die Konkurrenzßihigkcit der inländischen Unter 
nchmer gegenüber den Ausländem und damit auf die Arbeitsgelegenheit der Ver 
sicherten einwirken kann. 

3. Im ersten Entwurf eines Unfallversicherungsgesetzcs vom Jahre 1881 wur 
noch die Anwendung des bei den privaten Versicherungsgesellschaften üblichen 
Prämiensystems vorgesehen. Die Versicherung sollte bei einer Reichs -Versicherung^ 
anstalt bewirkt werden, und die Reichs -Versicherungsanstalt war im Grofscn uthi 
Ganzen einer Privat -Versicherungsanstalt nachgebildet. Schon der zweite Kntwiirl 
eines Unfallversicheningsgesetzes enthielt das Umlageverfahren. Die in Betriebe 
genossenschaften und Betriebs verbänden vereinigten Unternehmer sollten nur k^' 
halten sein, den Gesammtaufwand eines Jahres aufzubringen (Prinxip der Deckung 
des blofsen Jahresbedarfs mittelst Umlagen). Der dritte Entwurf, welcher die 
Berufsgenossenschaften in ihrer heutigen Gestalt ins Leben führte, behielt dicM*^ 
Prinzip bei, und es ist in dos Unfallversicherungsgesclz vom 6. Juli 18K4 über 
gegangen. Dasselbe Prinzip wurde für die land- und forstwirthu^haftliche uiul 
für die See- Unfallversicherung eingeführt. Dagegen pafsle dieses einfache Prin/ip 
nicht auf die eigenartigen Verhältnisse der Bau • Unfallversicherung. Für dien* 
Verhältnisse ist in der Hauptsache das Prinzip der Kapitaldeckung in Verbindung 
theils mit dem Umlagexerfahren, theils mit dem Prämienverfahren für zwctk 
mäfsig erachtet worden. Nur für die Versicherung der geringfügigen BnuarbcHni 
(%t>n höchstens sechs Tagewerken) gilt ausnahmsweise wiederum das dt\Uu\H 
UmlageveHahren. 

n. Die Gründe, welche für und gegen die verschiedenen Syttcmc gellenil 
gemacht werden, sind im Wesentlichen die folgenden: 

A. Gegen das Prinzip der Deckung de% Jahresl>ed.irfs (w>g. Unilagcvcrfahr« n 
werden folgende Bedenken erhoben: 

1. Die blofse Deckung des jedesmaligen Jahrcs(>cJarf» biete knnc imUiUuyu 
Sicherheit für die Zukunft, dies sei nur durch die SüherUrlliing rirM'% Küiif*) 
möglich, welches ausreiche, um — im Falle einer plOt/lMhcn IVrn«lij<nr»g *Ut 
Versicherung — aus ihm alle laufenden Entsi h:i.ii)(ungrn zu \tr%ttrtirtt. ^tw 
solche Garantie könnten die Versicherten verUngcn, da% l^tulttg'yffUUfrn hi»^' 
aber diese Garantieco nicfat 

a. Das Umlageverlahren sei auch invifcrn aU nu unu,U'U% Vrrf«hr»ri /.< 
bezeichnen, ab bei seiner Anwendung die G('^<-n-A4rt uun* rr'^tiUtUyrtmf V/*.- 
eodastcl und die Zukunft unverhilimfwr.-iftig UUutI w^f4f 0«« K»j»«. 
dc fknn ppnpzy sei deshalb vom SijnJj unkte d'-f »tugln S#frJ*ri r/#-f*'|,«.^r. • 



3. Ungtimtig wirke bei dem Urri'i^:^f.ff*f.f-n d»# •l'.f,.».;. ),• ^u.^w . 
der Beiträge und der rm*t..nd, d^ft J*e Ur,f^ Ut R-.^f./- ,'.u Uu I m*,,»,,. , 
vo« vornherein nicht ObcrtcKen urwJ bei ihren g .•.>'• .f.'n fV^M/hfi^ii^i^ri r,. 



Den Vorzug des Umlageverfahrens zeigt ferner wiederum ein Vorgangi den man 
neuerdings in der Schweiz beobachten konnte. Das schweizerische • Bundesgesetz, betr. 
<lie Kranken- und Unfallversicherung mit Einschlufs der Militllrversicherung« vom 
5- Oktober 1H99, in welchem das Prinzip der Kapitaldeckung angenommen worden ist, 
soll erst vom 1. Januar 1903 ab in Wiilcsamkeit treten. In Folge des Umlageverfahrens 
^var es in Deutschland möglich, die Arbeiter -Versicherungsgesetze sofort in vollem Um* 
fange in Kraft zu setzen. Die dreijährige Wartezeit wird von der Arbeiterschaft der 
Schweiz gewilii schwer empfunden werden. 
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genauer in Ansatz gebracht werden könnte. Hierdurch werde Unzufriedenheit 
Jcr Unternehmer mit der Arbeiter\'ersicherungs>Gesetzgebung hervorgerufen. 

B. Zu Gunsten des Umlageverfahrens und zu Ungunsten des Kapitaldeckungs- \ 

prinzips hat man auf folgende Gesichtspunkte hingewiesen: 

1. Es sei nicht möglich, die Prämien zutreffend zu bemessen, weil ein hin- 
reichend sicheres statistisches Material (Ür eine Wahrscheinlichkeitsbercchnung fehle. \ 
Die bei einer Unfallversicherung in Betracht zu ziehenden 'Thatsachen (Häufigkeit J 
Jcs Unfalleintritts etc.) seien einer Wuhrscheinlichkeitsberechnung nicht recht zu- 
gänglich. Die Aufstellung eines richtigen Prämientarifs sei überhaupt unmöglich. 

2. Wenn auch die Gegenwart entlastet werde, so werde auf der anderen 
Seite diese dadurch in den Stand versetzt, durch Aufwendungen für die Un- 
fnllverhUtung und andere geeignete Ausgaben die Lasten der Zukunft zu mindern. 

3. Eine allmühliche Belastung der Industrie sei aus dem Grunde geboten, weil 
Jie plötzliche Auferlegung erheblicher Lasten, von welchen die ausländische 
liulustrie befreit sei, den Wettbewerb der Deutschen Industrie auf dem Welt- 
markt erschweren müsse.') 

4. Vor allem wurde aber auf die grofsen Kapitalien hingewiesen, welche bei 
Anwendung des Kapitaldeckungsprinzips aufgespeichert werden müfsten. Es 
wurde mit Recht geltend gemacht, dafs diese Kapitalien in der Industrie viel 
nutzbringender venvendet werden könnten. 

5. Endlich wurde auch betont, dafs mit dem Umlageverfahrcn die Schwierig- 
keiten und die Verantwortlichkeit, welche mit einer grofsen Vermögensverwaltung 
verbunden sein würden, erheblich gemildert würden. 

III. In Deutschland entschied man sich in der Hauptsache (Ür das Prinzip 
der Deckung des Jahresbedarfs (sog. Umlageverfahren). Hierfür waren, ab- 
l^esehcn von den oben zu Gunsten, dieses Prinzips her\'orgehobenen Gesichts- 
punkten noch folgende Erwägungen ausschlaggebend: 

1 . Eine Zahlungsunfähigkeit der Berufsgenossenschaften oder sonstigen Trfiger 
der Versicherung sei nach ihrer ganzen Gestaltung nicht zu befürchten. Die 
Lasten der Unfallversicherung könnten ohne Bedenken auf die Industrie, die Land- 
wirthschaft etc. als solche gelegt werden, und zwar nach Mafsgabe des jährlich 
erforderlichen Bedarfs. Der einzelne Betrieb könne zwar untergehen, die Industrie, 
die Landwirthschaft etc. in ihrer Gesammtheit dagegen nicht. Aufserdem hat das 
Deutsche Recht, um ganz sicher zu gehen, zur Beruhigung der Anspruchs- 
berechtigten noch weitergehende Sicherheiten gcschafien. Zu vergl. hierüber 
oben Seite 67 Unterabschnitt 7. 

2. Richtig sei, dafs die Lasten der Versicherung in der G^enwart geringer 
«^cien und in der Zukunft bis zum Beharrungszustande sich immer mehr steigern. 
Indessen die allmähliche Belastung der Industrie etc. sei mit ganz erheblichen wirth- 
^chaftlichen und sozialen Vortheilen verbunden, auf welche nicht verzichtet werden 
Ivönne. Auf diese Weise werde ein ruhiges Einleben in die neuen Verhältnisse er- 
möglicht. Auf die Konkurrenzfähigkeit der inländischen Industrie auf dem Welt- 
markt werde genügende Rücksicht genommen. Die Befürchtung wegen zu- 
nehmender Unzufriedenheit der Unternehmer mit den neuen Verhältnissen werde 
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nicht gctheilt. Auf der anderen Seite ist im Deutschen Recht dafür Sorge ge- 
tragen, dafs die Entlastung der Gegenwart zu Ungunsten der Zukunft nicht zu 
erheblich werde. Dies ist geschehen durch die Vorschrift über die Ansammlung 
von ganz bedeutenden Reser\'efonds. An Zuschlügen zur Bildung desselben sind 
hei der erstmaligen Umlegung der Entschfldigungsbetrflge dreihundert Prozent, bei 
der zweiten zweihundert, bei der dritten einhundertundfUnfzig, bei der vierten ein- 
hundert, bei der tlknften achtzig, bei der sechsten sechzig und von da an bis 
zur elften Umlegung jedesmal zehn Prozent weniger als Zuschlag zu den Ent- 
schadigungsbetrügen erhoben worden. Nach Ablauf der ersten elf Jahre sind die 
Zinsen des Rcser\'efonds dem letzteren solange weiter zuzuschlagen, bis dieser 
den doppellen Jahresbedarf erreicht hat. Erst wenn das letztere der Fall ist, dann 
können die Zinsen insoweit, als der Bestand des Reservefonds den laufenden 
doppelten Jahresbedarf tibersteigt, zur Deckung der Genossenschaftslasten verwendet 
werden. 

IV. Das Kapitaldeckungsprinzip erachtete man dagegen bei der Tiefbau 
Berufsgenosscnschaft wegen des starken Wechsels der Mitgliederzahl und wegen der 
vorübergehenden Natur der Tiefbau - Unternehmungen für erforderlich. ') Das 
Kapital wird hier nicht mittelst fester Prämien, sondern durch Umlagen jflhrlich 
aufgebracht. Der fiufsere Gang des Verfahrens ist mithin derselbe wie bei dem 
sog. Umlageverfahren. Abweichend ist hier nur vorgeschrieben, dafs auf die 
Beitrüge vierteljährliche Vorschüsse zu leisten sind. 

V. Das Priimienverfahren (Kapitaldeckungsprinzip mit Prämienverfahren, 
hat man für zweckmdfsig erachtet bei den Versicherungsanstalten der Tiefbau- 
Beruf^genossenschaft und der Baugewerks- Berufsgenossenschaften — abgesehen 
von der Versicherung der bei kleineren Bauarbeiten (von höchstens sechs Arbeit>- 
tagen) vorkommenden, den Gemeinden und Verbänden zur Last fallenden Un- 
fällen (SS* 21 b u. 30 des B. U. V. G.). Die Festsetzung der Prämientarife erfolgt 
auf Grund des Verhältnisses der versicherten Lohnsummen zu der in einmaligen 
Entschädigungen, Deckung>kapitalien und Verwaltungskosten bestehenden Gesammt- 
last, wie es sich in der Vergangenheit gestellt hat, unter Berücksichtigung des 
vermuthlichen Steigens der 2^hl der Unfälle und der Verwaltungskosten. *) Die 
Tarife*) sind so aufzustellen, dafs die Einnahmen mit den Ausgaben soweit 
als möglich im Gewicht verbleiben. Es liegt in der Natur der Sache, dafs 
gelegentliche Ueberschtlsse und Fehlbeträge nicht zu vermeiden sind. Die 
Einrichtung der Prämientarife ist in der Weise bewirkt, dafs darin angegeben 
wird, welche Lohnprozente als Prämien von den einzelnen nach Gefahrenklassen 
gruppirten Betriebsarten zu zahlen sind, und welcher Betrag für jede angefangene 
halbe Mark des in Betracht kommenden Lohnes als Prämie zu entrichten ist. 

Aus den Deckungskapitalien der einzelnen Jahrgänge werden besondere 
Kapitaliendeckungsfonds nicht gebildet, denn das Deckungskapital hat keine von 
dem sonstigen Vermögen der Versicherungsanstalt (abgesehen von dem Reserve- 

M Gninds^itze für die Berechnung des Kapiulwerthes nebst Tarif zu vetgl. A. N. des 
ItV.A. 1889 S. 78ff., 1894 S. 14t, 147, 151, 297. Nach neueren Erfahrungen hat sich der 
in den A.N. des R. V. A. 1894 S. 147 veröfTentiichte Kapiuldcckungsurif Ulr die Tief bau- 
Benifsgeoostenschalt — insoweit er sich auf d> Verletztenrenten erstreckt — als un- 
mllnglich erwiesen. Wegen dieser Unzulinglichkeit werden von der Tiefbau • Berufs- 
genossenschafl nicht unerhebliche Zuschpfskapitalien au%ebracht (zu vergL A. N. des 
R. V. A. 1899 S. 903, 1900 S. 331 C). 

*) Zu vergL Rundschreiben des Retchs-Versicheningsamts vom 17. Januar 1900» 
A. N. des R. V. A. 1900 S. 330 ft). 

*) Die neuesten Ulr die Jahre 1900 bis 190a gOltigen Prämientarife sind in den A. N 
des R. V. A. 1899 Sw y^-^TTt vcrtifltailkhc 



8. Gefahrentarifwesen. 



105 



foiids) gesonderte wirthschaftlichc Existenz. Die eingezahlten Prümicn werden 
nach Abzug der einmaligen Entschädigungen, der Venvaltungskosten und der 
KUcklagen zum Reser\'efonds, sobald dies mOglich ist, verzinsbar angelegt und 
Jcni sonstigen Vcnnögcn der Versicherungsanstalt zugefllhrt. 

VI. In Deutschland ist man mit den angewendeten Prinzipien — namentlich 
auch mit dem Umlageverfahren — zufrieden. Ueber die Frage, wie hoch sich in 
Wahrscheinlichkeitsziffern ausgedrückt die Summe belauft, welche bei Anwendung 
des Umlageverfahrens in der Hand der Unternehmer verbleibt, giebt die Denk- 
schrift, betr. die finanzielle Entwicklung der Invaliditlits- und Altersvcrsicherungs- 
aiiNtalten und der zugelassenen besonderen Kasseneinrichtungen (R. Anz. Nr. 233 
vom 30. September 1896, Besondere Beilage) einen Anh^^lt. Hier ist berechnet 
worden, dafs das Deckungskapital für die insgcsammt im Jahre 1893 ge> 
zaiiKen Verletzten- und Hinterbliebenenrenten die Summe von 246 798 000 Mark 
betragen würde. 

Davon ist abzusetzen: 

1. der ReserN'efonds, welcher Ende 1893 betrug 100 891 726 ^fC^ 

2. das Deckungskapital der Tief bau - Berufsgenossenschaft und 
der Versicherungsanstalten sämmtlicher Baugewerks - Berufs- 
gcnossenschafteii mit .* 8 834 683 » 

insgesammt. ... 109 726 41 1 JL 

Hieraus ergiebt sich, dafs die Summe von rund 137 072 000 Mark in der Hand 
der Unternehmer geblieben ist. Nach neueren tlberschläglichcn Berechnungen 
/.u vergl. S. 85 der Denkschrift, betr. die Hohe und Vertheilung der finanziellen 
Belastung aus der Invalidenversicherung, Reichstags - Drucksache 10. Legislatur* 
Periode, I.Session 1898/99 zu Nr. 93} würden zur Deckung der am 1. Januar 
1898 bestandenen Verpflichtungen fehlen: 

1. bei den gewerblichen Berufsgenossenschaflen 217 591 285 UK, 

2. » » land- und forstwirthschaftlichen Berufsgenossen* 

Schäften 1 10 194 413 » 

3. » » Ausführungsbehörden 46 766 500 » 

4. » » Versicherungsanstalten der Baugewerks- Berufsge- 

nossenschaften I 255 385 B , 

so dafs die Summe von 375 807 583 JL 

in den Händen der Unternehmer verblieben ist, welche diese Gelder in ihren 
Betrieben gewifs gewinnbringender anwenden werdeiij als wenn dieselben im 
Deckungsfonds hinterlegt worden wflren. 



8. Gefahrentarifwesen.') 

I. Als Grundlage für die Berechnung der zur Deckung der Unfalllasten 
aufzubringenden Beiträge dienen aufser den anrechnungsfähigen Löhnen und 
Gehältern die statutenmäfsigen »Gefahrentarife«. Zum Zwecke der Auf- 
hellung eines Gefahrentarifs sind für die zur Genossenschaft gehörenden Betriebe 
ie nach dem Grade der mit denselben verbundenen Unfallgefahr entsprechende 
Gefahrenklassen zu bilden. In die Gefahrenklassen sind die einzelnen Ge» 
^verbezweige oder Arbeitsthätigkeiten einzureihen, und die Gefabrenklassen noch 



^) Zu vergl. die im amtlichen Auftrage ftlr die Weltausstellung zu Paris bearbeiteia 
•^hrift von Prof. K. Hartmann tDas Gefahrenurifwesen der Deutschen UnfaDverticherung«« 
Beriin 1900. 
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der Höhe der Unfallgcfahr in ein zahlen iniffsiges Verhfiltnifs zu einander /.u 
setzen (z. B. Architekten i, Glaser 2, Bauschlosser 4, Maurer 5, Zimmerer i\ 
Brunnennlacher 7, Dachdecker 9, Abbruch von Gebiluden 25]. 

Die Art und Weise, wie die Verhfiltnifszahlen (sog. Gefahrenziffern) gefunden 
werden, ist gesetzlich nicht geregelt, vielmehr der Regelung der Berufsgenossen- 
schaften überlassen. Hierin ist wegen der erheblichen praktischen Bedeutung 
der Gefahrenlarife eine weitgehende Selbstvenvaltungsbefugnifs der BeruK- 
genovsenschaften zu erblicken. Diese Befugnifs ist nur dadurch beschränkt, daf^ 
die Aufstellung und Abänderung der Gefahrentarife der Genehmigung des Reich>- 
Ver%ichemngsamts (Landes- Versicherungsamts) bedarf. Die Gefahrentarife sinJ 
mindc%tens von (Ünf zu (Ünf Jahren einer Revision zu unterziehen. 

II. Die Systeme, nach welchen die Unfallgefahren und die hieraus ab- 
geleiteten Verhültnifszahlen ermittelt worden sind, haben im Laufe der Zeit ge- 
wechselt. Früher erfolgte diese Ermittelung am häufigsten durch die Gegenüber- 
Stellung von Vollarbeitern und Unfallzahlen unter Einführung von Belastung««- 
ziflem (zu vergl. das Rundschr. des Reichs - Versichcrungsamts vom 20. Juni 
1889, A. N. des R. V. A. 1889 S. 331 ff., insbesondere Z. 4 daselbst). Gegen 
diese Methode sind erhebliche Bedenken geltend gemacht worden. Ueber die 
Belastungsziifem bestand keine Einigkeit bei allen Berufsgenossenschaften, die 
Angabe der Vollarbeiter konnte nicht genau bewirkt werden, und bei allen Be- 
rufsgenossenschaften wurde nicht nach gleichem Einheitsmafs (3000 Arbeits- 
stunden (br das Jahr) gerechnet. Deshalb hat man in der neueren Zeit dien* 
Methode fast ganz aufgegeben. 

III. Neuerdings sind für die Berechnung der Gefahrcnzifiem anderweitige 
Grundsätze aufgestellt worden, nach welchen gegenwärtig allgemein verfahren 
wird (zu vergl. Rundschr. des Reichs • Versicherungsamts vom 18. Mai iSgn. 
A.N. des R. V. A. 1896 S. 275 ff.). Dies Verfahren besteht in einer Gegenüber- 
stellung der anrechnungsfahigen Löhne und Gehälter einerseits und der 
thatsächlich gezahlten Entschädigungsbeträge oder auch der vollständigen 
Unfallbelastung&werthe anderer^its. Von vornherein mufs die Gegenüber 
Stellung der Löhne und Gehälter einerseits und der vollen Belastungs-Geid- 
werthe, die sich aus den thatsächlich gezahlten Entschädigungsbeträgen und den 
zur Deckung der noch laufenden Unfallrenten nothwendigen Kapitalwerthen zu 
sammensetzen, andererseits als das nach versicherungstechnischen Regeln zweifclli^ 
genauere Verfahren bezeichnet werden. Allein vervrhiedene Vergleichsberechnungen 
haben ergeben, dafs (Ür gröfsere Gewerbezweige die Zurechnung der Kapitjl 
werthe zu den thatsächlich gezahlten Entschädigungsbeträgen nicht erforderlkh 
ist, und dafs schon die letzteren allein im Vergleiche mit den Löhnen' und Gc 
hältem zu Gefahrenziffem (Uhren, welche für die Bildung des Gefahrentarifs au^ 
reichend genau sind. Deshalb hat man im Interevse der Vereinfachung des Ver 
fahren» für den Regelfall vorgeschrieben, dufs bei der Ermittelung der Gefahren 
Ziffern nur die thatsächlich gezahlten Entschädigungsbeträge — und nicht Jti 
ganzen Unfallbelastungs-Geldwerthe — in Rechnung zu stellen seien. Hiemjvh 
ist das Verfahren zur Zeit^ wie folgt, geordnet: 

I. In der Regel erfolgt die En»ittelung der Gefahrenziffem durch eine Ver 
gidchung: 

a. der anrechnungsfiihigen Löhne und Gehälter, weiche während eines be- 
stimmten, möglichst langen — thunlichst bis zum Beginn des Bestehens der 
Beni&genossenschaft zurückreichenden') — Zeitraumes für die in die Tarifkljwn 



I) Durch die Einsetzung möglichst grofser Zahlen in die Rechnung wird dia Zu« er* 
lluigktit und BrauchlMrkeit dar Eq^tboisa« wesentlich tfbOht 
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untcTzubringenden einzelnen Gewerbezweige oder Arbcitsthütigkeiten gezahlt 
worden sind, und 

b. der während desselben 2^itrauines thatsächlich gezahlten Entschfldigungs- 
betrage, welche für die in denselben Gewerbezweigen oder Arbeitsthätigkeiten 
vorgekommenen Unfälle geleistet worden sind. 

Ist hiernach z. B. für einen Gewerbezweig bei gleichen Löhnen das Dreifache 
an Entschädigungen gezahlt worden, als für einen anderen, so werden diese 
Gewerbezweige im Verhältnifs von 3 zu i in den Gefahrent^rif eingestellt. 

Bei den Berechnungen ist ferner noch folgendes zu beobachten: 

Für Gewerbezweige oder Arbeitsthätigkeiten , welche bei der Berechnung 
mit mindestens 5 Millionen Mark Löhnen auftreten, sind die eniiittelten Gefahren* 
/itfern ohne Weiteres mafsgebend, wenn nicht ganz ungewöhnliche Verhältnisse 
vorliegen, welche im einzelnen Falle daraufhinweisen, dafs die berechnete Gefahren- 
zitier den thatsächlich gegebenen Gefahrenverhältnissen nicht entsprechen. Für 
kleinere Gewerbezweige und Arbeitsthätigkeiten sind die Ermittelungen anderer 
Berufsgenossenschaften zu verwerthen (was z. B. bei den im Wesentlichen gleichartige 
Gewerbezweige umfassenden und nur nach geographischen Bezirken von einander 
abgegrenzten Berufsgenossenschaften — Baugewerks-, Textil-, Eisen- und Stahl- 



Berufsgenossenschaften — leicht erreichbar ist). Ist dies nicht möglich, so sind 
die GefahrenzifTern nach der Achnlichkeit der Gefahrenverhältnisse mit denen 
grofser Gewerbezweige oder Arbeitsthätigkeiten und nach anderen praktischen 
Gesichtspunkten festzusetzen. 

2. Ausnahmsweise können auch an die Stelle der thatsächlicK gezahlten 
Entschädigungsbeträge in die oben angegebene Rechnung die vollen Unfall- 

I helastungs-Geldwerthe eingestellt werden. Die letzteren werden gefunden durch 
Zusammenrechnung der thatsächlich gezahlten Entschädigungsbeträge (wie zu ib) 

! und der Kapitalwerthe der Renten, welche am Schlüsse des der Berechnung zu 
Grunde gelegten Zeitraumes noch laufen. Für die Kapitalisirung der laufenden 

I Renten können die in den A. N. des R. V. A. 1894 S. 147 fr. veröffentlichten 

1 Tarife benutzt werden'), sofern die Beru£sgenossenschaft nicht aus einem hin- 
reichend umfangreichen Material von Unfilllen einen eigenen Kapitalisirungstarif 
aufzustellen vermag. 

IV. Das erforderliche statistische Material wird zyr Zeit durch Unfall zähl* 
karten beschafft. Für jede durch Unfall verletzte oder getödtete Person, für 
welche eine Entschädigung zu gewähren ist, wird eine Unfallzählkarte angelegt 
und mit den erforderlichen Eintragungen versehen. Die Unfallzählkarten sind 
das beste zur Zeit bekannte Mittel, um für jeden Unfall die zur Erläuterung 
desselben für die drei Zwecke der Gefahrentarijfrevision, der Unfallstatistik und 
der Unfallverhütung erforderlichen Angaben übersichtlich zusammenzustellen und 
jederzeit bequem zur Verfügung zu haben (zu vergl. Grundsätze Ober die 
Führung von Unfallzählkarten, A.N. des R. V.A. 1896 5.279 ff.). 

V. Der Gefahrentarif und die darin festgesetzten Gefahrenziffem finden nur 
auf regelmäfsige Verhältnisse Anwendung. Bei abweichender Betriebsweise und 
bei dem Vorhandensein ungewöhnlicher Gefahren in einem Betriebe, kann im 
Einzelfalle eine Herabsetzung oder Erhöhung der Gefahrenziffer nach Mafsgabe 
der verminderten oder erhöhten Gefahr eintreten. 



') Hierbei ist zu beachten, dafs der Deckungstarif der Tiefbau - Berufsgenossenschafti 
^as die Verleutenrente anbelangt, sich als unzulänglich herausgestellt hat (zu vei^ A. N. 
^es R.V.A. 1899 S.303 und 1900 S. 331 ff.). 
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9. Haftpflicht und Unfallversicherung.') 

I. Die UnfallvcrsicherungsgescUe haben in grofscin Umfange eine Entlastuti)* 
der Bctriehsuntemehmer und ihrer Beamten von den auf dem bürgerlichen 
Recht ticruhenden Schadensersatz- und Haftpflichtverbindlichkeiten (zu vergl. jetzt 
insbesondere SS. 823 — 833 des B. G. B., Art. 4 des Einführungsgesetzes zum 
B. G. B. vom 18. August 1896, Reichs-Haftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871 in 
der FavMing des Art. 42 des Einltkhrungsgesetzes :&um B. G. B.) herbeigeführt. 
Diese Entlastung der Betriebsuntemehmer ist eine Gegenleistung dafür, dafs s'w 
die Kosten der Unfallversicherung allein zu tragen haben. Der Nachtheil, den 
die Versicherten dadurch erleiden, dafs sie ihre bisherigen EntschüdigungsansprUchc 
gq;en den Betriebsuntemehmer und seine Beamten — von den zu erörternden 
Ausnahmen abgesehen — verloren haben, wird dadurch wieder aufgewogen, 
dafft sie fetzt auch dann entschädigt werden, wenn sie den Unfall durch eigenes 
selbst grobes Verschulden verursacht hal>en. Dieselbe Entlastung, welche den 
Unternehmern zu Theil geworden ist, ist auch ohne jede Gegenleistung ihren 
Beamten gewührt worden. Der gegenwärtige Rechtszustand, soweit er sich jiit 
das Verhültnifs der Unfallversichenjngvgesctze zu dem bürgerlichen Schadensersat/ 
und Haftpflichtrecht l>ezieht, ist im Wesentlichen der folgende: 

II. Die Haftpflicht des Unternehmers und seiner Beamten 
gegenüber dem Verletzten bezw. dessen Hinterbliebenen. 

1. Der Unternehmer eines unfallversicherungspflichtigen Betriebes h.iftet 
fuch dem bürgerlichen Recht, ohne dafs die besonderen Vorschriften der l^nfili 
verNicherungsgesetze zur Anwendung kommen, den im Betriebe bes^^hilftif^i'-n. 
nicht nach Nlafvgabe der Unfall \ersichcrungNgcM:l/e versicherten Perwinen iml 
ihren Hinterbliebenen. So haftet er z. B. BetricKbeamten gegenüber, die fii< hr 
als 2000 Mark Jahrevarbeits\erdienst haben, S4>fem sie nicht kraft Stntuts J r 
Berufsgenosscnschaft versichert sind, femer den in den Bureaus des Betriit « 
beschäftigten, kaufirünntsch ges<:hultcn Krjflen, wenn und ujwc'it sie lc«)i^I. ii 
mit der Buchfühmng, KorreNpondenz u. der^I. oder aU Reisende lediglich im* 
dem Vertriebe der hergestellten Waaren betraut sind. 

2. Femer haftet der Belrieb^ijnlernehnicr n^^^h bOr^crlKhem Recht ohne 
die EinschrSüikung der U n Cj 11 \ er^iw her un-p:- besetze den in w;inem Bcfriel>c 1-^ 
Khiftigtcn versicherten Penonen, w^wctt es u.h ni.ht um die Fol^^'n s"<v 
Betriebsunfällen tundclt, die sie erlitten h.i^Krn. ht koirifrit 4t*-/i m di •'• 
Pillen darauf an, ob sich der Lni^W als ein vAKcr •^'Ci d^m betrMl<« 1' 
Sinne der Unfalls er\ichenin;:*^cs<tze darstellt o-jcr ni.ht.*'; 

3. Der Bctne Saunier nehmer hjf'jt ferner olific f*-T»€ Kinu hrjukunif d u 
ycni^cn HmterHiebenen eines g^^rOJ^cten Vcrij*.J*erttn n»'h t j/j^* /U h*-/« H. • 



', Zm ^ergt Zr 95-^/ d« U V C, 11. iiC-iiy ^ L U. V G, t 4^4 ^t B i; V '^ 
i09-iia4cs S.L'.V.a 



AflLs &ift9 a isi, Aai.j&4SAa.4& ii;^ 
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9. Haftpflicht und Unfallversicherung. lOQ 

welche der Wohlthaten der Unfallversicherungsgesetzc nicht theilhaftig werden. 
BckannlÜch haben nach den Unfallvcrsichcrungsgcsetzen nur Entschüdigungs- 
;in>prüche die Wittwe, die ehelichen Kinder (nicht auch die Enkel) und nur 
unter gewissen Voraussetzungen die Aszendenten des Getödteten. Dagegen ist 
der Kreis der zur Entschuldigung berechtigten Hinterbliebenen eines Getödteten 
iinch S. 3 Abs. 2 des Reichs-Haftpflichtgcsetzes vom 7. Juni 1871 in der Fassung 
Jcs Art. 42 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch gröfser; er 
iinifafst alle Personen, denen der Getödtete kraft Gesetzes unterhaltspflichtig war 
ovicr unterhaltspflichtig werden konnte. Diese Personen sind insoweit Schadens- 
LT>atz zu fordern berechtigt, als ihnen in Folge des Todesfalles das Recht auf 
ilcn Unterhalt entzogen worden ist. Hiernach haftet z. B. der Unternehmer den- 
jenigen Aszendenten, denen eine getödtete, nach den Unfallversicherimgsgesetzen 
versicherte Person nicht der peinzige Ernährer» gewesen ist oder der Ernährer för 
Jie Zukunft werden sollte, sofern die Berechtigten nach S* 3 ^^ Haftpflichtgesetzes 
einen im Uebrigcn begründeten Anspruch geltend machen (zu vergl. Entsch. des 
Reichsgerichts vom 29. Oktober 1889 — Entsch. Bd. 24 S. ii7ff. — ; vom 
13. November 1889 — Arbeiter -Versorgung 1890 S. 45, 21 1 ff. — ; vom 7. April 
1891 — Bolze, Praxis Bd. 12 S. 126 Nr. 229 — , und vom 28. April 1893 
— Arbeiter -Versorgung 1893 S. 458 — ).*) 

4. Versicherten Personen, welche einen Betriebsunfall erlitten haben, ferner 
Jen Hinterbliebenen eines durch einen Betriebsunfall getödteten Versicherten, 
sofern ihnen ein Anspruch auf Entschädigung nach Mafsgabe der Unfall- 
versichcrungsgesetze zusteht, haftet der Arbeitgeber nur in dem seltenen Aus- ^ 
nahniefalle, wenn er selbst den Unfall vorsätzlich herbeigeführt hat, und 
dies gegen ihn durch strafgerichtliches Urtheil festgestellt worden ist. In 
diesem Falle beschränkt sich jedoch der Anspruch auf die Differenz zwischen 
dem Entschädigungsbetrage, welchen der Berechtigte nach bürgerlichem Recht 
beanspruchen konnte, und der nach Mafsgabe der Unfallversicherungsgesetze zu 
gewährenden Entschädigung. Unter den gleichen Voraussetzungen haften per- 
sönlich die Bevollmächtigten, Repräsentanten, die Betriebs- und Arbeiteraufseher 
in demjenigen Betriebe, in welchem sich der Unfall ereignet hat. {%. 95 des 
L'. V. G. und die entsprechenden Vorschriften der übrigen Unfallversicherungs- 
gcsetze.) 

') Neuerdings wird beabsichtigt, die Haftpflicht der Unternehmer und ihrer 
Beamten weiter zu beschranken, indem bestimmt werden soll, dafs die in den ver- 
schiedenen Unfallversicherungsgesetzen bezeichneten «Hinterbliebenen« — deren Kreis 
allerdings erweitert ist — , auch wenn sie im Einzelfalle einen Anspruch auf Rente nicht 
haben (z. B. minderjährige Kinder aber 15 Jahre, Aszendenten, die nicht t>edarftig sind^ 
oder zu denen der Verstorbene nicht im Verhähnifs des einzigen Ernährers gestanden 
hat», einen Schadensersatzanspnich nur unter den erschwerenden Voraussetzungen des 
§■ 95 des U. V. G. und der entsprechenden Vorschriften der übrigen Unfallversicheningsgesetze 
hahen sollen (zu vergl. Rcichstags-Drucksache Nr. 523, 10. L^slatur-Periode I.Session 
)^>S/i9oo Anl. I S. 123, Anl. a S. 119, Anl. 3 S. 43, Anl. 4 S. 117}. Hiemach wOrd« i. B. 
hei einem Eisenbahnunfalle die Haftung des Unternehmers nach bOrgeriichem Recht den 
unehelichen Kindern eines getödteten Arbeiters — die ein^n Anspruch auf Unfallrent« 
nicht haben — gegenüber bestehen bleiben (zu veigl. f. 1708 des B.G. B, und Art. 43 des 
Einf. Ges. zum B. G. B.}, wahrend die Ansprüche der ehelichen Kinder — welche einen 
Anspruch auf Unfiallrente haben, wenn sie unter 15 Jahre alt sind — ausgeschlossen sind, 
sofern nicht durch strafgerichtliches Urtheil festgestellt ist, dafs der in Anspruch Ge» 
nommcne den Unfall vorsützlich herbeigeführt hat. Bemericenswerth ist in diesem Fall« 
noch, dafs den unehelichen Kindern ein Untcrhaltsanspruch bis zur Vollendung des 
lO. Lebensjahres zusteht , wahrend den ehelichen Kindern eine Unfallrente nur bis zum 
vollendeten 15. Lebensjahre gewAhri winL 
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Von nicht zu unterschätzender Bedeutung für die Einschränkung der Haft- 
pflicht der Unternehmer und seiner Beamten ist die Vorschrift, dafs eine civil- 
prozessualische Feststellung der vors2ftzlichcn Herbeiführung des Unfalls, diu 
möglicherweise auf der Grundlage eines formellen Beweises beruht, (br die Haft- 
barmachung der bezeichneten Personen nicht ausreicht, dafs vielmehr der Straf- 
richtcr, bei welchem ein fonnales Beweisverfahren ausgeschlossen ist, die Fest< 
94el]ung durch Urtheil vornehmen mufs. 

Das Vorliegen eines strafgerichtlichen Urtheils ist nur dann nicht erforderlich, 
wenn die Venirtheilung wegen des Todes oder der Abwesenheit des Betreflenden 
oder aus einem anderen, in der Person desselben liegenden Grunde nicht erfolgen 
kann (zu vergl. S- 97 ^^ U. V. G. und die entsprechenden Vorschriften der 
Übrigen Unfallversicheningsgesetze). 

Auf eine Sondervoi^irift des land- und forstwirthschaftlichen Unfailvcr- 
sicheningsgesetzes (^. it6 Abs. 3), welche sich auf die Fürsorge wahrend der 
ersten dreizehn Wochen nach dem Unfälle bezieht, soll noch besonders hin- 
gewiesen werden. Sie bestimmt: »Die auf landesgesetzlichen Bestimmungen 
beruhenden Ansprüche eines Verletzten auf Ersatz des in Folge des Unfalls er- 
littenen Schadens (br die Dauer der ersten dreizehn Wochen nach dem Unfälle 
bleiben vorbehalten, wenn nicht durch die Landesgesetzgebung oder durch 
Matutarische Bestimmung eine den Vorschriften der ZZ. 6 u. 7 des Krankenvcr* 
%icherungsgesetze> vom 15. Juni 1883 (R. G. Bl. S. 73) bezw. der SS- 137 ff« dicse> 
Gesetzes mindestens gleichkommende Fürsorge für den Verletzten und seine 
Angehörigen getroffen ist oder der Verletzte auf Grund des S* > 3^ dieses Gesetze> 
von der Krankenversicherungspflicht befreit ist«. Eine ähnliche, gleichem Zwecke 
dienende Vorschrift enthlflt S- 49 Abs. 1 des Bau • Unfallversicherungsgesetze^ 
bezüglich derjenigen Arbeiter, welche bei Bauarbeiten der im §• 4 Z. 4 Abs. 1 
bezeichneten Art beschäftigt, aber nicht gegen Krankheit versichert sind. 

5. Der Betriebsuntemehmer und seine Beamten haften ferner nach bürger- 
lichem Recht »Dritten« nicht in ihrem Betriebe beschäftigten Personen.') Doch 
scheiden aus dem Kreise der Berechtigten diejenigen aus, welche etwa uN 
•andere Personen« auf Grund einer statutarischen, auf $• ^ Abs. 3 des Unfall- 
\ersicherungsgesetzes beruhenden Bestimmung — mithin nach Mafsgabe dieses 
Gesetzes (S. 95 des U. V. G.) — von dem Unternehmer gegen Unfall gesetzlich 
versichert sind. Sie haben gegenüber dem Unternehmer keine andere Rechts- 
stellung, wie die von ihm beschäftigten Personen. 

Hiemach haften die Betriebsunternehmer versicherter Betriebe, z. B. von 
Fabriken, nicht nur unversicherten Dritten, sondern auch fremden, g^en Unfall 
versicherten Personen, welche tagtflglich, in regelmüfsiger Wiederkehr oder auch 
nur gelegentlich in Ausübung ihres Dienstes in der Fabrik zu thun haben, z. B. 
Spediteuren, Schornsteinfegern (zur Kesselreinigung), Fuhrleuten, Monteuren, trotz 
der Unfallversicherung nach wie vor gem^fs S. 2 des Reichs- Haftpflichtgesetze^ 
fbr dos Verschulden von Bevollmächtigten, Repräsentanten, Betriebs- und Arbeiter 
aufcdiem. 

ID. Die Haftpflicht des Unternehmers und seiner Beamten gegen- 
über den Berufsgenossenschaften und Krankenkassen. 



■) ütr S- 95 des U. V. G. und die entsprechenden Vorschriften der übrigen Unfall- 
Tcrncheningsgcsetie regeln nur die Rechtsverhältnisse zwischen dem Versicherten unJ 
seinem Arbeitgeber, dttsen Bevollrolchtigten, Reprflsenunten, Betriebs- und Arbeits- 
auftcbtm. Danadi sind die Ansprüche der Versicherten gegen solche Personen, welche 
nicht ihre Arl>eitgeber oder Au£^her etc. sind, durch diese Vorschriften unberührt ^^^ 
blieben. BeiOglich des RechtsOberganges auf die Berufsgenossenschaft lu vergL unter IV: 
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9. Haftpflicht und Unfallversicherang. 1 1 1 

Diejenigen Bctriebsuntei nehmer, Bevollmächtigten, Betriebs- oder Arbeiter- 
ufseher, gegen welche durch strafgerichtliches Urtheil festgestellt worden ist, 
afs sie den Unfall vorsätzlich oder durch Fahrlässigkeit mit Aufscrachtlassung 
crjenigen Aufmerksamkeit, zu der sie vermöge ihres Amtes, Berufes oder Ge- 
icrbcs besonders verpflichtet sind, herbcigeilUhrt haben, haften für alle Auf- 
wendungen, welche in Folge des Unfalls auf Grund der Unfallversicherungs- 
c'sc'tze oder des Krankenversicherungsgesetzes von den Berufsgenosscnschaften 
kicT den Krankenkassen gemacht worden sind. Als Ersatz (Ür die Rente kann 
11 diesen Füllen deren Kapital werth verlangt werden. (S. 96 des U. V. G. und 
lic entsprechenden Vorschriften der tlbrigen Unfall Versicherungsgesetze.) 

Auch hier ist ausnahmsweise ein Strafurthcil nicht erforderlich, wenn die straf- 
;crichtliche Feststellung wegen des Todes oder der Abwesenheit des Betreffenden 
>der aus einem anderen in der Person desselben liegenden Grunde nicht er- 
oigen kann. 

Der Civilrichter hat, wenn ein Strafurtheil im Sinne des S- 9^ J^ Unfall- 
crsicherungsgesetzes vorliegt, weder die Schuldfrage selbständig zu entscheid.en, 
loch darf er etwa wegen mitwirkender Fahrlässigkeit des Verletzten die Klage 
Icr Berufsgenossenschaft zurückweisen (Entsch. des R. Ger. VI. Civilsenats vom 
). April 1894, A. N. des R. V. A. 1894 S. 336); dagegen steht dem Civilrichter 
lic Befugnifs der selbständigen Prüfung und Entscheidung der Frage zu, ob die 
m Regrefswege von der Berufsgenossen'schaft verlangten Beträge »auf Grund des 
jcsctzes« zu leisten waren. Die Beweislast trifllt die Berufsgenossenschaft (Entsch. 
ies R. Ger. II. Civilsenats vom 7. Mai 1897, A. N. des R. V. A. 1898 S. 398), 

Auf dem Gebiete der land- und forstwirthschaftlichen Unfallversicherung 
st aufser den Berufsgenossenschaften und Krankenkassen ferner die »Ge- 
ncinde« rcgrefsberechtigt. Der Grund hierfür liegt darin, dafs nach dem land- 
ind forstwirthschaftlichen Unfatlversicherungsgesetz — von Ausnahmen abgesehen 
— die Gemeinde im Nothfalle für die ersten dreizehn Wochen nach dem Un- 
alle einzutreten und dem verletzten Arbeiter die nothwendigste Hülfe (freie 
irztliche Behandlung, ' freie Arznei und freie Heilmittel) zu gewähren hat. 

IV. Die Haftpflicht Dritter. 

1. Die Haftpflicht »Dritter« — d. h. anderer Personen als der Betriebs- 
jnternehmer und seiner Beamten — , welche den Unfall vorsätzlich herbeigeführt 
xier durch Verschulden verursacht haben, ist trotz der Unfallversicherungs-Gesetz- 
;ehung — vorbehaltlich der unter 2 zu erörternden Modifikation — bestehen 
geblieben. Als »Dritte« haben namentlich die Mitarbeiter des Verletzten oder 
aetödtcten zu gelten, durch deren Schuld der Unfall herbeigeführt worden ist. 
Z' 98 des U. V. G. und die entsprechenden Vorschriften der übrigen Unftll- 
a^rsicherungsgesetze.) 

Aufser der vorsätzlichen und schuldhaften Herbeiführung des Unfalls ut 
lach der Absicht des Gesetzgebers auch die anderweitige Haftpflicht einer jeden 
Irittcn Person von der Unfallversicherungs-Gesetzgebung unberührt geblieben. 

2. Um indessen den mehrfachen Bezug einer Entschädigung wegen des- 
selben Unfalls auszuschliefsen , bestimmt S* 98 Abs. 2 des Unfallversicherungs- 
Gesetzes, dafs die Forderung der Entschfidigungsbere(;htigten gegen den Dritten 
)uf die Berufsgenossenschaft insoweit übergeht, als die Verpflichtung der letzteren 
mr Entschädigung durch dieses Gesetz begründet ist. Eine entsprechende Vor- 
schrift enthalten auch die übrigen Unfallversicherungsgesetze. 

V. Gegen die Gefahren, welche aus der noch bestehen gebliebenen Haft- 
pflicht drohen, suchen sich die Betriebsuntcmehmer vielfach durch Versicherung 
^ei Privatversicherungsgesellschaften zu schützen. Die Uebemahme einer Haft- 
pflichtversichemng der Mitglieder der Berufsgenossenschaft durch die letztere -— 
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112 III. Die Grundlagen der Unfallvenicherung. 

wdche von mancher Seite angestrebt wurde — ist zur Zeit gesetzlich nicht 
zuUiss^J) 

10. Die Unfallverhütung. 

L Es bt nicht nur vom humanitären, sondern auch vom wirthschaftlichcn 
Standpunkt aus besser, Un&lle zu verhüten als ihren Eintritt abzuwarten und 
dann durch Geld zu entschndigcn. Schon vor dem Inkrafttreten der Arbeiter- 
vcrsicherungs-Gcsctzgebung ist auf die Unfallverhütung in den Betrieben von ein- 
sichtigen Unternehmern hingewirkt worden. Es sei hier nur auf die Mülhausencr 
Gc*selUchaft zur Verhütung von Fabrikunfifllen hingewiesen. Diese Gesellschit't 
i^t bereite 1867 gegründet und hat ihrer Aufgabe mit Eifer obgelegen. Durch 
die Arbeiterxersicherungs - Gesetzgebung ist indessen, wie nicht verkannt werden 
kann, die Frage der Unfallverhütung aus dem engen Kreise der Einzelbestrebungcn 
heran» im ganzen Deutschen Reiche überall in Flufs gekommen. Wissenschaft- 
liche Forschung und Praxis haben hier mit einander gearbeitet. Die Trflger der 
Unfallversicherung, deren Aufgabe es ist, die Unßllle zu entschädigen, haben dü^ 
gröfste Interesse an einer planmüfsigcn Unfallverhütung. Auch der Gesetzgeber 
hat ihnen neben der Unfullentschifdigung als nicht minder wichtige Aufgulv 
die Unfallverhütung übertragen. Den Berufsgenossenschaften ist die Befugnis 
crtheilt, Vorschriften zu erlassen: 

I. Ober die vun den Mitgliedern zur Verhütung von Unfiillen in ihren Betrieben 
zu treffenden Einrichtungen unter Bedrohung der Zuwiderhandelnden mit der 
Einschiltzung ihrer Betriebe in eine höhere Gefahrenklasse, oder falls sich die 
letzteren bereits in der höchsten Gefahrenklasse befinden, mit Zuschlügen bh 
zum doppelten Betrage ihrer Beiträge; 
3. über das in den Betrieben von den Versicherten zur Verhütung von Unfällen 
zu beobachtende Verhalten unter Bedrohung der Zuwiderhandelnden mit 
Geldstrafen bis zu sechs Mark. 
Diese Vorschriften zeichnen sich dadurch aus, dafs sie von den Unter- 
nehmern unter Mitwirkung der Arbeiter, also von den gewifs sachkundigen Be- 
theiligten selbst ausgeartnritet werden und dadurch die genügende Gewifhr für 
ihre Zweckmüfsigkeit bieten. Deshalb sind auch Klagen über unsachgemiifse Vor 
Schriften nicht hüutig zu hOren. 

Von dieser Befugnifs haben in richtiger Erkenntnifs der Noth wendigkeit fa^t 
alle gewerblichen Berufsgenossenschaften Gebrauch macht. Im Ganzen hjKn 
von den 65 gewerblichen Beruf^genossenschafteh nunmehr 63 Unfallverhütung^ 
Vorschriften erlassen. Von den 48 land- und forstwirthsc haftlichen Beruh 
genovsenschaften besitzen 15 Unfallverhütungsvorschriiten. 

D. Die Grundlage für den Erlafs geeigneter Unfallverhütungsvorschritten 
mufs eine klare Kenntnifs von der Unfallhüutigkeit, deren Ursachen, dem Sit/ 
und der GrOfsc der Gefahr bei den einzelnen Einrichtungen und gewerblich«. n 
Thiltigkeiten gewahren. Erst dann ist man im Stande zu wissen, wo die Unfall 
Verhütung einzugreifen hat. Eine solche Kenntnifs bietet die Unfallstatistik, eine« 
der wichtigsten Forschungsgebiete der Neuzeit 

■) Durch Z- ^^ des neuen Entwurfs eines Gesetzes, betr. die Al>lndening der Unfj>1* 
versicherungsgcsetie .Reichstags* Drucksache Nr 513, la Legislatur -Periode 1. Scv^on 
i89K'it|0o) soll den Bcrufsgeno«senschafien die Befugnifs verliehen werden, unter BerOeL- 
sichtigung der landcs{:esetjJichcn Vorschriften Einnchtungen zur Versicherung ihrer Mk- 
gltcder gegen Haftpflicht zu treffen. Jedoch ist \orgcschcn, dafs die Theilnahme an die^^^ 
Einrichtung eine freiwillige sein mufs .also Au»schlufs des Zwanges-, und d«& bei dto«^^ 
Einrichtung ** soweit es «ich um HaftpflichtansprOche aus der reichsge»eulicKen Unfjl*- 
vcrsichenif^ handch — nicht mehr ab zwei Drittel durch Versicherung gedeckt weiden ^-'^ 
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III. Häufig begegnet man in gewerblichen, namentlich aber in land- und 
forstwirthschaftlichen Kreisen, einer grofsen Abneigung gegen den Erlais von 
UnfallverhUtungsvorschriften. Diese Abneigung entspringt einem nicht klaren Ein- 
blick in die wirklichen VerhHltnisse. Es wird zur Begründung geltend gemacht: 

a. der Betrieb werde durch die Beobachtung der Unfallverhatungsvorschriflen 
erschwert und behindert, 

b. die Betriebsführung werde so kostspielig, dafs diese Last nicht getragen 
werden könne. 

Der erste Vorwurf ist nur dann begründet, wenn eine Schutzvorrichtung 
tliatsächlich für den Betrieb hinderlich ist. In einem solchen Falle ist auf Abhülfe 
zu sinnen und an die Stelle einer Einrichtung, die sich nicht bewährt hat, eine 
zweckmäfsige zu setzen. Der Kampf gegen jeden Erlafs von UnfallverhUtungs- 
vorschriften schiefst über das Ziel hinaus. 

Der zweite Einwand ist offenbar unzutreffend. Denn sicherlich sind die 
Entschädigungen, welche für die Unfälle aufzuwenden sind, schon in einem 
Jahre gröfser als die Aufwendungen für Beschaffung geeigneter Schutzvorrichtungen. 
Das ist ein einfaches Rechenexempel, wozu die Statistik die Zahlen liefern muft. 
Nach einer Statistik, welche sich auf die Gewerbe-, die Bau- und die See-Unfall- 
versicherung und das Jahr 1897 erstreckt, sind 7,8a Prozent der Unfälle (nämlich 
3311) auf fehlende oder ungenügende Schutzvorrichtungen und 7,13 Prozent der 
Unßi]]e (nämlich 3210) auf mangelhafte Betriebseinrichtungen zurückzuführen. 
An Entschädigungen sind für diese Unflflle allein in der Zeit vom 1. Januar 1897 
bis zum 1 . Juli 1 898 insgesammt 1 893 084 Mark gezahlt worden. 

IV. Mit dem Erlafs von UnfallverhUtungsvorschriften mufs nothwendig die 
j Ueberwachung der Betriebe verbunden sein. Ohne eine solche Uebcrwachung 
j würden die Vorschriften wirkungslos und nutzlos sein. Diese Aufsicht wird 
: nicht nur von den staatlichen Gewerbeaufsichtsbeamten, sondern, was insbesondere 

die Beobachtung der Unfallverhütungsvorschriften angeht, von den »Beauftragten« 
der Berufsgenossenschaft ausgeübt. Die Zahl der besonderen Beauftragten der 
Berufsgenossenschaften betrug nach einer Feststellung vom 1. Oktober 1899: 208. 

V. Was die Art und Weise anlangt, wie die Verhütung der Unfklle be- 
wirkt werden kann, so ist hier folgendes zu bemerken: 

11 1. Die beste Art ist die alsbaldige zweckmäfsige Gestaltung der Betriebs- 

anlagen und Einrichtungen bei der Neubeschaffung. Die Maschine, ein Apparat, 

[ j mufs von dem Fabrikanten so gestaltet werden, dafs Unfälle möglichst aus- 
geschlossen werden. Hierauf mufs ein wesentliches Gewicht bei der Herstellung 
der Maschinen gelegt werden. 

2. Die nachträgliche Anbringung von Schutzvorrichtungen an vorhandenen 
gefähriichen Einrichtungen (Umkleidungen, Abdeckungen, Umhüllungen etc.) ist 
nicht selten mit Schwierigkeiten verknüpft. Deshalb ist diese nur als Nothbdidf 
zu betrachten. 

3. Die Schutzgegenstände (Schutzbrillen, Schutzmasken, Respiratoren etc.) 
müssen zweckmäfsig sein und die Arbeiter möglichst wenig belästigen. 

4. Es müssen die nöthigen Vorkehrungen zur ersten Hülfeleistung im Falle 
des Eintritts eines Unfalls getroffen werden. Der. Verbandkasten mufs zur Stelle 
^in. Einige Arbeiter müssen mit diesen Dingen umzugehen wissen« 

5. Mittelbar kann zur Unfallverhütung durch gute bauliche Einrichtungen 
der Arbeitsräume, gute Luft, Licht, genügenden Raum u. dergl. beigetragen 
werden, femer: . 

6. durch Veröffentlichung bewährter Einrichtungen, nqmentlich in den be- 
rufsgenossenschaftlichen Blättern; durch Vorführung von Modellen zwecknUtfsiger 
Hinrichtungen in zu gründenden sozialen Museen, 
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IV. 

ie Grundlagen der Invalidenversicherung. 

1. Invalidität und Alter. 

I. Invaliditlt. 

I. Voraui^^zung (Ür den Anspruch auf Invalidenrente ist die »Invalidität- 
des Versicherten. Auf die Ursachen der Invalidität kommt es nicht an. Eine 
Ausnahme besteht nur in dem Falle^ xlafs die Invaliditüt vorsätzlich herbeigefühn 
worden ist (S- 1 7 des I. V. G.). Im Uebrigen ist es unerheblich, ob die Invalidiiiit 
auf Abnutzung der Kriffte, Gebrechlichkeit, Alter, Siechthum, Unfälle aufserhnib 
des Betriebes etc. zurOckzuAlhren ist. *) 

kt die Invalidität durch einen Unfall herbeigeführt worden, so besteht 
— unbeschadet der Vorschriften des S* i>3 des Invalidenversicherungsgesetzes — 
ein Anspruch auf Invalidenrente nur insoweit, als die zu gewährende Invalidenrente 
die gewahrte Unfallrente Obersteigt. 

Invalidenrente erhält ohne Rtlcksicht auf das Lebensalter: 

a. derjenige Versicherte, welcher im Sinne des %. 3 Abs. 4 des Gesct/o 
dauernd erwerbsunfilhig ist (S. 15 Abs. 1 des I. V.G.); 

b. femer aber auch derjenige nicht dauernd er>verbsunfähige Versicheric< 
welcher während 36 Wochen (d. i. während eines halben Jahres) ununterbrochen 
erwerbsunfilhig gewesen ist, für die weitere Dauer seiner Er%%'erbsunfähigkeit (S* i^> 
a« a. O.). 

3. Als »erwerbsunfähig« (invalide) im Sinne des S* 3 Abs. 4 des Gc^et/o 
ist diejenige Person anzusehen, »deren Er^erbsfähigkcit in Folge von Alter. 
Krankheit oder anderen Gebrechen dauernd auf weniger als ein Drittel hcruh- 
gesetzt ist«. Dies ist aber dann anzunehmen, wenn sie nicht mehr im Stande 
ist, »durch eine ihren Kräften und Fähigkeiten entsprechende Thätigkeit, die ihi 
unter billiger Berücksichtigung ihrer Ausbildung und ihres bisherigen Berufes /u 
gemuthet werden kann, ein Drittel desjenigen zu erwerben, was körperlich oJci 
geistig gesunde Personen derselben Art mit ähnlicher Ausbildung in derselbe! 
Gegend durch Arbeil zu verdienen pflegen«. Hieraus ergiebt sich, dafs unic 
»Enverbsun fähigkeil« (Invalidität) im Sinne des Invalidenversicheningsgesetzes nivh 
etwa »völlige Erwerbsunfähigkeit« zu verstehen ist. 

3. Jetzt wird — im Gegensatz zu dem früheren Rechtszustande (zu vergl 
S* 9 Abs. 3 des ursprünglichen Gesetzes vom 33. Juni 1889) — bei Festsetzuiii 
der Invalidititsgrenze von dem ortsüblichen Lx>hne gewöhnlicher Tagearbcitc 
abgesehen« Femer wird nicht als Mafvstab genommen der Verdienst eines ab 
strakten Normalarbeiters der sich in Wirklichkeit kaum finden läfst. Et wir 
vielmehr von einem körperlich und geistig gesunden Lohnarbeiter gleicher An 
wie der Renlenbe^erber ist« ausgegangen, und festgestellt, wieviel ein soKlu 
bei ähnlicher Ausbildung wie der Rentenbei%-erber an dcr^lben Gegend durc 
Arbeit — ohne dafs dies gerade dieselbe Arbeit zu sein braucht, welche d< 
Rentenbewerber zu verrichten pflegt, — verdienen kann. Von dem hiem«: 
gefundenen Arbeitsverdienste wird ein Drittel genommen, und sodann wcii( 

*) Ueber die Unacheo der Erwerbsunßlhigkctt bei den Invaltdcortnttnefnpl^ngern J 
in Jahre 1898 von dem Reichs •Versicherungsamc ein« Statistik als Beihtll tu den AJ 
des it V. A. verOdeniltcht worden (tu vcrgl. Rundschr. das R. V. A., Abtk. flir InraliditM 
ttod Ahanvenichenmg von it. Juni 1898 — A.N. des R.V,A. i8g8 & p^ 
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festgestellt, ob der Rentenbewerber im Stande ist, diesen Betrag zu erwerben. 
Bei der weiteren Feststellung ist der bisherige Beruf des Rentenbewerben 
nicht allein zu berücksichtigen. Es ist vielmehr festzustellen, welche Lohn- 
arbeiten dem Rentenbewerber auf dem gesammten wirthschafUichen Erwerbs- 
gebiete — allerdings unter billiger Berücksichtigung seiner Vorbildung und seiner 
bisherigen Berufsthätigkeit — noch zugemuthet werden können, und wieviel er 
dadurch erwerben kann. Erreicht der so gefundene Betrag das oben erwähnte 
Drittel nicht, so ist der Rentenbewerber »invalide« im Sinne des Invaliden- 
versicherungsgesetzes. Hiernach ist es nicht zulässig, die Versicherten auf einen 
Erwerb hinzuweisen, der ihren körperlichen und geistigen Fähigkeiten nicht ent- 
spricht, ihnen völlig fremd ist oder nur an einer von dem bisherigen Beschflfit- 
gungsorte weit entfernten Arbeitsstätte stattfinden könnte. 

4. Aus Vorstehendem ergiebt sich, dafs der jetzige Begriff der »InvaliditHtc 
im Sinne des Invalidenversicherungsgesetzes sich dem Begriffe der »Berufsinvaii- 
ditüt« mehr genähert hat. Mit Absicht hat aber das neue Gesetz die Invaliden- 
versicherung nicht derart erweitert, dafs sie völlig den Charakter einer Ver- 
>icherung gegen Berufsinvaliditllt erhielt. 

II. Alter. 

1. Voraussetzung für den Anspruch auf Altersrente ist die Vollendung des 
siebenzigsten Lebensjahres. Das Vorhandensein irgend eines Grades von Er- 
werbsunfähigkeit ist nicht Vorbedingung für den Altersrentenanspruch. Die 
Altersrente stellt sich hiernach grundsätzlich als ein Zuschufs zu dem Verdienste 
dar, den alte noch erwerbsfähige Personen erzielen. Hierin ist eine Erweiterung 
der sozialpolitischen Fürsorge zu erblicken. Der Zuschufs hat den Zweck, es 
dem alt gewordenen Arbeiter zu erleichtern, seine Arbeitskraft zu schonen und 
den Eintritt der Invalidität hinauszuschieben. Tritt dieser Fall ein, so erhtfU 
der Versicherte die Invalidenrente, wenn die Voraussetzungen ftir dieselbe ge* 
geben sind , und der Anspruch auf Altersrente ruht ($. 48 Abs. 3 des I. V. G.). 

2. Die vielfach geäusserten Wünsche, die Altersgrenze herabzusetzen, sind 
durch das neue Invalidenversicherungsgesetz nicht befriedigt worden. Wesentlich 
sprechen finanzielle Bedenken dagegen. Nach den bei Bearbeitung der Novelle 
angestellten Berechnungen würden sich die jährlichen Ausgaben bei Herabsetzung 
von 70 Jahren auf 65 Jahre für die Versicherungsanstalten um 20 319 600 Mark und 
für das Reich um 9 966 450 Mark steigern. Bei einer Herabsetzung der Alters- 
grenze auf 60 Jahre würde die Mehrbelastung für die Versicherungsanstalten 
34 ^47 500 Mark, für das Reich 26 509 450 Mark betragen. 



2. Die Uebernahme eines Heilverfahrens durch die 

' Versicherungsanstalten.') 

I. Das neue Invalidenversicherungsgesetz vom 13. Juli 1899 hat die Kranken- 
pflege der Versicherungsanstalten eingehend geregelt. Hiemach können die Ver- 
•*iicherungsanstalten ein Heilverfahren anordnen: c«. 

a. wenn ein Versicherter erkrankt, und der Eintritt der Invalidität zu be- 
sorgen ist (S. 18 des I.V.G.); 

b. wenn ein Versicherter l>ereits die Invalidenrente bezieht, und die Annahme 
begründet ist, dals er durch ein nachträgliches Heilverfiihren die Erwerbsftbigkeit 
wiedererlangen werde ($. 47 Abs. a). 

') Zu veii^ die S. 99 Anna, i beieidinete Schrift. 

8* 
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n. Heilverfahren zum Zwecke der Abwendung des Eintritts der 
lnTaliditit.>) 

I. Die Versicherungsanstalten sind befugt, das Heilverfahren bei allen Ver- 
sicherten eintreten zu lassen, auch wenn sie der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung unterii^en. Im letzteren Falle gehen vom Beginn des Heilverfahrens 
an bis zu dessen Beendigung die Verpflichtungen der Krankenkasse gegen den 
Versicherten auf die Versicherungsanstalt t}ber. Dieser hat die Krankenkasse 
Ersatz zu leisten in Höhe desjenigen Krankengeldes, das der Versicherte von der 
Krankenkasse für sich beanspruchen konnte. Eine Vergütung Air die ärztliche 
Behandlung und Arznei findet mithin nicht statt (S. 18 Abs. 3). 

3. hii Gegensatze zu den Ckbrigen Arbciter^'crsichcrungsgcsetzen stellt sich 
das Heilverfahren der Versicherungsanstalten nicht als eine Leistung dar, welche 
•an Stelle« der Hauptleistungen der Versicherungsanstalten tritt. Die vorbeugende 
Krankenpflege bildet vielmehr eine dem Ermessen der Versicherungsanstalten 
tlherlassene Sonderleistung, welche nicht dazu bestimmt ist, die HauptansprUchc 
der Versicherten auf Gewilhning einer Invaliden- oder Altersrente zu ersetzen. 

3. Das Mafs und die Zeitdauer des Heilverfahrens richtet sich nach dem 
Kin/elfall, Ober den Umfang des Heilverfahrens hat die Versicherungsanstalt zu 
befinden (S. 18 Abs. 1). 

4. Auch die Art und Weise des Heilverfahrens hat die Versicherungsanstalt 
XU bestimmen. Das Heilverfahren kann insbesondere auch durch Unterbringung 
der Erkrankten in einem Krankenhause oder in einer Anstalt Air Genesende 
(Rekunvale^zentenanstalt) gewahrt werden. Die Zustimmung des Erkrankten ist 
erforderlich, wenn er verhetrathet ist oder eine eigene Haushaltung hat oder 
Mitglied der Haushaltung seiner Familie ist ($. 18 Abs. 3). 

Wahrend des Heilverfahrens ist ferner für diejenigen Angehörigen des Ver- 
sicherten, deren Unterhalt dieser bisher aus seinem Arbeitsverdienste bestritten 
hat, eine Unterstützung zu zahlen. Dies gilt auch für solche Versicherte, welche 
der ge»etzlichen Krankenversicherung nicht unterliegen, also insbesondere für die 
land- und forstwirthsc haftlichen Arbeiter. Eine nennenswerthe Mehrbelastung 
der Versicherungsanstalt wird hierdurch nicht herbeigeflihrt. Die Höhe der An- 
gehörigenunterstQtzung ist jedoch verschieden, je nachdem der Erkrankte der 
reichs- bezw. landesgesetzlichen Krankenfürsorge unterlag oder nicht. Im ersteren 
Falle betrügt sie die Hfilfte des für den Versicherten wahrend der gesetzlichen 
Dauer der Krankenunter^lützung mafsgebend gewesenen Krankengeldes, iin 
letzteren Falle ein Viertel des ortsQblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter, 
welcher für den Ort der letzten Beschäftigung oder des letzten Aufenthaltes des 
Erkrankten mafsgebend Ut (S. 18 Abs. 4). 

Das Heilverfahren kann von der Versicherungsanstalt auch in der Wei^ 
gewahrt werden, dafs sie sich der Krankenkasse bedient. Den Krankenkassen 
sind durch das neue InvalidenversicherungNgesetz auch die' HUlfskassen gleichgestellt, 
welche in die Organisation der gesetzlichen Krankenversicherung nach Mafsgabe d*> 
S* 7 j des Krankenversicherungsgesetzes einbezogen worden sind. Die Versicherungs- 
anstalt ist befugt, die Fürsorge für den Erkrankten der Krankenkasse, welcher er 
angehört oder zuletzt angehört hat, in demjenigen Umfange zu tibertragen, welchen 
die Versicherungsanstalt (Ür geboten erachtet. Die tiber den Umfang der von der 
Krankenka»« gesetzlich oder statutarisch zu leistenden Ftirsorge hinausgehenden 
Mehrkosten sind von der Versicherungsanstalt zu ersetzen (S. 19 und ao)* 



Zu ver|^ Sutistik der Heilbehaodhing bei den Versicherungsanstalten und den 
ii^eUsKnen Kasseneinrichtungen (tlr das Jahr 1897, AN. des ItV. A. 1899 S. ^^0—^7*y^ 
für die Jahf« 1897 und 1898 daselbst S. 47i**S9>« 
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5. Die Benifsgenossenschafien der Unfallversicherungsgesetze können durch* 
die vorbeugende Krankenpflege der Invaliden -Versicherungsanstalten erhebliche 
Vortheile haben, wenn durch die Hebung der Er\verb$ß(higkeit durch Unfall 
verletzter Personen eine Entlastung der Bcrufsgcnosscnschaft herbeigeführt wird. 
In diesem Falle ist durch $. 21 des Invalidcnversichcrungsgesetzes der Ver- 
i^iclierungsanstalt gegen die Berufsgenossenschaft ein Anspruch auf Ersatz der 
Kosten des Heilverfahrens in dem im S- 1 9 Satz 3 a. a. O. vorgesehenen Umfange 
gewährt worden. 

III. Heilverfahren zum Zwecke der Wiedererlangung der 
Krwerbsfähigkeit. 

Die Versicherungsanstalten sind befugt, auch dann ein geeignetes Heilverfahren 
eintreten zu lassen, wenn es sich darum handelt, bereits ftlr invalide erklärten 
und im Besitz einer Invalidenrente befindlichen Personen die Erwerbsfilhigkeit 
wieder zu verschaffen. Da die Rente während der Dauer des Heilverfahrens 
fortzugewähren ist, so bedarf es in diesem Falle der besonderen Unterstützung 
der Angehörigen regelmitfsig nicht. Im Uebrigen finden die unter 11 erörterten 
Grundsätze auch hier Anwendung (S. 47 Abs. 2). 

Ueber die Pflichten der Versicherten und der Rentencmpfifnger bezüglich 
des Heilverfahrens zu vergl. oben S. 72. 



3. Gemeinlast und Sonderlast 

I. Bei der Bearbeitung des Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetzes vom 
22. Juni 1889 ging man davon aus, dafs die Finanzlage der Versicherungsträger 
in den verschiedenen Theilen des Deutschen Reichs im Wesentlichen eine 
gleiche bleiben werde. Diese Annahme hat sich als irrig en^'iesen. Ein Theil 
der Versicherungsanstalten, namentlich solche, welche vor>viegend landwirth- 
schaftliche Bezirke umfassen, sind hinter dem Durchschnitt erheblich zurück- 
geblieben, andere (namentlich die Versicherungsanstalt Berlin und diejenige für 
die Hansestädte) haben ein so erhebliches Vermögen angesammelt, dafs sie 
finanziell bedeutend günstiger gestellt sind, als die meisten anderen Versicherungs* 
anstalten. Es war damals insbesondere nicht genügend berücksichtigt worden, dafe 
die kräftigen und jungen Leute — für die Versicherung die besten Risiken -^ 
von dem Lande den grofsen Städten und den Industriebezirken zuströmen, 
während die kränklichen, schwächlichen, weniger leistungsßlhigen und alten Arbeiter 
— für die Versicherung die schlechten Risiken — auf dem Lande zurückbleiben. 

II. Zum Zwecke des finanziellen Ausgleichs unter den verschiedenen Ver- 
Mcherungsanstalten hat das neue Invalidenversicherungsgesetz die Bestimmung ge* 
troffen, dafs ein Theil der durch die Invalidenversicherung entstehenden Lasten 
von sämmtlichen Versicherungsträgem in Deutschland gemeinsam zu tragen ist. 
Im Grofsen und Ganzen ist die Sache so geregelt worden, dafs diejenigen 
Leistungen der Invalidenversicherung gemeinsam getragen werden, welche nicht 
^'un der Zahl und der Höhe der Beiträge abhängig sind. Zur Deckung der 
Gemeinlast werden vom 1 . Januar 1 900 ab in jeder Versicherungsanstalt vier 
Zehntel der dieser zufliefsenden Beiträge verwendet. Die zur Deckung der Gemein- 
last bestimmten Beträge werden indessen von den einzelnen Versicherungs- 
anstalten nicht an eine besondere Kasse abgeführt, vielmehr nur buchmflfsig aus 
«iem Gesammtvermögen der Versicherungsanstalt ausgeschieden. Das Vermögen 
«ier einzelnen Versicherungsanstalt zerfilllt hiernach in ein »Gemein vermögen« 
und ein »Sondervermögen«. Jede Versicherungsanstalt verwaltet ihr Gesammt- 
vermögen selbständig. Aus demselben sind die von allen Versicherungstrigero 



1 18 IV. Die Grundlagen der Invalidenversicherung 

gemeinsam aufzubringende Last (Gemeinlast) und die den einzelnen Versicherungs- 
trägern verbleibende besondere Last (Sonderlast) zu decken ($• 33 Abs. 1 u. 3 
des L V. G.). 

in. Die Gemeinlast wird gebildet: 

a. durch drei Viertel sflmmtlicher laufenden und spifter entstehenden Alters- 
renten. Bei strenger Beobachtung des oben bezeichneten Grundsatzes lUltten 
eigentlich sämmtliche Altersrenten — t>ei welchen Stcigerungssfitze nicht mehr 
stattfinden — dem GemeinvcrmOgen zur Last gesetzt werden mOssen. Nach 
längeren Erörterungen im Reichstage ist jedoch schliefslich ein Viertel abge- 
zweigt und der Sonderlast zugewiesen worden; 

b. femer durch die Gnindbeträge aller laufenden und später entstehenden 
Invalidenrenten. 

c. Dazu kommen noch gewisse geringfügige Beträge, nämlich die in Folge 
von Krankheitswöchen eintretenden Rentensteigerungen und die Rentenab- 
rundungen. Diese Beträge sind lediglich aus ZweckmäfsigkeitsrOcksichten in die 
Gemeinlast gewiesen worden (S. 33 Abs. 2). 

IV. Die Sonderlast bilden sänuntliche übrigen Verpflichtungen der Ver- 
sicherungsanstalt, also ein Viertel der Altersrenten, die von der Zahl und Hohe 
der Beiträge abhängigen Steigerungen der Invalidenrenten und die sonstigen 
Leistungen der Versicherungsanstalt (Beitragserstattungen, die Kosten des Heil- 
veHahrens, Verwaltungskosten u. dergl.) $.33 Abs. a. 



4« Der Rdchszuschufii. 

I. Die Deckung eines Theiles der Kosten der Arbeiterversicherung erfolgt 
aus Öffentlichen Mitteln. Dies rechtfertigt sich aus einem dreifachen Grunde: 
I. wegen der erheblichen Erleichterung der OfTentlichen Armenpflegelast durch 

die Arbeiterversicherung; 
3. wegen des Interesses der Gesammtheit an einer möglichst normalen Gestaltung 
der sozialen Verhältnisse und an der Aufrechterhaltung der staatlichen Zustände, 
zu deren Sicherung die Art>eiterversicherungs-Gesetzgebung beiträgt; 
3« im Interesse der Ermäfsigung der Versicherungslasten, welche den Betheiligten 
zwangsweise auferi^ worden sind. 

n. Schon im ersten Entwurf eines Unfallversicherungsgesetzes vom Jahre 1881 
war vorgesehen, dals die iür die Versicherung erforderlichen Mittel aufser durch 
Prämien, welche die Betheiligten zu entrichten hatten, durch einen Reichszuschufs 
aufgebracht werden sollten. Der Reichstag sprach sich indessen gegen den 
Reichszuschuls aus, und der Bundesrath zog den Entwurf zurlSck. 

Auch in dem zweiten Entwurf eines Unfallversicherungsgesetzes vom Jahre 188a 
wurde an dem Reichszuschusse festgehalten (25 Prozent der Entschädigungssumme 
sollten das Reich, 75 Prozent die Unternehmer tragen). Auch dieser Entwurf ge- 
langte nicht zur Verabschiedung. 

Der dritte Entwurf eines Unfall Versicherungsgesetzes, welcher sich im 
V^Tesentlichen den Wünschen des Reichstags anschlofs, liefs den Gedanken eines 
Rcichszuschusses (allen. Ein solcher hat auch in den Unfallversicheningsgesetien 
selbst keine Aufnahme gefunden« 

Auf dem Gebiete der Krankenversicherung ist von einem Reichszuschus^ 
nie die Rede gewesen« 

Dagegen hat der Reichszuschufs schon in das alte Invaliditäts- und Alters- 
versicherungsgeMti vom aa. Juni 1889 Eingang gefunden. Das neue Invaliden- 
versicherungsgeaeti vom 13. Juli 1899 bestimmt jetat: 
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5. Das Prämiensystem des Invalidenversicbeningsgesetses. Iig 

1. Die Aufbringung der Mittel erfolgt seitens des Reichs durch Zuschüsse 
/u den in jedem Jahre thatsSchlich zu zahlenden Renten, seitens der Arbeitgeber 
und der Versicherten durch laufende Beitrage ($. 27). 

2. Der Zuschufs des Reichs ist ein fester und beträgt für jede Rente jflhriich 

30 Mark (S- 35)- 

3. Femer übernimmt das Reich den auf die Dauer militärischer Dienst- 
leistungen entfallenden Antheil der Rente (S* 40 Abs. 2). 

UL Die Reichsbelastung wird grundsätzlich nach dem Umlageverfahren auf- 
gebracht, es sollen nicht Gelder des Reichs in die Verwaltung der Versicherungs- 
anstalten gebracht werden — wie dies z. B. durch Zahlung von Beiträgen fbr 
militärische Dienstleistungen der Fall sein würde — , auch soll eine Kapital- 
ansammlung vermieden werden. Die Reichsbeiträge erfolgen daher nach Mals- 
gabe der in jedem Jahre thatsächlich zu zahlenden Beträge. Als Reichszuschufs 
sind in den Jahren 1891 bis Ende 1899 im Ganzen rund 150000000 Mark 
aufgebracht worden (zu vergl. A.N. des R.V. A. 1899 8.663). 

IV. Eine weitere Antheilnahme des Reichs an den Kosten der Invaliden- 
versicherung besteht — abgesehen von seinen' Leistungen als Arbeitgeber der in 
Reichsbetrieben beschäftigten versicherten Personen — in der Uebemahme der 
Kosten für die im Interesse der Arbeiterversicherung wirkenden Einrichtungen 
der Venvaltung und Rechtsprechung. Namentlich sind hier das Reichs -Ver- 
sicherungsamt und die an der Durchführung der Arbeiterversicherung erheblich 
hetheiligten Reichs- Postverwaltungen zu nennen. 

5. Das Prämiensystem des Invalidenversicherungsgesetzes. 

I. Bei den Verhandlungen, welche zu dem Invaliditäts- und Altersversiche- 
rungsgesetz vom 22. Juni 1889 führten, war die prinzipielle Frage streitige 
welches Verfahren bei Aufbringung der Mittel anzuwenden sei — das Umlage- 
oder das Kapitaldeckungsverfahren. 

Zu Gunsten des Umlageverfahrens wurde geltend gemacht, dafs hierdurch 
die politisch bedenkliche Ansammlung grofser Kapitalien und ein damit noth-t 
wendig verbundenes Sinken des Zinsfufses vermieden werde. Demgegenüber 
wurde aber darauf hingewiesen, dafs durch das Umlageverfahren nicht der 
Kapitalwerth der Renten, sondern nur deren einzelne Jahresbeträge aufgebracht 
würden, und dafs deshalb die Gegenwart entlastet, für die Zukunft aber eine 
unberechenbare und unabsehbare Belastung geschaffen werde. Seitens der ver- 
bündeten Regierungen wurde das Umlageverfahren auf dem Gebiete der Invaliden* 
Versicherung für unannehmbar erklärt. 

Die Regierungsvorlage schlug das Prämienverfahren vor. Es sollte 
durch sich gleich bleibende Beiträge der Werth aller derjenigen Renten, welche 
die einzelnen Versicherten dermaleinst voraussichtlich zu beanspruchen haben 
werden, aufgebracht werden. Nach diesem System deckt jeder Beitrag des Ein- 
zelnen einen Theil seiner eigenen Rente, auf welche er eine Anwartschaft hat. 
Für dieses System wurde geltend gemacht, dafs es die gröfste Sicherheit biete. 
Der Vorschlag gelangte jedoch nicht zur Annahme. In dem Gesetze vom 
22. Juni 1889 fand schliefslich ein auf Beschlufs des Reichstags beruhender Ver* 
mittelungsvorschlag Aufnahme. Dieser Vorschlag ging dahin, ein Verfahren ein* 
treten zu lassen, durch welches der Kapitalwerth nur derjenigen Renten aufzubringen 
^ei, welche innerhalb bestimmter Zeitperioden (von fünf zu fünf Jahren)'} 

^) Erstmalig für die Zeit bis zum Ablauf von zehn Jahren ($• ao AIm. i des al 
Gesetzet). 
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erwarten waren (sog. Kapitaldeckung nach Perioden). Bei diesem Verfahren 
dient der Beitrag des Einzelnen nicht zur Ansammlung einer Prämienreserve, aus 
welcher demniichst seine eigenen Renten gedeckt werden, die Beitrüge aller Ver- 
sicherten dienen vielmehr zur Deckung der Renten anderer Personen, die früher 
als die Beitragenden in den Genufs der Rente treten (zu vergl. $• ^o Abs. 2 

u. $• M ^^ ''^^" Gesetzes). 

Bei diesem System war zu erwarten, dafs die Beitrüge in den späteren 
Perioden bis zum Eintritt des Beharrungszustandes allmählich — wenn auch 
nicht sehr erheblich — sich steigern würden. 

II. Die Novelle zum Invalidcnversicherungsgesetz hat dieses System wieder 
verlassen und schreibt jetzt im $• 3^ Abs. 3 vor: 

•Die Beitrüge sind so bemessen, dafs durch dieselben gedeckt werden die 
Kapitalwerthe der den Versicherungsanstalten zur Last fallenden Betrüge der 
Renten, die Beitragserstattungen und die sonstigen Aufwendungen der Versiche- 
rungsanstalten«. 

Hiemach ist an Stelle des Systems der Kapitaldeckung nach Perioden das 
System der Kapitaldeckung mit Prümienverfahren (kurz das Prümiensystem) ge- 
treten. Es hatte sich nümlich im Laufe der 2^it herausgestellt, dafs die für die 
erste vom 1. Januar 1891 ab laufende Periode festgesetzten Beitrüge im Reichs- 
durchschnitt zu hoch angesetzt waren, und es ergab sich bei neueren Berech- 
nungen, dafs die Beitrüge in der bisherigen Höhe ausreichen, um die Lasten 
der Invalidenversicherung dauernd zu decken. Es empfahl sich nun nicht, die 
bisherigen Beitrüge zeitweise herabzusetzen, um sie dann langsam wieder steigen 
zu lassen; man konnte vielmehr — ohne Erhöhung der Beitrüge — das System 
der Kapitaldeckung nach Perioden aufgeben und das übliche Prümiensystem 
zur Anwendung bringen. Es wird hiemach der Kapitalwcrth des Bedarfs der 
Versicherungsanstalten aufgebracht, und zwar geschieht dies durch feste, im 
Voraus bestimmte Prümien. Jeder Versicherte deckt also durch die (Ür ihn ge- 
zahlten Beitrüge seine eigene, künftig ihm zu gewührende Rente. 

in. Nachdem man zum Prümiensystem übergegangen war, konnte man von 
der Ansammlung eines besonderen Reser\*efonds (zu vergl. S- si ^^ ^^^^^ 
Gesetzes) absehen. Ein Reservefonds wird also bei den Versicherungsanstalten 
nicht mehr gebildet. Die bisherigen Resenefonds werden dem übrigen Ver- 
mögen der Versicherungsanstalten einverleibt. Die bei dem neuen System auf- 
gesammelten Prümienreserven müssen auch (Ür Zeiten der Noth ausreichen. 

6. Das Markensystem. 

L Zum Zwecke der Entrichtung der Beitrüge für die Invalidenversichemng 
ist das Markensystem vorgesehen. Das Markensystem besteht darin, dafs Marken 
(Beitrags- oder Versicherungsmarken genannt) im Geldwerthe des zu entrichtenden 
Beitrages in Qtiittungskarten eingeklebt werden. Die Marken sind l>ei den 
Reichs- Postanstalten käuflich zu haben. Die Beitragsmarke dient: 
I. als Quittung Ober die entrichteten Beitrüge im Verhültnifs zwischen Arbeit- 
geber und Venichemngstrüger; 
1. als Ausweis filr die Höhe der gezahlten Beitrüge im Verhültnifs zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, wenn es sich um Erstattung des auf die 
letzteren entfallenden Antheils handelt; 
3« alt Nachweis (br die Thatsache der Beschüftigung als versicherte Person, 
Ober die Beschüftigungsdauer und die Höhe des Lohnsatzes im Verhültnif;^ 
zwischen Arbeitnehmer und Versicherungstrüger, wenn es sich um die 
AnsprOche aus dem Gesetze handelt« 
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Will man an Stelle des Markensystems eine bessere Art der Beitragsent- 

richtung setzen, so darf bei der Prüfung der vorgeschlagenen neuen Methoden 

I Jiesc dreifache Zweckbestimmung der Marke nicht aufser Acht gelassen werden* 

II. Das Markensystem ist vielfach angefeindet worden. Die hauptsächlichsten 

Vorschläge zur Beseitigung des Markensystems sind folgende: 

I. Ersatz durch eine allgemeine Steuer, welche nach Mafsgabe des Ein* 
! koininens von der Gesammtheit zu tragen sei. Hierfür ist geltend gemacht 
• worden, die Arbciterversicherungs- Gesetzgebung trage zur Aufrechterhaltung der 
! bestehenden Wirthschafts- und Gesellschaftsordnung bei, deshalb sei es gerecht- 
I fertigt, wenn die besitzenden Klassen, die ein Interesse an dem Fortbestehen der 
I gegenwärtigen Zustünde haben, zu den Lasten herangezogen würden. Diesem 
; X'orschlage sind indessen folgende Envflgungen entgegenzuhalten: 
I a. Der Zweck der Arbeiter\'ersicherung ist nicht die Sicherung der be* 

: sit/enden Klassen, sondern die Sicherung der Arbeiter. 

I b. Die gleichen Gründe würden zur Aufhebung der Beiträge und zum 

I Ersatz derselben durch eine Steuer auch bei der Kranken- und Unfallversiche- 
I rung führen. 
I c. Dem Gesichtspunkte der staatserhaltenden Wirkung der Arbeiterver* 

sicherungsgesetze wird durch den Reichszuschufs schon genügend Rechnung 

getrugen. 
I d. Die Beiträge müssen dem Arbeitsertrage entnommen werden, da die 

- Renten, wenigstens theilweise, einen Ersatz für die durch die Arbeit verminderte 
: oder verlorene Erwerbsfifhigkeit bieten sollen. 

{ e. Die Durchführung einer gleichmiifsigen allgemeinen Besteuerung im ganzen 

^ Deutschen Reiche würde mit den grOfsten Schwierigkeiten verbunden sein. Die 
Einführung eines Zuschlags zu den allgemeinen Staatssteuern würde wegen der 

^ Verschiedenheit der Steuergesetzgebungen in den einzelnen Bundesstaaten un- 
durchführbar sein. 

f. Die Selbstverwaltung mit allen ihren Vortheilen könnte nicht beibehalten 
werden, die Ansprüche würden einen armenrechtlichen Charakter annehmen, 

1 eine Abstufung der Rente nach Mafsgabe der Dauer der Beschäftigung und der 

: Höhe der Löhne müfste wegfallen u. dergl. 

I 2. Ein weiterer Vorschlag geht dahin, die Beiträge nach Mafsgabe des ab- 
zuschätzenden Arbeitsbedarfs festzusetzen und zu erheben. 

j Dem steht entgegen, dafs eine Abschätzung des Arbeitsbedarfs und der 
Lohnhöhe umständlich, weitläufig und kostspielig sein würde. Das Ekt- 
schiltzungsverfahren würde mit grofsen Schwierigkeiten und Unzuträglichkeiten 

. verknüpft sein , häufige Nachtragseinschätzungen würden nöthig, eine fortdauernde 

- Revision und Kontrole erforderlich werden. Dazu kommt, dafs für die Ein- 
1 k'hiftzungen ein besonderer Instanzenzug geschaffen werden müfste, der zahl- 
! reiche schwer zu entscheidende Rechts- und Thatfragen im Gefolge haben 
1 wQrde. Fejner müfsten neue und zweckmäfsige Grundlagen für eine einfache 
I Abwickelung der Rechtsverhältnisse zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer und 
1 zwischen letzteren und den Versicherungsträgern gefunden werden, wenn die 

Steigerung der Rente nach Beitragswochen und Lohnhöhe beibehalten werden 
^11. Der Arbeitnehmer müfste sich fUr die Begründung seiner künftigen An- 
sprüche besondere Bescheinigungen über seine Beschäftigung und die Lohnhöhe 
in beweiskräftiger Fonn verschaffen oder sich einen Zeugenbeweh sichern« 
Hiernach mufs dieser Weg zur Zeit als ungangbar bezeichnet werden. 

3. Ein weiterer Vorschlag geht dahin, eine Grundrente zu gewähren und 
eine Steigerung nur auf Grund einer freiwilligen Zusatzversicherung des Ver- 
sicherten — etwa mit theilweiser Beitragserstattung durch den Arbeitgeber — ein* 
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treten zu lassen. Abgesehen von den erörterten Gründen spricht hierg^en, 
dafs (br eine freiwillige Zusatzversichening bei den Arbeitern unzweifelhaft wenig 
Neigung vorhanden ist, und die Befürchtung besteht, dais manche Arl>eitgeber, 
wenn sie zur Uebemahme eines Theiles der Lasten der Zusatzversicherung 
herangezogen würden, einer solchen Versicherung entgegenwirken mOchten. 

4. Auch hat man daran gedacht, die Invalidenrente nach einem Prozent- 
satze des zuletzt bezogenen Lohnes festzusetzen. Dies würde indessen offenbar 
ungerecht sein, da der Verdienst eines Rentenbewert>ers in Folge der allmiihlich 
eintretenden Invalidität beim Eintritt der Rentenberechtigung in der Regel ein 
sehr geringer ist. Würde der Durchschnittslohn, welcher wfihrend der ganzen 
Beschfiftigungsdauer erzielt worden ist, in Rücksicht gezogen, so sprechen die 
oben unter 3 dargelegten Gesichtspunkte gegen diesen Vorschlag. 

in. Hiemach mufs das Markensystem . — wenigstens ftir Versicherungsein- 
richtungen, wie sie in Deutschland bestehen — zur Zeit noch als das beste 
System bc^ichnet werden. Auch im Auslande — in Frankreich, Schweden 
und in den Niederianden — ist das Markensystem, trotzdem man dort die An- 
griffe g^en dassell>e gekannt und auf ihre Stichhaltigkeit hin geprüft hat, von 
zuständiger Seite als das zur Zeit billigste und zweckmflfsigste System der 
Beitragsentrichtung l)ezeichnet worden. 
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l!,ine Reihe von Jahren bereits besteht die staatliche Arbeiterversicherung in 
Deutschland. Seit i. Dezember 1884 ist das Kranken versicheningsgesetz, seit 
I.Oktober 1883 das Unfallversicherungsgesetz (Grundgesetz), seit 1. Januar 1891 
das Invatiditäts- und Altersversicherungsgesetz vollinhaltlich in Kraft. 

Bei dem eigenartigen, durchaus neuen Charakter dieser Gesetzgebung, mit 
welcher Deutschland den übrigen Staaten voranging, ohne sich hierbei auf ander- 
wärts gemachte Erfahrungen stützen zu können, empfindet man mehr denn sonst 
das BedUrfnifs nach einer Rechenschaft darüber, ob jener bahnbrechende 
Schritt des Deutschen Gesetzgebers sich bewl^hrt hat. Sind ja doch 
Gesetze nicht an sich schon ein Glück, sondern bemifst sich t^r Werth erst 
danach, ob ihre Handhabung in der Praxis dem mit ihnen angestrebten Ziele 
thatsächlich zuftihrt. 

Was wollte die Versicherungs- Gesetzgebung? 

Es sollte, wie die Allerhöchste Botschaft vom 17. November 1881 sich flufsert, 
die Heilung der sozialen Schäden — nicht ausschliefslich im Wege der 
Repression sozialdemokratischer Ausschreitungen, sondern gleichmflfsig — auf dem 
Wege der positiven Förderung des Wohles der Arbeiter gesucht werden. 
Es sollten daher dem Vaterlande neue und dauernde Bürgschaften seines inneren 
Friedens und den HUlfsbedürftigen gröfsere Sicherheit und Ergiebig- 
keit des Beistandes, auf den sie Anspruch haben, gegeben werden, und zwar 
durch Fürsorge bei Krankheit, Unfall, Alter und Invaliditit. Für diese 
Fürsorge die rechten Mittel und Wege zu finden, sei eine schwierige, aber auch 
eine der höchsten Aufgaben jedes Gemeinwesens, welches auf den sittlichen 
Fundamenten des christlichen Volkslebens steht. Der engere Anscblufs 
an die realen Krfifte dieses Volkslebens und das Zusammenfassen 
der letzteren in der Form korporativer Genossenschaften unter 
staatlichem Schutze und staatlicher Förderung werde die Lösung auch 
von Aufgaben möglich machen, denen die Staatsgewalt allein in gleichem Um- 
fange nicht gewachsen sein würde. 

In • ähnlicher Weise gelangt die Tendenz des sozialen Gesetzgebungswjerks 
in den Motiven des unterm 8. Mfirz 1881 dem Reichs>tage vorgelegten Gesetz« 
entwurfs über die Unfallversicherung der Arbeiter zum Ausdruck: »Dafs der 
Staat sich in höherem Mafse als bisher seiner hülfsbedttrftigen Mitglieder an- 
nehme, ist nicht blos eine Pflicht der Humanität und des Christenthums, von 
welchem die staatlichen Einrichtungen durchdrungen sein sollen, sondern auch. 
eine Aufgabe staatserhaltender Politik, welche das Ziel zu verfolgen hat, auch in 
^cn besitzlosen Klassen der Bevölkerung, welche zugleich die zahlreichsten und' 
am wenigsten unterrichteten sind, die Anschauung zu pflegen, dafs der Stast 
nicht blos eine noth wendige, sondern auch eine wohlthlltige Einrichtung sei. 
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Zu dem Ende müssen sie durch erkennbare direkte Vortheile, welche ihnen 
durch gesetzgeberische Mafsregeln zu Theil werden, dahin geführt werden, den 
Staat nicht blos als eine lediglich zum Schutze der besser situirten Klasse der 
Gesellschaft erfundene, sondern als eine auch ihren Bedürfnissen und Interessen 
dienende Institution aubufassen.« 

Auf diesen vom Reichskanzler Fürst von Bismarck angelegentlichst be- 
fürworteten*) Standpunkt Kaiser Wilhelms I. hat sich auch sein Enkel, der 
jetzige Kaiser Wilhelm 11. gestellt. Mit besonderem Nachdruck formulirtc 
er Zweck und Charakter der Deutschen Sozial - Gesetzgebung in der Thronrede, 
mit der er am aa. November 1888 den Gesetzentwurf über die Invaliditflts- und 
Altersversicherung dem Reichstag ankündigte: 

»Als ein theueres Vermächtnifs Meines in Gott ruhenden Herrn Grofsvaters 
habe Ich die Aufgabe übernommen, die von Ihm begonnene sozialpolitische 
Gesetzgebung fortzuführen. Ich gebe Mich der Hoffnung nicht hin, dafs durch 
gesetzgeberische Mafsnahmcn die Noth der Zeit und das menschliche Elend sich 
aus der Welt schaffen lassen, aber Ich erachte es doch für eine Aufgabe der 
Staatsgewalt, auf die Linderung vorhandener wirthschaftlicher Bedrängnisse nach 
Kriften hinzuwirken und durch organische Einrichtungen die Bethtttigung der 
auf dem Boden des Christenthums erwachsenden Nllchstenliebe als eine Pflichi 
der staatlichen Gesammtheit zur Anerkennung zu bringen «. 

Inwieweit diese Ziele durch die staatliche Arbeiterversicherung bisher erreicht 
wurden, wird deutlicher, wenn man sich zuvor noch den Zustand der 
Deutschen Arbeiterverhiltnisse vor dem Inkrafttreten der Ver- 
sichcrungs -Gesetzgebung vergegenwärtigt 

Nur wenige oder ganz unzureichende Mafsnahmen bestanden damals zu 
Gtmsteo der Arbeiterschaft« 

Eine staatliche Fürsorge wurde dem er^^'erbsunf^hig gewordenen Arbeiter 
im Allgemeinen nur durch die öffentliche Armenpflege gewtthrt. Vercinzch 
fanden sich besondere Bestimmungen zum Schutze der Arbeiter, theils für 
einzelne Staaten, theils für gewisse Berufszweige. ^ Bemerkenswerth ist in dieser 
Beziehung die Krankenfürsorge der Gemeinden gegen Beitragserhebungen in 
Bayern, Baden, Württemberg (auf Grund der Gesetze vom ag. April 1869, 
5. Mai 1870, a3. April 1873) und das Reichs- Haftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871, 
welches für gewisse Gewerbebetriebe dem bei einem Unfälle verietzten Arbeiter, 
bezw. den Hinterbliebenen des Venmglückten einen Entschädigungsanspruch 
gegenüber dem Unternehmer einrfumte. 

Alle diese Bestimmungen hatten aber wenig praktischen Nutzen. Im Gegen- 
thdl, gerade die Anwendung des Haftpflichtgesetzes bewirkte Zustände, welche 
weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer befriedigten und das Verhlltnils zwischen 
beiden Klassen der gewerblichen Bevölkerung eher verschlimmerten als ver- 
besserten. Nur in seltenen Fällen vermochte der Arbeiter den ihm obliegenden 
Beweis einer Verschuldung des Unternehmers oder seines Beauftragten »1 
erbringen, da oft durch den Unglücksfall die Unglücksstltte bis zur Unkennt- 
lichkeit verändert, die 2^ugen selbst getOdtet oder schwer verletzt waren; auf^er- 
dem hinderten den Arbeiter an einer erfolgreichen DurchfÜhnmg von Ent- 
ichädigungsprozessen , die gewöhnlich von langer Dauer^ seine Vermögens-, 
Bildungs- und sozialen Verhältnisse. Andererseits stand der Bereitwilligkeit der 
Unternehmer, auf Vergleiche sich einzulassen, vielfach der Umstand entgegen, 
dals sie bq den GeseUschaften, bei denen sie sich gegen ihre Haftpflicht vcr- 

*) Ztt vcrgt Rede Bismarckt im Reidistage am »9. Mära 1889^ 
^ Zu v«j^ darüber oben Ertita TheQi S. t £ 
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sichert hatten, nur dann Deckung erhielten, wenn durch rechtskrUftiges Uriheil 
ihre Haftpflicht festgestellt .war. 

Besser verhielt es sich mit den Leistungen auf dem Gebiete der Arbeiter- 
Selbst hülfe, der genossenschaftlichen Fürsoi^e. Doch befafsten sich damit natur- 
gemäfs nur beschränkte Arbeiterkreise, vor allem die Elite der an sich schon 
besser gestellten Arbeiterschaft. Hierher gehört die UnterstUtzungsthätigkeit der 
Schutzgilden und Zünfte, der Gesellen- und Knappschaftskassen , ferner die 
Wirksamkeit des freien Hülfskassenwesens. Arbeitervereine, Gewerkschaften, Ce- 
wcrk- und Berufsvercine ftlhrten besondere Kassen, um ihre Mitglieder im Falle 
der Erwerbsunfähigkeit zu unterstützen. 

Auch diese Mafsnahmen hatten blos untergeordnete Bedeutung. Selbft die 
vor Einführung der Reichsversicherung verhältnifsmäfsig am besten ausgebildete 
Versicherung gegen Krankheit war gegenüber den jetzigen Verhältnissen ziemlich 
beschränkt — von der Unfall-, Invaliditäts- und Altersftirsorge ganz zu schweigen. 
Gegen Ende des Jahres 1876 gab es in Deutschland nur 5239 Arbeiterkranken- 
kassen mit 869 204 Mitgliedern, demgegenüber waren nach Einführung der zwangs- 
weisen Krankenversicherung im Jahre 1883 bereits nicht weniger als 4,7 Millionen 
Arbeiter in 19000 Kassen, im Jahre 1897 ^ogat 8,9 Millionen in nahezu 
23 000 Kassen versichert. Nur vereinzelt, in gewissen Städten (Aachen, Bielefeld, 
Cnssel, Dortmund, Elberfeld, Essen, Halle) , gehörte ein relativ gröfserer ThetI 
der ansässigen Arbeiterschaft Krankenkassen an, auch da reichte jedoch ihre Zahl 
an den heutigen Umfang keineswegs heran. 

Um so tiefgreifender mufstedie staatliche Arbeiterversicherung 
wirken, wie sie durch die eingangs erwähnte Gesetzgebung zwangsweise für die 
Massen der Deutschen Arbeiterschaft eingeftihrt wurde. Die Wirkungen sind theils 
unmittelbare, welche die Lage der arbeitenden Klassen direkt beeinflufst haben, 
thcils mittelbare, insofern als die Versicherungsgesetze über ihren ursprünglichen 
Versicherungszweck hinaus fllr die Arbeiterschaft, die Arbeitgeber, die Gemeinden 
und die Gesammtheit weitere Folgen zur Erscheinung gebracht haben. 

Nach dieser doppelten Richtung sollen die Wirkungen der Deutschen 
Arbeiterversicherung näher untersucht werden. 



♦ 
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Erster Abschnitt 

Unmittelbare Wirkung der Arbeiterversicherung. 

' I. 
Im Allgemeinen. 

» 

Die unmiltelbarsle Wirkung der Deutschen Arbeiterxersicherung ist, dafs jct/i 
die Millionen von Deutschen Arbeitern in den hauptsächlichsten Nothffillen do 
Lebens einen gesetzlich gewährleisteten Anspruch auf Unterstützung haben. 
Von den 36 Millionen Einwohnern des Deutschen Reichs, darunter 16 Millionen 
Arbettem, sind 

9 Millionen gegen Krankheit, 
17 > » Unfall, 

13 > » Invaliditllt und die Noth des Altert 

versichert. 

Ein soziales Riesenwerk ist damit geschaffen. Viele Tausende fallen jährlich 
den modernen Betriebsgefahren zum Opfer, Hunderttausende verfallen im Kampfe 
um das Dasein vorzeitiger Invalidität, Millionen werden durch Krankheit zeitwei>e 
ihrer Arbeitskraft beraubt. Früher war in diesen Fällen der geschmälerten oJer 
vernichteten Enverbsfähigkeit Noth und Elend die unausbleibliche Folge, ein 
dürftiges Almosen vermochte den wirthschaftlichen Zusammenbruch selten zu 
hindern, jetzt gewährt die Arbeiterversicherung eine angemessene Fürsorge. 

In 40 Millionen Fallen haben Personen vom Jahre 1885 bis (i. Januar) 1900 
eine derartige Entschädigung bezogen im Gesammtbetrage von über 2 Milliarden 
(3,413) Mark. Nahezu 1 Million Mark gelangt jeden Arbeitstag als Entschädigung 
zur Auszahlung an jährlich rund 4 Millionen Personen aus der arbeitenden 
Bevölkerung. 

An der Aufbringung der 3,4 Milliarden Mark Entschädigungssumme sind 
beUidligl 

die Arbeiter mit 1 164 Millionen Mark, 

> Unternehmer. • • • » 1099 > » 

das Reich » 1 50 > > , 

fo da(s die Arbeiter über 1 Milliarde Mark mehr empfangen haben, als sie ihreru*it> 
tu den Entschädigungen beisteuerten. 

Alles in Allem wurden (br Zwecke der Arbeiterversichening seit deren ß<^ 
sieben bis Ende 1897 fast 3 Milliarden Mark aufgebracht; mit diesem Kapiui 
ist zugleich Sorge getragen OXt dauernde Beibehaltung jener Wohlfahrtsletstuni;cn 
und sogar (br eine nicht unerhebliche Steigerung derselben. 

Näher veranschaulicht wird Umfang und Gesamrotleistung der Arbeiter- 
verncherung — abgesehen von den am Schlufs dieser Schrift (Anlage I und D 
beigegebenen graphischen Darstellungen in Form des Obelisks urnl des Baumes — 
durch fdgendt Tabelte: 
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Umfang und Leistung der Arbeiterversicherung. 



Vortrag 



Arbelter- 

Terdchening 

insgesammt 



Kranken- 
versicherung 



Unfall- 
versicherung 



Invaliden- 
versicherung 



a. Nach dem neuesten Stande. 



'» LI j \7^ - ( männlich 

^'^^-t^'Y-«" weiblich 

sicherten (zusammen.... 

Zahl der Entschadigungsfalle') 

i> •. ft«^ < der Unternehmer. . . JL 
«eitragejj^^^^j^j^^^ , 

Zuschufs des Reichs » 

Zinsen und sonstige Einnahmen > 
Einnahmen tiberhaupt .... • 

Betrag der Entschädigungen^ 

Renten • 

Vcrwaltungskosten ■ 

Ausgaben tiberhaupt 

Vermögensbestände » 



1897 



3872069 

170667 163 

159282755 

21836872 

37007061 

388873851 

256 43» 403 

20620460 

283 052 863 

889 502 609 




97« 

»5685 

3 220 802 

45 545 »39 
102876534 

7A26483 
155 849 156 



»3" 947959 

7994 
139942 

146 452 342 



1898 

12031 300 

3814700 

10746000 

486645 

75072530 



12308019 
87380549 

71 731028 

i*958f30 
83731858 

161499238 



Zahl der Entschadigungsfälle'] 

D «: • . 1 ^ ^ ( der Unternehmer. . . JL 
Beiträge} j^^^^j^^j^^^ 

Zuschufs des Reichs 

Zinsen und sonstige Einnahmen » 
Einnahmen überhaupt 

• 

Betrag der Entschädigungen, 

Renten 

Verwaltungskosten » 

Ausgaben Oberhaupt 



b. Seit Bestehen der Versicherung. 
1885 bis 1897 

34 «70 »37 



I 302 930 970 

1 308 102 772 

98353446 

197763 170 

2908150358 

1 829 735 197 

205 181640 

2034918837 



1885 bis 1897 
32 725 988 



401 142470 
952 488 502 

61 8^o 101 
1415481073 

1 208 590 725 

76709093 

1 285299818 



1885 bis 1898 
714123 
622246760 



78947873 
701 194633 

438 448 539 
101 246 856 

539 Ö95 395 



1898 

8379 g« 
4279800 

126^9600 

252094 

58976086 
58976086 
24401 014 
21 210524 
163563710 

68940425 

7911 221 

76851646 

671911784 



1891 bis 1898 
1080143 

414 590 35§ 

41459035^ 
122 734 460 

90482739 

1042418911 

323369386 

47137742 
370507 is8 



Beredter als Worte bringen diese Zahlen die Grofsartigkeit des Versichenii^s* 
Werks zum Ausdruck. » Cts chiffres sont imouvants^.^ sagt Morisseaux in seinem 
vom König von Belgien preisgekrönten Werke (/a Ugislation du travailj, *its 
montrent la grandeur du probletne social qu'ii s'agissait de risoudre^ ei Fimmense 
bicnfait qu'ont apporti aux populations allemandes les lots d*assur€Ufce . . •« 

Kein anderes Volk hat eine so umfassende Arbeiterfllrsorge aufzuweisen« 
Die Ausdehnung der Fflrsorge und die Höhe der gemachten Aufwendungen wird 
nirgends auch nur annfihemd erreicht. 

So waren in Oesterreich, wo eine staatliche Kranken- und Unfallversicherung 
besteht, im Jahre 1896 durchschnittlich erst 2,a Millionen Personen in 2921 Kassen 
gegen Krankheit und 2,0 Millionen Personen gegen Unfall versichert, während 
von der dortigen Gesammtbevölkerung, die sich auf 23,9 Millionen beziffert^ 



') Zahl der Erkrankungsßille bei der Krankenversicherung; Zahl der entschädigten 
Verletzten bei der Unfallversicherung; Zahl der Invalidenrenten^ Altersrenten und Beitragt* 
Erstattungen bei Verheirathung oder Tod des Versicherten bei der Invdidenversichening. 
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Ober 9 Millionen wiiihschaftlich unselbsUfndig sind (davon sind 6,4 Millionen in 
der Land- und Forstwirthschaft, 2,3 Millionen Arbeiter und Tagelöhner in 
Industrie und Gewerbe thlftig). Die ocsterrcichische Arbciter\*ersicherung umfafst 
also noch nicht einmal die gcsammte gewerbliche Arbeiterschaft, von den Lohn- 
arbeitern Oberhaupt kaum ein Viertel. 

Noch weniger wird auf dem Gebiete der Arbeiterfürsorge in Staaten ge- 
leistet, die den Versicherungszwang entbehren zu kOnnen glauben. Soweit freie 
Arbeiterorganisationen sich damit befassen, erstreckt sie sich von vornherein nur 
auf einen kleinen Bruchtheil der Lohnarbeiter, erfahrungsgemiffs sind ja kaum 
zehn Prozent derselben für eine dauernde Organisation zu gewinnen. Selbst in 
England, dem Lande von so vorgeschrittener wirthschaftlicher Entwickelung und 
wohlorganisirten Arbeitervereinen, ist von den 13 Millionen Lohnarbeitern knapp 
ein Drittel, speziell von der gewerblichen Arbeiterschaft kaum die Hülfte gegen 
Krankheit versichert. In Frankreich umfassen die seit einem halben Jahrhundert 
vom Staate reichlich geförderten freiwilligen HOlfsvereine, die im Wesentlichen 
KrankeniÜrsorge betreiben, gar nur den zehnten Theil von den rund 10 Millionen 
Lohnarbeitern. Die Unfall-, Invaliditüts- und Altersfürsorge vollends ist in beiden 
Staaten so wenig entwickelt, dafs von einem Vergleich mit Deutschland hier 
Oberhaupt nicht die Rede sein kann.') 

Wie im Einzelfalle der Arbeiter durch die staatliche Versicherung unter- 
stOtzt wird, und wie gering verhaltnifsmUfsig sein Entgelt ist, veranschaulichen 
folgende Beispiele aus der Praxis: 

a. Krankenversicherung.*) 

Ein versicherter Arbeiter hat einen Wochenlohn von ^4 Mark, er zahlt 
einen Wochenbeitrng von 48 Pf.; das ihm gewührte Krankengeld betrflgt dann 
wöchentlich 1 2 Mark, wührend der Betrag für Arzt und Arznei die Woche etwa 
auf 6 Mark zu veranschlagen ist. Im Falle einer 1 3 wöchigen Krankheit werden 
auf diesen Versicherten also 234 Mark aufgewendet. Das Sterbegeld betraft 
mindestens 80 Mark. Aufserdem wird hfiufig freie Ärztliche Bchiyidlung der 
Familie gewlhrt« 

Eine versicherte Arbeiterin mit einem Wochenlohne von 16 Mark zahlt bei- 
spielswetse 32 Pf. Wochenbeitrag, das Krankengeld betrflgt dann 8 Mark die 
Woche, für Arzt und Arznei sind wiederum 6 Mark wöchentlich anzusetzen, K'i 
10 wöchiger Krankheit betrügt der Aufwand also 140 Mark. Sterbegeld ist zu- 
treffenden Falls in Höhe von mindestens 30 Mark, WöchnerinnenunterstOtzung 
im Betrage von 32 Mark zu zahlen. 

b. Unfallversicherung. 

Ein Maurer mit einem anrechnungsfflhigen Jahresarbeitsverdienste von 
1263 Mark 90 Pf. zog sich durch einen Betriebsunfall (Fall vom GerOst) eine 
QueL^hung des Brustkastens zu. Er wird auf Kosten der Berufsgenossenschaft 
nach Ablouf der gesetzlichen Wartezeit 90 Tage im Krankenhause behandelt mit 



') Zu vergl. »Die Artietter -Versicherung im Auslande«. Bearbeitet von Dr. Zacher, 
Kata. Geh. Regicrungsrath im Reichs- Verstcherungsamt, Hefk I— XII, insl>esonderr VII 
S. 50^ Bcrfin 190a 

*) lo den folgenden Betspielen bandelt es sich um Krankenkassen, t>ei denen der 
tbatslchliche Arbeiuverdienst die GrumOage bildet für Bemessung der Beitragt (1. B. 
2*'« des Lohnes) und des Krankengeldes (t. B. 50% des Lohnes). Bei anderen Kassen 
riebien sich Beitrage und Krankengeld nach dem oruoblicheo Tagelohn oder nach Durch- 
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iicii Postämtern des Deutschen Reichs (auch Bayerns und Württembergs) 
133,6 Millionen Mark, nlfmiich 

70 224 130 «/AI Unfällen tschfldigungen, 
38007829 » Invalidenrenten, Beitragserstattungen, 
27 389 388 » Altersrenten 
ausgezahlt, und 307264703 Versicherungsmarken im Gesammtwerthe von 
109263673 Mark verkauft wurden. Im Ganzen waren dabei 

6 161 Einzelabrechnungen mit 
1 1 89 1 93 Abrechnungsposten (= der ungefifhren Zahl der Rentenempfänger) imd 
10 363 354 Belegen (= der ungefähren Zahl der geleisteten Einzelauszahlungen) 
aufzustellen. 

Auch als Arbeitgeber hat das Reich jlfhrlich beträchtliche Aufwendungen zu 
machen, in Form von Beiträgen fQr die Versicherung der in Reichsbetrieben (Eisen* 
bahn, Post, Reichsdruckerei, Militärwerkstätten, Werften etc.) beschäftigten versiche- 
rungspflichtigen Personen. Für 1900 beträgt diese Summe rund 2 Millionen Mark. 

Zieht man die Summe aller vom Reiche (Ür die Arbeiterversicherung zu 
zalilenden Beträge in Betracht, so gelangt man nach dem Gesagten zu 34 Mil- 
lionen Mark im Jahre 1900. 

Femer wird Verwaltung und Rechtsprechung durch die Arbeiter* 
Versicherung ganz hervorragend in Anspruch genommen. 

Was die Verwaltung anlangt, so bringt dies schon die Aufsicht Ober die 
Ausführungsorgane mit sich. Die Thätigkeit der letzteren erweitert sich aber 
immer mehr; die Festsetzung und Einziehung der Beiträge, die Feststellung und 
Auszahlung der Entschädigungen, die Vermögens- und Inventarven%'altung, der 
Geschäftsverkehr mit den Aerzten, die Durchführung des Heilverfahrens bei 
erkrankten, verunglückten und invaliden Arbeitern, der Bau und die Verwaltung 
von Kranken-, Rekonvaleszenten- und Invalidenhäusem, die Betriebsüberwachung, 
Krankenkontrole, wie die Unfall- und Krankheitsverhütungsthätigkeit überhaupt, 
endlich die eingehende Berichterstattung über die Rechnungsergebnisse zwecks 
Beschaffung verlässiger Unterlagen für den weiteren Ausbau der Gesetzgebung, 
schafft fortgesetzt mehr Arbeit 

Die grofse und zunehmende Ausdehnung der Rechtsprechung läfst sich fbr 
die Unfall- und Invalidenversicherung durch folgende Daten veransdhaulichen: 





a. Unfallversicherung 




Jahr 


Benifiin^f&hige 
Bescheide der 


UrtheUe 

der 

Schie<bgerichte 


Rdiursentschei- 
dunsen des 
ReioDs-Ver> 

ncherungsamts 


Berufsgenossen- 
schaften 


1886 


• 
• 


1 198 




1887 


• 


390a 




1888 


• 


5 9*5 


9 


1889 


49268 


7908 




1890 


68684 


10698 




1891 


87149 


«4*5* 




1892 


99033 


17817 


3 794 


1893 


113999 


ao 199 


S33> 


1894 


117479 


34563 


5378 


1895 


. «43 783 


18345 


5 353 


1896 


16087a 


33336 


8637 


1897 
1898 


184 16a 


36199 


9183 


«94433 


38593 


10975 


1899 


aia63a 


4077a 


II 749. 
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b. Invalidenversicherung. 

J ■ D ' ^^^ Ver- der v*».;/.!»*«!«*«« 

sichenings. Schiedsgerichte Versichenmg». 



anstalten 



amts 
I a 087 593 



1891 
1893 
1893 
1894 
1895 

1 896 300 1 99 30 599 4 046 



«9 593 3 »77 

14 104 3 593 

14863 3861 

18363 3436 



1897 353 787 30 364 4 133 

1898 384 589 30 59S 3 939 

1899 308^41 21414 3 72I« 

Von grofscr Wichtigkeit fbr die erfolgreiche Durchführung der Versicherung 
ist sodann die Mitwirkung der Aerzte. Ihnen obliegt einerseits die Behandlung 
und W^iedcrherstellung der erkrankten und verletzten Kasscnmitglicder, andererseits 
die Erstattung von Gutachten thcils auf Grund der Untersuchung von Kranken 
und Verletzten, theils auf Gnind von Aktenmaterial, ihre Gutachten bilden die 
Voraussetzung für Bewilligung von Entschädigungen bei Erkrankungen, nach 
Unfifllen und beim Eintritt von Invalidität. 

Hfluiig sind seitens der Kassen bestimmte Aerzte (br die ambulante Be- 
handlung oder als Anstaltsllrzte bei Krankenhiiuscm der Versicherung fest an- 
gestellt. Daneben existirt das System der freien Arztwahl, wonach sich an 
der ärztlichen Behandlung der Krankenkassenmitglieder jeder approbirte Arzt 
betheiligen kann, der sich den mit den Kassenvorständen vereinbarten Be- 
dingungen unterwirft, und wonach nur diese Aerzte von den Mitgliedern der 
Kasse in Anspruch genommen werden dürfen; die Bedingungen werden durch 
Vertrag zwischen Vereinigungen von Aerzten (Verein der freigewählten Kassen- 
ärzte) und den Kassenvorständen festgestellt; zum Theil sind, wie z. B. im 
Königreich Sachsen, die Verträge noch mit der Genehmigung der staatlichen 
Standesvertretung der Aerzte versehen. In Berlin zählt der Verein der frei- 
gewählten Kassenärzte 1443 Mitglieder; er steht mit 31 Kassen, denen circa 
1 30 000 Mitglieder angehören, vertragsmäfsig in Beziehung. ^ 

Wie sehr auch die begutachtende Thätigkeit der Aerzte durch die Ver- 
sicherung in Anspruch genommen wird, geht daraus hervor, dafs das Reichs* 
Versicherungsarot fbr die Rechtsprechung *in Unfallversicherungssachen von 1 886 
bis 1896 4743 Gutachten und Obergutachten eingeholt hat. In 1596 Fflllen 
davon erstatteten solche Professoren, Leiter von Krankenhäusern, Kliniken etc.. 
in 1735 Fällen beamtete, in 718 Fällen andere Aerzte; in 694 Fällen wurden 
die öutachten durch kommissarische Vernehmung seitens der Amtsgerichte dem 
Reichs -Versicherungsamt vermittelt 

So sind denn fast alle Zweige des Öffentlichen wie des privaten Lebens in 
unmittelbarster Weise durch die Arbeiterversicherung betroffen und werden durch 
sie in immerfort steigendem Mafse in Anspruch genommen. Selbstverständlivh 
erhoben sich mit der Zeit die Anforderungen, welche die Arbeiterver- 
sicherung stellt, noch weiter, und ebenso werden sich ihre Lasten noch eine 



'} Näheres in Bezug auf die Erfahrungen l>eiQglich der treien Arztwahl bei Joh. 
Dapt Attori Zur Geschichte und Sutistik der freien AntwahL Beriin 189^ 
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Reihe von Jahren vergröfsern. Nach einer amtlich') angestellten Berechnung 
werden die jährlichen Ausgaben auf den Kopf des Versicherten im Laufe der 
Zeit anwachsen: 

auf mindestens 

für die Krankenversicherung 1 5^5 

> » gewerbliche Unfallversicherung^ 20,00 ' 

» » Invalidenversicherung 14,10 

zusammen • • . • 49955i 

während sie beispielsweise im Jahre 1897 betrugen: 

für die Krankenversicherung 1 5^5 

» » gewerbliche Unfallversicherung?) 8,66 

» » Invalidenversicherung , > . 3,77 

zusammen .... 27,90. 

Danach dürften sich die Kosten der Versicherung, berechnet auf den Kopf 
des Arbeiters, nahezu verdoppeln. Dafür erweisen sich dann die Leistungen noch 
umfassender und wirksamer als dies schon jetzt der Fall ist. 



Wie gestaltet sich nun die Wirksamkeit der drei grofsen Versichenings- 
zweige im Einzelnen? 



IL 
Die Krankenversicherung. 

1. Kassen, Versicherte, Unterstützte, Art der Unterstützungs- 

faUa 

Die Krankenversicherung ist der häufigst in Anspruch genommene, noth- 
wendigste, überdies dem Bestände nach älteste Theil der Arbeiterversicherung. 

Allerdings umfafst sie unter den drei Versicherungszweigen den kleinsten, 
immerhin aber einen recht ansehnlichen Personenkreis. Wie erwähnt, unterstehen 
ihr 9 Millionen Personen. Sie vertheilen sich auf fast 23 000 verschiedene 
Kassen, so dafs eine Kasse durchschnittlich 400 Mitglieder zählt. Die hohe Zahl 
Einzelkassen, welche sonach die Krankenversicherung auszeichnet, entspricht deren 
innerem Wesen, sie mufs den Einzelverhältnissen möglichst nahe stehen, damit 
im Bedarfsfälle Hülfe sofort zur Stelle ist. Die grOfste Kassenzahl weist die nur 
aushülfsweise eintretende Gemeinde-Krankenversicherung auf; ihre Kassen arbeiten 
aber ohne besonderen Verwaltungsapparat, indem hier die Gemeinde selbst Trffger 



') Zu vergl. Denkschrift, betreffend die Höhe und Vertretung der finaniielleQ Be- 
lastung aus der Invalidenversicherung. Zu No. 93 Reichstagsdrucksache 1898/99 Seite 91. 

*) FQr die landwirthschaftliche UnfiiUversicherung ist hier statt ao JL und 
^H JL einzusetzen 4,1» JL beiw. i/« JL 
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der Versicherung ist, und der Gemeindevorstand die Kasse venvaltet. Unter den 
selbstlindig organisirten Krankenkassen stehen an Zahl die Betriebs- (Fabrik-) 
Krankenkassen voran; die Orts-Krankenkassen folgen erst an zweiter Stelle. 



Es gab nflmlich im Jahre 1897 



Kassenart 



Gemeinde -Krankenversicherungen .. 

Orts - Krankenkassen • • . 

Betriebs- (Fabrik-) Krankenkassen • • 

Bau- Krankenkassen 

Innungs • Krankenkassen 

Knappschaftskassen 

Eingeschriebene HOlfskassen 

Landesrechtliche HOlfskassen 



Ueber- 
haupt 
thfltig 
gewesene 
Kassen 

8587 
4548 
6974 

9» 

593 

«95 
1 43a 

361 



Kassen 

im 
Durch- 
schnitt 

de« 
Jahres 

8354 

4 535 
6880 

79 
586 

'95 
I 408 

»58 



Mitglteder 

der 

Kassen 

im 

Durch- 

schnitt des 

Jahres 

1 370833 

3 850 858 

3 160074 

19938 

145819 

538 566 

730 985 

58603 



Auf eine 
Kasse 

entfallen 
also 
Mit- 
glieder 

166,1 
849,1 

353,6 

348,8 

3 710,6 

5 «9»» 
aa7t« 



Zusammen. ... 33 673 33 195 8 865 685 
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Zwei Drittel aller Kassen sind also berufsgenossenschaftlich, auf der Basis 
der Selbstverwaltung, organisirt. Diese gegenseitige Krankenversicherung der 
Berufsgenossen en%'eist sich bei der relativen Gleichheit der Krankheit^gefahr 
besonders zweckinafsig; sie Qbt, da die Selbstverwaltung bei ihr leicht durch- 
führbar, einen wohlthätigen moralischen Einflufs und ermöglicht durch die 
nahen Beziehungen der Kassenmitglieder unter einander eine wirksame Kontrole 
zur Bekämpfung der Simulation. 

Die stärkste Mitgliederzahl haben die Orts -Krankenkassen. Doch ist im 
einzelnen bei diesen sowohl als den anderen Kassenarten die Ausdehnung sehr 
verschieden. Die bedeutendsten jeder Art'} sind nach dem Stande von 189; 
folgende: 

Versicherte 
Kaste oart 



mlnnlich 



weiblich 



SU* 

sammen 



a. Gemeinde-Krankenversicherungen. 



Gemeinde - Krankenversicherung: 

der Stadt NOmberg 

» » München < 

> • Wfirzburg , 

» » Fürth 

des Landkreises Königsberg i. Pr 

• Kreises Querfurl 

der Stadt Offenbach a. M 

des Mansfeider Seekreises, Sita Eisleben • . . • 

> Kreis -Kommunal Verbandes Sangerhausen 

• Kreises 



34636 
4401 

10038 
9983 

8784 
6633 
8566 
4931 

5^77 
4467 



19030 

33583 


6999 

4484 


5079 

4835 


3309 
4396 


3 75» 
4138 



53656 
37984 
17037 
14466 

13863 

11467 

10875 

9317 

9039 

8603. 



I) Die Knappschaftskassen sind hier wie im Folgenden Oberhaupt unberOcksichti^t 
Sehlteben, da Ober sie kein der Sutistik der anderen Kassen entsprechendes Material 
vorfi^gt 



««MMti«B^k^a.aa>i«MAMM*a*«MMAMM»«UMa^MfH£lMlAkMMta 



i mm ik\ 'S *m. -^»riä 
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Kassenart 



Versicherte 



mSnnlich 



weiblich 



2tt- 

saninieii 



b. Orts-Krankenkass 

Orts -Krankenkasse für Leipzig und Umgegend... 

» in Dresden 

Allgemeine Orls- Krankenkasse gewerblicher Arbeiter 

und Arbeiterinnen (Berlin) 

Allgemeine Orts -Krankenkasse in Frankfurt a. M. 
» » der Kaufleute, 

Handelsleute und Apotheker (Berlin) 

Gemeinsame Orts - Krankenkasse in Chemnitz .... 
Allgemeine Orts -Krankenkasse der Schneider, 

Schneiderinnen und verwandter Gewerbe (Berlin) 



Allgemeine Orts -Krankenkasse in Barmen 



sen. 




86584 
49079 


36624 
20982 


29801 
27373 


24041 
8942 


25452 
'8 «57 


6447 
10 699 


4057 
15877 


22952 
5 35» 



c. Betriebs-Krankenkassen. 

Betriebs - Krankenkasse der Maschinenbauer (Berlin) 
Eisenbahn -Betriebs- und Werkstütte - Krankenkasse 

in München 

Betriebs -Krankenkasse der Gufsstahl - Fabrik von 

Friedrich Krupp in Essen 

d. Bau- Krankenkassen. 

Eisenbahn -Bau -Krankenkasse in Ntlrnberg 

Dortmunder Kanal - Bau - Krankenkasse in Münster 
Eisenbahn -Bau -Krankenkasse in Landsberg i.Ostpr. 



e. Innungs-Krankenkassen. 

Innungs- Krankenkasse der Tischler (Berlin) 

» » Gastwirthe (Berlin). . . . 

» für geprüfte Baumeister in 

Dresden 

» der Damenmäntel-Schneider 

(Berlin) 

Baugewerks- Innungs -Krankenkasse (Hannover) ••• 

f. Eingeschriebene Hülfskassen. 

Central -Kranken- und Sterbekasse der Tischler 
und anderer gewerblicher Arbeiter (Hamburg).. 

Grofse Arbeiter -Kranken- und Sterbekasse (Ein- 
geschriebene Hülfskasse Nr. 63) (Hamburg) .... 

Eingeschriebene Hülfskasse Nr. 32 in Alton« 

Kranken -Unterstützungs- Bund der Schneider (fbr 
das Deutsche Reich) in Braunschweig 21 085 



24961 


2 205 


22 283 


I 700 


20886 


— 



3776 


92 


3 59» 


— — 


I 032 





159» 
2 200 


10 
1 232 


3319 


2 


212 
3 061 


»947 



59430 
32740 

32 378 



113 208 
70061 

5384a 
36315 

3« 899 

38856 

37009 
31 339. 



37 166 
33983 



30 886. 



3868 

3 59» 
I 033. 



5603 
3 43* 

3 3»« 

3159 
3061, 



59430 
33740 

33 378 
31 085. 
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Unfniitelbare Wirkung. -< II. Krankenversicherung. 



Kassenart 



Versicherte 

mannlich weiblich I .. 'ÜI 

sammcn 



g. Landesrechtlichc Hulfskassen. 

Landesrechtliche HOlfskasse »Bcstilndigkeit« (Breslau) 
» B Nr. 336 »Prima« (Ham- 
burg) 

Allgemeine Kranken- und Sterbekasse Nr., 217 

■Verein der Stuhlmacher« (Hamburg) 

Landesrechtliche HUlf&kasse ^»Zur Freundschaft« 

(Breslau) • .' 

Allgemeiner Kranken*UnterstQtzungsverein in Offen- 
bach a. M 



2083 


3185 


— 


2824 


2773 


■ 


901 


•3*3 


2 185 


— 



5 2t;8 
2824 



2771 



2 334 
2 18;. 



Im Laufe der Jahre hat sich die Krankenversicherung bedeutend entfaltet 
wie folgende Mitgliederzahlen besagen: 



Jahr 


Mitgliederaahl i 
männlich 


im Jahresdurduchnin*) 
weiblich tusammen 


188s 


3 5«5»75 


778 898 


4394173 


1886 


3740614 


839 473 


4 570 087 


1887 


3 96« 730 


880496 


4 84a 336 


1888 


44>344S 


983 033 


5 398 478 


1889 


4 948 537 " 


1 195 66a 


6 144 199 


1890 


5366319 1 


1313 aao 


6 579 539 


1891 


S 471 790 1 


1 408 131 


6879931 


189a 


5510521 1 


1444538 


6 955 049 


1893 


5 557 379 " 


1 549 4*5 


7 106804 


1894 


5674721 1 


1 607 88S 


7 383609 


1895 


5835198 1 


1 690 336 


7 5*5 5»4 


1896 


6151886 1 


1 793 934 


7944830 


1897 


6 450 1 24 1 


1 886 995 


8 337« «9 



Dieser Gang der Entwickclung beruht zum Theil auf der gesetzlichen oJvf 
statutarivrhen En^-eiterung des Kreises der Versicherungspflichtigen: so auf Jcr 
mit dem 1. Juli 1886 in Kraft getretenen Ausdehnung der Krankenversicheninf: 
auf die Speditions-, Fuhn%*erks*, Baggerei-, Binnenschiffahrtsbetriebe, auf der Km 
ftlhrung der KrankenverMcherung für die in land- und forstwirthschaftlichL^ 
Betrieben bcschüftigten Personen im Jahre 1888 und 1889, auf der Novdle wtn 
Jahre 1892, welche die Versicherung in mehrfacher Hinsicht ausdehnte^ sowie jut 
der in vielen Gemeinden beschlovM:nen Er&treckung der Versicherung auf die nuch 
S* 2 des Krankenversicherungsgesetzes fakultativ versicherungspflichtigen Personen 

Net>en diesen formalrechtlichen Momenten hat auf die Ausdehnung Jcr 
Krankenversicherung eingewirkt der Aufschwung von Industrie und Handel imJ 
die in Folge dessen eingetretene erhöhte En%*erbsthfltigkeit in den der Versiehe- 
ningspflicht unterliegenden gewerblichen und kommerziellen Berufen. 

Entsprechend der Zunahme der Zahl der Versicherten mehrten sich au«.h 
die pMlIe, in denen die Versicherung mit ihren Leistungen einzutreten HjU 
d. h. die Erkrankung»- und die Sterbefllle. 



*) Ohne die Mitglieder der Knapp^chaAskassen. — FOr 1885 bis 1887 beziehen > vh 
die Zahlen. auf den lihmifhhift 
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Nicht weniger als 3 Millionen Erkrankungsßllle, die sich auf 52 Millionen 
Krankheitstage erstreckten, sowie 59000 Stcrbeßllle bedingten im Jahre 1897 
Jen Eintritt der Krankenversicherung. Die Erkrankungsfälle, um welche die 
Krankenversicherung sich zu kümmern hat, mehrten sich seit 1887 um i,a Millionen, 
Jic Krankheitstage um 22 Millionen, die Sterbefiille um 14000, wie im Einzelnen 
aus nachstehender Tabelle erhellt: 





Zahl der Erkrankungs- 
mile>) 


Zahl der 


Krankheitstage*) 


Zahl der Steibe- . 
fUle^ 


Im 




auf )e 




auf je 


auf 




auf je 


1 1 




100 




ICD 


einen 




100 


Jahre 


absolut 


Kassen- 


absolut 


Kassen- 


Erkran- 


absolut 


Kassen- 






rait- 




mit- 


kungs* 
faO 




mit- 






glieder 




glieder 




glieder 


1888') 


I 762 520 


32,6 


29 528 770 


547,» 


16,8 


44500 


0,96 


1889 


2 042 082 


33»» 


33 428 682 


544,« 


i6yi 


48388 


0,95 


1890 


2 422 350 


36,8 


39 176 689 


595,4 


16,, 


54287 


0,99 


1891 


2 397 826 


34,9 


40 798 620 


593,« 


17,0 


54002 


9,95 


1892 


2478237 


35i6 


42 756026 


6"4,7 


«7,3 


56413 


0,98 


1893 


2 794 027 


39>3 


46199436 


650,1 


16,5 


57*95 


0,98 


1894 


2 492 309 


34,a 


43 686 440 


599,9 


"7,5 


54 343 


0,90 


1895 


2 703 632 


35,9 


46 470 023 


617,5 


»7,« 


55 3«4 


OA 


1896 


2 763 757 


34i8 


47 608 226 


599,« 


«7,« 


57000 


0,86 


1897 


2 964 937 


35,ö 


51 513783 


617,9 


«7,4 


59 43» 


0,8$, 



Ucber die näheren persönlichen Verhältnisse der erkrankten 
Mitglieder läfst sich fQr die Gesammtheit der Versicherung wenig mittheilen, 
da entsprechende statistische Unterlagen fehlen. Dagegen liegen werthvolle ein- 
schlägige Nachweise für die Krankenversicherung der Stadt Frankfurt a. M. vor.^) 

Insbesondere ist für die dortigen Orts-, Betriebs- und Innungs-Kranken- 
kussen festgestellt worden, welchen Berufen die erkrankten Kassenmitglieder 
vornehmlich angehören — eine Frage, die um so wichtiger ist, weil erst bei 
Kenntnifs der Berufszugehörigkeit der Kassenmitglieder die eigentliche Krankheits- 
gefuhr ermessen und ein einigermafsen zutreffender Gefahrentarif aufgestellt 
werden kann. Die beztlglichen Nachweise, die nachstehend für das Jahr 1S94 
und 1895 zusammengestellt sind, ergeben, dafs mehr als ein Viertel aller er- 
krankten Mitglieder ungelernte Arbeiter, d. h. gewöhnliche Arbeiter und Tage- 
löhner, Dienstboten, Ausläufer, Packer etc. waren: 



') Für die Jahre 1885, 1886 und 1887 ist das Material der Erkrankungszifiem unzu- 
verlässig; eine gröfsere Sicherheit der Zahlung beginnt erst mit dem Jahre 1888. Zu veigl. 
Band 96 der Statistik des Deutschen Reichs S. IX. 

') Erkrankungsfillle und Krankheitstage sind hier soweit in Ansatz gebracht, als 
Krankengeld oder Verpflegüngskosten an Krankenhäuser, oder Ersatzleistungen an Dritte 
für gewiUirte Krankenunterstützung gezahlt worden sind. Erkrankungen, welche nur zur 
ärztlichen Behandlung oder Verordnung von Arznei, femer solche der Angehörigen von 
Kasscnmitgliedem, sowie regelmäfsig verlaufende Wochenbetten sind nicht mitgezählt 

*) Ohne die Sterbefolle bei den Gemeinde- Krankenversicherungen! deren Zahl nicht 
bekannt ist , 

^) Beiträge zur Statistik der Sudt Frankfurt a. M. Neue Folge. Eqgänzungiblatt 
Nr. a, S. ii/»3. 
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Unmittelbare Wirkung. — II. Krankenversicherung. 



Berufsarten 



I. 

%. 

3- 

4- 

i 
l- 

9- 
la 

lt. 

la. 

"3- 
14- 

1 
\l 

"9- 
aa 

ai. 

aa. 
«3- 

30- 
3"- 
3^ 
33- 
34- 

4O" 

4i- 
4»- 

43- 






Landwirthschaftliche Arbeiter 

Gflrtner 

Steinmetzen und Marmorarbeiter 

Hlfner, Schornsteinfeger . • . t 

Schlosser, Schmiede, Wagner, Eisendreher. 

Spengler 

Monteure und Maschinisten 

Mechaniker, Optiker, Uhrmacher 

Weber, FArbcr und Posamentierer 

Buchbinder und Cartonnagearbeiter 

Sattler, Portefeuiller und Tapezierer 

Gerber 

Schreiner 

KQler 

Drechsler, BQrstenmacher 

Backer und G>nditoren 

Metzger 

Brauer 

Schneider und Schneiderinnen 

Naherinnen und Stickerinnen 

Hut- und Mfluenmacher und Puumache- 

rinnen 

Schuhmacher 

Friseure und Barbiere 

Wascher, Wascherinnen, BOglerinnen, Puu- 

Irauen 

Geholfen bei Bauunternehmern, Architekten 

Maurer 

Zimmerer 

Gbier 

Weifsbinder, Maler, Lackirer 

Dachdecker 

Instalhtetve 

Pflasterer und Cementirer 

Terrazzo* und Mosaikaibeiter 

Schriftgie&er 

Buchdrucker, Schriftsetzer, Lithojpaphen . . . 

Graveure und Zeichner 

HandlungsgehOlfen 

Kellner, Köche und Kochfrauen 

Fuhrieute und Kutscher 

Häusliche Dienste, Ausläufer, Packer 

Dtenstminner, Stra&enkehrer, Packtriger. . . 
Arbeiter und Tagelöhner ohne nihere Be* 

teichnung 

Bedieiutete (Tiefbauamt, Wakibahn) 

Schreiber ohne nähere Bezeichmu^, An- 

waltagehOUeo 

Biklhauefjiehalfeii 

Schiffin*, Matroaca tic 

Uebnge Beninartefi* • • • * • • •••••••••• 

Ohne Aflfabe 

Zusammen • • • • 



Zahl der erkrankten Mitglieder 



bei der 

allgemeinen 

Ons- 

Kranken* 

kasse 

1894 I 1895 



afo 


^77 


74 


111 


109 


»3« 


9 


la 


473 
50 


^ 


ti 


7« 
140 


11 


40 


16 


91 


60 


«»3 


'H 


•fö 


30 


11 


'*i 


«55 


^ 


4» 


ai8 


ai7 


»99 


34« 


III 


^5 


»9 


t4 


u 


•;3 


>i5 


166 


41 


16 


•II 


H* 


57 


8 


^ 


170 


»47 


»7 


4» 


aa 


»9 


ao 


aa 


44 


1 
5? 


»H 


3*6 


10 


M 


SM 


80a 


aio 


318 


aa8 

866 


■ % 


77 


7« 


%4» 


1790 


5« 


106 


98 
11 


?i 


«> 


8 


3' 


•33 


«63 


43 


•340 


10606 



bei den 

Betriebs- 

Kranken- 

kassen 

189s 



9 



•5 
«5 



6 
8 
6 

II 

5 

5 

ai 



•4 

1 

a 



ai7 

a 



40 
3 



«9 



bei den 
Innungs- 
Kranken- 
kassen 

1895 



8 
101 



II 



laj. 



■ »It I tl 



t^Oäm^mmm 



iAiifci 
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Mit dem Beruf des Erkrankten steht, wie die Krankheit selbst, insbesondere 
Jic Dauer der Krankheit in engem Zusammenhang. Sie ist bei den ein- 
zelnen Berufen verschieden und erfordert dementsprechend für die ver- 
schiedenen Berufsgenossen theils gröfserc, thcils geringere UnterstQtzpng seitens 
Jlt Krankenkasse. In dieser Beziehung wurde, allerdings auf Grund eines flir 
sichere Schltlsse noch nicht gentlkgcnd grofscn Zahlenmaterials, bei der Allgemeinen 
Orts - Krankenkasse in Frankfurt a. M. für das Jahr 1895 Folgendes festgestellt: 



Beru fsart 




Landwirthschaftliche Arbeiter 

Gärtner 

Steinmetzen und Marmorarbeiter 

Schlosser, Schmiede, Wagner, Eisen- 
dreher etc 

Mechaniker, Optiker, Uhrmacher 

Sattler, Portcfeuiller und Tapezierer 

Schreiner 

Bäcker und Konditoren 

Brauer 

Schneider und Schneiderinnen 

Näherinnen und Stickerinnen 

Schuhmacher 

Wäscher, Wäscherinnen, Büglerinnen, Putz- 
frauen 

Maurer 

Weifsbinder, Maler und Lackirer 

Buchdrucker, Schriftsetzer und Lithographen 

Handlungsgehulfen etc 

Kellner, Köche und Kochfrauen 

Fuhrleute und Kutscher 

Häusliche Dienende aller Art 

Dienstmfinner, Strafsenkehrer, Packtrfiger . . 

Arbeiter und Tagelöhner 



Von 100 erkrankten Personen der neben- 
stehenden Berufe wurden unterstQtzc 



183 und 
mehr 



Tage 



44>« 
3^3 

50»4 

47i9 

47>« 
48,0 

43»» 
53»9 
40,5 
3^5 
44.» 

3»>3 
34^ 

4^3 
50^ 

49»8 
46,a 

38,3 
46,6 

3*>* 
39»5 



50.S 


5.4 


44^ 


a.7 


5'.9 


«5.J 


4»»» 


6.5 


47* 


4.» 


47.» 


4.» 


44,5 


6.3 


53.J 


3.3 


39.6 


6.5 


49.* 


9.9 


56,6 


".5 


46^ 


9.« 


56^ 


12^ 


54.* 


II,» 


5V 


4.9 


43.3 


6r* 


4a,6 


6.9 


47.» 


5.3 


53.« 


7.« 


46.7 


6.. 


54.9 


'».7 


5».» 


7.« 



«»5 



O,« 



0,8 



0,1 
0,4 



0,7 

0,3 
0,7 
0,7 
0,3 
0,5 

0,5, 



für 



Berechnet man die Durchschnittsdauer der Erkrankung, was fbr die im 

Jahre 1894 erkrankten Mitglieder der genannten Kasse geschehen ist, so ergeben 

"^ich an Krankheitstagen beispielsweise: 

für KranlihcH»» 

tat* 

Weifsbinder, Maler 30,3 

Ausläufer, Packer 30,1 

Kellner, Köche, Kochfrauen • • 37,6 

Landwirthschaftliche Arbeiter . 36,6 

Brauer 25,0 

Schlosser und Schmiede 34,1. 



Kranklicfti- 
tagc 

Buchdrucker und Schriftsetzer. 38,1 

Maurer 38,» 

Schneider und Schneiderinnen. 35,0 

Njfherinnen 34,5 

Fuhrleute und Kutscher ..'... 34,4 

HandlungsgehQlfen 32,9 

Arbeiter und Tagelöhner • • . . 3 1 ,0 

Beim weiblichen Geschlecht zeigen sich dabei etwas ungünstigere Ver^ 
haltnisse als beim mlinnlichen, namentlich gilt dies ftlr das Schneidergewerbe^ 
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Unminelbare Wirkung. — II. Krankenversicherung. 



wo die weiblichen Arbeiter durchschnittlich 48,5 Tage, die männlichen nur 
38,7 Tage zu unterstützen waren. 

Nattlrlich ist bei diesen Berechnungen nur die Zeit in Betracht gezogen, 
wilhrend welcher die Ka^se Oberhaupt Unterstützung zu leisten hat, diese Zeit i^t 
aber ja gesetzlich und statutarisch beschrflnkt. 

Fragt man, welcherlei Krankheiten vornehmlich den Eintritt der Ver- 
sicherung veranlassen, so findet man in der Statistik der Stadt Frankfurt a. M. 
laut nachstehender Tabelle als hauptsächlichsten Grund zur Inanspruchnahme der 



Krankheitsformen 



Von 100 Oberhaupt erkrankten 

Mitgliedern wurden an net>en- 

stehenden Krankheiten 

behandelt l>ei 



der Oru- 
Krankenkasse 



if^ I 180S 



den 
Betriebs- 
Kranken- 
kassen 



den 

Innungs- 

Krankcn« 

kassen 



i8q5 



I . Infektionskrankheiten 

davon entfallen auf Influenza 

3. Allgemeinkrankheiten .* 

davon entfallen auf Anaemia und Chlorosis 
B » » Syphilis 

3. Ix>kalisirte Krankheiten: 

a. Krankheiten des Nervensystems 

davon entfallen auf neuralgische Be- 
schwerden 

b. Krankheiten des Herzens und der Gefiffse. 

c. Krankheiten der Athmungsorgane 

davon entfallen auf Bronchitis 

» » B Lungenvrhwtndsucht 

> • » Angin« 

d. Krankheiten der Verdauungsorgane. .* 

davon entfallen auf Catarrhus gastro- in- 
testinalis 

> » » Gastricismus 

e. Krankheiten der Harn- und Geschlechts- 

organe 

f. Krankheiten der Bewegungsorgane 

g. Krankheiten der Haut 

davon entfallen auf entzündliche Haut- 
affektionen . . . 

» » • Kntze 

» • » Geschwüre 

h. Krankheiten der Sinnesorgane 

4. Unfälle und Verletzungen aller Art 

Ohne Krankheitsangabe 

Zusammen «... 
Absolute Zahl der erkrankten Mitglieder • • . • 



6,51 

3*90 
6,15 

l,to 



3,80 



0,89 

0,86 

I4t47 

0,61 

403 
9*5 • 

4.»3 



10,75 

6»47 
3»M 
ti«3 

3,63 

0,97 
0,50 

30,8o 

13,8« 

0,90 

4.7« 
IO,47 

i»47 
5»3» 



3,11 



13,68 I3,8j 



8 



»>3 



3,00 
l,6j 
3,63 

16,80 

t3t»i 



9*w 



1,90 

1,61 
13,60 

6,oj 



i4i73 
I3t44 

>,33 
0,38 

0,57 
0,19 

i6»43 
10,33 

0,57 
3,81 

I3,S4 

«i7« 
5.75 

t|33 
10,91 

8r43 

3,36 
r,7« 

t.7» 



looi 100 

7431 '8989 



100 
5«J 



«4.65 

9,»8 
4^3« 

3,«6 
3,5« 



4i3« 
13,91 

7t77 

3'»J 

6,H9 



5f«7 

4^' 

IO,^5 

1 t,M 

9r^ 
t,7» 

0,8»i 

»6,73 
0,86 



too 
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2. Die Leistungen der Krankenversicherung. I^j 

Kassen Unfälle sowie Verletzungen; dann folgen die katarrhalischen und rheuma- 
ti>chcn Atfektionen (insbesondere Influenza, von der im Jahre 1895 über 10 Prozent 
aller Erkrankten befallen waren). 

Indessen bedingen Unßllle, auch Krankheiten der Verdauungsorgane und der 
Haut die Unterstützung der Kasse bei Weitem nicht so lange als Infektions- 
krankheiten, Allgemcinerkrankurigcn des Körpers, Erkrankungen der Lunge, der 
Gochicchtsorgane, wie folgende Berechnungen über die Durchschnittsdauer der 
einzelnen Krankheiten im Jahre 1895 für die Frankfurter Allgemeine Orts-Kranken- 
ka>se erkennen lassen'): 

Krankheit Tage 

Knochenentzündungen 279^ 

Unfälle 33,36 

Geschwüre ctc 33,09 

Gastricismus 20,90 

entzündliche Hautaffektionen . . . . 16,53 

Halsbräune 1 3,61 

Krätze 4,35. 



I Krankheit Tage 

Bronchitis 43)90 

Influenza 43,43 

' Aii[;enk rankheiten 41,67 

Bleichsucht (weibliche Mitglieder) 40,17 
Damikrankheiten (ohne Darm- 
katarrh) 35,59 

Rheumatismus 34,51 



2. Leistungen der Krankenversicherung, ihr Vermögen. 

Was hat nun die Krankenversicherung in all den durch- Krankheit 
oder Tod herbeigeführten Unterstützungsfällen geleistet? Sie hat (wieder ab» 
l^e^ehen von der Krankenversicherung in den Knappschaftskassen) im Jahre 1897 
Tür die bereits erwähnten 3 Millionen Erkrankungsfiflle und 59 000 Sterbefillle 
nicht weniger als 120 Millionen Mark aufgewendet, und zwar: 

absolut ^ 

für Prozent 

ärztliche Behandlung ^6 914 241 22,3 

Arznei und sonstige Heilmittel 20 699 812 17,1 

Krankeneelder J«" Mitglieder 50707457 4V 

^ ( an Angehörige der Mitglieder 1 023 482 0,9 

Unterstutzungen an Wöchnerinnen 2170727 1,8 

Sterbegelder 4 099 723 3,4 

Kur- und Verpflegungskosten an Krankenanstalten . 14804827 12,3 
Fürsorge für Rekonvaleszenten ., . 67 641 0,0 

Krankheitskosten überhaupt •.. . 120487910 loo* 

Am Meisten giebt also die Krankenversicherung für das Krankengeld aus, 
Welches die Bestimmung hat, falls der Erkrankte an der Fortsetzung seiner die 
Versichcrungspflicht begründenden Beschäftigung gehindert ist, ihn und seine 
Familie vor dem Ruin seiner Wirthschaft zu bewahren; 52 Millionen MariL 
wurden im Jahre* 1 897 diesem Zwecke gewidmet. Der nflchsthöchste Posten mit 
3j Millionen Mark kam den Erkrankten in Form von Ärztlicher Behandlung zu 
Gute, die sie gleich vom Beginn der Krankheit an erhielten. Dieser Posten ist um so 
bedeutsamer, als den hier in Frage kommenden Arbeiterkreisen infolge Mittellosigkeit 
oJer Gleichgültigkeit der Nifchstbetheiligten Ärztliche Hülfe früher nur im 

') Speziell in Bezug auf die Betriebsunßllle crgiebt die Statistik Über die gesanunte 
l^cichs- Krankenversicherung vom Jahre 1885, dafs nur 6,« Prozent aller Kranken tage 
<lurch UnAlle hervoigerufen wurde. 
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flufsersten Nothfalle und darum meistens zu spift zu Theil wurde. Mit dem 
jetzigen Verfahren ist von vornherein die bcstmögh'che Behandlung der Krank- 
heit eröffnet, und darum hat gerade der Posten für Ärztliche Hülfe vom Stand- 
punkte der öffentlichen Gesundheitspflege eine Ober den Einzelfall weit hinauf- 
reichende Bedeutung. Aehnlich verhtfit es sich mit den Aufwendungen (Ür die 
Kur und Verpflegung im Krankenhause. 

Naturgemüfs mufsten die Krankheitskosten in Folge der bereits festgestellten 
Ausdehnung der Versicherung und der hiermit zusammenhangenden Zunahme 
der UnterstQtzungsfflIle im Laufe der Jahre erheblich steigen; sie betrugen: 





Krankh< 


eitskosten 


in Mark 




. 






auf 


auf 


im 


ft 


auf 


einen 


einen 


Jahre 


absolut 


je ein 


Erkran- 


Knnk- 




JL 


Mitglied 


kunn- 


heitt- 


i88s 


47 400 1 3 1 


• 


»6^1 


1.» 


1886 


53 04i 099 


• 


30«99 


a^ 


1887 


55 203 067 


• 


3«.7« 


a.^ 


1888 


6i 361 484 


ll,40 


34.9) 


a.«* 


1889 


70975 191 


II, S5 


34,7« 


3,1t 


1890 


84040014 


l«,77 


34,«9 


a.«} 


i89r 


89 166091 


la^ 


37.«» 


a.«9 


1892 


94258373 


13)}} 


38« 


a,«o 


1893 


ioi 971 698 


I4i3} 


36.}» 


a,ti 


1894 


99 588 457 


I3.«7 


39*9« 


a,a 


1895 


104822 366 


13.M 


38.77 


a,,« 


1896 


109722779 


I3,«i 


39.7» 


».!• 


1897 


120487 910 


14,«} 


40.«« 


a.M- 



Wie indessen aus diesen Zahlen erhellt, ist nicht blofs ein absolutes, sondern 
auch ein relatives Anwachsen der Krankheitskosten zu konstatiren. Dies bedeutet 
einerseits, dafs immer mehr Arbeiter der Wohlthat der Krankenunterstüt/unf: 
theilhaftig werden, andererseits, dafs der einzelne Erkrankte eine fortgesetzt höhere 
Sorgfalt geniefst 

In der That beschränken sich die Krankenkassen immer weniger auf die 
gesetzlichen Mindestleistungen, vielmehr gehen ihre Leistungen hflufig weit 
Ober das Mindestmaft hinaus. 

So wird die KrankenunterstOtzung vielfach langer als 13 Wochen 
gcwlhrt, beispielsweise betrug im Jahre 1897 die UnterstOtzungsdauer: 

auf 



Wochen 



bis §3 

Ober 13 bis 26 
» 26 » 39 
» 39 > 52 

• 5« 

Summe 



bei 
Kassen 

18 299 
3 181 

164 
809 

»4 



mit 
Mitgliedere 

4 9" 633 
2 119 270 

350932 

94« »59 
5 »>5 



eine Kasse 
Mitglieder 
268,, 
666,1 
2 139,2 

« 163t* 

>13t5 



"477 8337 ««9 370i*- 

Diese Zusammenstellung besagt zugleich, dafs im Allgemeinen gerade die 
grOfsercn Kassen am Meisten darauf eingerichtet sind, eine längere UnterstUtinn^ 
lu gewahren, wie sie Oberhaupt wesentlich leiMung^^filhiger sind als kleinere 
Kittcn, deren Vorzug vorwiegend in der einfacheren Kontrole und der leichteren 
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Aufdeckung der Simulation besteht. Im Durchschnitt stellt sich die Dauer der 
KrankenunterstQtzung (Ür die Mitglieder aller Kassen auf 31,3 Wochen; einige 
Kassen unterstützen aber ganz erheblich langer, zum Theil 1 bis 2 Jahre. Unter- 
scheidet man nach einzelnen Kassenarten, so betragt die Zeit, ftlr welche die 
Mitglieder eine Unterstützung zu beanspruchen haben, 

bei der Gemeinde - Krankenversicherung 1 3,0 Wochen^ 

• » Orts - Krankenkasse 3o,o b 

B » Betriebs- (Fabrik-) Krankenkasse 34^ » 

i> » Bau - Krankenkasse 1 3,8 > 

» • Innungs - Krankenkasse 18^ b 

» » eingeschriebenen Hülfskasse 34,6 » 

» » landesrechtlichen Hülfskasse 3 1,3 » 

Diese über die gesetzliche Zeit von 1 3 Wochen hinaus gereichte Unterstützung 
ist besonders hoch anzuschlagen, weil hierdurch die für Arbeiterfamilien empfind- 
liche Lücke zwischen Beendigung der obligatorischen Krankenunterstützung und 
. dem Beginn der Invalidenrente (diese tritt erst nach 26 Wochen ein, vergl. $• 16 
I des I. V. G. vom 13. Juli 189g) wenigstens theilweise ausgefüllt wird.') 

Auch Krankengeld zahlen eine Reihe von Kassen über den gesetzlichen 
Satz von 50 Prozent des Lohnes hinaus. Im Jahre 1 897 war dies bei 1 827 Kassen 
ohne die Hülfskassen), d. i. 8,8 Prozent der Gcsammtzahl, der Fall; 1360 Kassen 
gewährten Krankengeld von 50 bis 66^/3 Prozent, 467 sogar von über 66^/3 bis 
73 Prozent des Lohnes. Und zwar partizipirten an dem erhöhten Krankengelde 
483 903 Kassenmitglieder mit über 50 bis 66 Vt Prozent des Lohnes, 
449 605 » B ^^Vs B B B 

188045 * » « ^^Vs bis 75 B B B , 

wührend für 6423 978 Kassenmitglieder das normale Krankengeld mit 50 Prozent 
des Lohnes zur Auszahlung gelangt und für 789 588 das Krankengeld anderweit 
geregelt war. 

Weiter haben Krankenkassen die üblichen Karenztage ganz oder theQweise 
fortfallen lassen und zahlen demgcmäfs Krankengeld gleich vom 1. oder 
2. Tage der Erkrankung an; andere gewähren Krankengeld nicht nur für jeden 
Arbeitstag, sondern auch für Sonn- und Festtage. Im Jahre 1897 gab es 
<^chon 3968 (oder 18 Prozent) Kassen der ersteren, 2207 (oder 10 Prozent) Kassen 
der zweiten Art. Aufserdem werden hüufig Mehrleistungen bezüglich llrztltcher 
Behandlung und freier Arznei eingeräumt. 

Auch der erkrankten, aber selbst nicht versicherungspflichtigen und unter« 
<tützungsbcrechtigten Familienangehörigen der Kassenmitglieder nehmen sich 
. iiie Krankenkassen immer mehr an. Sie leisten diese FamilienuntcrstOtzung theils 
auf Grund besonderer Zusatzbeitrfige , die der Versicherte an die Kasse zahlt, 
theils ohne solche Sonderbeitrage. Im Jahre 1 894 hatten einige dreifsig Tausend 
Mitglieder ihre Familie bei ihren Krankenkassen versichert; sie zahlten an Zusatz* 
beitragen 197 013 Mark, ein Betrag, der sich bis 1897 auf 277334 Mark er- 
weiterte. Aufserdem ist die erfreuliche Entwickelung der Unterstützung der 
Familienangehörigen wahrend der Behandlung des Erkrankten im Krankenhause 
C- 7 Abs. 2 des K. V. G.) bemerkcnswerth, um so mehr, weil die Sorge des in einer 
Anstalt untergebrachten Ernflhrers um seine Angehörigen die Heilung vereiteln 
und ihn zum vorzeitigen Verlassen der Heilanstalt verleiten kann. 

Um diese quantitativ und qualitativ erhöhten Leistungen der Kranken- 
Versicherung zu ermöglichen, mufsten natürlich entsprechend vermehrte .Mittel 

') Diese Lücke soll übrigens durch die in Aussicht genommene Revision des 
Krankenversicherungageieues demnächst beseitigt werden. 1* 
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im Wege der Beiträge der Arbeiter und Arbeitgeber beschafll werden. In 
der That stiegen 10 der Zeit von 1885 bis 1897 die gcsammten BeitrlTge von 36 
oüf 135 Millionen Mark, speziell die der Arbeiter von 43 auf 93 Millionen Mark, 
die der Arbeitgeber von 14 auf 40 Millionen Mark, wie des Näheren folgende 
Tabelle ergiebt: 





Beitrage \ 
der Arbeitnehmer. 






Auf ein Mitglied 




Eintrittsgelder und 

Zusatxbeitrage *) 
(dr Familienunter- 


Beitrage 


Beitrage 


kommen 


Im Jahre 


der Arbeitgeber 


Oberhaupt 


im Durchschnin 




stfluung 




« 


Beitrage 




JL 


JL 


JL 


JL 


1885 


• 
41 681 137 


»4 453 943 


36 133 080 


• 


1886 


45913 "7» 


16313 3^^ 


63 1 38 340 


• 


1887 


49 434 645 


17848331 


67 383 996 


• 


1888 


54 735 «77 


30 t 1 3 943 


74849 119 


13^ 


1889 


6t 331 661 


33 930 333 


84 301 886 


"3t7« 


1890 


66 343 970 


34 997 634 


91 340394 


«3»«7 


1891 


70 1 36 896 


36 630 731 


96737637 


14,06 


189a 


7 t 633 099 


37633790 


99 »77 889 


i4.>7 


1893 


73604633 


30701 340 


106 306 193 


«4.96 


1894 


79 131 638 


33 378 003 


1 1 1 309 63 1 


15*31 


1895 


83 191 690 


34 ao7 336 


1 1 7 399 036 


13,60 


1896 


89 346 838 


37 «09343 


136 636 30I 


t5i9« 


1897^ 


93 668 076 


39818634 


133 486 710 
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Zieht man eine Bilanz von Leistung und Gegenleistung, so kommt Jcr 
Arbeiter Mrhr gut dabei weg, beispielsweise wurdpn im Jahre 1897 den Arbeitern 
ftkr Krankenzwecke 1 30 Millionen Mark zugewendet ; hierzu steuerten die Arbeiter 
selbst nur 93 Millionen, 33 Millionen Mark flössen ihnen also ohne besondere^ 
Entgelt AI. 

Wichtig ist die finanzielle Gebahrung der Krankenkassen Oberhaupt; 
nach ihr bemifst sich deren Leistungsfähigkeit. Im Allgemeinen darf die Vermögens- 
lage der Kassen als günstig bezeichnet werden; im Jahre 1897 konnten sie Ni 
1 38 Millionen Mark Ausgaben und 168 Millionen Mark Einnahmen über 34 Millionen 
Mark dem Reservefonds überweisen. 

Ausgaben imd Einnahmen weisen für das Jahr 1897 folgende Posten auf: 

Au »gaben. '*97 

JL. 

Krankheitskosten 130487 910 

Ersatzleistungen (tlr gewahrte Krankenunterstützung 9993^2 

Zurückgezahlte Vorschüsse 738 807 

Zurückgezahlte Beitrige und Eintrittsgelder 336 y(^ 

Kapitalanlagen (Ankauf von Werthpapieren), Zuführungen 

tum Reservefonds 34 318 782 

Zurückgezahlte Darlehen, andere durchlaufende Posten... 1 3674«»^ 

^ SumoM... 1483686^3 

*) ZusaubettrOge erst seit 1. Jaootr 1893. 

^ Die oben Seite 1 19 mitgethetlte Zahl filr 1 897 umschliefst auch die Knappsdiaftskaswn 
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Ausgaben. '' 

•Mb 

Uebertrag. . . 148 368 653 
Verwaltungsausgaben: 

a) persönliche 6 746 193 

b) sächliche 1 762 092 

Darunter für die Invaliditflts- und Altersversicherung: 

a) persönliche 807 oao 

b) sachliche n 94 434 

Sonstige Ausgaben ,^_. i 381 625 

Gcsammtausgaben — 138 258 563 

Einnahmen. m 

Kusscnbestand für den Anfang 1897 (ausseht. Rcser\'efonds) 9033876 
Zinsen von Kapitalien, sowie Erträge von sonstigen Ver- 

mögenstheilen . . i 3 942 078 

Eintrittsgelder ^ 1 495 007 

Beiträge der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zusammen (ausschl. 

Zusatzbeiträge} ^ 33 7 H 3^9 

Zusatzbeiträge für Familienunterstützung 277 334 

Gesetzlich zu leistende Vorschüsse 1 105 701 

» » • Zuschüsse 7762 

Ersatzleistungen von Krankenkassen etc 907186 

» » Berufsgenossenschaften, Unternehmern, 

Versicherungsanstalten «.. 1272 620 

Kinnahmen aus verkauften Werthpapieren und zurückgezogenen 

Kapitalien, Entnahmen aus dem Reservefonds 10 770 920 

Aufgenommene Darlehen, andere durchlaufende' Posten. • . • 144351t* 

Sonstige Einnahmen 3^19 696 

Darunter für Besorgung der Geschäfte der Invaliditats- und Alters- 
versicherung 838335 

Gcsammte in nahmen 167 810060. 



Das angesammelte Vermögen beträgt für die sämmtlichen Krankenkassen 
iin Jahre 1897 nicht weniger als 133,3 Millionen Mark, d. i. 16 Mark pro Kopf 
des Versicherten. Von 1885 bis 1897 erhöhte es sich im Zusammenhange mit 
den erweiterten Aufgaben der Krankenversicherung, die naturgemäfs fortgesetzt 
höhere Vermögensbestände erfordern, auf den fünffachen Betrag, wie folgende 
Daten beweisen: 



Jahr 

1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 



Vermögen sflmmt- 

licher 

Krankenkassen 

JL 

26 075 922 

3 « 484 389 
41 447 956 

59969981 
71 55581a 

r6 972 603 
12851 758 



t. 



Auf einen 




Versicherten 


Jahr 


JL 




• 


1892 


• 


1893 


• 


1894 


1 1,11 


1895 


11,65 


1896 


11,70 


1897 


iay04 





Vermögen sSromt- 

ucher 

Krankenkassen 

UL 

85 501 962 

83811959 

94 305 64a 
105 222 399 

120769326 
«33457564 



Auf einen 
Versicherten 

JL 

I2,>9 

13,95 

i3f93 
15,10 

i6|0t* 



10* 



148 



Unmittelbare Wirkung. — II. Krankenversicherung. 



Die VcrmOgcnsmasse des Jahres 1897 setzt sich folgendermafsen zusammen: 

JL 

a) Aktiva in baarem Kassenbestande • 9 55' 497 

b) » » Hypotheken, Werthpapieren , Sparkassenbtlchem, 
Bankeinlagen 128 340 1 24 

zusammen .... 1 37 891 63t 
Davon gehörten zum: 

StammvermOgen. ... 2 891 974 

Rcserxefonds 119 627 734 

Betriebsfonds ' 5 37 > ^93 

c) Dazu Ersatzforderungen gegen Gemeinden, Berufsgenossen- 
schaften, Arbeitgeber . . .* ■ 64 336 

Summe der Aktiva ^i^^bb9bl 

9 » Passiva.... 4 59^393 
Mithin Ueberschufs der Aktiva (Vermögen) • • . . 133 437 364. 

Die einzelnen Kassenarten partizipiren an dem Gesammtvermögen in nach- 
stehender Weise: 



Katsenart 



Gemeinde -Krankenversicherung. . . 

Orts- Krankenkassen 

Betriebs* (Fabrik-) Krankenkassen. . 

Bau- Krankenkassen 

tnnungs- Kronkenkassen . . . •' 

Eingeschriebene Hülfskassen 

Landesrechtliche HOlfskassen 



Aktiva 


Püssiva 


Ueberschufs 
(Vermögen) 


Ver- 
mögen 
auf iVcr- 


am Schlüsse des Jahres 1897 


sichencn 




1000 JH 




JL 


43«V 


' 3 866,0 


44St4 


0,3» 


54 192,6 


211,4 


33981,1 


14^01 


60 302,3 


463,8 


59 838*5 


37,70 


^97*9 


a,4 


295*3 


14,111 


« 995»9 


18,4 


« 977*5 


I3*5<» 


«4 746*9 


34t« 


14712,« 


20,15 


2 208,4 


t^ 


2 206,6 


37^^- 



Finanziell am L-ngOnsligsten steht demnach die Gemeinde-Krankenversicherung 
da (abgesehen von den oft nur auf kurze Dauer errichteten Bau-Krankenkassen\ 
nur ein Drittel (3026) der vorhandenen Gemeinde -Krankenversicherungen besafs 
im Jahre 1897 einen Rescr\'efonds, vielfach sind die Gemeinden genOthigt, zur 
Ahgleichung ihrer Krankenversicherung ZuschU^<^ aus allgemeinen Mitteln zu 
leisten. Am Besten werden derartige Verhiiltnisse durch Bildung von Orts- 
Krankenkassen l>cseitigt. Bei diesen sowohl wie den Betriebs- Krankenkassen und 
den HQlfskassen ist die Vermögenslage im Allgemeinen befriedigend. 



3* Wirksamkeit einiger ausgevi^fthlter Kassen. 

Um praktisch zu veranschaulichen, wie die Haupttrilger der Krankenver- 
Sicherung eingerichtet sind und ihren Aufgaben gerecht werden, mOgen einzelne 
Krankenkassen namentlich vorgeführt werden. 

I. FOr die Gemeinde-Krankenversicherung wird die Stadt München 
gewlhlt 

Als Statut ist dort Folgendes erUiMfi: 



. 
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3. Wirksamkeit einiger ausgewählter Kassen. 149 

Statut der Gemeinde -Krankenversicherung Munohen. 

(Galtig. ab 28. Juni 1896.) 
Mitgliedschaft. 

Der Gemeinde - Krankenversicherung unterliegen alle krankenversicherungspflicbtigea 
^ Personen, welche nicht einer Orts-. Betnebs-, Fabrik-, Bau- oder Innungs- Krankenkasse 
I ani;ehöreny zur Zeit also insbesonoere 
j 1/ Dienstboten. 

2. Lohnarbeiter bei Nichtgewerbetreibenden (Hausmeister, Gürtner. Zugeherinnen o. s. w.). 

3. Personen, welche gegen Gehalt oder Lohn in dem Geschaitsbetriebe der Anwflliei 
Notare und Gerichtsvollzieher, der Krankenkassen, Berufisgenossenschaften und Ver- 
sicherungsanstalten als Bureaudiencr oder Ausgeher beschäftigt werden, sofern 3ir 
Jahresarbeitsverdienst 2000 Mark nicht Obersteigt (das übrige Personal zur Ons- 
Krankenkasse 111). 

4. Lohnarbeiter der Gemeinde, welche Tagegeld beziehen. 

5. Gemeindliche Schreiber, welche Tagegeld beziehen , mit Ausnahme der gcprtlften 
Kameralpraktikanten. 

6. Jene tecnnischen Geholfen der Gemeinde, welche eine höhere technische Vorbildung 
nicht besitzen und auch dementsprechend verw*endet werden, so die technischen 
Geholfen dritter Klasse des Stadtoauamts und Vermessungsamts, die AichgehQlfen, 
Rohrwarte, Wassermesserwarte, Heizaufseher. Gasaufseher. Beleuchtungsaufseher. 

Der Eintritt der Versicherungspflicht wird weder durcn die Widerruflichkeit oder 
KQndbarkeit des Arbeitsverhältnisses, noch auch durch die Aufnahme zur Probe oder 
Aushülfe ausgeschlossen, ebensowenig durch den Umstand, dafs etwa das Arbeitsverhflltnifi 
schon vor Ablauf der ersten 3 Tage beendet werden sollte (z. B. infolge Krankheit). 

%, a. 

Von der Verpflichtung, der Gemeinde - Krankenversicherung anzugehören « sind 
befreit die Mitglieder derjenigen eingeschriebenen Holfskassen und anerkannten Vereine^ 
welche dem §. 75 des Krankenversicherungseesetzes entsprechen. Die Befreiung erlischt 
mit dem Austritt oder dem Ausschluss aus uer bezQglichen Krankenkasse. 
1 Auf ihren Antrag sind ferner zu befreien 

1. Personen, w*elche in Folge von Verletzungen, Gebrechen^ chronischen Krankheiten 
oder Alter nur theil weise oder nur zeitweise erwerbsfllhig sind, wenn der unter- 
stützungspflichtige Armenverband der Befreiung zustimmt. 

2. Personen, welchen gegen ihren Arbeitgeber für den Fall der Erkrankung ein Rechts» 
anspruch auf eine dem §. 8 entsprechende oder gleichwerthige Unterstützung^ zusteht, 
sofern die Leistungsfähigkeit des Arbeiteebers zur Erfüllung des Anspruchs gesichert ist. 

Wird der Antrag auf Befreiung vom Magistrat abgelehnt, so entscheidet auf Anrufen 
des Antragstellers die Kgl. Regierung von Oberbavern, Kammer des Innern, endgültig. 

In dem Falle zu 2 gilt die eingeräumte Befreiung nur für die Dauer des Arbeits- 
vertrags. Vor Beendigung desselben erlischt sie, 
1. wenn sie vom Magistrat wegen nicht genügender Leistungsf^igkeit des Arbeitgebers 

von Amtswegen oder auf Antrag eines Betheiligten aufjf^ehoben wird, 
i. wenn der Arbeitgeber die befreite Person zur Gemeinde • Krankenversicherung an- 
meldet Die Anmeldun([ ist )edoch ohne rechtliche Wirkung, wenn die befreite Person 
zur Zeit derselben bereits erkrankt war. 

Personen, für welche die Gemeinde - Krankenversicherung eingetreten ist, behalten, 
^vcnn sie aus der dieselbe begründenden Beschäftigung ausscheiden und nicht zu einer 
Beschäftigung Übergehen, vermöge welcher sie nach Gesetz Mitglieder einer anderen 
Krankenkasse werden, den Anspruch auf Krankenunterstützung, solange sie die Ver- 
sicherungsbeiträge fortzahlen (vergl. §. 23) und im Gemeindebezirk München oder in ihrem 
bisherigen Wohnorte verbleiben. 

An* und Abmeldung. 

$.4. 

Die Art>eit£eber haben jede von ihnen beschäftigte versicherungspflichtige Ptnon» 
iQr welche die Gemeinde- Krankenversicherung cintrini spätestens am dritten Tüge 
nach Beginn der Beschäftigung bei der Krankenversicherungskosse (im Rathhause} ansii« 
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melden und tpflteitent am dritten Tase nach Bccndiguna des Arbeitsverhältnisses 
daselbst wieder abxumelcfen. Die Anmelduns mufs auch dann erfolgen, wenn das 
ArfociuverhAltnifs unerwartet schon vor Ablauf der ersten 3 Tage (x. B. wegen Krankheit) 
beendet werden sollte (vide S* i)- 

Die Anmeldung mufs enthalten: 
des Arbeitgebers: 

Vor- und Zuiumen, Stand und Wohnung; 
des Arbeiters: 

Vor- uful Zunamen y Art der Beschäftigung^ Tag, Monat und Jahr der Geburt, 

Heimatsort und -Land und Tag des Diensteiniritts. 
Die Abmeldung mufs enthalten: 

Vor- und Zunamen, Stand und Wohnung; 
des Arbeiters: * 

Vor- und Zunamen, Art der Beschflftiguna und Tag des Dienstaustritts. 
Die Meldungen haben schriftlich tu erfolgen und sind vom Meldepflichtigen zu 
uoterxeichnen. 

Formulare hierzu werden von der Krankenversicherungskasse kostenfrei abgegeben, 
l'eber die erstatteten Meldungen wird Bescheinigung ertheilt, sofern dieselben nicht 
durch die Post oder verschlossen einlaufen. 

$.5. 

Arbeitgeber, welche ihrer Anmeldepflicht vorsätzlich oder fahrlassigerwetse nicht 
genOcen, haoen alle Aufwendungen, welche die Gemeinde -Krankenversicherung in einem 
vor der Anmeldung durch die nicht angemeldete Person veranlafsten UnterstQtxun(;sfalle 
gemacht hat, zu erstatten. — Die Verpflichtung xur Entrichtung von Beitragen fOr die 
2eit, wahrend welcher die nicht angemeldete Person der Gemeinde -Krankenversicherung 
aiuugehOrcn verpflichtet war, wird nierdurch nicht berflhrL 

Aufserdem verfallen Arbeitgeber, welche der ihnen obliegenden An- und Abmelde- 
pflicht nicht nachkommen, einer Geldstrafe bis zu 10 Mark, welche Strafe im Falle der 
Uneinbringlichkett in Haft umgewandelt wird. 

KrankenunterstOtsung. 

Die)enigen Personen, für welche die Gemeinde -Krankenversicherung eintritt, haK-n 
im Falle einer Krankheit oder durch Krankheit herbe i^efahrter En^'erbsunClhigkeit An- 
spruch auf Krankenunterstatzung nach Mafsgabe folgender Bestimmungen. 

5-7. 
Als Krankenunterstützung wird gewihrt: 
I. freie Kur und Vefpflecung in einem städtischen Krankenhause uihI 
a« ein Viertel des orUQbiichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter*}, somit sur Zeit 
ftlr den Arbeitstiig 

63 Pf für erwachsene mflnnliche Arbeiter, 
43 Pf. fdr erwachsene weibliche Arbeiter, 
falb die in einem Krankenhause untcr>;ebrachte Person An^^chörige (Ehefrau, Eltern. 
Kinder besitzt, deren Unterhalt sie bisher aus ihrem Arbeitsverdienste bestritten h.n 
Aufserhalb der städtischen Krankenhauser wird ,vorbchalüich der Bestimmungen 
in den S^j- ^ und 15 als KrankenunterstOuung lediglich gewahrt: 

freie Ärztliche Behandlung^ Arenei, sowie Bnllet^ Bruchbänder und Ahnliche Heil- 
mittel, 
unter Wegfall des Krankengeldes. 

Die KrankenunterstOtzung endet spatestetu mit dem Ablaufe der dreizehnten W<Kh( 
nach Beginn der Knankheit« im Falle der Erwerbsunfähigkeit spätestens mit dem Ablau'^ 
der dreizehnten Woche nach Beginn des Krank en^eldbezu^es. Endet der Beziut ^^ 
Krankengeldes erst nach Ablauf der dreizehnten Woche nach dem Beginne der Ivrapt- 
beitj so endet mit dem Bezüge des Krankengeldes zugleich auch der Anspruch aut J>e 
in Ziller 1 bezeichneten Leistungen. 
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3. Wirksamkeit einiger ausgewählter Kassen. I^I 

$.8. 

Mitglieder der Kasse, welche schon vor ihrer Erkrankung bei ihrer 
Familie gewohnt haben oder eine eigene Haushaltung haben, sind be- 
rechtigt, an Stelle der Krankenhausverpflegung die Selbstverpflcgung xu wählen. In 
diesem Falle wird gewAhrt: 
I. vom Beginne der Krankheit ab freie ärztliche Behandlung, Arznei, sowie Brillen, 

Bruchbänder und ahnliche Heilmittel, 
i. im Falle der Erwerbsunfähigkeit, vom dritten Tage nach dem Tage der Erkrankung 
ab für jeden Arbeitstag em Krankengeld in Höhe der Hfllfte des ortsablichen Tage- 
lohnes gewöhnlicher Tagearbeitcr, somit zur Zeit: 

I JL 25 Pf. für erwachsene mftnnliche Arbeiter 
S5 B » » weiblich« • 

55 • ■ mAnnliche Arbeiter unter 16 Jahren 
50 • • weibliche • ■ 16 • . 

. Das Recht auf Selbstverpflegung fällt Jedoch wes, wenn die Art der Krankheit An- 
fonicTungen an die Behandlung oder Verpflegung stellt, welchen nur in einer Kranken- 
anstalt genügt werden kann, oder wenn die Krankheit eine ansteckende ist. oder wenn 
der Erkrankte wiederholt den Qber das Verhalten der Kranken und Ober die Kranken- 
nufsicht erlassenen Vorschriften zuwiderhandelt. Das Gleiche ist der Fall, wenn der Zu- 
stand des Kranken oder das Verhalten desselben eine fortgesetzte Beobacntung erfordert. 

S-9- 
Di6 Ärztliche Behandlung Erkrankter aufscrhalb der stadtischen Krankenhäuser er- 
foIi{t nach Wahl der Betheiligten entweder durch die vom Magistrate aufgesteütea 
Krlmkenversicherungsilrzte oder durch die nachgenannten Öffentlichen Heilanstalten: 
I. Kgl. chirurgische Poliklinik, Sonncnstrafse 17, Besuchszeit taglich (auch Sonnti^) 

von 10 bis la Uhr Vormittags; 
i. Kgl. medizinische Poliklinik, Sonncnstrafse 17, Besuchszeit taglich (auch Soimtap) von 
II bis I Uhr Mittags; Abtheilung fQr Hals- und Nasenkranke, Besuchszeit Dienst^ 
und Freitag 6 bis 7 Uhr Abends; 

3. Kgl. gynäkologische (Frauen-) Poliklinik. Sonnenstrafse 17, Besuchszeit Mont«g| Mitt- 
woch und Freitag von 2 bis 3 Uhr Nacnmittags; 

4. Kgl. Frauenklinik und Polikfinik, Sonnenstrafse 16, Besuchszeit Montag, Diensti^ 
Donnerstag und Freitag von 9 bis 11 Uhr Vormittags; 

5. .Medizinisches Ambulatorium des klinischen Instituts im Krankenhause links der Isar, 
Besuchszeit tflglich (auch Sonntags) von 1 1 bis 1 Uhr Mittags; 

(i. Kgl. Augenklinik und Poliklinik, Hcrzogspitalstrafse 18, Besuchszeit täglich (auch 
Sonntags) von 10 bis 11 Uhr Vormittags. 
Das Vcrzeichnifs der Krankenversicherungsärzte (mit alphabetischem Strafsenverzcicli- 
nisscO wird sowohl von der Krankenversicherungskasse, als auch von den städtischen Be- 
zirk sinspcktoren jederzeit kostenlos abgegebeiL 

$• la 

Behufs Durchführung der Krankenkontrole ist es den Kassenmitgliedem untersag^ 
nach eingetretener Erkrankung den Stadtbezirk oder ihren bisherigen Wohnort zu ver- 
lassen. Der Magistrat behalt sich indessen vor, auf Ansuchen in besonderen FlUen Aib- 
nahmen hier\'on zuzulassen. Wer ohne diese Genehmigung nach eingetretener Eriiranka^g 
sich entfernt, hat unbeschadet der Vorschriften in den ^. 16 Abs. 1 und 10 Abs.« eine 
Ordnungsstrafe bis zu ao Mark zu eewartigen. Aufserdem verliert er jeden Ansprudi «of 
Kntschadigung ftlr Beschaffung ärztlicher Hälfe und von Arzneien. 

S» II. 

Bei Krankheiten, welche die Beiheiligten sich vorsätzlich oder durch sdiuldhaAe 
Betheiligung bei Schlagereien oder Rauf handeln, durch Trunk Hill igkeit oder geschicchlikbe 
Ausschweifungen zugezogen haben, kann das Krankengeld für diese Krankheit dnrck 
Magistratsbescnlufs canz oder theil weise entzogen werden. 

Das Gleiche gilt fQr Versicherte, welche die Gemeinde -Krankenversichentqg 
eine mit dem Venuste der bOrgerlichen Ehrenrechte" bedrohte strafbare Handhiiy ^ 
schadigt haben, und zwar für die Dauer von la Monaten seit Begehung der StralÜHir 

versicherte, welche die Krankenunterstauung ununterbrochen oder im Laufe ''^ 
Zeitraumes von la Monaten für 13 Wochen bezogen haben, wird bei Eintrin eines 1 
lintcrstützungsfalles, sofern dieser durch die gleiche nicht gehobene Krankheitsursadift 
vcranlafst ist, im Laufe der nächsten la Monate KrankenunterstQtzung nur für ^ '^ 
sammtdauer von ao Wochen gewahrt 
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Verfahren bei Krankenhautverpflegung. 

S. II. 

Bei dem Eintrin in ein Krankenhaus hat sich das erkrankte Kassenmitglied aber 
seine Person genOgend ausiuwetsen. 

Die Beitragsquittung des Arbeitgebers kann nicht als Legitimation gehen, ebenso- 
wenig ein Meklecoupon. 

$. 13. 

ie Auszahlung des Krankengeldes (Ür die Angehörigen einer in einem Krankenhause 



unteraebrachten Person erfolgt durch die Krankenversicherungskasse am Schlüsse ieder 
Woche nachträglich. 

Das Krankengeld wird nur gewahrt fQr Arbeitstage, somit für Sonn- und all- 
gemeine Feiert^e nur dann, wenn dieselben im einzelnen Falle als Arbeitstage xu er- 
achten sind 

$.«4. 

Die erstmalige Auszahlung des Krankengeldes an Angehörige erfolgt nur gegen Vor- 
lage einer Bestätigung des einschlägigen Beziri(sinspektorS| dafs diejm Krankenhause 
unterccbrachte Person bezugsberechtigte Angehörige hat. 

Die Aushändigung des Betrages erfolgt an den Inhaber der Bestätigung; der aus- 
zahlende Beamte ist jedoch berechtigt, die Legitimation zur Empfangnahme zu prüfen. 

$. 15. 

Wird eine Person in Folge Irztlicher Anordnung ohne Nothwendiskcit 
weiterer Irztlicher Hülfe vor dem Wiedereintritt der Arbeitsfähigkeit aus dem Kranken- 
hause eiitlassen, so hat dieselbe Anspruch auf das in S* 8 festgesetzte Krankengeld. 

Bei der erstmaligen Geltendmachung dieses Anspruchs ist die Austrittshescheinigung 
der bezüKÜchen Krankenhausverwaltuns in Vortage zu bringen. Im Uebrigcn richi«ri 
sich das Verfahren bei Auszahlung des Krankengeldes nach S* t9> 

Verfahren bei Selbstverpflegun^ . 

S. 16. 

Personen y welche im ErkrankungsfaUe die Selbst>'erpflesung wählen, haben bei 
Vermeidung emer OrdnungMtrafe bis zu so Mark zunächst lufür zu sorgen, dafs der 
Erkrankunssfall spätestens bis zum Ablaufe des zweiten Tages nach dem Tage der Fr- 
krank ung uer Krankenversicherungskasse gemeldet wird. Deruelben wird üratliche Hülle 
nach t. 9 cewlhrt. 

Bet Inanspruchnahme anderer Ärztlicher Organe wird nicht nur keine EntschaJi- 
cung hierfür gewAhrt, sondern es geht auch der Anspruch auf kostenfreien Bezug \on 
Arzneien etc. verloren. Eine Ausnahme hier%*on tritt nur ein, wenn und solange Gt- 
fahr auf Verzua besteht, oder in anderen besonderen Fallen, wenn hierau rechtzeitig 
die attsdrücklicT« Genehmigung des Magistrats erwifkt wird. 

$. 17. 

Bei dem ersL«ialigen Besuch ist dem behandelnden Arzte die Kassenmitglied- 
schall iMchzuweisen durch Vorlage einer von der Krank enversicherungskasse kostenlos 
auszufertigenden Bc^tiitiguns des Ver$icherung\*erhaltntsses. Wird dieser Nach«*eis nicht 
längstens Dis zum drinen Besuch erbracht, so ist der Arzt berechtigt, die «*eitere Be- 
handluiig in vcnagen. 

Die Abgabe von Arzneien und Heilmitteln erfolgt nur auf Khriftliche Anweisung 
det bchandemdeo Arztes. 

Beim Bezüge von Arzrurien ist die Wahl der Apotheke den Betheiligten fireigestcllt 

Der Bezug anderer Heilmittel hat jedoch nur bei jenen AbgabesteOen zu er- 
folgen, welche m der schriftlichen Anweisung des behandelnden Arztes namentlich be- 
teichnet sind. 

Unter den bezeichneten Heilmitteln sind nur kleine Heilmittel, wie Brillen, Bruch- 
binder u. dergl. zu versteheiv Zur Beschaffung gröfserer Heilmittel ist die Krankenver* 
stchenmgskasse nicht verpflichtet. 

Die Autzahlung des in $. 8 festgesetsten Krankengeldes erfolgt durch die Knnken- 
vtnicherungskasse am Schlüsse ieder Woche nachim^lich gegen vorläge einer von dem 
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zuständigen Arzte ausgestellten Bescheinigung aber die Zeitdauer, während welcher 
die erkrankte Person in der abgelaufenen Woche arbeitsunflhig war. 

Wer Anspruch auf Krankengeld macht, hat im Interesse der Krankenkontrole das* 
selbe allwöchentlich zu erheben. Zuwiderhandelnde haben Geldstrafen bis zu 20 Mark 
zu gewärtigen. 

Im Uebrigen finden die Bestimmungen in den $$. 13 Abs. % und 14 Abs. 2 auch 
hier Anwendung. 

S.2a 

Kranke, welche in Selbstverpflegung stehen, sind folgenden Verhaltungsmafsregdn 
unterworfen: 

1. Das Verlassen der Wohnung ist nur mit Genehmigung des Arztes gestattet Auch in 
diesem Falle ist jedoch die Auscehezeit beschrankt auf die Zeit 

von 9 Uhr Vormittags bis 6 Uhr Abends in den Sommermonaten (April mit Sep- 
tember) 

und von 10 Uhr Vormittags bis ^ Uhr Nachmittags in den Wintermonaten (Oktober 
mit März), soweit nicht durch den Arzt eine weitei^ehende Beschränkung er- 
folgt ist 

2. Der Besuch von Wirthshäusem und anderen öffentlichen Lokalen ist untersagt, 
ebenso, sofern nicht spezielle Bewilligung seitens des Arztes vorliegt, der Genuu 
geistiger Getränke. 

3. Jede auf Erwerb gerichtete oder die Genesung hindernde Handlung ist während der 
vom Arzte festgesetzten Zeit verboten. 

Zuwiderhandlungen gegen diese allgemeinen Vorschriften oder gegen spezielle An- 
ordnungen des Arztes haben Ordnungsstrafen bis zu 20 Mark zur Folge. Ktlckständige 
Geldstrafen werden vom Krankengelde in Abzug gebracht. 

Gegen die Strafverftlgung, welche vom Magistrat erlassen wird, ist binnen 2 Wochen 
nach deren Eröffnung Beschwerde an die Kgl. Regierung von Oberbayem, K. d. f., zu- 
lässig. Die Entscheidung der letzteren ist endgültig. 

Krankenversicherungsbeiträge. 

Die Krankenversicherungsbeiträge sind festgesetzt auf: 
36 Pfk pro Woche für erwacnsene mäniiliche Arbeiter 
24 • ■ • • • weibliche * 

und 12 ■ • » » männliche und weibliche Arbeiter unter 16 Jahren. 

Die Beiträge werden stets für volle Wochen erhobeiL 

FQr solche erwachsene Mitglieder, für welche der Sonntag kein Arbeitstag 
ist, betragen die Beiträge blos 30 bezw. 21 Pf. 

$. 22. 

Verpflichtet zur Entrichtung der Beiträge sind die Arbeitgeber. Die Einzahlung hat 
vierteHahrlich nachträglich an die aufgestellten Sammler ge^en Quittung zu erfolgen. 

Ein Drittel der Beiträge haben die Arbeitgeber aus eigenen Mitteln zu leisten; die 
restigen zwei Drittel der Beiträge dürfen den Arbeitern bei jeder regelmäfsigen Lx>hn- 
zahlung in Abzug gebracht werden , soweit sie auf diese Lohnzahlungsperiode antheOs- 
weise entfallen. 

Sind Abzüge für eine Lohnzahlungsperiode unterblieben, so dürfen sie nur noch 
bei der Lohnzahlung für die nächstfolgende Lohnzahlungsperiode nachseholt werden. 

Streitigkeiten zwischen den Arbeitgebern und den von ihnen bescnäftigten Personen 
über die Berechnung und Anrechnung der von diesen zu leistenden Beträge werden 
nach den Vorschriften des Gesetzes, betreffend die Gewerbegerichte, vom 29. Juli 1890 
entschieden. 

$.23. 

Jene Kassenmitglieder, welche gemäfs §. 3 die Mitgliedschaft bei der Gemeinde* 
Krankenversicheruns freiwillig fortsetzen, haben die vollen Beiträge unaufgefortleft 
mindestens für 4 Wochen im Voraus bei der Krankenversichenin^asse semt ein- 
zubezahlen. Es kOnnen jedoch die Beiträge auch für einen gröfseren Zeitraum im. Vor* 
aus bezahlt werden. 

Die erste Einzahlung hat spätestens am nächsten Werkuge nach dem Auascheidea 
aus dem bisherigen Arbeitsverhältnisse zu erfolgen. 
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$•«4- 
Die BettrS^e sind solange fortxubexahlen, bis die vorschriftsmflisige Abmeldung 
erfolgt ist. 

« 

$.15. 

Far die Zeit der durch Krankheit herbeigeAlhrten Erwerbsunfähigkeit sind Beitrage 
nidit su entrichten. 

Soweit sie bereits entrichtet sind ($. 23) , kommen sie spater in Anrechnung besw. 
sur RflckiahluQ^ 

Den Arbeiteebem ist untersagt, die Anwendung vorstehender Bestimmungen tum 
Nachtheile der versicherten durch Verträge (mittelst Reglements oder besonderer Ueber- 
einkunft) auszuschliefsen oder xu beschranken. 

Vertragsbestimmungen y welche diesem Verbote zuwiderlaufen , haben keine recht* 
Ische Wirkui^ 

$.17. 




anderen geseulichen Bestimmungen eine härtere Strafe eintritt , mit Geldstrafe bis zu 
yoo Marii oder mit Haft bestraft. 

S-sS. 

ROckstilndige Beitrage werden in derselben Weise beigetrieben ^ wie Gemeinde- 
abgaben. 

Dieselben haben das Vorzugsrecht des %. 54 ZiC 1 der Reichs - Konkursordnuni: 
vom la Februar 1877. 

Schlufsbestimmungen. 

$-»9- 

Die dem Unterstatxungsberechtieten auf Grund dieser Bestimmungen zustehenJcn 
Forderungen können mit rechtlicher Wirkung weder verpfändet, noch übertragen, novh 
ftlr andere als die im Z- 749 Abs. 4 der CivilproxefsordnunK bezeichneten Forderuni:cn 
der Ehefrau und ehelichen Kinder und die des ersatzberecniigten Armenverbandes {ic- 
pßlndet werden. 

Die von der Gemeinde- Krankenkenversicherung gewahrten UnterstOtzungen gehcD 
nicht als öffentliche ArmenunterstOtzungen. 

$.31. 

Kassenmitglieder, welche wahrend eines vorübergehenden Aufenthaltt aulserh.ilb 
des Kassenbezirks erkranken, haben, sofern und soUnge ihre Rückkehr unthunluh 
erscheint, gegenüber der Gemeinde- Krankenversicherung des Aufenthaltsortes Anspruch 
auf KrankcnunterstOtzung nach Mafsgabe dieses Statuts. Der holfeleistenden Gemeinde- 
Krankenversicherung wird \on der Krankenversicherungskasse München Ersatt geleistet 

Streitigkeiten, welche zwischen versicherungspflichtigen Personen oder ihren Arbeit- 
pbem einersciu und der Gemeinde - Krankem crsicherung andererseits über das Ver- 
sicherunssverh.iltni(s oder über die Verpflichtung zur Leistung oder Einzahlung von Bei- 
tragen oder über Unterstützungsansprüche entstehen, sowie Streitigkeiten über Erstattunc^- 
ansprtiche aus S* 5 werden von der KgL Reflierung von Oberbayem, K. d. I., cntschieüvit 
Gegen deren Entscheidung findet binnen 4 Wochen nach der Zustellung derEotscheidunf 
Beschwerde an den Kgl. Verwahuiy;sgerichtshof SML 

Manche»! <^ 7* AugiMt 189& 

MagMral ^ar kgL Haagl* «b4 
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Der Kasse gehörten im Jahre 1898: 29651 Mitglieder 
stellten sich auf 395 528 Mark, die Ausgaben auf 353 22 
nämlich : 

! mannlich 
weiblich 
zusammen 

Erkrankungsfiflle. j ^ . * " V#V !•' j 

— ^ { auf je 100 Mitglieder 

absolut 



Krankheitstage . . l auf je ein Mitglied 

f auf je einen Erkrankungsfall . 

l ^^vlllaKC •••• ••■•••••••••• 

Einnahmen .^. . . l Sonstige Einnahmen 

( Ucbcrhaupt 

Acrztliche Behandlung 

Arzneien und Heilmittel .... 



{ 



AusgabenUt . . . .^ Kranken -Anstaltsverpflcgung. 
° ] Krankengelder 



f Sonstige Ausgaben 
Ueberhaupt 



«55 

an; ihre Einnahmen 
3 Mark. Sie zXhlte 

45»9 
25 13a 

29651 

6952 

171 174 

24,6a 

382 078 

13450 

395 5»8 
28 131 

40850 
219314 

56091 
8839 
353 "5. 



Die grofse Ausdehnung der Kasse beruht, wie auch in den meisten 
anderen Gemeinden Bayerns, vornehmlich darauf, dafs man bei Einführung des 
Krankenversicherungsgesetzes, der Erwägung folgend, die Gemeinde -Kranken- 
versicherung schliefse sich am Leichtesten an die bereits vorhandene Art der 
öfTentlichen Krankenfürsorge in Bayern an, von der sofortigen Durchführung 
beruflicher Kassenorganisation Abstand nahm und nur eine Gemeinde - Kranken- 
versicherung einrichtete. Ihre Entwickelung gestattet daher auch einen Einblick 
in die Art und Weise, wie das neue Krankenvcrsichcrungsgesetz allmählich 
zur Durchführung gelangte. Die Gemeinde -Krankenversicherung München zahlte: 



im 
Jahre 

1884/85 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 



eine durchschnittliche Mitglieder- 
zahl von Personen 



mannlich 

30426 

31 580 

17 290 

2968 

2 901 

3 002 

3501 



weiblich 
24796 
26 326 
21 880 
16 936 

'7 937 
19 186 

19685 



zusammen 
55 222 
57906 

39 »70 
19904 

20838 

22 188 

23 186 



im 
Jahre 

1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 



eine durchschnittliche Mitglieder- 
zahl von Personen 



mflnnlich 

3 735 
3814 

4225 

4267 

4170 

4129 

45«9 



weiblich 

»9 353 
18802 

20 276 

21 663 

22 700 
24149 
25 132 



zusammen 
23088 
22616 
24501 
25930 
26870 
28278 
2965t. 



Wenn die Mitgliederzahl der Kasse von 1886 bis 1888 stark zurückging, so 
erklärt sich dies durch die inzwischen errichteten Orts- Krankenkassen, welche 
nulUrlich die Gemeinde - Krankenversicherung wesentlich entlasteten. So wurde 
im Jahre 1886 begründet die Orts -Krankenkasse: 

1. für die Holzindustrie, 

2. für Metallarbeiter, 
im Laufe des Jahres 1887 

3. für das kaufmflnnische Personal, 

4. für die Gastwirthe, 

5. für die Buchdruckereien etc., 

6. für die Nahrungsmittel -Industrie etc., 
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Unmindbare Wiikung. — II. Krankenversichening. 



7. ibr die Bekleidungs- Industrie, 

8. (br das Baugewei^ 

9. ftkr das niedere nicht kaufmännische Personal im Handels- und 
Transportgewerbe, 

10. ftkr sonstige Betriebe (Allgemeine Orts -Krankenkasse). 

Seitdem ist die Zahl der Versicherten bei der Gemeinde -Krankenversicheruni; 
wieder bestlndig gestiegen. 

Was die MOnchener Gemeinde - Krankenversicherung ihren Mitgliedern leiMet. 
geht aus dem Statut deutlich hervor. Bcmerkenswerth ist, dafs sie ihren erkrankten 
Mitgliedern auch Landaufenthalt zur völligen Genesung gc\v:fhrt ; und zwar wird, 
was den Betheiligten besonders angenehm, die Bewilligung ohne gesonderte^ 
Verfahren ertheilt; einige Zeilen des Arztes genOgcn, um die mündliche Erlaubnis 
zur sofortigen Abreise zu erhalten. Bisher wurde in folgenden Fallen Land- 
aufenthalt bewilligt: 









durch- 


Jahr 


Folie 


Wochen 


tchninliche 

Dauer 
(Wochen) 


1891 


38 


104 


3 


1899 


»5 


99 


4 


1893 


»9 


•44 


5 


1894 


SS 


*47 


4V. 


•«95 


46 


188 


4 


1896 


38 


'75 


*y« 


1897 
1898 


7» 


3'8 


4V, 


•35 


658 


5 


1899 


191 


881 


5 



Summe 619 



3813 



4Vr 



Neuestens richtet die Gemeinde- Krankenversicherung eine eigene Erholungs 
stitte ein, wo die Mitglieder ihren Landaufenthalt nehmen können. 



a. Als Typus ftkr die Orts- Krankenkassen sei die Orts-Krankenkassc 
fOr Leipzig und Umgegend angeführt; sie ist die grOfste Kasse des Reiche 
Oberhaupt. ") 

Sie trat als Zentralkasse am 1. Januar 1887 ins Leben, nachdem man 
vorher, wo nicht weniger als 18 Orts-Krankenkavscn und die Gemeinde-Kranken- 
Versicherung bestanden, die Erfahrung gemacht hatte, wie wenig ersprieMuh 
eine derartige Zersplitterung (br den Zweck der Sache ist. Die hauptsichlich>ten 
Mingel waren die ungleichen Betriebsergebni^se bei gleichen Beitragen und Kax^en- 
leistungen, die unverhlltnifsmiif>ig hohen Verwaltung>kosten der kleineren Ka^Mrn. 
die Unthunlichkeit der Nebeneinanderibhrung von 18 verschiedenen Vermögen^- 
vcn%'altungen, die nicht zu umgehende Verschiedenheit der Entscheidungen \(>n 
18 Vorstanden in an sich gleichartigen Füllen, die Erschwerung des Abschlu^M.-« 
entsprechender einheitlicher Vertrage mit Aerzten, Apothekern, Krankenhäusern. 
OptikcriL 

Die Venchmelzung t>ewahrte sich. Die Leistungsflihigkeit der Kasse i^ 
nach jeder Richtung hin in feste und dauerhafte Geleise gelenkt. Die Krankheit«' 

*) Zu vergL auch Geschäftsbericht der Orts-Krankenkassc Air Leipzig und Umgegend 
Ober die Jahr« 1884 bis 1896. I^pzig 1897. 
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ucTahren vertheilen sich auf breitere Schichten der Versicherten, was wichtig ist 
k'i Epidemien oder Krankheitsarten, die in gewissen Berufs- oder Altersklassen 
zeitweise epidemisch eintreten. Die Gewährung freier Ärztlicher Behandlung und 
Ar/nei an Familienangehörige, von Anfang an eingeführt, konnte ebenso wie 
Jic Zahlung eines Sterbegeldes Air Ehefrauen und Kinder beibehalten werden. 
Die KrankenunterstOtzung, die zunächst ftkr 26 Wochen galt, konnte vom i . Juli 
1 8c)6 ab auf 34 Wochen an Mitglieder erhöht werden. Aufscrdem ist bemeritens- 
wcrth die Abholung der Beiträge von den Arbeitgebern durch t>esondere 
Sammler, die Erwerbung eines eigenen Gnindsttlckes und das von der Kasse 
übernommene sog. Einzugsverfahren, wonach die Kasse an Stelle der Arbeit- 
geber für Zwecke der Invalidenversicherung die Einziehung der Beiträge, die Ein- 
klcbung und Entwcrthung der Marken, auch die Ausstellung und den Umtausch 
der Qiiittungskarten besorgt. 

Seit Beginn der Thätigkeit der Kasse ist die Mitgliedcrzahl stetig gestiegen, 
sie betrug am Ende des Jahres: 







darunter 






darunter 


Jahr 


Mitglieder 


freiwillwe 
Mitglieoer 


Jahr 


Mitglieder 


fineiwillige 
MitgUelfer 


1884/85 


30833 


667 


1892 


76859 


4811 


1886 


»5 054 


1 210 


1893 


81 903 


4481 


1887 


44060 


»734 


1894 


85044 


4 799 


1888 


57 45' 


2876 


1895 


93178 


4588 


1889 


67 506 


3 136 


1896 


104413 


5 945 


1890 


69924 


3718 


1897 


"5 457 


5 47' 


1891 


74550 


5 4*9 


1898 


1 23 345 


6402. 



Für die Bemessung des Krankengeldes und der Beiträge sind die Kassen- 
mitglicder in 8 hier näher benannte Klassen cingethcilt; auf diese vertheilten 
sich die Mitglieder nach der Feststellung vom 15. August 1898 wie folgt: 

männliche weibliche 
Mitglieder 



Lohnklassen 
Kassenmitglieder, deren Arbeitsverdienst für den Ar- 



^• 



heitstag mehr als 3,50 JL betrSgt 44 531 

Kassenmitglieder, deren Arbeitsverdienst für den Tag 

3,35 Ml bis 3,50 Jf. beträgt 10 410 

Kassenmitglieder, deren Arbeitsverdienst mehr als 
2,50 JLj jedoch weniger als 3,35 JL beträgt <9 >5' 

4. Kassenmitglieder, deren Arbeitsverdienst mehr als 

2 JL bis einschliefslich 2,50 JL beträgt 7 360 

3. Männliche enn^achsene Kassenmitglieder, deren Arbeits- 
verdienst für den Tag bis einschliefslich 2 JL be- 
trägt, desgleichen weibliche erwachsene Kassenmit- 
glieder, deren Arbeitsverdienst für den Tag mehr 
als 1,50 JL bis einschliefslich 2 JL beträgt 5 644 

6- Weibliche erwachsene Kassenmitglieder, deren Arbeits- 

verdienst 1 ,50 .'^4 oder weniger beträgt, und jugend- 
liche Kassenmitglieder (im Alter von 14 bis 
16 Jahren), deren Arbeitsverdienst für den Tag 
mehr als 1 JL beträgt 1 727 

7- Jugendliche Kassenmitglieder, deren Arbeitsverdienst 

für den Tag bis zu 1 JL beträgt 7 383 

B. Kassenmitglieder unter 14 Jahren 1 j 



385 

106 
I 227 
2942 



11094 



II 788 

I 37» 
4- 



|c8 Unmittelbare Wirkung — II. Krankenvcrsichening. 

Die Gcsammtatisgaben der Kasse belaufen steh iin Jahre 1898 auf 3,9 Mil- 
lionen Mark, nimlich: 

JL 

fbr Xrztliche Behandlung 661 1 18 

Ibr Arznei und sonstige Heilmittel 434 563 

Krankengelder an Mitglieder 1 298 354 

Krankengelder an Angehörige der Mitglieder 36113 

Unterstützungen an Wöchnerinnen 37 078 

Sterbegelder 96 803 

Kur- und Verpflegungskosten an Kranken- 
anstalten 363 407 

Ersatzleistungen an Dritte für gewährte 

Krankenunterstützung 43 380 

Zurückgezahlte Beitrage 1 369 

Vcr^'altungskosten 338 337 

Sonstige Ausgaben 49 895 

Gesainmlausgabcn • • . • 3 1 69 406. 

Demgegenüber betragen die Einnahmen 3,4 Millionen; sie K*stchen aus: 

JL 

Zinsen von Kapitalien 73 789 

Eintrittsgelder 491 

Eingc/;ihlte Beitrüge 3 1 5 1 47 1 

Durch freiwillige Mitglieder eingezahlte Bei- 
trüge "37 407 

Ersatzleistungen Dritter für gewährte Kranken- 
unterstützung 35 300 

Sonstige Einnahmen , 41 566 

Gesammteinnahmen • • • • 3 439 034. 

Das Vermögen, zu dem ein Reservefonds zu 3310561 Mark gehört, uhlt 
Ende 1898 3 473 874 Mark, es setzt sich wie folgt zusammen: 

339 I34..C3''^ prozentige Deutsche Reichsanicihe, Buchwerth, 



»47 740 
50618 

153 891 

333 385 

10768 

34930 

501 000 

483811 

»33 485 

il8 313 



3 /t 



3 /t 



3 

3 

3V, 



Preufsische Konsols, Buchwerth, 
Leipziger Stadtanleihe, Buchwerth, 



Königlich süchsische Rente, Buchwerth, 
Kommunalbank-Anleih-Scheine, Buchwerth. 

Hypotheken auf 8 Leipziger Grundstücken, 

Vermögen^nlage auf Grundstücken, 

noch nicht angelegter Baarbetrag zum Reservefonds, 

baarer Betriebsfonds. 



3 475 874 JL Summe. 

Seit Bestehen der Orts - Krankenkas^ (1. Dezember 1884) sind insgesammt 
ca. 31 633 000 Mark fbr Unterstützungen %'erausgabt worden, davon cntfuHcn 
nahezu 11937000 Mark auf baare Unterstützungen (Krankengeld) fbr Mit- 
glieder und deren Angehörige, ca. 4 899 000 Mark auf iratliche Behandluns. 
ca. 3 043 000 Mark auf Arznei und sotvMige Heilmittel und ca. 1 855 000 M-^'^ 
auf Veipflegungskoftten in Krankenanstalten« 
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Speziell im Jahre 1898 wurde in 51 846 Fdllen von Erkrankung und damit 
verbundener Erwerbsunföhigkeit, die auf 1 074 782 Krankheitstage sich erstreckten, 
Unterstützung geleistet. Freie ürztliche Hülfe und Arznei nahmen auf Kosten der 
Kasse 98 325 erwerbsfähige Mitglieder, 44153 Ehefrauen, 107508 Kinder und 
4069 sonstige Angehörige von Mitgliedern in Anspruch. Wöchncrinnenunter- 
Stützung erhielten 2235 Personen. In Krankenanstalten wurden 5334 Erkrankte 
aufgenommen. 

An Heilmitteln wurden verabfolgt: 
5 878 Brillen, 
1 477 Bruchbänder, 
557 Spritzen, 
137 Inhalationsapparate, 
375 Gummi- und sonstige Binden, 
286 Gummistrümpfe und Kappen, 
82 Knöchelstücke, 
61 Eisbeutel, 
2153 verschiedene kleinere und gröfsere Heilmittel (darunter Zerstäuber, 
Nasendouchen, Stützkorsets, Einlagesohlen für PlattfÜfse, künst- 
liche Augen etc.), 
42 936 Bademarken der verschiedensten Art, 
572 Flaschen Mineralwässer, 
912 Flaschen medizinische Weine, 
64 554 Liter Milch, 

1 1 Bandagen und grofse Bruchbänder. 
Zwei Heimstätten für Genesende im sächsischen Erzgebirge, nämlich das 
Rittergut Forstet bei Raschau für männliche und zu Gleesberg für weibliche 
Genesende, dienen fast ausschliefslich den Mitgliedern der Kasse; aufserdem 
wurde das als Genesungsheim eingerichtete »Augustusbad« bei Dresden stark von 
der Anstalt in Anspruch genommen. Insgesammt wurden in den drei Heim- 
stätten 1122 Personen mit 28271 Verpflegetagen im Jahre 1898 untergebracht. 
122 Mitglieder (im Jahre 1897:232] konnten Bäder bezw. Kurorte besuchen.'} 



M Diese Art des HeU Verfahrens, besonders der Rekonvaleszentenpflege, durch Ge- 
wahrung von Landaufenthalt und Unterbringung der Kranken in ländlichen Heilanstalten, 
wo ihnen geeignete ärztliche Behandlung und Beaufsichtigung, frische, staubfreie Luft 
und vorzagliche Ernährung geboten wenden kann, wurde in recht bemerkenswerthem 
Mafse (wohl auch am Frühesten) von der Münchener Ortskrankenkasse III fOr 
ilas kaufmännische Personal zur Durchitlhning gebracht. Die Anstalt gewährte 
folgender Zahl von Personen Landaufenthalt: 



Im Jahre 



1890 
1891 
1892 
1893 
1894 



Männliche | Weibliche 
Mitglieder 



29 



Äß 



61 



216 
160 
146 

IJjO 

103 



Mitglieder 
tlberhaupt 



90 
13a 

'^ 
208 

161 

160 

IS 

209 



Zahl der 

Verpflegui^gs- 

tage 



2294 
3534 

6951 



Die Erkrankten waren theils in Privatheilanstalten untci^ebrachti theilt in Wirdis* 
huusem eingemiethet; seit i^j2 befinden sie sich hauptsächlich in dem der Kasse 
hörigen Sanatorium, in Schonstedt 
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Unmitttlbttrc Wiriiung. — II. Krankenvertichening. 



Am Schlüsse des Jahres 1898 stand die Kasse mit 336 Aerzten, darunter 
73 Spezialisten imd 15 Zahnärzten, femer 80 Apothekern, 9 Optikern und 
Bondagistcn, 11 Badeanstalten und 20 Masseuren bezw. Masseusen im Vertrags, 
verhflitnifs. Aufserdem steht ihr ein sog. vertrauensfirztlichcs Institut zur Seite, 
bestehend aus einem ersten, zweiten und dritten Vertrauensarzt, welche Beamte 
der Ka^se sind und neben ihrer dienstlichen Stellung Privatpraxis nicht ausQbcn 
dOrfen. 

Endlich verdienen noch die Mafsnahmcn der Kasse für Zwecke der Kranken- 
kontrole Her>'orhebung. Sie wird durch besonders angestellte 33 Berufe- 
kontroleure und durch 334 freiwillige Krankenkontroleure (Mitglieder der Kasse) 
ausgcOht. Sie wachen darüber, dafs a) die Kasse nicht durch Simulation ge> 
schüdigt wird, b) die Ärztlichen Anordnungen richtig befolgt, Arzneien und 
Heilmittel möglichst vorschriftsgemfifs gebraucht werden, die gestattete Ausgehezeit 
innegehalten wird, auch sonstige die Gesundheit bceinlrüchligende Handlungen 
nicht vorgenommen werden. Aufserdem haben sie dem Kassenvorstande recht* 
zeitig zu melden, c) wenn der Kranke ohne Abmeldung die Arbeit wieder auf- 
genommen hat, d) wenn die UeberfÜhrung mit ansteckenden Krankheiten be- 
hafteter Mitglieder oder deren Angehöriger, sowie einzeln stehender lediger Mit- 
glieder, die keinen eigenen Hausstand haben, in ein Krankenhaus wünschen^- 
werth erscheint, e) wenn die Krankenverhaltung!iVorschriflen verletzt werden, 
f] wenn der Kranke noch anderweitig versichert, aber der Simulation verdächtig 
erscheint. Auch halnrn sie festzustellen, g) ob die Ursache der Erkrankung in 
ungesunder Wohnung oder in einem Betriebsunfälle liegt, ebenso ob ein Dritter 
der Kasse ersatzpflichtig ist. 

Ausgeübt wird die Kontrole in der Zeit zwischen 6 Uhr früh und 10 Uhr 
Abends. Im Jahre 1899 erfolgten im Ganzen 333835 derartige Krankenbesuche 
bei 189 106 Kranken; 316798 Bc*suche machten die Berufs-, 106037 die frei- 
willigen Kontroleure. 



3. Die Wirksamkeit der Betriebs - Krankenkassen soll an der Betriebs- 
Krankenkasse für die Gufsstahlfabrik der Firma Friedrich Krupp 
in Essen veranschaulicht werden. 

Zwar bcsafs die Firma eine eigene Kranken- und Sterbekasse schon seit 
1853, in ihrer heutigen Form besteht die Kasse iedoch seit Einführung de^ 
Krankenversicherungsgesetzes. 

Sie zilhlte im Jahre 1898: 33753 Mitglieder (1895: 17333, 1896: 18836, 
1897: 31 147) und hatte 593 356 Mark an Einnahmen und 573 893 Mark an Aus- 
gaben aufzuweisen. Von letzteren wurden verwendet Ar: 

JL 
Aerztliche Behandlung 88 367 

Arznei und sonstige Heilmittel 1 79 61 3 

Krankengelder an Mitglieder 371 1 38 

• • Angehörige 9 330 

Sterbegelder 17 616 

Kur und Verpflegungskosten an Krankenanstalten 74 448. 

Mit 38 Aerzten (einschliefslich 3 Augeniirzten) steht die Kasse im Vertrags- 
verhiltnifs, femer mit 16 Apothekern, 3 Optikern, 3 Bandagisten und 5 Heil- 
gehülfen; aufserdem sind 3 Spezialirzte für sie thitig. Die Krankenkontrulc 
versehen 3 Berufs -Krankenkontroleure, aufserdem die Vorstandsmitglieder. 

Falle von Erkrankung und damit verbundener ErwerlMunftihigkeit kamen 
1898: 15680 lur Behandlung, es handelte sich dabei uro 159317 Krankheit»- 
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tage. 



In 3 341 Fallen (mit 42 025 Verpflegungstagen) erfolgte Aufnahme in 
Krankenanstalten. Von den gewährten Heilmitteln sind besonders Bemerkens- 
werth I 906 Brillen, 308 Bruchbänder, 2987 Flaschen Wein, 5784 Flaschen 
Mineralwasser und für 3 997 Mark Milch. In der auf dem Werke eingerichteten 
Badeanstalt wurden fUr Rechnung der Krankenkasse 3 522 Bader, in der Natur- 
licilbadeanstalt zu Essen 752 Dampf- und Soolbader mit Massagen verabreicht. 

Im Einzelnen gehen die Leistungen der Kasse weit über die gesetzlichen 
Mindestleistungen hinaus; so betrügt die Verpflegungsdauer bei Personen, die 
kinger als fUnf Jahre auf dem Werke arbeiten, 26 Wochen; verheirathete oder 
viTwittwete Mitglieder erhalten neben dem eigenen Krankengelde für jedqs Kind 
unter 15 Jahren ohne Verdienst ein Zusatz - Krankengeld von 5 Prozent ihres 
Verdienstes, insgesammt bis zum Höchstbetrage von ^/j. des letzteren. 

Uebrigens ist die Krankenfürsorge der Firma Krupp mit dieser Betriebs- 
Krankenkasse noch nicht erschöpft. Um diejenigen Wohlthaten, welche die 
Krunkenkasse schon vor Inkrafttreten der Reichs - Krankenversicherung verschiedenen 
Mitgliederkategorien zuwandte, auch weiterhin bieten zu können, wird neben der 
Betriebs -Krankenkasse noch eine besondere Kranken-Untersttttzungskasse 
unterhalten. Aufscrdem bestehen eine Familienarzt- Kasse, welche gegen einen 
Jahresbeitrag von 5 Mark 20 Pf. den Familienmitgliedern der Versicherten freie 
ärztliche Behandlung durch einen Kassenarzt gewährt, sowie besondere Fonds, 
aus deren Mitteln hdufig weitere Unterstützungen an Erkrankte und deren An- 
gehörige gegeben werden.') 



HI. 



Die Unfallversicherung. 



u Versicherungsverbände, Versicherte, Verletzte, Art der 
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Unter den drei Versicherungszweigen erstreckt sich die Unfallversicberang 
auf den weitesten Personenkreis. Rund 18 Millionen Personen, d. i. ein 
Drittel der Bevölkerung, waren im Jahre 1898 gegen Unfall versichert«^ Aller- 
«iings sind das nicht lauter Arbeiter und Betriebsbeamte, es befinden sich darunter 
noch 4,3 Millionen kleine landwirthschaftliche Unternehmer, ferner eine Reibe 
von kleinen Baugewerbetreibenden (sog. Kleinmeister) und etwa !,> Millionen 
Personen, welche in ihrem Haupt- und Nebenerwerb (also doppelt), oder nur 
im Nebenerwerb versichert sind. 



') Zu vergl. Wohlfahru-Einrichtungcn der Gufsstahlfahrik von Fried. Krupp zu Essen 
an der Ruhr. Zweite Ausgabe. Essen 1891. 

') Auf Seite 128/129 ^'"^ ^7 ('^»'«O Millionen unfallversicherte Personen ang^eben; 
^i den obigen 18 (i8yM*) Millionen sind, wie im Text bemerkt, i,s Millionen doppelt 
gemhlt 
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l5i Unmittelbare Wirkung. — III. Die Unfallversicherung. 

Zum Zweck der Durchführung der Unfallversicherung bestehen drei Arien 
von Versicherungsverbflnden: 

I . Berufsgenossenschaften. Sie sind lür die gewerbliche (industrielle) Unfallver- 
sicherung nach Gewerbezw eigen gebildet; es gicbt deren 63, darunter 29, die sich 
Ober das ganze Reich erstrecken. Für die Land- und Forstwirthschaft sind die 
Berufsgenossenschaften — 48 an der Zahl — bei der Gleichartigkeit der ländlichen 
Betriebe lediglich nach Bezirken abgegrenzt, die zumeist mit Venvaltun^v- 
bezirken (prcufsischcn Provinzen, bayerischen Regierungsbezirken) zusammenfallen. 

3. Au^fllhrungsbehOrden, nflmlich fbr Reichs- und Staatsbetriebe (der PoM-, 
Telegraphen-, Marine-, Heeresverwaltung, für Eisenbahn-, Binnenschiflahrts-, See- 
schiliahrts-, Baggereibetriebe, für die land- und forstwirthschaftliche Verwaltung;. 
Bauverwaltung) Reichs- und Staats-AusfÜhrungsbehörden, welche die Befugni^H' 
und Obliegenheiten der hier vom Reiche bezw. dem Bundesstaat ersetzten Beruh- 
gcnossenschafl wahrnehmen, ihre Zahl beträgt 148 (darunter 50 für land- und 
forstwirthschaftliche Verwaltung). 

Dazu kommen 368 Provinzial- und Kommunal -AusfÜhrungsbehOrden; mc 
sind die Vertreter von Kommunalverbdnden und anderen öffentlichen Korpo- 
rationen (von Kreisen, Provinzen, Deich- und Wegeverbänden), welche die Unfall- 
ver>icherung der von ihnen bei Bauarbeiten (bei stüdtischen Bauamtem, bei 
DUlriktvstrafsen, Sekundürbahnen etc.) in eigener Regie beschäftigten Personen jut 
eigene Schultern übernommen haben. 

3. Auf^erdem sind 13 Versicherung^nslalten der Baugewerks-Beruf&geno«^ven 
schatten und der Tief bau - Berufsgenos^^enschafi zu envfihnen, welche in der 
Hauptsache der Versicherung der Regiebauten dienen. 

Auf diese Versicherung» verbände vertheilen sich die im Jahre 1898 ver- 
sicherten Betriebe und Personen wie folgt: 

iUitn#K« versichene 

L Berufsgenossenschaflen Dcmeoe Personen 

65 gewerbliche 436 366 6316 834 

48 land- und forstwirthNchaftliche 4 634 176 11 189 071 

1 13 Berufsgenossenschafien • . • • 5110 543 17 303 903 

U. 148 Reichs- und Staats - AusfÜhrungsbehOrden • . • ^73 93^ 
368 Provinzial- und Kommunal - AusfÜhrungs- 
behOrden . 66 1 3H 

Sa. 18 346013 
III. 1 3 Versicherungsanstalten der Baugewerks-Berub- 
genossenschaften und der Tief bau - Benib- 
genosscnschaft 

Von den gewerblichen Berufsgenossenschaften sind als die bedeutendsten, 
d. h. nach Zahl der versicherten Personen umfangreichsten, Genossenschaften 
folgende henrorzubeben: 

_ ^ . - venichertt ».^^.t^^ B«tr>«b 

Berufsgenotsenichafien Persoocn oetncoe Mtfaik« 



Knappschafts - Berufsgenossenschaft 493 086 1 937 336 

Steinbruchs - Berufsgenossenschaft 369 337 1710« 33 

Ziegelei- Berufsgenossenschaft 380 733 1 3 330 3i 

Tief bau • Berufsgenossenschaft 194333 11 315 17 

Rheinisch • Westflilische Baugewerks-B. G >^>757 ^0481 9 



^tm^^ 



^MMtti 



^-.» .. >■«. .. . « 
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Berufsgenossenschaften 

Norddeutsche Holz - Berufsgenossenschaft 
Sächsische Textil - Berufsgenossenschaft . 

Nordöstliche Baugewerks - B. G 

Bekleidungsindustrie -Berufsgenossenschaft . . • . 
Süddeutsche Eisen- und Stahl -B.C. 



• • • • • 



Versicherte 
Personen 

1 80 674 

»74 533 
171 576 

161 785 

1 52 560 



Auf 
Betriebe ^^^ 



25 113 
3 108 

18236 
4300 
9769 



7 
56 

9 

38 
16. 



Die 10 umfangreichsten landwirthschaftlichen Berufsgenossenschaften sind 



Rheinische landwirthschaftliche B. G 

Sclilcsische landwirthschaftliche B. G 

Hannoversche landwirthschaftliche B. G 

Westfälische landwirthschaftliche B. G 

Landwirthschaftliche B. G. ftlr die Provinz . . • 

Sachsen 

Brandenburgische landwirthschaftliche B. G. . . 

ßaJische landwirthschaftliche B. G 

Ostpreufsische landwirthschaftliche B. G 

Poscnsche landwirthschaftliche B. G 

Hessen - Nassauische landwirthschaftliche B. G.. 



960 828 
956 296 
638 693 
572 099 

558 520 
538 067 
509 612 
488 000 

458 157 
404 98 1 



541 612 
330 189 
298315 
232444 

247 828 
192 630 
233 664 
128938 
1 20 946 
2x8 639 



2 

3 

2 

2 

2 

3 

2 

4 

4 
2. 



In welch rascher Ausdehnung die Unfallversicherung begriffen ist, beweisen 
folgende Zahlen aus früheren Jahren: 



Im' 
Jahre 



Berufs- 
genossen- 
schaften 





Durch- 


Auf einen 


Versicherte 


schnittlich 


Betrieb 


Betriebe 


versicherte 


kommen 




Personen 


Personen 



a 


. Gewerbl 


liehe Berufs^ 


Genossenschaften. 


1885 


57 


194601 


2 986 248 


»5 


1886 


62 


269 174 


3 370 003 


'3 


1887 


62 


3»9453 


3 861 360 


12 


18S8 


64 


330697 


4 320 663 


12 


1889 


64 


372 236 


4 742 348 


•3 


1890 


64 


390 622 


4 987 206 


«3 


1891 


64 


403 241 


3093412 


'3 


1892 


64 


415335 


3 078 132 


12 


1893 


64 


420 874 


3 168973 


13 


1894 


64 


426333 


5 ^43 965 


13 


1895 


64 


435 >37 


3 409 218 


13 


1896 


64 


442 T^^ 


5 734 680 


•3 


1897 


65 


455 4«7 


6042 618 


•3 


1898 


65 


436 366 


6 316 834 


«4- 

9 


b. Li 


indwirthsc 


:haftliche Be 


rufsgenossens 


chafte 


1888 


26 


3 046 007 


3 386 765 


2 


1889 


48 


4753808 


8 088 698 


2 


.1890 


48 


4 843 62 1 


• 


• 


1891 


48 


4 778 5^0 


12 289415 


3 


1893 


48 


4 797 465 


• 


« 


1893 


48 


4 769 H3 


• 


• 



11 



■r- 



■ ■ m 



^mm 
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Unmittelbare Wirkung. — III. Die Unfall Versicherung. 



Im 
Jahre 


Beruft- 

genossen- 

schaften 


Versicherte 
Betriebe 


Durch- 

schninUch 

versicherte 

Personen 


Auf einen 

Betrieb 

kommen 

Personen 


,894 
1895 
1896 
1897 
1898 


48 
48 
48 

48 
48 


4 793 »56 
4813573 

4 645 057 
4 643 1 30 

4654176 


• 

• 

1 1 189071 

• 
• 


• 
• 
a 

• 
• 



Der zunehmende Urnfang der Unrallvcrsichcrung beruht zunfichst auf den 
Ausdehnungsgesetzen f die seit dem Jahre 1885 ergangen sind, aufserdem aul 
der erhöhten Verwendung von motorischen Krilften, sowie auf der Entfaltung 
des Grofsbetriebes, wodurch die betreiTenden Betriebe in die Reihe der ver- 
sicherungspflichtigen eingetreten sind. 

Nach dem derzeitigen Stande umfafst eine gewerbliche Berufsgenossenschaft 
durchschnittlich 100000 Personen, eine landwirthschaftliche Berufsgenossen^ichjft 
sogar Ober aoo 000 Personen. Im Gegensatz zur KrankenverMcherung, die mit 
kleinen Organisationen zurecht kommt, sind hier, dem BcdQrfnifs entsprechend, 
grofse, widerstandsfähige Verbünde eingerichtet. Sie gewährleisten die Vertheilung 
des üt>emommenen Risikos und den Ausgleich der Unfallfolgen auf so gefestigter 
Basis, wie es keiner Privatversicherung möglich- wire« 

Mit der Ausdehnung der Unfallversicherung steht im Zusammenhange, dai^ 
auch die Zahl der Unfälle stetig wuchst. Im Jahre 1898 waren nicht weniger 
als 407 53a Unfälle angemeldet, 486 645 (darunter eine Reihe von Unfifllen aus 
früheren Jahren) entschädigt worden, eine Zahl, die in keinem der Vorjahre 



erreicht ist:') 



Im Jahre 

1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1893 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 



Gemeldete 
Unf^lUe 



100 159 

»«5 579 
138057 

« 74 874 
300 001 

»»4 337 
336 365 

364 130 

383 983 

310139 

35« 7»9 
383 117 

407 533 



Erstmalig 

entKhadigte 

Unf:tlle 

368 
10 540 

17 I03 
31 336 

3« 449 
43038 

51 309 

55654 
63 739 

69 619 

75 5»7 
86403 

93 336 

98033 



Entschädigte 

UnflUe 

Oberhaupt 

. 368 

10717 

35 016 

41 793 

66841 

100351 

139158 

179093 

333 475 

«67 733 

318368 

374685 

430 859 

486 645. 



Diese zunehmende Unfalihflufigkeit folgt nicht blofs aus der naturgenidf^rn 
Entwicklung der Unfallversicherung bis zum Eintritt des BeharrungszustanJc^ 
sowie aus der gesetzlichen Erweiterung der Unfallversicherung, es haben ^nh 
di< Betriebsunfiille auch thatsflchlich gemehrt, und zwar in der Industrie so\%i»h. 
ab in der Landwirtluchail: 



*^ Uel>er die Unfollhftuiigkctt in den einzelnen Theikn des Reichs vefgL Anlage IV 
am Schhib des Bodiai 



Mi* 



riMäb 
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Im 
Jahre 



Gemeldete | Entschädigte 

Unfälle überhaupt 



absolut 



auf 

1000 Ver- 

I sicherte ') 



absolut 



auf 
1000 Ver- 
sicherte*) 



Zahl der Verletzten, 
welchen zum ersten 
Male eine Entschädi- 
gung bewilligt wurde 



absolut 



auf 
1000 Ver- 
sicherte^) 



a. Bei den gewerblichen Berufsgenossenschaften ohne die 
Versicherungsanstalten der Baugewerks- Berufsgenossenschaften und der 

Tief bau - Berufsgenossenschaft. 



88 s 
886 
887 
888 
889 
890 
891 
892 

893 

894 

895 
896 

897 
898 



888 
889 
890 
891 
892 
893 

894 

895 
896 

897 

898 



• 


• 


92319 


25,86 


106 001 


27»45 


121 164 


28,04 


»39 549 


29>4» 


149 188 


29,91 


161 674 


3 '»74 


165 003 . 


32,49 


182 120 


35>»J 


190744 


36,37 


205 019 


37,90 


233319 


40,69 


252 382 


4» »77 


270 907 


42,89 



226 


0,08 


9871 
23 166 


a,9S 

6,s8 


37 702 
54066 


9,81 

«3,39 


73972 
94246 


17,61 
21,76 


113 1 98 


25,5« 


133750 
« 53 708 


29,66 
33,5» 


«74452 
1 98 764 

223 888 


37,43 
4«, 84 
45,80 


250450 


50,18 



226 

9723 
15970 

18809 

22 340 
26403 
28289 
28619 
31 171 
32797 
33728 

38538 
41 746 

44881 

b. In der landwirthschaftlichen Unfallversicherung. 



5536 


0,97 


21 502 


2,60 


34299 
44964 
52748 


4»»3 

3 »59 
4,22 


61 712 
71 821 

83705 
94615 

loi 897 


4?93 
5»74 
6,69 
8,29 

8,93 


106 592 


9>34 



851 

7689 

19015 

35488 

53976 

74467 
97183 

" 24 545 
153904 

181 974 

207 993 



0,15 

0,93 
2,30 

3»76 
5 »34 
7,q8 

«,98 
1 1,28 

>3»89 
16,38 

18,68 



848 
7013 
13050 
19 918 
23880 
28 246 

33 344 
38134 

43883 

46355 
48609 



0,08 

a,7« 
4»H 
4»35 
4t7« 
5j«9 
5»55 

5»6* 

6^3 
6,15 
6,H 
6,7« 

6^1 

7.1©. 



0,15 

0,85 

«»57 

IfS9 
1,9t 

2,96 

2,67 

3*05 
3»»5 

4^ 

4,»6, 



Erfreulicherweise sind an der wachsenden Unfallhaufigkeit nicht die 
schwereren, vom Tode oder von völliger Erwerbsunfithigkeit b^leitcten Unfillle 
Hcthcih'gt, diese lassen im Gegentheil eine sinkende Tendenz erkennen, was, wie 
noch nilher gezeigt wird, vor Allem den Unfallverhtltungsbestrebungen, die unter 
Benutzung der technischen Fortschritte manche frtkher nicht gekannte Schutz- 
vorkehrungen ins Leben gerufen haben, sowie dem seitens der Bcrufsgenossen- 
^haften tlbemommenen Heilverfahren zu danken ist. Nur die leichlereii Un- 
fälle, d. h. solche mit theilweise dauernder und namentlich solche mit vorQber- 
gehender Er>i^'erbsunßlhigkeit haben sich vermehrt: 



') Genauer: auf looo Versicherte jedes Jahres. -» *) Genauer: auf 1000 seit Bestehen 
Jcr Unfallversicherung durchschnittlich Versicherte« 
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Unminelbare Wirkung. — III. Die Unfallversicherung. 



Zahl der verletzten Personen, für welche im Rechnung^ahr erstmalig Entechidi* 

gungen festgestellt worden sind. 



Jahr») 



Ober- 
haupt 



absolut 



I und zwar hanen die Verletzungen 

zur Folge 



Tod 



dauernde 

Enjfc'crbs- 

unHlhigkeit 

völlige ' ^**- 



weise 



gebende 



aonhig- 
keit 



auf 100 Verletzte 



Tod 



dauernde 

Erwerbs* 

unfllhigkeit 



völlige 



theU- 
weise j 



TOf- 

ub«r- 

gebende 

kctt 



* a. Unfallversicherung Oberhaupt 



SS6 

890 
891 
8*11 

807 

8«)8 



1886 

1804 
1898 



1S88 

1804 
18;^ 



10613 
168S8 
ai OSO 
31387 

4S03I 

55659 
61729 

^547 

^403 
92 336 
98013 



9796 



3» 19" 
47 «3 



807 II 



«848 

k^ 
0310 

6681 

6114 

6630 

6686 
7178 
7416 

7984 




831 

040 

»59 
223 

3"5 
303 

43« 
350 
507 
«39 



4 isa 
7814 

tOjIQ 
13030 
11 899 
17133 
30159 
31315 

3^2?7 

378Ö5 

43 «44 



5981 
9105 
11647 
16047 
17871 
11 369 
16189 
1951b 
34631 
36315 

40544 



16^} 
lO^il 

i8,s» 

"7»w 
«5*»i 

«0,7I 

8^. 

8,»i 

8,.s«) 



b. Gewerbliche Bcrufsgenosscnschaften. 



1536 
3611 
4613 



345 

000 

538 



1884 
16955 
11348 



3033 
115« 
17381 



»5»H 

lO^al 



4/n 
3ti' 

l|Oe 

«•5* 
«1*1 
«!•♦ 



3iv» 

«•M 



>•- 



c Landwirthschaitliche Berufsgenossenschaften. 



361 
, »344 

B »598 



16 

4*9 
33» 



116 
i6o6;r 
13366 



'94 
13 651 

11387 



44t-i 
7." 



3»" 
I «ti> 

I 0,-e 



3^ 
40,a 

49^ 
49»«« 
5V« 
53." 
54ti7 
5«.u 
5<V*7 

5<N'» 
49it« 

49»ii 



39,H 
5«.f 
49.7» 



I 



io.«< 

10,\i 

is;«« 
30,.* 

3«»» 
3^1 



M 



:»5»** 

37*» 

40^1 

3V»»J^ 
4»»»* 



30»'* 

3Sk 

35<rw 



I i8,M , 14,4 

I 49»«t 1 4». • 
i 49.« ' 4V* 



d. Versicherungsanstalten der Baugewcris-Berufsgcnossenschaften und der Tiefbau* 

Beru^enossenschait 

1888 

|8<H 

1898 



1886 



•74 

943 
1149 






50 


4 


76 


44 


18,., 


•ü 


"9 


473 


3»7 


•3.»« 


136 


30 


59» 


49« 


«<M» i 






43i^ 
50^.4 

47f«* 



3148 
4110 



3>» 

037 



e. 

161 
»39 



Ausfühfungsbdiörden. 

138 I 118 I 38,.f 

1671 . 681 I nsti 

1050 , 11&4 I «5t«» 



«8.H I 
8^* 
5.*i I 



»9.*i 



34*** 

3*>»' 



• 4^ 
11.*. 

30.. 



*' Nur bis zum Jahre 181^ ^bet den AusfÜhningsbehörden bis 1893^ ist flir die na«:h- 
gemicscncn Verletzungen die Bcurtheilung ihrer Folgen endgOltig abgeschlossea Dk 
VeHetzungcn der folgenden Jahre werden sich in ihren Folgen auf Grund weiterer P«-ur» 
theilung noch andern , d. h. jedenfalls infolge des Heilverfahrens sich iK>ch mehr jt*- 
•chwadbeii. 

* Die unbedeutende, ausnahmsweise Zunahme der Verletzungen mit tödlichem Aut- 
gange im Jährt 1898 beruht auf der Zunahme der Mossenunl^Ue in einigen Beru!s<' 
nossenschaften, insonderheit in der Knappschafts^Berufsgenossensdiaft 



,aM^^i**>i»*— — — M ■ ■ » i**fc ««li ^iMai^^Ma**iy^*<«»^WMiMW^^^a^^^^B<^ 
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Auch die Mehrung der leichteren Unfälle hat wenig Bedenkliches an sich. 
Als Grund hierfür wird von der Mehrzahl der Berufsgenosscnschaßcn angegeben: 
Jic seit dein Jahre 1890 verschärfte Kontrole Ober die Anmeldung der Betriebs- 
iiiifülle, die Zunahme der Maschinenbetriebe, die Konzentration grofser Arbeiter- 
inassen auf den Arbeitsstellen, die angespanntere Thätigkeit der Industrie und 
Jic dadurch veranlafste Einstellung von nicht genügend angelernten und geübten 
Arbeitern, nicht in letzter Linie die wachsende Vertrautheit der Arbeiter mit den 
ßcstiiiimungen des Unfallversicherungsgesetzes und mit dessen wohlthätiger Wirk* 
ianikcit. Infolge besserer Gesetzeskenntnis bringen sie nunmehr in weit gröiserem 
L'infange als früher jeden Unfall zur Anmeldung, um einen Entschädigungsan- 
!>pruch durchzusetzen. Manche vordem wenig oder gar nicht beachtete leichtere 
L'n fülle, wie z.B. eine Fingerquetschung, Hautabschürfung oder dergleichen, 
^Verden jetzt angezeigt; öfters verlockt die Hoffnung, eine Entschädigung zu 
LTrcichen, sogar dazu, einzelne Krankheiten vorwandwcise auf BetriebsunftfUe 
zurückzuführen. 

Keinesfalls ergiebt sich aus dem Gesagten ein Anhalt für die Behauptung, 
Jie obligatorische Unfallversicherung führe selbst zu einer Vermehrung der Un- 
fälle, indem sie die Arbeiter sorglos, die Arbeitgeber gleichgültig mache. Dafs 
Icmund mit Rücksicht auf die bestehende Versicherung jetzt eher sich einer 
Unfullgefahr leichtfertig aussetzt, sich einen Finger abschneiden oder ein Bein 
quetschen Ififst, widerstreitet, wie Bödiker zutreffend bemerkt'), dem Selbst- 
L'rhaltungstriebe. Die Furcht vor Schmerz, die Unsicherheit des Ausgangs, der 
auch ein tödtlicher sein kann, wirken auf das Gemüth mehr als die Aussicht 
3uf Rente, die zudem höchstens zwei Drittel der verlorenen Erwerbsf^higkeit aus- 
macht. Absichtlich herbeigeführte Unfiille werden aber überhaupt nicht ent- 
»childigt. 

Uebrigens wird auch in anderen Kulturstaaten ^, in Ländern mit wie in 
solchen ohne Zwangsversicherung, ein Anwachsen der UnfifUe beobachtet. Wenn 
dabei in Ländern mit Zwangsversicherung die Steigerung der Unfallzahlen ein 
rascheres Tempo als ander^värts zeigt, so ist eben zu bedenken, dafs unter dem 
Zwange einer solchen Gesetzgebung, wie bemerkt, auch eine Reihe leichterer 
Verletzungen angezeigt und entschädigt werden, die sonst unbekannt bleiben. So 
hatte z. B. in England das Gesetz vom 6. Juli 1895, das eine verschärfie Anzeige- 
priicht für Betriebsunfiille einführte, alsbald eine aufserordentliche Steigerung, 
nicht der Unfälle, wohl aber der Unfallmeldungen zur Folge. 

Ueberhaupt sind unter den vorgekommenen Unfällen die schwereren nur 
in geringem Mafse vertreten. Im Jahre 1897 hatten bei allen Berufsgenossen- 
vchaften von 60 185 zur Behandlung gelangten Unfiillen nur 5370, d. i. %^ Pro- 
zent Tod, nur 1007 oder i/>7 Prozent völlige Erwerbsunßlhigkeit zur Folge. 
Die anderen Unfälle waren leichtere Verletzungen, die entweder — 53,0s Prozent -^ 
nur eine theilweise dauernde Erwerbsunflfhigkcit oder — 36,39 Prozent — nur eine 
vorübergehende Erwerbsunfifhigkeit bewirkten. Noch deutlicher wird das Ge* 
^»gte durch folgende Spezialisirung der Unfallfolgen: 



') Zu vergl Dr. T. BOdiker, Die Arbeiterversicherung in den Europaischen Staaten, 
Leipzig 1895, S. 27. 

*) Zu vergl. Dr. Zacher, Die Arbeiter -Versicherung im Auslande, Beriin t9Mg^ 
ileft IV (Frankreich) S. 38 ff., Heft V (England) S. 16 ff. und Heft VI (Italien) S. 19 £L 
Heft VII (Oettenreich) S. 19 ff 



1^1^ 



i«*a 
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Unmittelbar« Wirkung, -r- III. Die Unfallverstchening. 



Ab Unfallfolgen erlitten die Verletzten, fbr welche im 



Jahre 1897 erstmalig Entschädigungen festgestellt wurden, 



Unfallfoig« 



bei den gewerb* 
liehen Berufs- 
genossenschaften 

Wi 

absolut I Ver- 

I letzte 



bei S3 
landwirthschaft- 
lichen Berufsge- 
nossenschaften*) 

auf 100 
absolut Ver- 
letzte 



Zusammen 



lauf 100 
absolut ! Ver- 
letzte 



Tod 



Dauernde 

Erwerbs- 

unAhigkeit im 

Prozentsatze 

w>n 



Vorober- 
gehende Er- 
werbsunfähig- 
keit im Pro- 
zentsatze von 



bis 15 Prozent 

15 bis 50 » • 

50 • 75 • 

75 • 100 • 

Von 100 • 

Summe.. 



o Prozent 
bis 15 • 
35 • 50 • 
50 • 75 • 
75 bis einseht 100 Proz. 



Summe. 



415* 

12560 
5 954 
«949 

615 



lO^il 

4^ 



11 87a 

8889 
5188 

"»43 

•47 
•55 



5»f^ 

Si,if 
•Vi 

0|I7 



156»! I 37^t 



I it8 

5 3 "9 
3465 

'^ 

381 



11043 

2638 

903 
129 

49 



6^ 
s8^ 

•8,7» 

»>« 




59»H 

1341 
•4>J' 



0».ft 



3* 9^5 

1 146 
176 
104 



19,-. 
•5*H 



54,S 

19^ 

•3f« 

3.r 
o^« 

0,H 



6178 I 3**n 



11900 I 36,1*. 



den vorgekommenen Verletzungen handelt es sich in den meisten Fallen 
um Wunden, Quetschungen und KnochenbrOche. Von den KOrptr- 
stellen sind am meisten die Arme, Hunde, Finger und Beine in Mitleiden- 
schaft gezogen. Die Einzelheiten hierüber ergehen sich aus nachstehender Zu- 
sammenstellung : 



Art der Verletzung 



Gewerbliche Un- 

iallversichening 

1897 

absolut 1 Proz. 



Landwirthschaft- 
Uche UnfaUver- 
Sicherung 1891 

absohlt • Proz. 



Ver- 

brennungen, 

VerbrOhungen, 

Aetaungcn 



Mehrere KOrpertheile zugleich und 
ganze Körper 

Einzelne KOrpertheile (Arme, Beine, 
Köpfete. * ausschLAugenverlctzungen 

Augenverletzungen 

Ueberhaupt 



536 

504 

597 



•t-* 



t,- 



33 



11 



1637 



/ Arme, Hflnde, Finger. 
l Beine, FQfse, Zehen.. 

Wunden, \ ^ ««^ "■^- — • • 

**jS3h2r^\ R'""pf — • 

brOche etc J Mehrere KOrpertheile ti^leich 



\ Rumpf 

J Mehrere Körp< 
f Ganze KOrper 

^ Ueberhaupt 




3fi» 

37*H 
15,.. 

10^ 
5*^ 

8^ 



75 

1801 
786 

3 339 

•705 

»•7 



Ersticketi, Ertrinken und sonstige tOdtliche Verletztugen 
(Erfrieren, Blitzschlag etc.) 

Gesammtzahl der Verleitungen 



43 549 

785 
4597* 



94»:i 



too 



*9« 

19918 






Ojl 

30,- 
9^ 



•9 545 9^ 



100 



*) Nur ein Theil von land- und forstwirthacfaafUichen Befufiigeooaaensdiaftn) 
Hefime solche Nachwtiaa. 



iMrta^i^MikrfMtlM^taMl 



juammmAfsrnma." 
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t. Versicherungsverbflnde, Versicherte, Verletzte, Art der BetriebsunAlle. 169 

In der Industrie passiren die Unfälle ausweislich der unten befindlichen 
Tabelle vornehmlich bei der Maschinenbedienung, dann beim Zusammen- 
bruch und Einsturz von Gertisten, durch den Sturz von Leitern, Treppen etc. 
sowie beim Auf- und Abladen und Heben von Gegenständen; in der Land- 
wirthschaft entstehen sie namentlich beim Fall aus Luken, von Leitern und 
Treppen, ferner werden sie durch Fuhrwerke (Ueberfahren) oder Thiere (Stofs, 
Bifs, Schlag, Unfälle beim Reiten) verursacht. Am Seltensten sind UnMIe in 
Folge von Dampf kesselexplosionen, was ohne Zweifel der staatlichen Dampfkessel- 



Überwachung zu danken ist: 

Betriebseinrichtungen und Vorgänge, bei 
welchen sich die Unfälle ereigneten 

Motoren, Transmissionen und Arbeitsma- 
schinen etc 

Fahrstuhle, Aufzüge, Krahne, Hebezeuge.. 

Dampfkessel, Dampfleitungen und Dampf- 
kochapparate (Explosionen und sonstige) • 

Sprengstoffe (Explosion von Pulver, Dy- 
namit etc.) 

Fcucrgefifhrliche, heifse und ätzende Stoffe etc., 
Gase, Dfimpfe etc 

Zusammenbruch, Einsturz, Herab- und Um- 
fallen von Gegenständen 

Fall von Leitern, Treppen etc., aus Luken etc., 
in Vertiefungen etc 

Auf- und Abladen von Hand, Heben, 
Tragen etc 

Fuhrwerk (Ueberfahren von Wagen und 
Karren aller Art etc.) 

Eisenbahnbetrieb (Ueberfahren etc.) 

Schiffahrt und Verkehr zu Wasser (Fall tlber 
Bord etc.) 

Thiere (Stofs, Schlag, Bifs etc.) einschliefslich 
aller Unfälle beim Reiten 

Handwerkszeug und einfache Gerllthe (Hlm- 
mcr, Aexte, Spaten, Hacken etc.) 

Sonstiges 



1898 



gewerb- 
liche 



landwirth- 
schaftltche 



sftmmt- 
liehe 



Berufsgenossenschaften 



9786 
1654 

136 

402 

1778 

7 662 

7242 

5456 

2 396 
1723 

502 

575 

3 137 
2432 



4076 
21 

16 

"37 
323 

3003 

13903 

3804 

7886 
60 

32 

6651 

3940 
3831 



13862 
1675 

152 

539 
2 101 

10665 

21 145 

9 260 

10 282 
I 783 

534 
7 226 

7077 
6263 



Zusammen .... 44 88 1 47 683 | 92 564. 

Naturgemllfs ist die Häufigkeit und Schwere der Unfidle bei den einzdneo 
Gewerben verschieden. Am Höchsten ist die Unfalihfiufigkeit im Fuhr- 
werks-, Müllerei-, Speditions- und Speichereibetriebe. Nflchstdem 
folgen die Betriebe, welche, wie Bergbau, Steinbrtiche, meist unterirdisch be- 
trieben werden, oder, wie die Schiffahrt, durch elementare Gewalten bedroht sind. 
Vcrhfiltnifsmttfsig gering ist die Unfallhaufigkeit in den maschinell hoch entwickelten 
Betrieben der Eisen- und Stahl- sowie der Holz-Berufsgenossenschaften, ein 
Beweis, dafs dort der Gefifhrlichkeit der Maschine thunlichst entgegengetreten wird 
durch geordnete Aufsicht in den Fabriken, durch geeignete Anlemung der Ar- 
^Mter, Anbringung von Schutzvorrichtungen etcJ) 

') Ueber die Häufigkeit und Folgen der Unfälle, fttr welche im Jahre 1897 erstmab 
eine Enuch&digung festgestellt wurde, nach Gruppen der Benifsgenossenschaften und der 
AusftlhrungsbehOrden vergl. Anlage V am Schluis des Buchs. 
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Unmittelbare Wirkung. — III. Die Unfallversichening. 



Zahl der Unfllle 



Nach der 1897 er Statistik trafen nflmlich 

die meisten Unfttte auf die 

Fuhrwerks- Berufsgenossenschaft 

Müllerei - Berufsgenossenschaft 

Speditions-, Speicheret- und Kellerei -Bcrufsgenoss::nschaft 

Knappschafts - Berufsgenossenschaft 

Steinbruchs- Berufsgenossenschaft 

Tiefbau -Berufsgenossenschaft 

Holz • Berufsgenossenschaften 

Staatliche Binnenschiffahrts- etc. Betriebe 

Btnnenschitfahrts - Berufsgenossenschaften 

Brauerei - und Milizerei - Berufsgenossenschaft 

Baugcwerks - Berufsgenossenschaften 

Papiermacher -Berufsgenossenschaft 

die wenigsten UnlUle auf die 

Tabak - Berufsgenossenschaft 

Seiden - Berufsgenossenschaft 

Bekleidungsindustrie- Berufsgenossenschaft 

Töpferei - Berufsgenossenschaft 

Buchdnicker- Berufsgenossenschaft 

Papicr^'crarbeitungs- Berufsgenossenschaft 

Teitil- (Leinen-) Berufsgenossenschaften 

Berufsgenossenschaft der M usikinstrumenten- Industrie. •• 

Glas - Berufsgenossenschaft 

Edel- und Unedelmetall • Berufsgenossenschaften 

Strafsenbahn - Berufsgenossenschaft 

B. G. der Gas- u. Wasserwerke 

• 

Von schweren Unfällen, speziell von solchen mit 
den Verletzten, sind am Hfluiügsten heimgesucht: 

die Beruftgenossentchaften 

Binnenschiffahrts- Berufsgenossenschaften 

See- Berufsgenossenschaft 

Fuhnvcrks-Beruf^genosscnschaft 

Knappschafts - Berufsgenossenschaft 

Staatliche Binnenschiffahrtsbetriebe • 

Steinbruchs- Berufsgenossenschaft 

Privatbahn - Beruf4{enossenschaft 

Speditions-, Speicherei- und Kellerei • Berufsgenossenschaft 

Eisenbahn -Verwaltung 

Baugewerks- Berubgenossenschaften 

Tiefbau -Berufsgenossenschaft 

Mollerei - Beru&genosscnschaft 

Der Zeit nach kommen Unfllle am Meisten vor, wetui der Betrieb am Inten- 
sivsten ist. Unter den Monaten erscheint daher der September, unter den Tages- 
sttmden die Zeit von 9 bis ta und von t bis 6 Uhr mit der grOfsten Unfallrjte. 
Wenn, was die einzelnen Tage der Woche betrifft, der Montag mit einer hohen 

I) Unter •VoUarbeitem« sind Arbeiter verstanden, die 300 Tagt im Jährt artteitcn 
Ab absohitt Zahl der Vollarbeiitr ist der 300 stt Thefl aOer im Jährt 1897 gcleisicxn 
Arbtititagt obigen Vtrfaihoifsbertchnunftn t» GninJt gdtgt 



ibMlal 


••f 1000 VoO- 
•rbciitr*) 


1 343 


«6i97 


1 007 


"3»>' 


1 436 


12,36 


5670 


13,09 


« 554 


M^ 


1 336 


IIA 


3868 


11,77 


5> 


11,56 


5»7 


H,3J 


1 143 


11,31 


7930 


M^ 


593 


9»»7- 


57 


0»4J 


68 


l,<6 


»95 


3,iS 


166 


«,» 


353 


3,(16 


371 


3t3» 


3 336 


3t«« 


89 


3tV6 


335 


4t^ 


534 


4,ji 


168 


5»'4 


•79 


5,u. 


iOdllichetn Ausgange fD 


Zahl der Unfälle 


.b-M 


Mf 1000 VolU 

affb««Mr 


•39 


ifV» 


133 


a»n 


173 


• a,i5 


966 


3^ 


8 


1,7« 


338 


1,7* 


35 


1 ^^ 


•58 


; •*'' 


433 


1,11 


879 


1»" 


•»5 


it" 


89 


1 l,»9- 



MMM 



t^ttim^^^mt 



dtoUCUM 



ri^^»dM*rik 



«•taM**ta 



«Ei 



-Tf— 



I. Versicheningsverbflnde, Versicherte, Verletzte, Art der BetriebsunfUle. lyi 

Unfallzahl vordnsteht, so mag hier nicht nur eine gewisse Zerstreutheit, veranlafst 
durch die Sonntagserinnerungen, seitens des Arbeiterpersonals mitwirken, sondern 
auch der Umstand, dafs eine Reihe von gefährlichen Verrichtungen — Wieder- 
ingangsetzen von Maschinen etc. — gerade an diesem Tage vorzunehmen ist. 
Das Nühere über die Unfallzeiten erhellt aus Folgendem: 



Zeit 



Januar . . 
Februar . 
März . . . . 
April . . . . 

Mai 

Juni . . . . 

Sonntag . 
Montag . . 
Dienstag . 
Mittwoch 



Vormittags 
12 bis 3 
3 » 6 
6 » 9 

9 » 12 



Industrie 
1897 

0,93 

0,9Ä 
0,91 
0,90 

0,99 
1,01 



0,16 

I,3S 



Unfallziffer.') 

Land- 11 
wirthschaft 2eit 

1891 I 

Monate. 
Juli 



I. 
1,05 
1,18 
0,88 
0,80 



August • • . 
September 
Oktober 
November . . 
Dezember . • . 



« • • ■ • 



2. 



0,74 
0,95 

Tag e der Woche. 



1,10 



0,»7 

'»'7 
«.'4 

1,10 



Donnerstag . . . 

Freitag 

Sonnabend . • . 



Industrie 
1897 

1,09 
1,03 
1,11 
1,08 
1,06 

0,97 

1,10 
1,0$ 

^«9 



Land- 
wirthschaft 

1891 

i|«9 
»»«3 
t»»4 
0,91 
0,96 
1,17. 



I,©7 
1,08 
1,17. 



0,11 
0,18 
1,10 
2,36 



Stunden des Ta g e s. 

Nachmittags 

12 bis 3 

3 » 6 

6 » 9 

9 » 12 



0,01 
0,16 

l,03 

2,10 



1,0s 
2,11 
0,83 
0,29 



1»34 
2,36 

0,91 

0,09. 



Dem Geschlecht und Alter nach sind natürlich ebenfalls diejenigen 
Arbeiter am Meisten der UnPallgefahr ausgesetzt, die am Intensivsten in An- 
spruch genommen werden. , Daher erweist .sich für die weiblichen und die 
jugendlichen Arbeiter, die meist^ einfachere Arbeiten zu verrichten haben, die 
Unfallziffer erheblich günstiger als für die männlichen und die erwachsenen. 
Andererseits bewirkt das mit dem Alter eintretende Nachlassen von Energie und 
Aufmerksamkeit, dafs bei beiden Geschlechtern bis zum 70. Jahre die Unfallzifler 
sich fortgesetzt erhöht. 

So sind unter den Unfallverletzten des Jahres 1897 

In den cewerblichco In den landwirthtchnft- 
Benil»- lieben Berufe» 

genoBsentiHiaften genostcnsdiafteo 



Zusammen 



2. 



Jugendliche j männlich 

(unter 1 6 Jahren) [ weiblich 

«:> u ( männlich . . . 
Erwachsene l^^jyj^^^^__ 



I 209 

177 

38788 



Zusammen . . • • 



41 746 



I 091 

394 
31 351 

12 602 



45438 



2300 

57» 
70139 

'4 '74 



87 184. 



*) Die Unfallziffer unter 1 und a besagt, um wie viel mal die 2^hl der UnlUle 
an einem Tag im Durchschnitt des Monats Januar, Februar etc. (1) bezw. durdi« 
schnittlich an Sonntagen, Montagen etc (2) gröfser ist als an einem Tag im Durchschnitt 
Jes Jahrs; die Unfallziffer unter 3 besagt, wie viel mal mehr UnAUe gegenOber cM 
Stunden im Jahresdurchschnitt Oberhaupt auf den dreistQndigen Zeitraum von 
11—3, 3~6 etc. durchschnittlich entfallen« 
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UnmittellMre Wirkung. — 111. Die Unfallversicherung. 



Und zwar kommen innerhalb der Gewerbe-, Bau- und See-Unfallversicherung 

Verleute und GetOdtete 



auf too Versicherte nachbexeichneten 

Alten 



bei den 
minnlichen 
Versicherten 



bei den 
iblichen 
Versicherten 



bei den 

Versicherten 

Oberhaupt 



unter 16 Jahr 

16 bis unter §8 Jahr. 



18 
ao 

30 
40 

50 
60 

70 J 



ao 

30 
40 

60 

70 
hr und darüber 



0,17 

0,43 
o^ 

iyOl 
»f3« 

1,60 
0,99 



0,i6 
0,16 
0,13 
0,i6 
0,19 

OfS6 
0«it 



Oyt4 

0,31 
0,36 
0,54 
0,9s 

i|3« 
»»4S 
0^5 



0,70. 



im Durchschnitt*. • . OySi | 0,17 

Die Oberwiegende Mehrzahl der Unffille ist auf ein Verschulden der Be- 
theiligten zurückzuführen, dies gilt nach der 1897er Feststellung fbr 57 Prozent 
der gewerblichen, nach der 1891er Feststellung ftlr 67 Prozent der landwirth- 
schaftlichen Betriebsunfälle. Was speziell die gewerblichen Unflille angeht, &<> 
lag bei 30 Prozent derselben die Schuld auf Seiten des Arbeiters, bei 1 7 Prozent 
auf Seiten der Arbeitgeber, bei 45 Prozent waren es unvemieidliche Gefahren 
des Betriebes ohne nachweisbare Konkurrenz irgend einer Schuld. Dies Resultat 
ist um so bcmerkcnswerther, als bei Feststellung der Entschädigung die Schuld- 
froge grundsützlich nicht mehr untersucht wird, es müfste sich denn um eine 
vorsätzliche Herbeiführung des Unfalls seitens des Verletzten handeln. In Folge 
dessen ist jetzt eine grofse Zahl von andernfalls sich ergebenden verbitternden 
und unfruchtbaren EntschJldigungsprozc*^sen zwischen Arbeitern tmd Unternehmern 

Ursachen der Betriebsunfälle. 



Ursache des Betnebsunfiills 



in der 



lB4MtfiC 



Laniwirtli- 
•chall 

1S97 j iaa7 l_ 1891 
Protest 



•pcii«U b«i Sf V(f< 
MiiiiBMi Airch M • • 



IB- 



iaa7 



L«Bdwirib< 
•chati 

IS9I 



I. Verschulden des Arbeitgebers 
(mangelhafte Betriebseinrichlungen, Fehlen 
von Schutzvorrichtungen, keine oder un- 
genügende Anweisung etc.) 

a. Verschulden des Arbeiters (Nicht- 
benutzung oder Beseitigung vorhande- 
ner Schutzvorrichtungen, Handeln wider 
bestehende Vorschriften, Leichtsinn, 
Bolgerei, Neckerei, Trunkenheit, imge- 
eignete Kleidung, flatternde Halstücher, 
Schürzen etc.) 

}• Verschulden beider zusammen«.*. 

4« Verschulden von Mitarbeitern oder 
dritten Personen 

}. Sonstige angegebene, insbeson- 
dere in der Gefihrlichkeit des 
Betriebes liegende Ursachen •.... 



I 



I 



17,50 aO,t7 ' i8,6i 



33w9 



a9t7« 

4t«3 

SO« 



4a,it 



36,3s I 34^99 

4,61 30,>S 



61, »5 



36»M ; li»:* 

lt,6e 16^1 



3,1» 



«t»* 



44*9« 



33*»* 



tjf#7| 9»'> 



ü» 



üaiaMM«« 



MdMiBMMlh 



itmt 



ämm, 



«■te 



HtaWMOTW 



2. I^istungen der UnfaUversicherung. 
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unmöglich gemacht; der Arbeiter bekommt, abgesehen von dem seltenen Fatte, 
dafs er den Unfall vorsatzlich herbeigeführt hat, jetzt in jedem Falle eine Ent- 
schädigung, nicht nur für die durch die Schuld des Unternehmers herbcigeftahrten 
Unfälle, sondern auch fUr die durch eigene, noch so grobe Fahrlässigkeit ent- 
standenen Verletzungen. 

Näheres über die Ursachen der Betriebsunfälle in Industrie und Landwirth- 
Schaft ist aus Tabelle Seite 172 unten ersichtlich. 

Ein Verschulden kommt namentlich bei den Verletzungen durch Maschinen 
vor; insonderheit bei Benutzung von landwirthschaftlichcn Maschinen wird zu 
wenig Vorsicht gcQbt, so beruhen von den an Maschinen vorgekommenen Un- 
fällen in der Landwirthschaft nicht weniger als 61,9 Prozent auf Verschulden des 
ßctriebsunternehmers, in der Industrie 33,8 Prozent. 



2. Leistungen der Unfallversicherung, ihr Vermögen. 

In Bezug auf die vorgcschilderten Unfälle ist die Unfallversicherung mit 
grufsen Mitteln untersttltzend eingetreten. Im Jahre 1898 wurden* nicht weniger 
als 71,1 Millionen Mark an UnfallentschSidigungen ausbezahlt; 54,^ Millionen 
davon kamen speziell gewerblichen, 16,7. Millionen Mark land- und forstwirthschaft* 
liehen Personen zu Gute. Wie viel Noth und Elend konnte durch diese ge- 
waltige Summe gemildert werden ! Handelt es sich doch bei diesen EntschKdigungen 
um völlig unerwartete Störungen in der Erwerbsfähigkeit des Emflhrers, die 
seitens der Betroffenen in der Regel besonders schmerzlich empfunden werden* 
Mit Hülfe jener Entschädigungsbeträge sind die Wittwen, ICinder, Eltern der 
bei der Arbeit Getödteten vor Mangel und Noth bewahrt worden, die ver- 
stümmelten Invaliden wurden vor dem traurigen Schicksale des Bettlers behütet, 
und die leichteren Verletzten konnten unter sorgßlltiger Behandlung in Ruhe ihre 
Heilung abwarten, ohne ihre Familie hungern zu sehen. 

Wie im Einzelnen die genannten 7 1 Millionen Mark bei den voigekommeneo 
Unfällen verwendet wurden, ergiebt folgende Zusammenstellung: 

Eh wurden ausgezahlt 



Erwerbs- 
unßlhigkeit 



2. Todesfidle 



an PcrtoBcn 

Renten an Verletzte 428 171 

Kosten des Heilverfahrens 53 99' 

Renten an Wittwen Getödteter .... 40925 
Abfindungen an Wittwen im Falle 

der Wiederverheirathung 1 038 

Renten an Kinder Getödteter 71 963 

Renten an Aszendenten Getödteter. 2 501 

Beerdigungskosten 8 433 

Kur- und Verpflegungskosten an 

Krankenhäuser 21 773 

Renten an die Ehefrauen in Kranken- 
häusern untergebrachter Verletzter. . 10844 
Renten an Kinder in Krankenhäusern 

untergebrachter Verletzter 23 530 

Renten an Aszendenten in Kranken- 
häusern untergebrachter Verletzter • • 223 
Abfindungen an Ausländer 349 



3* Unterbringung 
im Kranken- 
hause 



Summe der Entschädigungsbeträge.«.« 



I 70t 604 
5 546 6h 

495 5^5 
7 198228 

345094 
421 582. 

3 042 056 

284 109 

426 582 

9326 



71 108729. 



L 
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UnmiitellMre Wiricung. — III. Die Unfallveraicherang. 



Naturgcmüfs mufsten die Entschfidigungsbetrüge seit dem Inkrafttreten der 
Unfallversicherung sich fortgesetzt erhöhen, das brachte schon die bereits erwähnte 
gesetzliche Ausdehnung der Unfallversicherung sowie die Zunahme der zur An- 
meldung gelangten Unßllle mit sich, aufserdem treten ja zu den aus früheren 
Jahren herrührenden, aber fernerhin noch entschädigungspflichtigen Unfällen 
immer neue hinzu. Dementsprechend sind die ausgezahlten Entscheid igungsbeträge 
seit Bestand der Versicherung wie folgt angewachsen: 







Entsc 


hfldigungs 


betrage. 








Gesa 

Unfallven 


mmt* 
Sicherung*) 

auf 1 ent- 

schüdigten 

Unfall 


Gewerbliche Berufs- 
genossenscha ften 


Landwirt hschaftliche 
Berufsgenossenschaften 


Jahr 


Oberhaupt 


Oberhaupt 


auf 1 ent- 
schädigten 
UnfaU 


Oberhaupt 


auf 1 ent- 

Khadigten 

UnfaU 




1000 JL 


JL 


1000 JL 


JL 


1000 Ul 


JL 


1885 


t«9 


6^ 


• 


• 


• 


* 


1886 


1 9«5»* 


178,7« 


« 7«>»7 


•73»4' 


« 


• 


1887 
1888 
1889 


5 93»t9 

9 68m 

«446413 


237»'7 
331,66 

a 16,40 


5 373»5 
8363,« 

13 378,« 


331,96 

229,77 
337,10 


• 

42,9 
678,3 


• 

53^«* 
93,1» 


1890 
189t 


ao 3 1 5,3 
36 436^ 


303,64 
189,9p 


16330,4 

30 383,0 


330,76 
3 1 5,>o 


« 878,5 
3 436,7 


103,9) 

lOO,»! 


1893 
1893 
1894 


33 340,1 
38 163^ 
44281,7 


1 80,58 

i7«tM 
165,10 


23 973.5 
27469.4 

3« «ioo 


311,7« 
305,5» 
303,40 


5033^ 
6704,0 
8608,0 


96,10 
92/* 

9'.'7 


1895 
1806 
1897 
1898 


50135,» 

57 «54ti 
63 973.5 
71 108,7 


•57t*5 

152.54 
148,1» 
146,13 


34 494.« 
38 707.9 
43 9960 
47684,» 


'97.7? 
«94.74 

«93,04 
190,40 


10439,1 
1 3 6 1 8,9 
14486,1 

«6i73»7 


8^,oi 

84,15 
81,65 

79'73. 



Ein Bcharrungszustand in diesem Ansteigen der Unfallkostcn dürfte erst gegen 
da\ Jahr 1950 zu erwarten sein, bis dorthin wird die heute erforderliche Summe 
noch um das Doppelte anwachsen, in Folge dessen werden die Lasten der Un- 
fallversicherung in der Industrie auf mindestens 1 30 Millionen Mark, in der Land 
und Forstwirthschaft auf 48 Millionen Mark sich erhöhen. 

Durchschnittlich wurde bei einem Unfälle im Jahre 1898 ein Betrjt; 
von 146 Mark ausbezahlt Im Laufe der letzten zehn Jahre ging dieser Eni- 
schildtgungsbetrag erheblich zurück, da die schweren Unfallverletzungen, wie be- 
merkt, immer seltener, und die Unfallfolgen dank der intea^iven HeilthitigkcK 
der Berufsgenossemchaften mehr und mehr abgeschwächt werden. 

Wohl erscheint die genannte durchschnittliche Entschädigung an sich niedriu. 
Indessen t>cmifst sich die Entschädigung ja nach der Schwere der Verletzung, 
und unter den Verletzungen hinwiederum sind die leichten weitaus Oben»negend.' 

Demgemifs werden auch Vollrenten, die eine günzliche Erwerbsunfkhigl^cii 
des Verletzten voraussetzen, verhültnifsmüfsig selten zuerkannt, vielmehr herrschen 
die Theilrenten vor, sowohl nach Zahl der Falle, in denen sie gewihrt, wie nach 



*) Einseht Versicherungsanstaltco der Baugewcrks-Beniftgenossenschafteo und Jtf 
Tiefbau - Berufsgenoiatnschalt 

*) Abgesehen davon ist der niedrige Durchschnittsbetrag dadurch bewirkt, dafr b<i 
der Berechnung auch die — blufigen — Falle mtiberücksichtigt sind, in denen nur lur 
einen Theil des Jahres die Eatschldigung zu aahlen iaL 
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2. Leistungen der Unfallversicherung. 
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den Beträgen, die insgesammt für sie ausbezahlt werden. Eine Bestätigung hier- 
von giebt nachstehende Zusammenstellung über Rentenhöhe und Bezugsdauer bei 
Jen gewerblichen Berufsgenossenschaften im Jahre 1897: 



Grad der Erwerbsunfähigkeit 


Betrag der gezahlten 
Renten (Mark) 


Zahl der Tage, 
Renten zu zah 


für welche 
ien waren 




absolut 1 Prozent 


absolut ! Prozent 


unter 10 Prozent 

10 bis unter 15 » 

13» » 20 » . . • • • 

20 » »25 » 

23 » » 50 » 

30 » »75 » 

73 » »100 » 

100 » 


434 953 

2 153553 

1 81 1 221 

2 1 87 480 
8121 567 

7 092 599 

3 011 384 

5 187 148 


7,18 
6,04 

27*07 

23*04 
IO,«H 

«7*»9 


4 646 447 
1 3 607 362 

7758146 

7 026 095 
1 6 870 706 

8 306 73 1 

2 623 331 

3 240815 


7»»5 

2l,a4 
12,11 

10,96 

26,3s 
12,96 


Zusammen .... 


29999905 


100 


64079633 


100. 



Eine feste Skala für die Abschätzung der Unfalifolgen nach Art der Ver- 
letzungen (sog. Knochentaxe) besteht nicht. Sind auch gewisse Grundsätze leitend 
geworden, so ist ein starres Daran festhalten für alle Fälle ausgeschlossen; jeder 
einzelne Fall erheischt vielmehr eine unabhängige, selbständige Prüfung der Um- 
stände, die sowohl eine Abweichung nach Oben wie nach Unten in der Schätzung 
der Einbufse an Erwerbsfiihigkeit rechtfertigen kann. Immerhin sei an einigen 
Beispielen dargethan, in welcher Weise bei den verschiedenen Arten von 
Betriebsunfällen mit der Zubilligung der Rentensätze verfahren wird: 

Beispiele über die Höhe der für Betriebsunfllle vom Relohs-Versicherung^sami 

zugebilligten Enisohadigungrssatze. 



Beschäftigung der 
verletzten Person 



Art der Verletzung 



Rente in 
Prozent 

der 
Vollrente 



Sager 

Landwirthsfrau 

Landwirthschaftlicher 

Arbeiter 

Wüschereiarbeiterin .... 
Fleischergeselle, 27 Jahre 



Schreine! 
Arbeiter . 



Tischleiveselle . . . 
Hutfabrikarbeiter . 
Maschinenarbeiter 

Dreher 

Kutscher 



SchiiTszimmermann, 
67 Jahre 



Fraiser 

II. Steuermann 

Fabrikarbeiter. 



Verlust der rechten Hand 

Steifheit des Mittelfingers der rechten Hand 

Vertust von zwei Gliedern des rechten Zeigefingers 

Schwere Quetschung der rechten Hand 

Versteifung des rechten Zeigefingers nach einer 

Schnittwunde -. 

Verlust der Endglieder des rechten Zeige- und 

Ringfingers 

Verlust von je zwei Gliedern des dritten und vierten 

Fingers der linken Hand 

Verlust des Naeelgliedes des linken Daumens 

Verlust des linKen Daumens 

Verlust des linken Kleinfingers 

Verlust des rechten A rmes 

Einschränkung der Bewe^ichkeit des EJIenbcjgens 

und Schwächung des hnken Armes nach euem 

Bruch • 

Schwäche im rechten Arm, theilweise Steifheit des 

Ellenbogens bei Altersschwäche 

Verlust des linken Armes 

Verlust des linken Vorderarmes «•••• 

Erblindung auf beiden Augen. • , 



66»/, 
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30 
90 

so 
10 

30 

75 

33Vi 
100 

100 
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Uninittelt>are Wirkung. — III. Die Unfallverstchening. 



BeschAftigung* der 
vcfletxtea Penon 



Art der Verleuung 



Rente in 
Proxeni 

der 
Vollrente 



Schiflsiimnoermann und 
Taucher 

MaurerhandUnger 

Maschinenschlosser! 
ao Jahre 



Schlosser, 18 Jahre. 



Verlust eines Auges 

Verlust der Sehkraft auf einem Auge. 



Maurer 

Landwirthschaftlichcr 
Tagelöhner, 61 Jahre. 

Land wirthschaftlicher In- 
spektor 

Glasschleifer 

Arbeiter 

Schreiner 

Zimmermann, 5 1 Jahre . 

Bcricmann 

Feucrtnann 

Maurergeselle 



Bergmann • 
Bauarbeiter 
Arbeiter . . . 
Schlosser .. 



Verlust der Linse des rechten Auges mit Noth* 
wendigkeit, eine Staarbrille <u tragen 

Schielstellung des linken Auges mit SehstOrungen 
(Doppelbilder) 

Verlust des halben linken Unterschenkels 

Schwache durch Verlust von Heischtheilen der 
linken Wade 

Verlust des linken Unterschenkels 

Pferde fufsbildung 

Verlust der. drei Aufscren linken Zehen 

Verlust eines Fufscs nach Knochenfrafs 

Verletzung des rechten Kniegelenks 

Verlust der xweiten und dritten linken Zehe 

Leistenbruch 

Vergröfserung eines rechtsseitigen, Entstehung einet 

linksseitigen Leistenbruches 

Br u s tschmereen durch Verheben 

Schmerzen im Brustkorb, Nervenschwache 

Neurasthenie nach RQckenzeming 

Neurose \ 



50 
»5 



10 

10 
60 



50 

70 
ao 

10 

h 

10 

»5 
50 

33VV 



Die so bewilligten Renten bleiben vielfach nicht immer dieselben, sondern 
werden bei Veränderung des Grades der Er>%'erhsunfähigkeit im Laufe der Zeil 
erhöht oder herabge^txt. Darin liegt der Vorzug des Rentensystems, die dauernde 
Rentenzahlung sichert nicht blofs die wirttuchaftliche Existent des Renten- 
empfangers, sondern gestattet auch eine Anpassung der Entschädigung an die Ver- 
schiebung der ErwerbsfUhigkeit des Verletzten. Freilich ist auch eine Schattenseite 
mit diesem System verbunden. Der Unfallverletzte sieht sich vielfach in be 
stündiger Unruhe Ober die Dauer K*ines Rentengenusses, da die Rente der Mö^:- 
lichkcil wiederholter Festsetzung ausgesetzt ist. Nun möchte er aber die Rcnu 
gerne als Lcbciurente fortbeziehen, und so kommt er, insbesondere der leichler 
Verletzte, nicht selten dazu, die erlittene Einbufse an Arbeitsfühigkeit vor suh 
und den Rentenfestsetzungsstellen zu übertreiben. Die Uebertreibung wird nut- 
unter zur fixen Idee, die Leute versinken mehr und mehr in die eingebildete 
Ucberzeugung, schwer krank zu sein, beginnen an Nenenabspannung Oilcr 
Ueberreizung zu leiden und verlieren iede Willenskraft, so dafs sie sich mtIKi 
zur leichtesten Arbeit nicht mehr (Ür filhig erachten.') Dieser ungtlnstigen Wirkune 
wird indessen kOnAig einigermafsen vorgebeugt. Nach der Novelle zum Unfall 
Versicherungsgesetz ($• 67) »ollen Renten von zwanzig oder weniger Prozent 
der Vollrcnle (d. L der Rente lür völlige Erwerbsunfflhigkcit) mit Willen de% 
Verletzten durch Kapitalzahlung abgelöst werden. Diese Netierung erscheint um 



I) Xu vergl F. Jolly, lieber UniaUverletiung und Muskelatrophie nebst Bemtrkungea 
Ober die Unfallgeseugebung. Berliner Klinische Wocheiuchrift 1897 Nr. ts. — Ferner 
Obcfgutachten der mediziniKhen Fakultät der Universität Berlin, betr. die traumatische 
Neuroa«! vom 5. Mai 1891. Nachtrag dazu vom 6w Juli 1897. \A. N. des R. V. A. iNr 
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') Zu veiigl. auch »Die Heilbehandlung der gegen Unfall und Invalidität verdcherten 
ArlKiter in Deutschland« von Bielefeldt| Geh. Regierungsrath Im Reichs- Versiehe- 
rungsamt Berlin 190a 



2. Leistungen der Unfallversicherung. inn . ' '1 

M) unbedenklicher, weil bei kleinen Renten die Monatsbctrage sich demiafsen . 
niedrig stellen (sog. Schnapsrenten), dafs sie für die Versicherten hüufig nur • 
uaiiz geringen wirthschaftlichen Werth haben; überdies bildet bei der grofsen 
Zalil so geringfügiger Renten die dauernde Kontrole des Körperzustandes der 
Rcntenempfüngcr und die mit der dauernden Rentenzahlung verbundene sonstige 
\'cr\valtungsthatigkcit eine erhebliche Last für die Genossenschaften. Dagegen ist 
vlic Auszahlung eines kleinen Kapitals im Augenblicke, wo der Verletzte wieder 
/u arbeiten beginnt, aber zunächst nur mit verminderter Kraft arbeiten kann, 
tür ihn oft von gröfster wirthschaftl icher Bedeutung. Mit ihr geht die hygienische 
Bedeutung Hand in Hand; jene für den Geisteszustand so nachtheilige Unsicherheit, 
jene Mischung von Befürchtung und Hoffnung verliert sich durch den moralischen 
liinflufs, welchen der Wiederbeginn iier Thätigkeit Qbt, sowie durch das Be- 
wiifstsein des Versicherten, dafs er mit der einmal erhaltenen Summe endgültig 
abgefunden und nun weiterhin lediglich auf seine eigene Kraft angewiesen ist. 
Das eben Erwflhnte gilt natürlich nur für kleine Renten. Auch für hohe Renten- 
hetrüge die Kapitalabßndungcn einzuführen, ist dagegen mit dem Zwecke der 
Unfallversicherung nicht vereinbar. 

Die Berufsgenossenschaften leisten aber nicht blos Geldentschfldigungen an den 
Verletzten bezw. an die Hinterbliebenen des Verunglückten. Sie gewahren auch 
ärztliche Behandlung des Verletzten, und zwar suchen sie durch ein 
möglichst vollkommenes Heilverfahren') die Einbufse an Erwerbsunflihigkeit 
auf das thunlichst geringste Mafs zu reduziren. Zu dem Behufe machen sie 
vielfach von dem ihnen zustehenden Rechte Gebrauch, dem Verletzten an Stelle der 
i;e^etzlichen Rente bis zum beendigten Heilverfahren freie Kur und Verpflegung 
in einem Krankenhause zu gewähren, und unterstützen wfihrend dieser Kranken- 
hausverpflegung die Angehörigen des Verletzten mit Geldleistungen. Fast 4 Millionen 
Mark haben, wie aus Ucbersicht S. 173 her^-orgeht, die Berufsgenossenschaften 
^und Ausfuhrungsbehörden) im Jahre 1898 in dieser Weise aufgewendet. 

Dabei begnügen sich die meisten Berufsgenossenschaften nicht damit, erst nach 
Ablauf der dreizehnten Woche nach dem Unfälle die Kur in der genannten plan- 
müfsigen Weise zu betreiben. In der Erkenntnifs, dafs von der bedrohten Arbeits- 
kraft um so mehr zu retten ist, je früher eine zweckentsprechende Heilmethode 
einsetzt, übernehmen viele von ihnen gleich nach dem Unfälle unter Ent^ 
lastung der Krankenkassen auf eigene Kosten das Heilverfahren. Hierdurch 
vermag die Berufsgenossenschaft das Heilverfahren intensiver zu gestalten als die 
meist mit beschränkten Mitteln arbeitende Krankenkasse. Letztere kann sich bei 
<ier grofsen Zahl ihrer Mitglieder und der grofsen Zahl der Erkrankten, die nicht 
an einem Unfälle leiden, nicht darauf einlassen, für Unfallverletzte ganz besondere, 
kostspielige Mafsregeln zu treffen und ihnen eine andere oder bessere Behandlung 
angcdeihen zu lassen als den übrigen Erkrankten; sie hat nur das Interesse, den 
Hrkrankten so rasch wie möglich zu heilen. Bei der Berufsgenossenschaft 
kommt hingegen das Interesse an der möglichst erfolgreichen Heilung hinzu, 
ilaher braucht sie unter Umstanden selbst hohe, für die völlige Wiederherstellung 
iier Erwerbsfahigkeit jedoch erforderliche Kosten nicht zu scheuen; sie handelt 
hierbei ebenso sehr zu ihrem eigenen Vortheile, wie zum Vortheile des Verletzten. 

In Wirklichkeit haben von den 65 gewerblichen Genossenschaften im Jahre 
1^97 tK*reits 55 in 9103, von den 48 land wirthschaftlichen 30 in 1339, zusammen 
^5 Berufsgenossenschaften in 10442 Ffillert mit einem Kostenaufwande von 
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380 307 Mark die K ranken fürsorge scluin wahrend der ersten dreizehn WcKhiti 
durchgelllhrt. Die duhei er/.iellen Erfolge waren recht befriedigend; hei mehr nU 
90 Prozent der behandelten Fülle sind günstige Resultate zu verzeichnen; dank 
der sorgsamen und ausgiebigen Pflege konnte der Grad der Enverbsunfahigkcii 
und damit die Höhe der zu gewilhrenden Rente erheblich herabgemindert werden. 
Im Einzelnen ist die thatsiichliche Ausdehnung des frühzeitig von den Ik- 
ruf^genossenschaften Obemommenen Heilverfahrens, der dabei erzielte Erfolg uikI 
die dafbr aufgewendeten Kosten aus folgender Zus;ininienMellung zu entnehmen: 

Wütirend der ersten dreizehn WcK'hen nach dem Unfälle 
wurden Unfallverletzte in Behandlung genommen: 



im Jährt 

1K94 
1896 



hd 

gewerblich«« 

lleruf>gco(>fttea- 

•cnaftcn 



3 »33 
5585 
844» 
9103 

«734 



beni ftf cnoMco- 
•cnaAen 

300 
790 

• '77 
•339 
«733 



bei 

B«nif»ffeno»»ctt» 

•cnslWn 



uberlMttpi 

»494 
3599 

0375 
9019 

10441 

10487. 



hn Jahre 1898 waren unter den K'handelten Unfällen 



bei 

f;e«k er Muhen 

Ucror*C(no»«eii- 

»«.kjn<ii 



bei 
landwiriti« 

•iiMniicitcti 

llervfft ccnoft «en« 



t 



ufuHen 



bei 
Henif»fen<»«»«.i> 
»chj^en 
Mberhjupt 



iKnochcnhrOche 
Augcmc riet Zungen .. 
Sonstige Verletz ungen 

L AnsialtspHege 

nach Art der Rehandlung.j Ambulante Behand- 



lung 



1704 

0018 
3370 

5384 

y>i 033 
103030 



4»9 

I 116 

98S 

745 
I 000 

7i}<oS 
3023 



1 133 
630 

7 7.U 

4 3>» 

6 liq 
950; 

. vr« 
03384» 
103073 
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die Erfolge der Behandlung) f„-';^,- ::::::::;:: 

Ges;immt - Kostenaufwand für Behandelte 0. 

da\on erstattet durch die Krankenkassen... .C 
Gesammtkostcn der Fürsorge der Berufsgenossen- 

Schäften t'ür Verletzte innerhalb derWarie- 

xeit M. 

Am Ausgedehntesten hat unter den Bcruf^gcnoNMrn^chaften die Brauerei- iitiJ 
Milizerei -Bern fvgenossensc ha ft die HeiltlUtigkeit \%:ihrcnd der ersten dreizehn WckIkh 
durchgeführt; sie UK*mahm diesclK* im Jahre i8i)8 in 2299 Fallen mit i394('>8M.i:l 
Kostenaufwand. Ah Wirkung zeigt sich, wa^ auch aus Tabelle S. 170 herx-r 
geht, dafs die genannte BerufsgenosxcnM:haft keineswegs mehr die höchsten l n 
fallzilfem aufweist, wie das noch 18S8 bis 1893 der F'all war. Auch Ju 
Knappv:hafts. Bcruf^genos^cnschaft ^i 337 Falle, 1 37 380 Mark und die Norddeutvliw 
Holz - Bcoif^KcnoNMrnschaft (1349 Fülle, 42 903 Mark] zeichneten sich 1898 in dic-v' 
Beziehung besonders aus. 

Neben der gc*schildcrten frühzeitigen und inten^i\en Heilbeliandlung J^^ 
Unfallverletzten — sei es in dessen Wohnung, sei e^ in allgemeinen Krank«. n 
hfluscm und Privatkliniken — auf Konten der Beruf^ueno^MmMThaften kommt 
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Betracht, dafs dieselben bereits mehrfach eigene berufsgenossenschaftücl 
Unfallkrankenhfluser und RckonvalevzentenhJuser errichtet oder K- 
sonderc Verträge mit einzelnen Krankenh:iUMrrn geschlovMrn haben, welche fbr di«>' 
Verictzten derBeruf^genosM^n^rhaAen sclb^tJndigc.Vbiheilungen zurVerftlgungstelKn. 
BcnK*rkens\\ erth sind insbesondere die Heilanstalt »BergmannsheiU '^ 
Bochum, deren Errichtung (durch Sektion 11 — Westfalen — der Knappschai^ 



2. Leistungen der Unfallversicherung. - '79 

r.crufsgcnosscnschaft) etwas über 700 000 Mark kostete, das Krankenhaus »Berg- 
iiKinnstrost« zu Halle a. S., von der Sektion IV — Mitteldeutschland — der Knapp- 
N^hafts- Berufsgenossenschaft mit einem Kostenaufwande von 750000 Mark erbaut, 
ferner das Kranken- und Rckonvaleszentenhaus der Norddeutschen Holz- Berufe- 
i;onossenschaft in Neu-Rahnsdorf bei Berlin — mit 300 000 Mark errichtet. Diese 
Jivi Anstalten sind nach den Regeln der modernen Wissenschaft und den Grund- 
vjt/.cn strengster Asepsis und Antisepsis eingerichtet, licht, luftig, mit ausreichenden 
Tagcsrüumcn und Erholungsplätzen für die Minderkranken und die Rekonvaleszenten 
versehen; grofse Operationssäle, reichliche Badeeinrichtungen, römisch -irische etc. 
Büder, Vorrichtungen für Massage, Elektrotherapie, mediko-mechanische Behand- 
lung sind vorhanden, den Rekonvaleszenten ist Gelegenheit gegeben, sich an Arbeit 
wieder zu gewöhnen. 

Andere Berufsgenossenschaften haben sich durch Verträge mit bestehenden 
Krankenhausern besondere Abtheilungen für Unfallkranke gesichert; in dieser 
Beziehung verdient Erwähnung das Krankenhaus des Ordens der bannherzigen 
Brüder zu Bonn und das St. Marien -Hospital der Franziskancrinnen auf dem 
Vcnusberge bei Bonn. 

Auch werden die neuerdings in vielen Slüdten errichteten medico- mecha- 
nischen Institute von den Berufsgenossenschaften vielfach benutzt und sind zu 
letzteren in ständige Beziehung getreten. Ebenso nehmen sich die ölTentlichen 
und die Universitätskliniken mehr und mehr der Unfallverletzten an. Im König- 
lichen Charitc-Krankenhause zu Berlin ist eine eigene' Abtheilung iÜr Unfall- 
verletzte eingerichtet. Hier wird, soweit die Bettenzahl reicht, jeder von einer 
Berufsgenossenschaft überwiesene Unfallverletzte aufgenommen — zum Satze 
von 3 Mark für Behandlung und Verpflegung — , und es wird nicht blos auf 
iiie sog. Wundheilung, sondern darüber hinaus auf die möglichst vollständige 
lunklionelle Wiederherstellung des Verletzten hingearbeitet; vor Eintritt dieses 
Krfolges findet die Entlassung des Patienten nur auf ausdrücklichen Wunsch 
der Berufsgenossenschaft statt.') Den Vertrauensärzten der Berufsgenossenschaften 
ist es zur Orientierung über ihre Kranken gestattet, an den Visiten der ordinircnden 
Aerzte Theil zu nehmen. Durch diese Schöpfung einer der bedeutendsten Lehr- 
anstalten Deutschlands wird den Interessen der Verletzten, der Berufsgenassen- 
Nchaftcn, der staatlichen Untcrrichtsverwaltung und der medizinischen Wissenschaft 
aufs Beste Rechnung getragen. 

Was so die Berufsgenossenschaften durch Verkürzung der Wartezeit, ßlr 
richtige und gute Behandlung durch tüchtige Chirurgen sofort nach dem Unfälle 
an Mehrkosten aufwenden, gewinnen sie reichlich wieder durch Ersparnifs an 
Kenten. Besonders sichtbar ist, wie Abgeordneter Richard Rocsicke (Dessau) 
im Reichstage am 22. Januar 1900 hcr\'orhob, der erzielte Erfolg bei der 
Sektion VI der Brauerei- und Mälzerei-Berufsgenossenschaft, die 
aufser der Stadt Berlin einen grofsen Theil Norddeutschlands umfafst. In Folge 
ilirer umfassenden Thätigkeit auf dem Gebiete des Heilverfahrens ist bei ihr die 
Zahl der entschädigungspflichtigen Unfillle von Jahr zu Jahr herabgegangen: 
1892 trafen deren noch 17,63 auf 1000 versicherte Arbeiter, jetzt nur 8,90; in 
ilcr Stadt Berlin allein sind diese Zahlen sogar von 32,08 auf 6,|8 zurückgegangen; 
iler Betrag der ersparten Renten bezw. ihr Kapitalwerth wird auf 800 000 Mark 
jährlich veranschlagt. Der Erfolg ist um. so überraschender und beweiskräftiger. 



>) Zu vcrgl. Rundschreiben des Reichs -Versicherungsamts vom 14. Januar 1897 an 
^ie Vorstände der Bcnifsgcnosscnschaften und Sektionen, zu deren Bezirk Berlin ^hOrt 
(A. N. des R. V. A. 1897 S. 174.) 
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a\% sich in Jen Qhrigcn Sektionen der Bcrufsgenossen^ichart die Verhältnisse nicht 
gebessert haben. Das Nähere besagen folgende Daten: 
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55 


1 
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886 
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Zu dein er^vUhnten Erfolge hat wohl die Einrichtung der Unfallstationen 
in Berlin weMrntlich mit K*igetragen. In der richtigen Erkenntnif^, dafs der erste 
Verband dav Schicksal der Wunde entscheidet, halxrn nSmlich auf Anregung der 
Berliner Sektion der Brauerei • und Millxerei - Berufsgenossenschaft im Jahre 18(14 
acht Beruf^genosMTHsc haften in den verschiedenen Theilen der Stadt Berlin »Unfall 
Stationen« ins Leben gerufen, d. h. stationäre Kliniken, die mit den einzelnen 
Fabriken etc. tclephonisch verbunden, K'i einem Unfälle sofort die nOthige Hülte 
bringen. Sie sind auf Tag- und Nachtdienst eingerichtet, mit Aerzten besetzt. 
mit Verbandmaterial und den nOthigen Instrumenten \ ersehen und halten auJi 
Betten bereit. Gegcnwilrtig K^stehen 30 derartige Unfallstationen, und stnJ 
13 Genossenschaften an ihnen betheiligt, doch stehen sie aufser den Versicherten 
auch der übrigen Be\OIkerung Berlins zur Vertilgung. 30 Milnner- und Frauen- 
KiHiiitees sind an die so Unfallstationen angeschlossen; die Frauen - Komitee^ 
haK*n die Aufgabe, sich in freiwilliger LieK*sthJtigkeit der Familien der unK*- 
mittelten Verunglückten bezw. Erkrankten anzunehmen. 

Die Berliner UnfalNtatiimen dienen in erster Linie der flr/tlichen BehanJtiinu 
der K*rufvgenossenschat'tlichen l'nfall verletzten, dann aber auch der ersten Hülle 
K'i Unfällen und plötzlichen Erkrankungen (Ür die scmstigen Bewohner Berlin^ 
und seiner Vororte im Sinne eines geordneten Rettungs- und Krankentransport- 
wesens. Ihre Inanspruchnahme ist sehr grofs und steigert sich fortgesetzt: Jie 
Gevimmtfrequenz stellte sich im Jahre i8(j8 auf 31 033, während im Jahre 18(47: 
30043, ««^ Jahre 1896: 16003 Personen erste Hülfe suchten. Bei 36375 FiilUn 
des Jahres 1898 handelte es sich um Verletzungen, bei 4630 um plötzliche Er 
krankungen. *) 

Nach Berliner Muster sind auch anderwärts l*nfallstationen eingerichtet, z. K. 
in Danzig v«897/« Strafsburg, Köln (1898), Stettin, Breslau (1899}. Die Erötfnun;; 
weiterer Unfallstationen ist im Werke. Aufscrdem werden auf Veranlassung iKr 
Berufsgenossenschaften, namentlich seitens der mittleren und gröfscren BetrieK. 
Kisten mit Verhandzeug bereit gehalten, und stehen Beamte oder Arbeiter xur 

*) Zu %-efgL Die Berliner Unfallstationen. Bericht Ober die Organisation «K« 
Rtnung»- und Krankentramportwetens der Reichshauputadt Berlin 1899^ 190a 
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Verfügung, die durch Thcitnahme an entsprechenden Kursen ehien ersten Verband 
anzulegen gelernt haben. Manche Unternehmer lassen /.u dem Zweck geeigneten 
ßcunitcn und Arbeitern auf eigene Kosten Unterricht in der ersten Hülfeleistung 
bei Unglücksfällen ertheilen. Die Tiefbau -Berufsgenossenschaft hat im Winter 
1897 einen solchen 10 stündigen Ausbildungskursus mit Hülfe des Samariter- 
Vereins in Berlin durchgeführt; daran waren 40 Personen aus den einschlügigen 
Betrieben betheiligt, Ingenieure, Aufseher, Schachtmeister und auch Arbeiter« 

So ist viel geschehen, um die Unfallfolgen abzuschwifchen. Man wird nach 
Jiescr Darlegung dem früheren Präsidenten des Reichs - Versicherungsamts 
Dr. Bödiker völlig beipflichten, wenn er sagte'): 

»Die obligatorische Unfallversicherung hat in der That eine 
bessere Heilung der Verletzten und folgeweise die möglichste Ver- 
ininderung^dcs Grades ihrer Erwerbsunfähigkeit zur Folge gehabt. 
Es wird dadurch in den Familien viel Schmerz, Kummer und Sorge 
beseitigt. Wo sonst der Tod eintrat, wird das Leben erhatten;' wo 
sonst Verkrüppelung die Folge gewesen wäre, tritt jetzt die Er- 
haltung gerader Gliedmafsen ein. Aus Hunderten, ja Tausenden 
von ganz oder theilweise Erwerbsunfähigen werden arbeitende, 
nützliche Glieder der Gesellschaft gemacht, und an die Stelle der 
Last, Krüppel zu erhalten, tritt die produzirende Kraft des Ge- 
nesenen. Die drei Millionen Mark, welche die Berufsgenossenschaften 
für diesen Zweck alljährlich etwa anwenden, sind eine höchst nütz- 
liche produktive Ausgabe. Es ist nicht zuviel behauptet, wenn 
gesagt wird, dafs vor Einführung der Unfallversicherung nicht der 
dritte Theil jener Summe auf die bedauernswerthen Verletzten ver- 
wendet wurde.« 

Aber nicht nur die Folgen von Unfällen werden seit Bestehen der Unfall- 
versicherung erträglicher gemacht. Man sucht die Unfälle ganz und gar zu verhüten. 
Diese Unfallverhütungsthätigkeit ist einer der wichtigsten, wenn nicht der 
wichtigste Theil der Unfallversicherung. Denn die Erhaltung der Arbeitskraft 
des Arbeiters ist besser als die beste Rente, niemals kann ihm eine Rente er- 
setzen, was er als gesunder Mann selbst zu leisten im Stande ist. Darum gilt 
die Unfallverhütung als die Seele der Unfallversicherung. 

In der That haben die gewerblichen Berufsgenossenschaften mit ganz 
wenigen Ausnahmen von der ihnen zustehenden Befugnifs Gebrauch gemacht 
und werthvolle Anordnungen über die von den Unternehmern vorzunehmende 
unfallsichere Ausgestaltung der Betriebseinrichtungen wie für das von den ver- 
sicherten Personen zu beobachtende Verhalten erlassen.^ Nur 3 von den 65 ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften haben noch keine solche Unfall verhütungs- 
vorschriften , nämlich i. die Knappschafts-Benifsgenossenschaft, für deren Betriebe 
(Bergwerke} indefs eingehende Vorschriften der Bergpolizeibehörden bestehen, 
2. die Strafsenbahn- Berufsgenossenschaft, die mit ihren Betrieben jedoch zahl- 
reichen Polizeiverordnungen unterliegt, übrigens zur 2^*it mit der Ausarbeitung 
von Vorschriften beschäftigt ist, 3. die Brennerei -Berufsgenossenschaft, bei deren 
zahlreichen, gewöhnlich mit der Landwirthschaft verbundenen Betrieben die Unfall- 

>) Zu vergl. dessen Denkschrift «Ueber den Einflufs der Unfallversicherung auf die 
bessere Heilung der Verletzten und die Wiedererlangung gröfsercr Erweri>sffehigkeit«. 
Drucksachen des internationalen Unfallkongresses zu Mailand 1894* 

') Zu vergl. Unfallvcrhatungsvorschriften. Systematische Uebersicht der von den gewerb> 
liehen Berufsgenossenschaften des Deutschen Reichs erlassenen UnfallveriiQtungsvorschriften. 
Herausgegeben unter l^itung des Geh. Regterungsraths Konrad Hartmann (im Reichs« 
Versicherungsamt) vom Verbände der Deutschen Berufsgenossenschaften. Beriin 1900^ 
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vcrliQliing sich schwer durchführen lüfst. In der Landwirthschaft ist die Unfall 
Verhütung durch die Bertifsgenosscnschaften bislang noch wenig gepflegt; von den 
48 land- und forstwirthschaftlichen Benifsgenossenschaften haben bis jetzt nur 
15 UnfallverhUtungsvorschriften eingeführt. 

Besonders eingehende, den ver^hiedenen Betriebsarten Rechnung tragende 
Vorschriften haben erlassen und im Laufe der Jahre verbessert: die Steinbruchs- 
Bemfvgenovsenschaft, die Berufsgenossenschaft der Feinmechanik (z. B. für elek- 
trische Betriebe,^ die Süd westdeutsche Eisen- Berufsgenossenschaft, die Rhein isch- 
Wcsifülische Hütten- und Walzwerks - Bemfsgenossenschaft , die Rheinisch- 
Westfülivrhe Maschinenbau- und Kleineisenindustrie - Berufsgenossenschafk, die 
Nordöstliche KiMrn- und Stahl -Beruf^genossenschaft, die Schlesischc Eisen- und 
Stahl -Berufsgenosvcnschaft« die NorddeutMrhe Edel- und Unedelmetallindustrie- 
Berufvgenossenvchaft, die Ziegelei -Reruf^genossenschaft, die Beriifsgenossenschafi 
der chemischen hidustrie (auch für die neueren Industriezweige, z. B. Acetylen- 
herNtellung und -Verwendung, Sprengstofffabriken), femer eine Reihe von Textil- 
und Biuigewerks - Berufsgenossenschaften , die Nahrungsmittel - Industrie - Berufs- 
genossenschaft , die Fleischerei - Beruf^genossenschaft , dann die Norddeutsche 
Holz • ßenifsgenovsenschaft ( mustergiltige Vorschriften für Holzbearbeitungs- 
maschinen wie Kreissägen, Hobelmaschinen etc.\ endlich die See-Beruf'^genossen 
schaft. Die hOchst bemerk enswerthcn VorNchriften dieser letzteren Genossenschatl 
beziehen sich 11. a. auf SicherheiSvorrichtungen, Rettung^gerUthe, Behandlun^ 
gefJhrlicher i^idung, wie Steinkohlen, Baumwolle, Calciumcarbid , Getreide etc., 
auf Venlilationsxorrichtungen, insbesondere auf die Einrichtung wasserdichter 
Schotten, wodurch Schiffe, wenn sie leck werden und eine oder zwei Ab- 
iheilungen Wasser fassen, noch schwimmt^hig bleiben und so die mit Schiffs- 
unfjllen bisher verbundenen furchtbaren Katastmphen gemildert werden. 

l'm eine grOfsere Glcichm;ifsigkeit der Bestimmungen über Unfallverhütung 
herbeizuführen, hat der Verband der Deutschen Bern fsgenossensc haften im Ein- 
verneluiien mit dem Reichs -Versicherungsamt NormaKorschriften aufgestellt, die 
\on \ielen Benifsgenossenschaften bei Re\ision ihrer Vorschriften beachtet worden 
sind (A. N. des R. V. A. i8n6 S. 431 ff.^; aufserdem hat der Verband der Eisen 
und Stahl - Berufsgenossenschaften NormaKorschriften bearbeitet. Für die l^nd 
und Forstw irthschaft hat das Reichs -Versicherungs;nnt in seinen Amtlichen Nach- 
richten vom I. Juli 1893 S. 30I ff. Nomiahorschriften verOtfentlicht. 

Diese Unfallverhütungsvorschriften konnten um so sachgemüfser formulirt 
werden, weil man durch die Unfallstatistik einen klaren Einblick hat in die 
Unfallhilutigkeit, deren Ursachen, den Sitz und die GrOfse der Gefahr bei den 
einzelnen Einrichtungen und gewerblichen Thütigkeiten, und man dieserhalb zur 
Genüge w eifs, wo die Unfallverhütung einzugreifen hat. Auch dadurch gewannen 
sie an Werth, dafs sie nicht vom grünen Tisch aus dekretirt, sondern von den 
Betriebsunternehmem , also den sachkundigsten Personen selbst aufgestellt sind, 
dafs dabei die ArK*iter durch besondere Vertreter mitwirken, und dafs die Be- 
folgung ohne weitläufige Prozesse erzwingbar ist, indem bei Nichtbeachtung der 
Vorschriften der K-tretfende Betrieb vom Berufsgenossenschafts -Vorstände in eine 
höhere Gefahrenklasse eingeschätzt wird und d.igegen nur eine Beschwerde an 
das Reichs -Versicherungsamt zulilssig ist; ehe aber der Unternehmer gesteigerte 
Versicherungsbeitrage zahlt, entschliefst er sich, für Schutzvorkehmngen zu sorgen. 
Die Arbeiter dürfen durch Geldstrafen zur Befolgung jener Vorschriften angehalten 
werden* 

Die thalsachlich getroffenen UnfalKerhOtungsmafsnahmen sind derart, dafs 
sie theiU Betriebseinrichtungen von \omherein bei ihrer Herstellung unfallsichci 
gestalteten, iheiN nachträglich Km vorhandenen Anlagen eine unfallsichere Ge 
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sialUing herbeiführten. So wird bei Ncuaningen und Veründerungsbduten auf 
niüglichst zweckmüfsige Einrichtung der Betriebsrüumc, insbesondere auf Schaffung 
iiiiMcichcnd breiter Gänge, bequemer Treppen und genügend grofser Arbeitsplätze 
/wischen den Maschinen, auf Anlegung von doppelten AusgUngen, Nothtreppen 
und Feuerleitern, auf gute Beleuchtung, Lüftung, Heizung, gute Fahrstuhl- 
inliigen etc. hingewirkt. Geführliche, bisher von Menschen verrichtete Arbeit 
VMsi man vielfach durch mechanische Einrichtungen automatisch ausführen. 
Das Schmieren von Maschinen wird beispielsweise durch selbstthütigc Schmier- 
vorrichtungen besorgt, die mit den Hunden ausgeführte Zuführung des zu ver- 
arbeitenden Gegenstandes zu den Werkzeugen der Arbeitsmaschinen — des 
Holzes zu den Sügen der Schneidemaschinen, zu den Messern der Hobel- 
maschinen, der Garben *zur Dreschtrommel der Dreschmaschine — , ebenso die 
Wegnahme der bearbeiteten Gegenstande von den Arbeitsniaschinen geschieht 
iiiirch selbstthätig wirkende Vorrichtungen, das Auflegen der TransmUsionsriemen 
heim Gang der Maschine durch besondere Riemenaufleger. Die vielen Ge- 
fahren, die sonst die Transmissionen bringen, werden durch Verwendung des 
unmittelbaren elektrischen Antriebes von Arbeitsmaschinen verringert. Aufser- 
Jcni sorgen Umwehrungen, Umkleidungen, Umhüllungen, Abdeckungen, Ab- 
sperrungen durch Gilter, Gelünder, Verschlüge, Küsten, Schutzbügel, Schutz- 
hauben etc. dafür, dafs der Arbeiter den gefährlichen Theilen der Betricbs- 
anlage nicht zu nahe kommt. Ausrückvorrichtungen, Bremsen etc. dienen 
dazu, im Falle der Gefahr die Arbeitsmaschine rasch zum Stillstande zu bringen. 
Zum Theil werden derlei Schutz- und Ausrückvorrichtungen gleich bei Kon- 
struktion der neuen Arbeitsmaschinen angebracht, was besonders zu begrüfsen 
ist, weil das nachtrügliche Anbringen derselben immerhin mit Kosten und 
Schwierigkeiten verbunden ist, sie auch die Bedienung der Maschinen nicht selten 
erschweren. Ferner wird Werth gelegt auf entsprechende Ausrüstung des 
Arbeiters durch zweckmäfsige Bekleidungsstücke, Respiratoren , SchutMnaskcn, 
Schutzbrillen. Die hervorragenden Leistungen der Technik in der Herstellung 
von Schutzvorrichtungen kommen diesen Bestrebungen sehr zu statten, sie tragen 
namentlich auch dafür Sorge, dafs die Sicherheitsvorkehrungen kein Hindcmifs 
hei der Arbeit bilden. Aufserdem wird durch Plakate der Gebrauch von Schutz- 
vorrichtungen eingeschürft, durch Warnungstafeln auf einzelne Gefahren hin- 
gewiesen, und durch besonderen Anstrich die Schutzvorrichtung an den Ma- 
schinen kenntlich gemacht. Auf diese Weise erscheinen die zum Schutze von 
Leben und Gesundheit getrogenen Einrichtungen in vielen deutschen Betrieben 
^o befriedigend, dafs selbst Vertreter der englischen Gewerkvereine zugeben, 
Jafs diese Einrichtungen besser sind als in anderen Ländern.^) 

Endlich verdient in diesem Zusammenhange Erwähnung, dafs die Benifs- 
i^onossenschaften vielfach für Rettung Verunglückter und Abwendung von Un- 
i;lUcksfüllen Prämien an die betreffenden Arbeiter zahlen. Zur weiteren Vervoll- 
kommnung von Schutzvorrichtungen setzten sie mehrfach Preise aus. So veranlagte 
im Jahre 1 897 der Verband der Deutschen Berufsgenossenschaften einen Wettbewerb, 
um durch praktische Prüfungen festzustellen, welche Brillcnartcn für die ver- 
schiedenen Arbeitsweisen sich am Besten eignen.^) Die Rheinisch -Wcstfillische 
Maschinenbau- und Kleineisenindustrie -Berufsgenossea^chaft (Sektion V) und die 
Norddeutsche Edel- und Unedelmetallindustrie-Berufsgenossenschaft. stellten Preis* 



>) Vcrgl. Rede des Staatssekretärs des Innern Graf v. Posadowsky im Reichstage am 
16. Januar 190a 

*) Ueberdas Ergcbnifs des Schutihrillcn -Wettbewerbs zu veq;!. *Die Bcrufsgenossen- 
schaft«, Organ des Verbandes der Deutschen Berufsgenossenschaften, vom 15« Februar iH^^. 
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aufgaben (tkr Schutzvorrichtungen an Pressen, Stanzen u. dcrgl., die Westdeutsche 
Binnenschiffuhrts- und die Elbschiflahrts* Berufsgenossenschaft eine solche QKt 
Sicherheitswinden auf Schiffen (Ankerwinden etc.). Sogar ein privates Unter- 
nehmen, das Eisenhikttenwerk Thale, hat einen Preis von 5000 Mark ausgesetzt 
(tar eine Schutzvorrichtung oder Angabe einer Arbeitsmethode, durch welche Ver- 
letzungen der Hflnde bei dem Arbeiten an den Kxcenter-, Kurbel-, Friktions- unJ 
Spindelpressen, wie solche fllr Zwecke der Emaille - Blechgeschirr- Fabrikation in 
Anwendung sind, tmmOglich gemacht werden. 

Damit die Unfall verhOtüngsmafsnahmen richtig zur Ausführung gelangen, 
veranlavven die Berufsgcnossensc haften eine eingehende Ueberwachung der 
Betriebe durch ihre Vertrauensmünner und ihre besonders angestellten besoldeten 
»Beauftragten« (Revisii)nvingenieure etc.). Die Thiftigkeit der Letzteren hat in 
netic^ter Zeit an Ausdehnung und Bedeutung erheblich zugenommen. 

Nach der Feststellung vom 1. Oktober 1899 waren bei 33 gewerblichen und 
3 landwirthschaftlichen Berufsgenosscnschuften 334 Beauftragtenstellen vorhanden, 
welche von 208 Beauftragten versehen wurden; 10 von diesen Beamten be- 
kleiden derartige Stellen bei verschiedenen Berufsgenossenschuften. Von diesen 
Beauftragten ist ein grofscr Theil mit der Ueberwachung der Betriebe betraut. 
Sie erscheinen bald da, bald dort unvermuthet in den Betrieben und veranlassen 
so Arbeitgeber wie Arbeiter zur stund igen Handhabung der vorhandenen Schutz- 
vorrichtungen, auch getH*n sie sachverständigen Rath zur Merstellung von Sicherheits- 
vorkehrungen. Zugleich tu'wirken sie durch Belehrungen, dafs der Genossen- 
schaft Kosten und SchreibarKrit, den l'nternehmern Strafen erspart werden, und 
fördern bei Letzteren die Synipathieen für die l*nfallgesetzgebung. 

An Kosten wendeten die Berufsgenovsenschaften für Ueber>vachung der Ge- 
werbebetriebe im Jahre 1898 534439 Mark« durchschnittlich 1,17 Mark auf 
den Betrieb, auf; seitens der LandwirihMrhaft sind für BetriebsObcr>vachung nur 
1643 Mark verau'^gabt. Besonders thun sich durch gute BetriebsUberwachun^ 
folgende Berufsgenossenschaften hervor: 
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Dafs diese UnfallverhOtungsthfltigkeil sich ganx ausgexetchnet 
bewahrt, liegt in der Natur der Sache. Namentlich ist ihr die Abnahnie der 
schweren Unfälle zu danken. Wenn sie bisher nicht auch die leichteren Unßiilc 
reduzirte, so wirken hier andere ^ bereits oben S. 167 erwähnte Momente hemmend 
entgegen, doch werden auch diese mit der Zeit Oberwunden werden* 

Einen anschaulichen Beleg von dem günstigen EinAufs der Unfallverhiltunf; 
bietet der Bericht des Vorstandes einer Holx*BerufvgefH>ssenschaft vom Jahre 189} 
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Dort heifst es: »Das Unfallvcrsicherungsgcsetz fand bei seinem Inkrafttreten die 
Scluitzvorrichtungen in der Holzbearbeitungs- Industrie sehr spärlich und mangelhaft 
vor. Die aufserordcntlich zahlreichen Variationen in der Bauart und der Ver* 
wen Jungsweise der Holzbearbeitungsmaschinen, sowie die hohen Anforderungen 
hinsichtlich der Lcistungsßfhigkcit, die an diese Maschinen und ihre Bedienungs- 
aibeitcr gestellt werden, schienen es früher unmöglich zu machen, hier bestimmte 
Scluitzvorschriften festzustellen. Die alteren Fabrikaufsichtsbeamten, von denen 
sich einige besonders fUr dieses Gebiet interessirten , waren nicht im Stande, in 
ihren Anordnungen auf dem Gebiete der Holzbearbeitungsmaschinen genügend 
/ii spezialisiren, da ihnen die dazu erforderliche besondere Fachkenntnifs fehlte. 
Auf diese Weise fehlte die Angabe der ftkr jeden speziellen Fall geeigneten Schutz- 
vorrichtung, ebenso, wie es den Beamten der staatlichen Gewerbeaufsicht unmöglich 
\v;ir, den vielen Einwendungen der Betriebsuntemehmer gegen die verlangten 

Anordnungen zu begegnen Jetzt nach 10 Jahren liegen die Verhältnisse 

wesentlich anders; wir haben an der Hand der Unfälle umfassende Erfahrungen 
t^CNummelt, unsere Beauftragten haben die in Betracht kommenden Verhaltnisse 
allerorten genau kennen gelernt, alle Neuerungen auf dem Gebiete der Unfall* 
Verhütung studirt und probirt. Wir wissen nun, wie weit wir in unseren An- 
forderungen an die Sicherheit gehen können Einen sehr beachtens- 

werthcn Erfolg haben wir durch unsere direkte Einwirkung auf die Fabrikanten 
von Holzbearbeitungsmaschinen zu verzeichnen. Wir haben dieselben nach langem 
Bemühen jetzt endlich so weit gebracht, dafs sie ihre veralteten und unpraktischen 
Schutzvorrichtungen unseren Anforderungen entsprechend umgestalten und nach 
und nach wohl keine Maschine mehr ohne die geeigneten Sicherheitsvorkehrungen 
liefern werden. Thatsachlich hat in Folge unserer intensiven all- 
seitigen Bemühungen die Schwere der maschinellen Unfälle sehr 
abgenommen; einzelne charakteristische Arten von schweren Ver- 
letzungen, die früher sehr häufig waren, kommen kaum noch vor.« 

Alle die vorgeschilderfen Leistungen der Unfallversicherung kommen den 
Arbeitern der Unfall versicherten Betriebe ohne jede pekuniSre Gegen* 
leistung zu Gute. Denn die zur Deckung der Kosten erforderlichen Beitrage 
werden ausschliefslich von Unternehmern aufgebracht. 

Nur insofern tragen die Arbeiter an der Gesammtun falllast mit, als sie zu 
^cn Krankenkassen, denen die Fürsorge für Verletzte wahrend der ersten dreizehn 
Wochen obliegt, neben den Unternehmern Beitrage leisten. Indessen werden die 
Krankenkassen im Vergleich zu den Berufsgenossenschaften von Unfällen nur 
der Zahl nach häufig in Anspruch genommen, die hieraus den Kassen erwachsende 
Belastung hingegen ist so gering, dafs nach Berechnungen, die ßlr die Jahre 1886 
bis 1895 angestellt wurden'}, nur 8 Prozent von den Unfalllasten auf die Arbeiter, 
hingegen 92 Prozent auf die Unternehmer entfallen. Dieser geringen Betheiligung 
der Arbeitnehmer an der Gesammtunfalllast steht die sehr erhebliche Betheiligung 
der Arbeitgeber (33 Vs Prozent) an der Gesammtkrankenlast gegenüber, von 
welcher, wie S. 143 erwähnt, unter Zugrundelegung der Krankentage nur 6,6 Prozent 
durch Unfälle, also 93,4 Prozent nicht durch Unfiiile bewirkt werden. Die Arbeiter 
stehen sich sonach mit der genannten Lastenvertheilung finanziell ganz günstig« 

*) Zu vergl. Reichstags -Drucksache 1895/97 Nr« 909t: 

Unfallstatistik t886-*i895 
Zahl der Finanx- 

UnfUle belastung 

Krankenkassen 84 Prozent la Prozent 

Beniftgenossenschaften • • • • • 16 • 
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Unminelhare ^ViHlung. — III. Die Unfallversicherung. 



Was nun die Beitrüge der B 
>ie sich im Jahre 1898 allein auf 
Juhre erheblich ge>lie}{en, weil die 
der zur Kntschüdigung gebrachten 
uh<u S. 164) sich erhöht haben: 

Gesammtausgahen *) 



etriebsunternehmer anlangt , so bclicfcn 

74 Millionen Mark. Sie sind im l^ufe ikr 

Unfall kosten UK*rhaupt infolge ZunahnK- 

Unfülle vüber die Gründe dieser Zunahme 



^•IH 


JL 


1885 


986 118 


1886 


10 517 384 


1887 


19732598 


1888 


26813 003 


1889 


33 »57950 


1890 


39248 163 


189t 


46 682 835 



Jahr 


Gcsammiausgahcn ') 
JL 


1893 


33 760 694 


.8y3 


58 943 080 


1894 


64 083 970 


1895 


68 434 379 


1896 


73 389 500 


1 897 


77 7»5 y<»5 


1898 


84 »'5 779- 



Auch im Verhilltnif^ zu den von den l^ntcrnchmern verausgabten Lohn 
summen sind die Aufwendungen für die l'nfalKcrNicherung gestiegen ^ erst in 
den drei letzten Jahren macht sich eine kleine Abnahme der diesbezüglichen 
UnfalUnrlastung K*merkbar. Aehnlichcs gilt in Bezug auf das Verhültnifs der 
L'nfallkosten zur Zahl der Versicherten, wie folgende Daten der gewerblichen 
Unfallversicherung besagen: 

Gesammtauftgabcn 



Jahr 


Betrag der an* 

rcchnungsDhigen 
lUihne 


absolut 


auf 
1000 JL 


auf 
1 Vcf. 






iJihne 


sicherten 




JL 


JL 


JL 


JL 


1885 


475 889 968 


981 222 


7M 


o,ti 


1886 


2 228 338 866 


10305253 


4/»> 


«t«9 


1887 


«389349537 


«9 «57 395 


8,oj 


4»«/» 


18S8 


2 646 0<)2 6(>ö 


25 146874 


9'M» 


5,«j 


1889 


2 947 « 38 40Ö 


29 61 1 299 


10^5 


6,1 1 


i8(K> 


3 183 823 207 


33304 ««5 


10,16 


6,«iii 


1 8<'| 1 


3 3«« 444 3«" 


37^9« 755 . 


■ItU 


7tw 


1 8<')2 


3292782433 


41 469702 ■ 


12,^ 


8,17 


1893 


3 366 587 328 


45 «09 «45 ! 


• 3»»« 


8,71 


i8c>4 


343« 7'4378 


47 «67493 1 


i3*;* 


8,99 


• 893 


3 577 395 «^« 


49 «74 ««6 i 


«3^75 


9^ 


i8()6 


3 92« 99^ 3^9 


50 888 364 1 


«a,y7 


8^7 


i8i\7 


4 253 020 600 


52444031 1 


«ao3 


S,tM 


1898 


4 643 468 926 


56452235 1 


12,16 


8,91. 



NaturgemSf» ist diese Belastung für die ein/eliien Gewerbezweige wegen Jv* 
verschiedenen Lnfallgefahr, der sie ausgesetzt sind, \ erschieden. Am Höch^tv*^ 
sind durch die Unfallversicherung die Betriebe der Fuhnverks«, der See- im^ 
der Mölleret • Berufsgenossenschaft belastet; sie haben im Jahre 1898 Ober 2«, h 
vtm I Mark l«ohn R)r die Unfillxersicherung aufzubringen. Am Geringsten ^dJ 
die Betriebe der Tabak-, der Seiden- und der Bekleidungsindustrie 'BerufsgerK»svn 
schaft (mit \ielen weiblichen ArK'itern) K-tmlfen, hier beansprucht die Tut 



*^ FOr die gewerbliche und landw inhsvh.ifilivhe Unf.ill\ ersicherung cintchliefsli^^ 
der Versichern ngvin«ulien der Bauge>« crit • BcrufsgcnosseAVThaHcn und der Tief)' 
BerufigenouemclMA. 
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1. Leistungen der Unfallversicherung^ 187 

\ci Sicherung nur 0,13, 0,19 und 0,30 Pf. pro 1 Mark Lohn. Das Nähcrc darOber 

deicht folgende Zusammenstellung aus dem Jahre 1898: 

Auf 1000 Jl 
^ , , , « - . ^ anrechnungslÄhigc 

Stark belastete Berufsgenossenschaften l^hne entfallen 

Unfallausgaben 

Fuhrwerks -Berufsgenossenschaft ^6^7* 

See - Berufsgenossenschaft 35,91 

Müllerei -Berufsgenossenschaft 25,^7 

Bayerische Baugewerks - Berufsgenossenschaft 2 1 ,Ra 

Brauerei- und Mülzerei - Berufsgenossenschait ? > ^75 

Nordöstliche Baugewerks - Berufsgenossenschaft ^ 1 ,34 

Westdeutsche Binnenschitfahrts- Berufsgenossenschaft 20,99 

Knappschafts -Berufsgenossenschaft I9,<i7 

Tiefbau - Berufsgenossenschaft 1 9,43 

Klbschitfahrts - Berufsgenossenschaft 1 8,70. 

Gering beinstete Rerufsgenossenschaften 

Tabak - Berufsgenossenschaft 1 ,16 

Seiden - Berufsgenossenschaft i)» 

Bekleidungsindustrie -Berufsgenossenschaft 3,01 

Buchdrucker- Berufsgenossenschaft 3,05 

Süddeutsche Edel- und Unedeimctall- Berufsgenossenschaft 3,93 

Töpferei -Berufsgenossenschaft 4,13 

Papicrverarbeitungs - Berufsgenossenschaft 4,61 

Sachsische Textil -Berufsgenossenschaft 4,65 

Süddeutsche Textil - Berufsgenossenschaft 4,66 

ßerufsgenossenschaft der Feinmechanik 4,69. 

Von den 84 Millionen Mark Unfallausgaben im Jahre 1898 treffen allein 
71 Millionen auf Entschadigungsbetrifge, 2 Millionen auf deren Feststellung, 
I Million auf Unfallverhütungszwecke, wie nachstehende Spezialisirung ersehen liffst: 

■ 

JL 

i\) Entschüdigungsbeträgc 71 108 729 

b) Kosten der Unfalluntersuchungen und der Feststellung der Ent- 
schädigungen 2 272 234 

c) Schiedsgerichtskosten 979 014 

Ueber>vachung der Betriebe 545 030 

Kosten bei Erlafs von Unfallverhttlungsvor- • 

Schriften 37715 

i\ IT r 11 u«* I Prämien ftlr Rettung Verunglückter und filr 

11 Unfallverhütungs- /au j it im u Mt 

. \ Abwendung von UnglOcksfallen, sowie 

Kosten \ Kosten der Fürsorge ftlr Verletzte inner- 

halb der ersten dreizehn Wochen nach dem 

Unfälle 630 553 

überhaupt 1 213 298 

^ . „ ., i Kosten der ersten Einrichtung 870 

^■' ^EnTkosTeT ^"f-^«^ VenvaI.ungskos.en.* 8 , 57 7^ 

uaiiungsKosien ^ überhaupt 8 1 58 583 

T) Einlagen in den Reservefonds 483 921 

Ausgaben Oberhaupt ••.. 84215779« 



lS8 UnmittellMirt Wirkung. — IV. Di« Invalidenversicherung. 

Die Vcnvaltungskostcn mit 8 Millionen Mark betrugen fdr Jas Jahr iSui 
fast lo Prozent (9,7) der Gesimmtausgahen, indcw*»en geht dieser Prozentsatz fort 
gesetzt zurück: 

Vcrwaltungskosten Verwaliungskotten 

aberhaupi i« P«;ozent al,erhaupt »« "]~'«*' 

Jahr ' ^ "^ Jahr ' ^ "•'^ 

1000 JH Gesammt- 1000 Jl Gesammt- 

ausgahen ausgaben 

1885 97>9> 9891' 1893 3646^9 10,70 

1886 3916,4 27,73 1893 6038,0 IO,s8 

1887 3 «33^ 15,83 1894 6673,0 10^1 

1888 3890,^ 14,51 1895 7091,7 10,36 

1889 4389^ 13,84 1896 7401,4 10,09 

1890 4871,6 ia,4t 1897 7806,6 10^ 

1891 5333»4 11,43 1898 8158,6 9,69, 

gcwifs ein Zeichen, dafs die Durchführung der Unfallgcsetze sich immer nuhi 
vereinfacht, und die Versicherung selbst sich immer besser einlebt. 

Den Gc*vimmtau^gaben der Unfallversicherung mit 84 Millionen Mark in 
Jahre 1898 stehen an Einnahmen 107494460 Mark gegenüber. Al^^oclur 
von den Beitragen, die die Hauptquelle derselbHrn bilden (74 Millionen), ciii 
stammen sie LeberschQssen aus den Vorjahren, Reservegeldem , Strafgeld t-m 
Zinsen etc.: 

OL 

Bestand zu Anfang des Rechnungsjahres , 21 709 oj ; 

Eingegangene Beitrüge (Umlagen, Prflmien) 74 '7^ y*^ 

Entnahmen aus dem Reser\cfonds 3 978 v^ 

Strafgelder 183«;: 

Einnahmen aus Polizen 4^> 

Zinsen 730 g:; 

Sonstige Einnahmen ^713 ^**^ 

Einnahmen tiberhaupt 107 494 4'-«* 

Dafs die Vermögensxerhültnis^e der BerufvgcnovsenM: haften Oberhaupt w^Ip 
ge(»rdnet sind, beueiM das Vorhandensein von 137 Millionen Mark RcserAcn r^ 
Jahre 1898. Davon beMtzen ^^ Millionen die landwirthschaftlichen, 131«! Mi' 
lionen die gewerblichen Beruf^'genossensc haften. Die Unfall verxicherung n )■ 
hiemach auf einer soliden Grundlage, und ist iha* fortdauernde Lei^tungNfjhiukv 
hinreichend gewährleistet. 



IV. 



ie Invalidenversicherung. 

1. Versicherungsanstalten« Versicherte, Art der Unter- 

stOtrungsflUle. 

•Invalidenver^icherungvgesetz« heifst der ofhzielle TitH des Gesetzes, wcK^h 
Ibr die Invaliden- und die Alter%\ersichenmg der Arbeiter Sorge trSgl. Di^^ 
jOngste Zweig der Deutschen ArK*itervcrsicherung kommt einer allgeimi"'' 
Volksversicherung am nüchsten, insofern aU gegenüber der Kranken- und L'ni-«l' 



I. Versicherungsanstalten, Versicherte, Art der UnterstOtzungsfillle. 
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Versicherung hier noch weitere Kreise der Bevölkerung in den Bereich der Ver- 
sicherung gezogen sind. Fast die Gcsamnitheit der Lohnarbeiter, deren man rund 
i(> Millionen zählt, unterliegt der genannten Versicherung. Nur ein kleiner Theil 
jvi nicht inbegriffen, meist Personen im öffentlichen Dienst, denen die Wohlthat 
einer Versicherung gegen Invalidität und Alter auf andere Weise (in Form von 
Pensionen, Sustentationen etc.) zu Theil wird. 

Wie viele Personen im Ganzen gegen Invalidität und Alter versichert sind, lü&t 
sich genau nicht angeben. Auf Grund angestellter Schützungsberechnungen beziffert 
man ihre Zahl • auf 12,7 Millionen Personen (S,f Millionen münnliche, 
4.; Millionen weibliche), d. i. etwa zwei Drittel der envcrbsthtftigen Bevölkerung. 
Allerdings sind gegen Unfall etwas mehr Personen (17 Millionen) versichert; dies 
rührt daher, dafs — abgesehen von den der Bau- Unfallversicherung unterliegenden 
x)!;. Kleinmeistern — bei der Landwirthschaft neben den Arbeitern und Betriebs- 
bcaniten zum erheblichen Theil auch die landwirthschaftlichen Unternehmer der 
rnfallversichcrungspflicht unterliegen; beispielsweise umfafst die landwirthschaft- 
h'chc Unfallversicherung in Bayern auch alle Grundbesitzer (ohne Rücksicht auf 
ihr Einkommen) und deren Familienangehörige, und es bilden infolge des 
rcbcr\viegens der mittleren und kleinbäuerlichen Verhältnisse die Unternehmer und 
ihre Familienangehörigen dort sogar die Mehrzahl der Unfall versicherten Personen.') 
Bei der Invalidenversicherung ist der Kreis der Betheiligten schon aus dem Grunde 
i;röfscr, weil alle gegen Lohn beschäftigten Arbeiter, insbesondere auch Dienst- 
boten, der Versicherungspflicht unterliegen und für alle diese Beitrage zu zahlen 
sind.*^) Nicht viel Erwachsene wird es geben, die nicht als (beitragspflichtige) 
Arbeitgeber oder als Arbeitnehmer, vielleicht gleichzeitig in beiden Eigenschaften, 
von dem Gesetz erfafst werden. 

Um deswillen bedeutete die Einführung der Invalidenversicherung einen 
noch gröfseren EingrifT in das Volksleben als die der übrigen Arbeiterversicherung, 
!;an/ abgesehen davon, dafs auf diesem Gebiete vorher das Allerwenigste ge> 
>chehen war, und die genannte Versicherung mit einem Male in ihrer grofsen 
Ausdehnung in Kraft trat; mit einem Schlage wurde das ganze grofsartige Werk, 
wurden viele Neueinrichtungen, Anstalten, Behörden, Beamtenstellen zum Zweck 
des Vollzuges des durchaus neuen Gesetzes ins Leben gerufen. 

Zur Durchführung der Invalidenversicherung dienen neben dem Reichs- 
Versicherungsamt als oberster Instanz 31 grofse territoriale Versicherungs- 
an stalten, aufserdem 9 besonders zugelassene, nicht territorial abge|;renzte Kassen- 
einrichtungen (nämlich 4 Knappschafts- und 3 Eisenbahn - Pensionskassen). 

Einen Begriff von der Gröfse des erforderlichen Verwaltungsapparates geben 
folgende Daten: 



') Zu vergl. die Denkschrift des Königl. l>ayerischen Staatsministeriums des Innern, 
Ahlheilung für Landwirthschaft, Gewerbe und Handel, betitelt »Der Stand des landwinfa-» 
schafilichen Genossenschaftswesens in Bayern 1899«, Manchen 1900^ Seite 123 und 115. 

*) Dem Berufe nach vertheilten sich die versicherungspflichtigen Personen nad» 
Schatzungsberechnungen auf Grund der BerufszShlung vom Jahre 1895 wie folgt: 

^ ^ Invalidenversicheruitgspflichtige 

mflnnliche weibliche Oberhaupt 

Landwirthschaft 1215809 1390008 3805817 

Industrie 4716985 941 819 5 668804 

Handel 573 ^M 3^9779 883667 

Häusliche und öffentliche Dienste »90 9«9 M 164051 i 454971 

Zusammen...« 7707601 4105658 1181315^ 



iqo Unmittelbare Wirkung. — IV. Die Invaltdenvenidiening. 

Für die 31 stnntlichcn VcrsichcrungsanMaltcn waren thiftig: 

Mitglieder iler Vorstünde 149 1 y» 

Darunlcr: Vertreter j ^^ Arbeitgeber 37 jx 

{ der VerMchcrten 37 3X 

Beamte 658 1 303 

Mitglieder der Ausschüsse 618 610 

Vertrauensmänner 38 086 66 1 y^ 

Konirolbeamie 339 3i('> 

Schiedsgerichte 613 41)5 

Besondere Marken Verkaufsstellen ,. 7 984 8 92 1 

• / Krankenkavsen 4 436 5 323 

\ Gemeindebehörden und sonstige 
Mit der Einziehung ^ von der lindes -Zentralstelle 

der Beitrüge betraute '. bezeichnete Stellen i ^4^ ^ 94^ 



I von der Versicherungsanstalt ein- 



gerichtete Hebestellen — 1 . 

Trotz ihres erst achliührigen Bestehens hatte die Invaliden\ersicherung schdii 
in recht zahlreichen Füllen (Ür ihre Ven^icherten einzutreten. Gleich \tin 
Anfang an, im Jahre 1891, unterstützte sie nicht weniger als 133936 AllcrN 
renlner, d. h. alle damals über 70 Jahre alten Versicherungspflichtigen, weklun 
wegen der UebergangsJvstimmungen die Wohlthat des Gesetzes sofort und ohne 
nennenswerthe Gegenleistung ziihel, imd 31 Invalidenrentner. Seitdem ist Jic 
Zahl der Rentner wesentlich gestiegen. Inzwischen wurden nümlich (seitens samint 

lieber Trager der Versicherung) bewilligt: 

^ . , . Falle von 

^'*' ^^ Dcitra^serstattungei) 

im Jahre Invaliden- Alter»- j^ Vcr- im Tode». 

renien renten hciraihung falle 

1891') 31 133936 — — 

1893 '7 7*^4 43138 — — 

«893 35 «77 3« 083 — " 

1894 47385 33871 — — 

1895 55983 30 «44 8245 »»7« 

1896 '64450 35953 63444 16766 

»897 75 746 33 330 99 805 33 537 

1898 84781 19535 131977 35811. 

Bis zum I. Januar 1900 wurden insgesammt 477 930 Invalidenrenten utuf 
355355 Altersrenten zuerkannt. 153611 Invaliden-, if>o 133 Altersrenten tick 11 
davon wieder weg infi>lge Todes oder Auswanderung der Rentenbcrcchtigtv-n. 
Wieilererlangung der ErAverbsfJhigkeit, Bezugs \on Unfallrenten oder aus ander». n 
Gründen. Es liefen also Anfangs des Jjhn> i()oo noch 334319 Imalidenreniwn 
und 195 133 Altersrenten gegenüber 364899 Invaliden- uiuJ 301 339 Altersrcnivn 
im Vorjahre. Die Invalidenrenten sind demnach immerfort iKKh stark im Wach^vH 
und haben die Altersrenten, \% eiche infolge l*eberwiegefis de» Abgangs Ober iKt) 
Zugang sich immer mehr verringern und wohl bald den Behamingszustand «.r 
reicht haben, bereits weit Überflügelt, wie denn überhaupt die Invalidenvcrsichcrm*^ 
den wichtigeren Theil des Gesetze» bildet und letzlere» daher kurzweg »Invalidcii- 
ver^ichcrung^esctz« genannt ist 

*) Bezogen »eil dem Jährt 189t wurden »926 Invaliden- und 166174 Altersrenten, 
•llerdtng» wurden »ie tum Theil erst nochtrlglich, in »pAiertn Jahren, mit rOckwtricn«>ivr 
Kraft iMwinifL 
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Anlangend die persönlichen Verhältnisse der Rentner, so crgiebt die 
SLiii>tik zunächst hinsichtlich des Alters ftlr diejenigen, welche Ende 1898 von 
Jen 31 Versicherungsanstalten noch Renten bezogen, 

Invalidenrenten < 



Altersgruppen 

io bis 24 

I 29 

• 34 

• 39 

• 44 

• 49 

' 54 



r? 
4? 






69 



abtolut 
2269 
6222 
7014 
8488 
10^81 
15817. 

23454 

35*69 
50672 

57 5<^4 



70 und darüber 41962 



Proicnt 

2f« 
3>J 

z 

9,0 

"9>5 

22,1 

i6,t 



Altersgruppen 



Altersrenten 
absolut Prozcot 



70 

7« 
7' 
73 
74 



10686 

"5 77^ 
18566 

20 197 

19772 



70 bis 74 84997 

75 ■ 79 81822 

80 • 84 26761 

85 > 89 ; 438S 

90 und darQber 393 



9i« 

lOyo 

4^,1 
4«t» 

V 
o,« 



Summe.... 259312 100 | Summe.... 198361 loo^ 

k\a\\ mehr als drei Viertel aller Ipvalidenrentner Über 50 Jahre, mehr als die Hälfte 
ül>or 60 Jahre alt sind. Mit dem Alter nimmt eben die Invalidität und die 
linaliditiltsgefahr stark zu, treffen doch erfahrungsgemiifs jahrlich 

auf I 000 Versicherte , ,. ..._. ^„ 

Invaliditfltsfalie 

1,6 





im 


Alter 


von 


20 


bis 


40 


Jahren 


40 


n 


50 


» 


50 


» 


60 


» 


60 


9 


70 


> 



5^9 

16,8 

48,0. 

Dem Beruf nach sind die Invalidenrentncr zumeist gewerbliche Personen, 
aber nur der absoluten Zahl nach. Im Verhültnifs zur Zahl der Versicherten 
wci^t die Landwirthschaft weit mehr Invalidenrentner auf. Noch ungünstiger für 
Jic Landwirthschaft ist die Verthcilung der Altersrenten; zu ihr gehören, wenn 
man wieder das Verhültnifs zur Zahl der Versicherten zu Grunde legt, vier Mal 
^o viel Altersrentner als zur Industrie: 

Zahl der Alters- 
remnerO 

gcschiut nach Bcrafb» 
fttatittik 1895 

in fromillc 
der Ver- 
absolut sichcfimg»- 
pflichtifCB 
jedes Bcmfb 



Beruf der Rentenempfönger 



Zahl der Invalidenrentner, 
denen bis Ende 1895 Renten bewilH|;t waren, 



männ- 
lich 



absolut 

weib- 
lich 



55 "34 
7704 



A. landwirthschaft, Gflrtnerei, 
Thierzucht, Forstwirthschaft, 
Fischerei 47 460 

ß. ßer)«bau und Hüttenwesen, 
Industrie und Bauwesen .... 

C. Handel und Verkehr 

I). Hausliche Dienste, Lohnarbeit 
wechselnder Art ^ . . 

E. Militflr-, Hof-, bQi^erlicher 
und kirchlicher Dienst und 
freie Berufe 

F. In der Haushaltung ihrer 
Herrschaft ^ lebende Dienst- 
boten r 



in Promille 
der Ver- 
sicherung»- 

«^ .««•«%«•« Pflichtigen 
sammen j^^cs Beruft 



zu- 



14436 61896 16,1 



9952 
918 



65086 
862a 



IM 



4848 349a 8340 



3 95« 



433 4 3^ 



"5»7 



84t 9293 10 134 



Zusammen 119938 dßbH 15846a 13,« 



103 853 a7,. 



400a 



7>i 



18 193 lags 



168 aa8 14,«. 



*) Die Altersrentner sind gleich gesetst der Zahl der Ober 70 Jahr alten Versieh 
rungspflichtigen (des Jahres 1893), hinter welcher die Zahl der enteren freilich lurQdibleibc» 
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Verursacht ist die Im'aliditilt weitaus am Hfiufigstcn durch LungentuKr 
kuluM? und andere Lungenkrankheiten, ferner durch Entkrfiftung, Blutannuih 
und Altersschwliche; durch Gelenkrheumatismus und Gicht; Krankheiten der 
BcwegungNorgane, des Herzens und der grofsen Blutgeßffse. Diese Haupt 
ursiichen der Invaliditüt zeigen sich sowohl beim münnlichen wie beim weiblichen 
GcMThlecht, wenn auch in etwas anderer Reihenfolge. Im Einzelnen wurde 
hicrt)ber (br 151 083 (1 14 581 mUnnliche, 36303 weibliche) Invalidcnrentner der 
Jahre i8cjt bis 1893 Folgendes festgestellt:') 

.. .. . Invalidenrentner 

Invaliditltsurtache ... .^.. . 

männlich weiblich lusammtn 

Kntkr.lftunf;, Blutarmuthy Altersschwache la 284 3 489 17 773 

Gelenkrheumatismus, Gicht 7 161 3 14a 10 503 

Muskclrheumatismus a oa8 770 1 308 

Tuberkulose der Lunsen 14 00a a 706 16 jbS 

• anderer Organe 1 050 374 1 424 

Krebs eic. 1 709 760 a 559 

Sonstige Alicemeinleiden 683 aai 014 

Getstc>krankneiten 1 37] 407 1 840 

Gehimschlagi)u£i 3 360 893 4 250 



Krankheiten des RQckenmarks a9o6 313 341«) 

einzelner Nerven und Nervenbezirke a aq^ 974 3 lUH 

• der Augen 3 ao8 a agi 7 ^79 






• einzelner Nerven und Nervenbezirke a aq^ 974 3 lUH 

5 ^ * 'S' 

der Ohi^n 433 107 010 

der Athmungswege 4 977 9H4 3 qoi 

des Brustfells 339 83 £12 

• der Lunge, ausseht. Tuberkulose a3 507 4 3a4 a8 o;i 

• des Herzens und der grofsen BlutgeHlfse... 3 959 30>9 8g&S 
Sonstige Krankheiten der BlutgeHlfM?, LymphgeHlfse und 

Lymphdrüsen ^S 387 1 352 

Krankheiten des Magens 3 010 1 130 4 778 

• des Darms der l^ber oder Milz 1 a33 404 1 (»3; 

• der sonstigen Verdauungsorgane aio 17 255 

Unterieibsl>rOche 3 oao 483 3 305 

Krankheiten der Nieren 1 a8i 397 1 579 

• der Harn- und Geschlechtsorgane 826 1 448 a 374 

• der Haut und des Unterhautzellge webet. .. . *> 593 109a 3^^«. 

• der Bewecungsorgane 6 733 a 403 9 mc> 

Folgen mechanischer Verletzungen ^ 7&I ^83 3449 



Zusammen. ... 1 14 381 36 30a 131 083- 

Am StJrkMcn treten die Lungcnkrjnkhcitcn« zumal die Tuberkulovr, bei Jvf 
Industrie hcrxor, und hier wiederum bei den Mlinnem. Von allen mdnnlivfun 
Arbeitern der Industrie, die bis zum 30. Jahre invalide werden, leiden niimlivh 
mehr als die Hülfte an Lungentuberkulose. Hbeav> iM bei den mfinnlulKn 
Arbeitern, die bis zum 40. Lebensjahre ihre Arbeitsfähigkeit eingcbOf\t h.iK't). 
in mehr aK der Hülfte der Fülle dies die Folge von Lungenkrankheiten. In ^^f 
landwinhschaftlichen Arbeiterschaft sind die Lungenleiden Mrltener, d<Kh biKKn 
sie auch hier bis hoch in die drcifsiger Jahre in mehr aU dem dritten Thwt\ 
aller Falle die LrvHrhe der Erwerbsunfühigkeit; häufiger wird letztere hier lur 
.vorgerufen durch l*nterleibsbrüche, Krankheiten der Haut, sowie der Beuegun;:^ 
Organe. Bei den Invaliden, die in Handel und Verkehr tlutig geweM.*n, biKKn 
Geisteskrankheiten verhaltnifsmflfsig h«iulig die Ursache ihrer InvaliditlL 
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2. Leistungen der Invalidenversicherung. 



m 



Im Hinblick auf die verheerende, die Arbeitsenergie unseres Volkes so sehr 
vchüdigende Wirkung, mit welcher nach dem Gesagten gerade die Lungen- 
krankheiten unter der Arbeiterschaft auftreten, sei die Betheiligung der einzelnen 
Altersklassen und hauptsächlichsten Berufszweige an dieser Krankheit noch eigens 
ersichtlich gemacht: 



im 
Alter 
von 
Jah- 
ren 



Bei )e looo bewilligten Renten waren Ursache der Erwerbsunßihigkeit 



Tuberkulose der Lungen 



männlich 



Land- 
wirth- 
Schaft 



duaine Verkehr 



weiblich 



Land- 
wirth- 
schaft 



In- I Gesinde, 
^"•'"* boten 



Krankheiten der Lungen aufser 
Tuberkulose 



mannlich 



Ijind- 
wirth- 
schaft 



In- 
dustrie 



Handel 

und 
Veriiehr 



weiblidi 



Land- 
wirtb- 
schaft 



dustnc ,^^ 



20-24 
25-29 
30-34 

33-39 

40-44 

45-49 

30-54 

35-^9 
00-64 

Ö5-69 



^ 



3 

250 
204 
169 
129 

56 
30 

«7 



548 
521 

459 
407 

322 

232 

"49 
80 

48 
^7 



4^4 
4i4 
344 




182 

107 

66 

37 
«5 



218 
163 
149 

145 

43 

18 
10 



5^6 
483 
381 

M7 
232 

142 

05 



«93 

37 

»5 

>7 
II 



92 

'«3 
123 

149 

185 

218 

221 

215 



62 

90 
121 

162 

209 

240 

277 

272 

233 



88 
40 

39 
112 

9« 
«4« 
173 

•95 



37 



«*3 
119 

«55 

«73 
165 



101 

116 
132 

I2Q 
146 



8 



9» 

«H 
III 

117. 
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Nach dem oben (S. 190) Erwähnten hatten bis 1. Januar 1900 477 930 Per- 
sonen wegen Er^^'crbsunfiihigkeit auf eine Invaliden-, 355 255 wegen vollendeten 
70. Lebensjahres auf eine Altersrente Anspruch. Zur Befriedigung dieser An* 
Sprüche einschliefslich der Beitragserstattungen und Abfindungen, sowie f&r 
Zwecke des Heilverfahrens gelangten nicht weniger als 402 Millionen Mark 
zur Auszahlung. Davon treffen allein 79 Millionen auf das Jahr 1 899, 69 Millionen 
auf das Jahr 1898. 

Hauptsächlich kommen Invaliden diese Gelder zu Gute. So wurden im 
Jahre 1898 34,4 Millionen Mark für Invalidenrenten, 27^1 Millionen für Altersrentea 
venvendet, während, wie schon bemerkt, in den ersten Jahren nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzes die Altersrente, insbesondere wegen der äufserst gOnstigea 
Uebergangsbestimmungen, die höhere Bedeutung hatte. Jetzt kommt entsprechend 
der Absicht des Gesetzes die Invalidenrente mehr und mehr zur Geltung, nach 
erreichtem Beharrungszustande wird es voraussichtlich sogar 1 '/i Millionen 
Invalidenrentner mit Rentenbetrilgen bis zu 450 Mark, aber nur etwa Vi Million 
Altersrentner mit Höchst -Jahresrenten von 230 Mark geben. Dieser Entwicke- 
Uingsgang ist um so mehr zu betonen, weil die öffentliche Meinung Anfang$ das 
Hauptgewicht irrigerweise auf die Altersversicherung legte und, da letztere zu 
wenig und dies in zu spätem Alter leistete, gegen das ganze Gesetz ihre Unzu- 
friedenheit kehrte« 

Wie im Einzelnen sich die Leistungen der Invalidenversicherung 
im Laufe der letzten Jahre gestalteten, zeigt nachstehende Uebersicht: 




«94 



Unmiitclhare Wirkung. — IV. Die Invalidenversichening. 



Invuliden- 
rcnieo 

1891 t»9 

1892 1338902 

1893 5*07293 
i8<^ 10031897 

18^5 15 W 799 

iHtßi 10844729 

1897 17061 3}5 

1898 34 3<i3 3<« 



Altersrenten ^^^^ ' 

15199004 — 

11015008 — 

11 705 614 -• 

M4i95«5 
16496741 

17 316 580 



»7 555 055 
>7 449 835 



«•9345 
«975*48 
339093' 
4 497 478 



Zusammen 

«5 »99 «33 
11 363 970 

17911707 

3^ ^5 «4«» 
41048885 

50 146 357 
^8008111 
06310673 



Oavos itt LMm 
dct Rckte 

6049818 

904t l8( 

1 1 336 890 

IJ 913 III 

16933 «95 

«9235239 
11836871 

14401 014. 



Durchschnttubetrag je einer 



Jahr 



1891 
1891 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 



Invaliden« 
rente 

JL 
««3H7 

II4A 
i 1 8,3t 

131/» 
114/» 

« «7*39 
i«9r«J 
" 30t7$ 



Altenrente 

JL 
114^1 

>«7t97 
1 30,14 

1 26,J9 
132^ 

«34r«o 

•37*»* 
140^1 



Beitragsentattung 

bei 
Verhei- 



raihung 



21,7« 
«3l74 
26,»j 

28/&t 



im 
Todesfälle 



29,>i 
3«»59 
35f9» 

40»39» 



Wohl sind Jah^c^^entc^ wie 130 Mark und 139 Mark, die im Jahre t8<)N 
aK Invaliden- Krzw. Altersrenten ausbezahlt wurden, — trotz ihre» Anwachsctiv 
in den letzten Jahren — keineswej;^ auvreichend, um dem Kmpßinger ein Norgcn 
freie» Auvkommen zu ennöglichen. Dies iM auch nicht K*z\veckt, wie ja die 
Leitungen der Arhciler\erNicherung Überhaupt grundsiitzlich m> gestaltet vitiJ. 
dafs sie an den vollen Verdienst in gesunden Tagen nicht heranreichen, um 
keinen Antrieb zur Simulation hervorzurufen. Darum soll die Invalidenrente nur 
einen thcil weisen Ersatz der verlorenen Erv\erb>fflhigkeiL, die Altersrente nur 
einen Zuschufs zum Erwerbe ntK'h erwerbsfähiger alter Personen bilden. Ihre 
Betrüge stellen sich auch niedriger als die der rnfullrcnte. Denn letztere luit 
die Folgen des vorzeitigen, unvorhergesehenen, plötzlichen, durch die Gefahren 
einer bestimmten Beruf%th^tigkeil xerurNachten Beeinträchtigung der ArK*ii%- 
fahigkeit zu decken und niufs deshalb relativ hoch sein. Dagegen hohes Alter 
und die nicht auf einem Belriet>sunfalle K*ruhende Einbufse der En%'erbsfflliigkut 
sind in der menschlichen Natur begründet, Abnutzung der Krüftc steht mit zu- 
nehmendem Alter n«ich längerer oder kürzerer Frist jedem bevor. 

Jedenfalls sind aber die RentenK*tragc nicht zu unterschätzende Zubuf^vn 
für den LeK*nsunterhalt des alten oder invalide gewordenen Arbeiten. Spe/uü 
der alt gewordene ArKriter ist dadurch in der Loge, eine Leberanstrengung der 
ihm verbliebenen Arbeitskraft zu vermeiden und sich den Rest seiner ErvverK 
f:ihigkeit llinger zu erhalten, den Eintritt völliger Erwerbsunfähigkeit hinaus/u 
schieben. Zugleich ist dem Arbeiter für die Jahre seiner beschnnkten iKier 
gcvrhwundetwn .Arbeitsfiihigkeit der früher bestehende trübe Ausblick benommen: 
er sieht sich nicht mehr angewiesen auf Almosen der Armenpflege oder auf d.t% 
Gnadenbrot bei einem selbst mit der Noth de» Lebens hart kampfenden Vcr 
warkJten, oder auf gelegentliche Unterstützungen, die ihm der Arbeitgeber «kI«^ 



private Wohlthfltigkeit vielleicht gewähren« 



/ 



a. Leistungen der Invalidenversicherang. I^^ 

Bei einigen leistungsßfhigeren Versicherungsanstalten, besonders in Gegenden 
mit besseren Löhnen, stellt sich übrigens die durchschnittliche Höhe der Renten- 
betrtfge erheblich günstiger. So wurden 

die höchsten RentenbetrSge bezahlt 

Durchschnittsbetrag der Renten, 

deren Beginn in das Jahr 1898 fid. 

seitens der Anstalt Altersrenten Invalidenrenten 

Berlin i73>'3 H^t«« 

Hansestädte 1 70,80 141977 

Elsafs- Lothringen 1 54,84 1 38,19 

Rheinprovinz 1 54,14 1 37,<>4 

Braunschweig 1 50,10 ^ 35y«K 

Am Niedrigsten waren die Renten bei dpr Anstalt 

Oberfranken 1 20yf7 1 26,48 

Ostpreufsen 1 32,$i 1 22,73 

Schlesien 1 23,04 1 24,08 

Posen • • 1 26,91 > ^Sy47 

Oberpfalz 1 29,38 1 27,18 

Niederbayem 1 33,09 1 26,64. 

Die besonderen Kassencinrichtungen (vergl. oben S. 189) gewahren im Allge- 
meinen etwas höhere Renten als die Versicherungsanstalten; die höchsten Durch* 
Schnittsbeträge mit 191,10 Mark Alters-, 156,80 Mark Invalidenrente zahlte der 
Suarbrücker Knappschaftsverein. Ncuestens tragen einzelne Versicherungsanstalten 
auf Grund der ihnen durch §. 25 des revidirten Invalidenversicherungsgcsetzes ein- 
geriiumtcn Bcfugnifs dafür Sorge, die Rente statt in Geld in Anstalts- 
pflege und in Naturalien zu leisten, was namentlich alleinstehende oder 
besonderer Hülfe bedürfende Rcntencmpfllnger als bedeutsame Wohlthat empfinden 
werden. Zu dem Zwecke sind mehrere Versicherungsanstalten gegenwürtig mit der 
Errichtung von Invaliden häusern beschäftigt. In Braunschweig will man zu- 
nächst für etwa 10 Personen die Anstaltspllege einrichten; die Anstalt glaubt hierbei 
ca. 1000 Mark nach Absatz der Rente jährlich zuschiefsen zu müssen, »eine im 
Verhifitnifs zur Beruhigung der Pfleglinge über ihre Lebenslage und zur guten 
Bilanz der Versicherungsanstalt winzige Summe«. Findet die Sache Beifall, so 
sollen Hfluser [ihnlichen Umfanges in jedem Kreise des Herzogthums eingerichtet 
werden. In gleicher Hinsicht hat die Thüringische Versicherungsanstalt beschlossen, 
das Rittergut Edelhof in Etzelbach bei Rudolstadt zu einem Invaltdenheim unti- 
zugestalten, in dem Invaliden- und Altersrentenempfänger an Stelle des Renten^ 
bezuges freies Unterkommen finden sollen. Die Berliner Versicherungsanstalt hat 
für Invalidenhauspflege in den Etat des Jahres 1 900 20 000 Mark eingestellt. 

Bei den Rückzahlungen von Beitrügen, welche die Versicherung an 
Arbeiterinnen im Falle der Verheirathung und an die Hinterbliebenen verstorbener 
Versicherter gewilhrt, handelt es sich natürlich nur um ganz geringe Summen — 
nach der obigen Uebersicht durchschnittlich nur um 28,ri3 bezw. 40,39 Mark — ^; 
immerhin dürften auch sie in den genannten Fallen, wenigstens für den Augen- 
blick , keine unwillkommene Hülfe sein. Die Versicherung vertritt hier gleichsam 
Jie Stelle einer Sparkasse. 

Freilich würde es sich in Ftfllen der Beitragserstattung an sich verheinithende 
Arbeiterinnen vielfach mehr empfehlen, wenn diese auf die BeitragserKtattung 
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verzichteten, und, falls sie in der Ehe sich nicht vcrvichcrungspflichtig beschäftigen, 
durch Entrichtung von so Beitragen binnen zwei Jahren (C- 46 des revidirten 
Gesetzes) sich die Rentenanwartschaft crhichen. Denn oft genug kommt es vor, 
dafs junge Frauen durch Kindbett oder andere Ereignisse vorzeitig invalide werden, 
daf» die Arbeiterfrau ihren Nfann durch eigene versichcrungsptiichtige Arbeit in 
der Haltung des Hausstandes unterstützen und bei frtlhzeitigem Tode des Ehe- 
mannes die versicherungspflichtige Beschüftigung ganz wieder aufnehmen mufs. 
Nun mufs sie wieder ßicitrilge ft)r die Invalidenversicherung leisten, an der 
Wartezeit wird ihr aber immer die um 28 Mark preisgegebene Zeit von 
200 Wochen fehlen. Die alte Anwartschaft lebt nicht wieder auf. 

Mit den genannten Unterstützungen, auf welche die Invalidenversicherten 
gesetzliches Anrecht haben, sind die Leistungen der Invalidenversicherung noch 
nicht erschöpft. Das Gesetz wirkt noch in viel weitergehendem Mafse ftlr die 
Wohlfahrt der Arbeiter. 

Vor Allem ist der vorbeugenden Krankenpflege der Versicherungs- 
anstalten zu gedenken. 

Wenn nfiniltch ein Versicherter dergestalt erkrankt ist, dafs als Folge der 
Krankheit Erwerbsunfähigkeit mit Anspruch auf eine reichsgesetzlichc Invaliden* 
rente Ix'sorgt werden mufs, so kann die Versicherungsanstalt zur Abwendung 
des Eintritts der Enverbsunfuhigkeit ein Heilverfahren'} eintreten lassen, und 
zwar soweit dic*ses ihr nach Zeit und Mafs geboten erscheint. Diese vorbeugende 
Krankenpflege, welche im revidirten Gesetze vom Jahre 1899 nfiher ausgebaut 
und auch noch durch das Heilverfahren zum Zwecke der Wiedererlangung der 
ErA\ erbsfJhigkeit — also in Füllen, in denen durch nachträgliche Kranken- 
behandlung eine Besserung der EmpfJnger von Invalidenrente zu erwarten i^U 
— ergänzt wurde, haben die Versicherungsanstalten in der erfolgreichsten Weise 
bereits bethätigt, wie sich aus den ftlr die Jahre 1897 und 1898 vorhandenen 
Daten ergiebt.^ 

13 738 Versicherten wurde im Jahre 1898 die Heilbehandlung seitens ihrer 
Versicheningsanstalt zu Theil. Die Heilbehandlung war in der Hauptsache 
(bei 12424) eine ständige, bestand in einem planmäfsigen Heilverfahren in 
Kranken- und Genesung>hilusem , Heilstatten, Bddcm oder auch in der eigenen 
Wohnung des Versicherten, theil weise war sie nichtständig, worunter 'd\c 
Behandlung in der Sprechstunde de» Arztes, sowie alle einmaligen oder vorüber- 
gehenden Mafsnahmen (Gewährung von Arzt, Arzneien, künstlichen Gliedern etc/' 
verstanden sind. 

Ein Drittel der behandelten Personen (4937) litt an Lungentuberkulose: 
sie erhielten fast sämmtlich (4910) eine »st;indige« Heilbehandlung. Bei den 
anderen 8821 Personen handelte es sich um Krankheiten der verschiedensten 
Art (einschliefslich Lungenerweiterung, Emphysem und Asthma}, auch sie er 
fuhren zumeist (7514} eine ständige Heilbehandlung. 

Anlangend Ort und Art der ständigen Behandlung, so wurden gepflegt 

1^ Lungen- sonstige 

tuberkttlott Kranke 
Krankenhäusern (Kliniken, Naturheilanstalten, Kaltwasser- 
heilaa^^tilien, med iko - mechanischen und orthopädischen 

Instituten etc.) 324 4 1 30 

Heilanstalten Air Lungenkranke, Luftkurorten 3 958 397 

M Zu vergt auch die oben Seitt 177 erwähnte Schrift von Bielefeldt 

^ /u vergl. Amtliche Nachrichten des Reichs -Versicherui^samtt 1899 S. 471 ff. 
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• Lungen- sonstige 

tuberkulöse Kranke 

Genesungsheimen, Rckonvaicszcntcnanstalten 89 846 

Bädern (See-, Mineral-, Schwefel-, MoorbSdem) 523 2 059 

Privatpflege, Landaufenthalt, der eigenen Wohnung 9 35 

nicht nüher bezeichneten Heilstlltten etc 7 47. 

Dauer und Kosten der standigen Heilbehandlung crgiebt folgende Zu- 
sammenstellung für 1898: 

Lungen- andere 

tuberkulöse Krankheiten 
Zahl der Verpflegungstagc auf eine behandelte Person Verpfiegangstage 

bei Männern 73 30 

bei Frauen 83 52 

zusammen 75 50 

Kostenaufwand auf eine behandelte Person JL JL 

bei Männern 3^7) 50 1 ^^957 

bei Frauen : 340,95 14493s 

zusammen 31 5,0a 1 59,10 

Kostenaufwand auf einen Verpflegungstag 

bei Männern 4,30 3,35 

bei Frauen 4,1a 2,78 

zusammen 4,18 3,16. 

Im Ganzen wurden seit Einführung der Invalidenversicherung für Zwecke 

der Heilbehandlung fast 7 Millionen Mark aufgewendet, und zwar von Jahr zu 

Jahr mehr: 

Kosten der 

Jahr KrankenfÜrsofge 

JL 

'89» 373 

1892 31884 

1893 108339 

»894 364577 

1895 631789 

1896 1 175 504 

1897 > 885610 

1 898 . . . . . . 2 629 75a 

Zusammen • . 6 827 828. 

Von den 7 Millionen Mark treffen also allein 2,6 Millionen auf das Jahr 
1898. Für die Erkrankungsfalle, deren Behandlung im Jahre 1898 zum Abschlufs 
gelangte, wurden — einschliefslich der im Vorjahre hierauf erwachsenen Kosten — 
2,8 Millionen verausgabt (von denen die Versicherungsanstalten nur 304 537 Mark 
von Krankenkassen, Gemeinden etc. ersetzt bekamen), und zwar 2,743 Millionen Mark 
für ständige, 26 000 Mark für nichtständige Heilbehandlung. Speziell für Behandlung 
von Lungentuberkulösen wurden im Jahre 1898 1,5 Millionen Mark verausgabt. An 
Angehörige von Versicherten, die in einem Krankenhause oder sonst aufserhalb 
ihrer Familie behandelt wurden und aufser Stande waren, für den Unterhalt ihrer 
Familie zu sorgen, gelangten 95000 Mark seitens der Versicherung ab Unter- 
stützung zur Auszahlung. Hiermit wird für die psychische Hygiene, für dss 
seelische Gleichgewicht der Heilstätten - Pfleglinge Sorge getragen , die nothwendig 
ist, damit der Beginn der Kur nicht zu spflt und der Schlufs der Kur nicht 
zu früh eintritt. 
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Ganz besonders zeichnen »ich in besagter Richtung — unter Zugrundelegung 
der Fülle, deren Behandlung 1898 xuni AbK'hlufs gelangte — folgende Anstalten aus: 

ir^ctM« Kosten 

A^^^i Behandelte auf eine 

An stall Mährens Personen ^}^^ 

Hanv!stidte 379733 807 346,6s 

Berlin .^. . . . . 353377 773 330,67 

Hannover 344 567 1 033 239,07 

Baden 304 605 896 328,35 

Königreich Sachsen 188083 493 38 t »5« 

Westfalen 1 36 039 676 30i ,«4 

Wüntcnilx»rg 131 307 756 1 73,5$ 

PoMfn 137019 996 1 37,5) 

Schleswig - Holstein 119 363 467 255,110 

Grof^herzogthuin Hessen < 04 97 1 485 31 6,43 

Hessen - Nassau 103381 564 181,3). 

In ihnen wurden 1898 \c über 100000 Mark für Zwecke der Heilbehandlung 
erkrankter Versicherter ausgegeben. Eine einzige Versicherungsanstalt, die von 
der Oberpfalz (und zwei bcMmdcre Kavscncinrichtnngen), machte vom Heil- 
verfahren im Jahre 1898 gar keinen Gebrauch. 

Die Aufwendungen haben sich sehr gelohnt. Dies beweisen die Erfolge, 
welche die VerNicherung^nstallcn bei ihrer Heillhatigkeit erzielt hatten. Bei 
C8 Prozent im Jahre 1897, tvi 74 Prozent im Jahre 1898 wegen Lungen- 
tuberkulose Behandelter war Erwerbsunfilhigkeit bei Abschlufs des Heilverfahrens 
in aKehbarer Zeit nicht zu besorgen. Der 1897 erzielte Heilerfolg hielt K*i 
61 Prozent tuberkulös Gewesenen bis Ende 1897, bei 44 Prozent bis Ende i8()8 
an, der 184)8 erzielte Erfolg dauerte K*i 69 Prozent bis zum Schlüsse des Jahres 
t8t|8. Aehnlich war es mit dem Erfolge in Bezug auf die wegen anderer Krank- 
heiten Behandelten. 

l*m das Heilverfahren möglichst erfolgreich und rationell durchführen zu 
können, sind neuerdings zahlreiche VersicherungNanstalten zur Gründung eigener 
Heilstätten geschritten. So sind bereits im Besitz \on Heilanstalten bezw. 
Krankenhäusern die Versicherungsanstalten Berlin, Braunschweig, HansestJdtc, 
Schlesien« Hannover, Elsafs- Lothringen, Brandenburg, Baden, Thüringen, die 
Norddeutsche KnappKchafts- Pensionskasse, der Saarbrücker Knappschaftsverein; 
andere hat>en solche projektirl. Lnter den Heilstätten speziell fOr Lungenkranke 
— meist in gesunden Waldgegenden errichtet — seien hervorgehoben die An- 
stalten Oderberg, Albrechtshaus, Marienheim, Sulzhain, Königsberg, Schwarzenbach. 
Erbprinzentanne, Glückauf, Beelitz, Kottbus, Sandbach, Friedrichsheim und Posen. 

Wohl ebenso zahlreich sind die privatim errichteten Heimslitten Ibr Ge* 
ncsende, Volksheilstiltlen etc., die ihre Entstehung der Invalidenversicherung ver- 
danken und durch diese in Thiltigkeit erhalten werden. Die Gründung solcher 
Institute wird vielfach dadurch gefördert, dafs Versicherungsanstalten billige 
Kapitalien dazu zur Verfügung stellen, in Norddeutschland ün Allgemeinen zu 
dem geringen Zinsfufse von drei Prozent, die oberbayeriscbe begnügte sich sogar 
mit I Vi Prozent, die unterfrAnkischc mit 1 Proacnt 

So erscheinen denn die Invaliden -Versicherungsanstalten ab die eigentlichen 
Triiger der gesamniten HeiKiattenbewegung und insbesondere als die Pioniere im 
Kampfe gegen die Lungenschwindsucht. Sie haben in Verbindung mit dem Deutschen 
Central Komitee zur Errichtung von Heilstätten fbr Lungenkranke ermöglicht^ dafs 
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wie Oberstabsarzt Dr. Pannwitz auf der Gencrnlvcrsammlung dieses Komitees im 
Januar 1900 ausführte, alljiihrlich jetzt mindestens 20000 HeilhcdQrftige in den 
schönsten Lagen des Deutschen Vaterlandes dreimonatliche Behandlungs- und 
Erzichungskurse in Heilstätten durchmachen können. Kein anderes I^nd kann 
dies ohne Weiteres nachmachen, weil es ihm an der so unvergleichlich werth- 
vollen Basis der Invalidenversicherung gebricht. 

Auch sonst wirken die Versicherungsanstalten durch die Art und Weise, 
wie sie ihre enorm gewachsenen Kapitalien anlegen, höchst segensreich. 
Nur zum Theil sind letztere in Staatspapieren angelegt, zumeist werden sie 
anderen produktiven Zwecken gewidmet. So waren von den am Schlüsse des 
Jahres 1897 vorhandenen Kapitalbestünden zu 538 Millionen Mark angelegt 

in JL 

Reichsanleihcn 25 484 1 33 

Deutschen Staatsanleihen und staatlich garantirten Eisen- 
bahnpapieren ,. . 73 298 462 

Provinzialen etc. Schuldverschreibungen und Pfandbriefen etc. 197 716 509 

Darlehen an Gemeinden einschl. Kirchen- und Schulgemeinden 146 104 183 

Hypotheken und Grundschuldbriefen etc 79 '79 734 

Grundstücken 10 576 796 

Sparkasseneinlagen 1 67 736 

Kassenbestand einschl. des Guthabens bei Bankhäusern .... 5 494 800 

Zusammen. . . . 338 022 343. 

Besonders sucht man gemeinnützige Zwecke, die speziell der Klasse der Ver- 
sicherten wieder zu Gute kommen, bei der Ausleihung der Kapitalien zu fördern. 
In solcher Weise wurden bis zum Jahre 1898 nicht weniger als 85 Millionen, 
bis zum Jahre 1899 sogar 134 Millionen Mark angelegt, und zwar speziell für 

folgende Zwecke: 

Bb zum Schlüsse des 
Jahres 

1898 1899 

1 . Bau von Arbeiterwohnungen 35 392 1 18 52 036 1 1 5 

2. Befriedigung des landwirthschaftlichen Kredit- 
bedürfnisses (Hypotheken, Kleinbahnen, Lomd- 
und Wegeverbesserungen, Hebung der Vieh-^ 

zucht etc.) 35 820 064 45 27 1 688 

3. Bau von Kranken- und Genesungshäusern, Volks* 
heilstfltten, Gemeindepflegestationen, Herbergen 
zur Heimath, Volksbädem, Blindenheimen, Klein- 
kinderschulen, Schlachthäusern, Wasserleitungs-, 
Kanalisations- und Entwässerungsanlagen, 
Strafsenbauten , Spar- und Konsumvereine und 
andere ähnliche Wohlfahrtseinrichtungen: Ober- 
haupt 13 680 434 36 421 762 

davon in städtischen Gemeinden 9 873 506 26 502 600 

• • ländlichen » 3806928 9919162 

Zusammen • • • • 84 892 616 133 729 565. 

Hiernach wird namentlich für Besserung der Wohnungsverhältnisse der 
Arbeiter seitens der Invalidenversicherung viel gethan; nicht weniger als 
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ja Millionen Mark haben bis Ende 1899 die Versicherungsanstalten (br den Bau 
von Arbetterwohnungen hergeliehen, im Jahre 1899 allein 16,0 Millionen. 

Schon bald nach dem Inkrafttreten des Gesetzes entstanden an zahlreichen 
Orten, unter allen möglichen rechtlichen Fomien — als Aktiengesellschaften, 
Genossenschaften mit beschränkter Haftpflicht, eingetragene Genossenschaften etc. — 
BaugenosMrnschaften und ahnliche gemeinnützige Bau • Gesellschaften, die zum 
Theil.erst durch die Versicherung ins Leben gerufen, fast alle aber durch Dar- 
lehen seitens der Versicherungsanstalten wesentlich unterstützt wurden. Meist ist 
an die betreffenden Baudarlehvn die Bedingung geknüpft, dafs dem Wohle der 
Arbeiter, den Anforderungen der Hygiene und Sittlichkeit Rechnung getragen 
wird. Beispielsweise haben in Braunschweig') die um ein Darlehen Nach- 
suchenden die Bauzeichnung des zu beleihenden Hauses einzureichen; ist nicht 
itkr jede Wohnung mindestens eine Stube, zwei Kammern, Küche und Keller 
vorgesehen, so lehnt die Versicherungsanstalt den Antrag ab. Ferner haben die 
Antragsteller anzugeben, was die Wohnungen an Miethe kosten sollen, was ^ic 
aus eigenen Mitteln zum Bau aufgewendet haben, und was sie zur Bestreitung 
aller Baukosten im Ganzen anleihen müssen. 

Am Thatkrüftigsten wurde der Bau von Arbeiterwohnungen unterstützt durch 
die Anstalten Rheinprovinz (mit bisher 10,1 Millionen Mark), Hannover ^8,1 Mil 
Honen), Württemberg und Hessen • Nassau (4,1 Millionen). Dann folgen König- 
reich Sachsen (3,h), Baden (3,1), Schleswig - Holstein (2,9), Hevsen (i,;), West- 
falen (3,6), Berlin (1,7), Braunschweig (1,3), die Hanseslüdte (t Million). Die 
übrigen haben je weniger als eine Million venvendet; nur Schlesien, El^afs- 
Lothringen und Mecklenburg sind nach dieser Richtung noch gar nicfit bethiiti^i. 
Zumeist sind die Gelder zum Zinvsitze von 3 Prozent hergeliehen; die Anst.ilt 
Posen begnügte sich mit a'/f Prozent. 

Wenn sich so die Versicherungsanstalten in herxorragendem Mafse an der 
Beschaffung zweck mllfsiger Arbeiterwohnungen betheiligen, so handeln sie djhci 
im wohlverstandenen Interesse ihrer Kassenmitglieder, zugleich aber auch im 
Interesse ihrer eigenen Finanzen. Sind doch gesunde Wohnungen, in welchen 
reine Luft, Licht und Sauberkeit herrschen« körperlich und geistig eine Wohlthat 
für die Insassen und insbesondere der gröfste Feind der Tuberkulose; dur^h 
Beschaffung solcher Wohnungen zu billigem Preise wird zweifellos manchen Ur- 
Sachen von Er^verbsunfahigkeit und Siechthum der Arbeiter vorgebeugt. 

N(Kh mehr können auf Grund des revidirten Invalidenversicherungsgeset/cs 
(S* 164) die Versicherungsanstalten für Besserung der Wohnungsverh3ltnisse Ihun. 
Hiemach darf das VersicherungsveniiOgen bis zur Hülfte (früher nur bis zu einem 
Viertel) in anderen als mündelsicheren Werthen angelegt werden. 

Im Uebrigen verwendet jede Anstalt ihre Gelder entsprechend den ge- 
sonderten Bedürfnissen; jede sucht zu ergründen, was für ihren Bezirk und wo 
speziell es Noth thut und wie nach den örtlichen Verhaltnissen zu helfen ist. 
So widmen Anstallen mit starker landwirthsc haftlicher Bevölkerung namhafte 
Gelder zur Befriedigung landwirthschaftlichen Kredits. 43 Millionen Mark 
wurden so bis Ende 1899 für Hypotheken, Kleinbahnen, Land- und W'egc- 
Verbesserungen, Hebung der Viehzucht, Linderung der Futtemoth etc. hergegeben, 
gewöhnlich mit 37t bis 4 Prozent verzinslich. Am meisten that auf diesem Ge- 
biete die Versicherungsanstalt Pommern, welche bisher qo Millionen Mark zu 
genannten Zwecken auslieh, Sachsen -Anhalt (9,9 Millionen), Hessen -Nassau (6,i\ 
Thüringen (4}, Schleswig -Holstein (3,3 Millionen). Andere fördern andere Wohl- 
bhrtszwecke. Im Ganzen ist es ein edler Wettstreit , in den die einzelnen Ver- 

*} Zu veifL Braunschweigtflchet Mi^gasio vom »7. Amust 189^ 
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>iclierung$anstalten bei Ausübung der ihnen zugewiesenen Aufgaben eingetreten 
sind, und bei dem jede mit den ihr verfügbaren Mitteln das Bestmögliche zu 
leisten bestrebt ist. 

Ein weiteres Feld ftlr diese soziale Thätigkeit der Versicherungsanstalten ist 
Jurch das revidirte Invalidenversicherungsgesetz (§. 45) erötTnet. Dasselbe ge- 
stattet, überschüssige Gelder, die zur Deckung der auf dem AnstaltsvermOgen 
lastenden gesetzlichen Verpflichtungen nicht gebraucht werden, unter Wahrung 
gewisser Kautelen andenveitig im wirthschaftlichen Interesse der der Versicherungs- 
anstalt angehörenden Rentenempfänger, Versicherten, sowie ihrer Angehörigen 
zu verwenden. Als Beispiele erwähnen die Gesetzgcbungsmaterialien ') in dieser 
Beziehung »Erhöhung des zulässigen Höchstbetrages beim Zusammentreffen von 
Invalidenrente mit Ünfallrente oder Pensionen, Erhöhung der Angehörigen- 
Unterstützung wahrend der Verpflegung des Versicherten im Krankenhause«. 

Von dieser Befugnifs wird die Berliner Versicherungsanstalt Gebrauch machen, 
sie will bei Uebemahme des Heilverfahrens eine Angehörigenunterstützung 
über die im Gesetze festgestellten Sätze hinaus bis zur Höhe von 10 Mark 
wöchentlich gewähren. Aehnlich werden voraussichtlich die meisten anderen 
Versicherungsanstalten verfahren, wenn sie sich auch wahrscheinlich nicht zu so 
hohen Sätzen wie die Berliner Anstalt herbeilassen können. 



Alle diese Leistungen der Invalidenversicherung werden der Arbeiterschaft 
nur zum kleineren Theile auf Grund eigener Beiträge zu Theil. Die Hauptsache 
hierzu steuern die Arbeitgeber und das Reich. 

Von den 402 Millionen Mark, die bisher sammt und sonders den Arbeitern 
zu Gute kamen, sind 126 Millionen von den Arbeitern, dagegen 126 Millionen 
von den Unternehmern und 1 50 Millionen vom Reich aufgebracht worden. Im 
Jahre 1898 beliefcn sich für die 31 Versicherungsanstalten die Beiträge der Arbeiter 
und Arbeitgeber auf je 59 Millionen^, der Zuschufs des Reichs auf 34 Millionen 
Mark. Durchschnittlich betrug der Beitrag (&r die Woche 21,55 Pf*y ^i^ meisten 
Beiträge rührten von Versicherten mit mittlerer Lohnhöhe her, indem 

• Zahl der entrichteten Beiträge 

absolut Prozent 

Lohnklasse I bis 350 JL 104 251 255 21 

» II von über 350 bis 550 JL 187 874 1 16 37 

» III » • 550 B 850 » 124002243 24 

» IV > » 850 » 91502540 18 

507630154 100 
gezahlt wurden. 

Seit Inkrafttreten des Gesetzes ist nicht blos die Gesammtzahl der ent- 
richteten Beiträge und der Gesammterlös aus denselben namhaft gestiegen, es 
wuchsen auch die Einzahlungen in die höheren Versicherungsklassen, was sowohl 
als Zeichen der verbesserten Lohnverhältnisse wie namentlich um deswillen er- 
freulich ist, weil für die betreffenden Versicherten gegebenenfalls die Anwartschaft 
auf ausgiebigere Leistungen der Versicherung sich eröffnet: 

■ 

') Motive und Kommissionsbericht , Reichstagsdrucksache 1898/^ No. 93 u. 279^ 
*) In Wirklichkeit sind die Beitrage der Arbeitgeber höher als die der Ari>eiter; 
^ahrungsgemflfs zahlen viele Arbeitgeber, namendich Dienstherrschaften, auch den Bei* 
trag ihrer Arbeiter mit, ohne leuteren vom Lohne in Abzug su br^pgen» 



tot 



im Jahre 
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1891 
1893 
1893 

«994 
Imiahr« 

1891 
1893 
1893 
1894 
1895 
1896 
• 897 
1898 



Zahl der 

entrichteten 

Beitrflgc 

437 183930 
434418503 

438 583 697 
441 859 378 



GesammtertOa 

aus den 

Beiträgen 

JL 
88 886 97 1 

88 530 633 

89 893 307 
93730431 



im Jahre 

1895 
1896 
1897 
1898 



Zahl der 

entrichteten 

Beitrage 

433 303 563 
479 5 1 3 097 
490 680 095 
507 630 1 54 



Gcsammtcrltis 

aus den 

Beitragen 

JL 

95 35" 893 
toi 536 390 

104666 329 

109 386992. 



Von 
I 

33*53 
33^ 

22,73 
33^ 

2M3 



100 Beitragen entfallen 
die Lonnklasse 



auf 



II 

38,3« 
40,3« 

39»»' 
39tu 

38*53 
37t«« 



III 

3l/i6 
22,34 

23," 
23,3« 
23,54 
24f*7 
24,31 
24,43 



IV 

4,^3 
3*77 

4t>« 
4,3« 

4,59 
5*33 

6h« 
8,03 



Von 100 Jl Gesammterlös aus Bei- 
tragen entfallen auf die Lohnklasse 

II 

36,87 
38,^9 



I 

17,06 
>5,7« 

«5»3« 
»5,3» 

13,11 

14,59 
14,06 

«3*34 



37*79 
37*57 

37*«« 
36h« 
35*49 

34.35 



III 

24*9» 
23,7« 

26,J7 

26,6$ 

36,86 

27,19 

27,35 
37,11. 



IV 

21,09 

i9,iii 

20,M 
20,i»i 
30,Ki 

31,71 
33,f 

33,1«. 



Im Ganzen bclicfen sich Ausgaben und Einnahmen der Invaltdcn\cr 
Sicherung (der 31 AnMultcn) im Jnhre 1898 auf 139 Millionen und 143 Millionen 
Mark; die einzelnen Posten sind aus folgender Gegenüberstellung prsichtlich: 

Ausgaben JL 

Renten 33 733 614 

Kapitalabfindungen an Ausländer 5 107 

Kasten des Heilverfahrens • • • . • 3 460 142 

B .. ... i in Fflilen der Verheirathung 3 439 3 1 3 

Beitragserstattungen ) .^ T,^^f«„_ • * ^ J^^ t^'^ 



(in Todesfällen 



4 030 646 
461 387 



33» «34 
2 337 7^^» 

3 I03 

7 13085.4 

73 ^^'y 



Verw'altungskosten 

Kosten der Erhebungen bei Gewährung oder Entziehung von Renten 
Schiedsgerichts- und sonstige Kosten aus Anlafs des Berufungs- 
und Re\'isionsverfahrens 

Kosten der Beitragserhebung und der Kontrole 

Kosten der RechUhQlfe 

Ueberwxisung an den Reservefonds 

Andere nicht vorgesehene Ausgaben • • . • • 

Ausgeliehene Kapitalien etc 81 839 to^ 

Gesamintausgaben .... 138 813 4^4- 
Einnabmeo jL 

« 

Beitrigc 109 386 q<)3 

Zinsen 17 1704'^^ 

Miethe uikl Pacht aus GrundbesiU 46 3U 

Zuschüsse aus dem Reservefonds 33 o>^v 

Erstattung von Rentenzahlungen 3^ 9* ^ 

Strafgelder und andere nicht vorgesehene Einnahmen 197 7-4 

EriOa (br vertufserte Kapitalanlangco 1339840t 

Gesammteinnahmen • . . • 140 171 93^ 
Kasftenbestand am Schlüsse des vorigen Rechnungsjahres 4903 3;: 

Zusammen • • • • 143 074 30: 
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Das Gesammt vermögen der Invalidenversicherung belief sich Ende 1898 
auf 672 Millionen Mark. Die 31 Versicherungsanstalten partizipirten hieran mit 

618 Millionen. Dasselbe setzt sich folgendennafsen zusammen: 

JL 
Kassenbestand cinschlicfslich Guthaben bei Bankhäusern 6 894 990 

Werthpapiere, Darlehen (Ankaufspreis) 598 913 728 

Grundstücke (Werth Ende 1898) n 234319 

zusammen .... 617 043 037 

davon Reserven . . • • 69 873 1 10 

Werth der Inventarien .... 1 062 514 

Vermögensbestand der 31 Versicherungsanstalten .... 618 103 551. 

Selbstredend ist diese finanziell günstige I^ge der Versicherung von grofser 
Bedeutung für deren nachhaltige Wirksamkeit, erst sie ermöglicht die vorauf- 
geschilderten fakultativen Leistungen, zu denen die Versicherung gesetzlich nicht 
verpflichtet ist, mit denen sie aber hohe humanitäre Ziele fördern hilft. 

Bekanntlich ist aber die Vermögensentwickelung bei den einzelnen Ver- 
sicherungsanstalten überaus verschiedenartig gewesen. Während die Anstalten 
mit vorwiegend ländlicher Bevölkerung, wie z. B. die Ostpreufsens und Nieder- 
bayerns, ein sehr starkes Defizit oder nur wenig aktives Kapital zur Deckung 

, (FortMiiung auf Sdlc 9044 

Vermögens- Muthmafslicher 

v.rc;.Kor„«c»co«c»oi» öcstand am üebersdiufs, Fehlbetrag (— ) in 

Versicherungsanstall 1. Januar 1806 «ooo JL am i. Januaf 

in 1000 JL 1896 1897 1898 

Osipreufsen 6 527^ — 5 302,» — 6 264,? — 7 37^ 

Wcstpreufsen 6 989,« 1 343,1 1 653,5 1 913,1 

Berlin 23 541,« 2001 1,1 24 242,9 28 537,7 

Bnndenbuig 20027,» 8228,} 10296,4 12300^1 

Pommern Q97i,f 3303,. 4690,1 5419^ 

Posen 8 299,1 > ^^ V ^ <^^ ^ 333tS 

Schlesien 30812,« i074SfS i3 3^49i >5 793^ 

Sachsen - Anhalt 22 25S99 12 196^9 15 029,1 17 841^» 

Schleswig- Holstein 9 300^ 3^^>7 4^25i9 5^*7>* 

Hannover ^ loo^öy« 0260^ 7944^ 95^^ 

Westfalen 195891B 1>5^><M 13922,1 10243^ 

Hessen -Nassau . . 13 422,9 8 095,9 10 i|26,s 12 340,$ 

Rheinprovinz 41281,1 25 733»* 310680 37 57<V" 

Oherbaycm 8 864,1 4 190,1 5 029,9 5 834I« 

Niederbaycm 2389,. — 554,1 — 645,9 — tK,» 

Pialz 4420,1 3 44V 30489! 305<V 

^^«155^« a<»5,« W>7 3^3^ 347^ 

Oberiranken ^jß?^ 048^« 871,« 1 o8i[^ 

Mittelfrankcn 5607,7 3063,, '4877^ 5796^ 

Interfranken 2365,1 864^ > 09^ > 3>9i7 

Schwaben..... 4333^ 2143,. 2550^5 1939^ 

Königreich Sachsen 39 223,0 20 231,1 36 209^7 43 2; 

Wornemberg 13 302,$ o 392^ 10 190^ 1 1 

Baden 13086,1 8345,1 10118,1 11 

Grofsherzogthum Hessen ..'. 754Z>9 ^i9h* 5^^ * ^ 

Mecklenbuiig 5 >ooy4 i 8Sb|i 2 422^9 1 959^ 

JJpringen 10349»* ^4^4^ 795M 94iV 

U]denbufg 2050^ 1410^ i7iSif 2021^ 

Braunschweig 4a33»« «7571» 3367i» 3977f» 

Hansestädte 15 i3^s 13002,9 15704,« io444il 

Elsaft-Udiringcn "031,9 5930,7 2361,5 875s,t 

Wie besonderen Kasscneinnchtu ngen.. 32508,1 >3 948^9 ^337,« 33 HV 

Zusammen .... 414 185,» 228 559^ 279 905,1 33 1 ojSis* 
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ilircr Verpflichtungen aufweisen, haben die Anstalten in Bezirken einer rcivh 
entwickelten Industrie, mit vorwie|;end städtischer Bevölkerung und hohen Löhnen, 
so bedeutende UeberschOsse erzielt, dafs eine wesentliche Verringerung oder fi.ir 
eine Abschaffung der Beitrüge möglich gewesen wttre. Nach angestellten Berecli 
nungen sind nümlich die gemachten L'cbcrschDsse bezw. die Fehlbeträge (* , 
d. h. die Differenz des Vermögensbestandes und des Deckungskapitals der laufenden 
Renten folgendermafsen zu veranschlagen:') 

Sich« Tabelle Scitt so) wMca. 

Wahrend Ostpreufsen z. B. am i. Januar 1898 hiemach mit einem Fehl- 
beträge von 7^1 Millionen Mark abschliefsen würde, hat die Berliner Versiehe 
rungsanstalt einen Lebcrschufs von 28,5 Millionen Mark zu verzeichnen, einen 
Betrug, der allein schon ausreichen würde, um durch seine Zinsen die Ausgakn 
der Anstalt zu decken. Die Anstalt der Rheinprovinz zeigt sogar einen Uchcr- 
schufs von 37 370 000 Mark. 

Die Hauptgründe dieser Verschiedenartigkeit in der finanziellen Entwickchnif; 
der einzelnen Anstalten sind in örtlichen Verschiedenheiten, besonders in dem 
verschiedenen beruflichen Charakter der einzelnen Versicherungsanstalts- Bezirke m 
suchen. Wie oben gezeigt wurde, finden sich Invaliden- wie Altersrentner in 
Gegenden mit vorwiegend landwirthschaftlicher Bevölkerung weit h^iufiger aU in 
InduMriebezirken; auch dauert der Rentenbezug bei der landwirthschaft liehen 
Bevölkerung erfahrungsgcmflfs meist weit lilnger als bei der industriellen. Da- 
durch wird es erklärlich, dafs die Versicherungsanstalten ländlicher Distrikte la^i 
durchweg stiirker belastet sind als andere Anstalten. Unsere gegenwärtige Wirth 
schaftsentwickelung trilgt des Weiteren zur Förderung dieser Gegensätze bei. 
Indem die jüngeren Arbeitskräfte in steigendem Mafsc nach den Studien und Jvn 
lohnenderen industriellen Beschäftigungen abwandern, wird die Altersgliederung: 
auf dem Lande immer ungünstiger, das Durchschnittsalter stellt sich für ilie 
ländliche Bevölkerung immer höher. In Folge devsen fallen den Anstalten 
Iflndlicher Bezirke nicht allein immer mehr Altersrentner zu, sondern auch Jic 
Invalidenrentner vermehren sich starker, weil mit dem Alter zugleich die Gefahr 
der Invaliditüt stark zunimmt 

Ein Ausgleich dieser Gegem^tze ist durch das revidirte Gesetz vom Jahre iKiw 
(S. 33) «ngebahnt 

Naturgemüfs vennochten die günstig gestellten Anstalten seither mehr unJ 
umfassenderes zu leisten als die finanziell ungünstig situirlen. Als Beispiel, m 
welcher W*eise eine gutsttuirte Anstalt die Fürsorge für ihre Versicherten au% 
zugcstalten vermag, sei speziell die Landes-Versicherungsanstalt Berlin 
angeführt. 

Sie gewahrt die höchsten Rentenbetrüge; im Jahre 1898 betrug eine Alters- 
rente durchschnittlich 173,33 Mark, eine Invalidenrente 141, ••Mark. Für das Heil 
verfahren bei erkrankten Versicherten verausgabte sie 

im Jahre 1893 931 Ji 

• • »894 "50475 • 

» » 189) 84 996 • 

• • 1896 90 3M * 

• » 1897 1 53 610 • 

• » 1898 149 lar ». 

*} Denkschrift, betr. die finaniicllt Enlwicielung der Invalidiilts* und Altena *^ 
skherungs<instohcn und der zugelassenen besonderen Kasseneinrichtuf^en. Zu Nr. ^^ 
der Reichstags* Drucksache, i8ij5 97 S. 307. — Neue Berechnungen in dan MoUveo i^ 
Novelle das ln%abdenversicheningkgescueS| Rcichsiag^drucksache 1898/(9 Na 93 & 194- 



2. Leistungen der Invalidenversicherung. 205 

Im Etat des Jahres 1899 waren für die Heilbehandlung nicht weniger als | 

370000 Mark ausgeworfen, und für 1900 sind sogar über '/^ Millionen 
[;(')9 999 Mark) vorgesehen, denen Einnahmen aus Erstattungen von Kranken- 
kassen etc. nur im Betrage von rund 140000 Mark gegenüberstehen. Fast eine 
halbe Million davon soll dazu dienen, den Kampf gegen die Lungenschwindsucht 
in grofsem Umfange aufzunehmen und dem dringenden Bedürfnisse der lungen- 
kranken Versicherten ausgiebig Rechnung zu tragen. 

Für das Heilverfahren bei sonstigen Kranken sind (Ür 1 900 rund 1 50 000 Mark 
ausgesetzt, speziell (Ür die syphilitisch Erkrankten 20000 Mark, um auch gegen 
diese weit verbreitete und in ihren Folgen höchst gefährliche Krankheit den Kampf 
zu eröffnen. 

Die oben ersichtliche Steigerung der Heilkosten von 1893 auf 1894 ist auf 
die Einrichtung eines Sanatoriums in Gütergotz zurückzuführen. Der Ein- 
richtung lag der Gedanke zu Grunde, bei solchen Personen, bei denen in Folge 
schwerer Erkrankung der Eintritt der Invalidität zu befürchten war, durch zweck- 
entsprechende arztliche Behandlung, unter gleichzeitiger Einwirkung von guter 
Luft und guter körperlicher Verpflegung den Eintritt der Invalidität zu verhüten. 
Zu dem Zwecke finden daselbst solche erkrankte Mitglieder Aufnahme, deren 
Leiden nach Ärztlichem Urtheil heilbar ist oder wenigstens derart gebessert werden 
kann, dafs der Betreffende auf längere Zeit wieder erwcrbsfllhig wird. 

Eröffnet wurde das Sanatorium zunächst mit 19 Patienten, die indessen im 
Jahre 1895 die volle Belagziffer von 72 erreichten. Von August 1894 bis Sep- 
tember 1895 hafte das Sanatorium bereits 20325 Verpflegungstage oder 101,6 auf 
einen Patienten zu verzeichnen. Unter 200 Behandelten konnten 165 oder 
82,5 Prozent wieder erwerbsfifhig entlassen werden. 

Um noch intensiver wirken zu können, baut die Versicherungsanstalt 
zur Zeit vier Heilstätten bei Beelitz für ihre kranken Versicherten, und 
zwar je ein Sanatorium für vorübergehend erwerbsunfähige Männer und 
Frauen und je eine Heilanstalt für lungenkranke Männer und Frauen. Die zur 
Ausführung gelangenden Baulichkeiten werden insgesammt 350 Pfleglinge auf- 
nehmen können, sind aber von vornherein so geplant, dafs jeder Zeit die Aus- 
dehnung auf I 416 Betten erfolgen kann. Für den Bau sind im Etat 1900 
1,3 Millionen Mark vorgesehen, im Laufe des Jahres 1901 soll die Heilstätte in 
Thätigkeit gesetzt werden. 

Dafs sich die Anstalt auch sonst noch durch freiwillige Mehrlebtungen, wie 
Invalidenhauspflege und AngehörigenunterstUtzung auszeichnet, wurde bereits im 
Laufe dieses Abschnittes (S. 195 und 201} näher ausgeführt. 
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Zweiter Abschnitt. 

Mittelbare Wirkung der Arbeiterversicherung. 

Schon nach dem bisher Geschilderten stehen die segensreichen Wirkungen 
jeder iitx drei Versicherungszweige aufser Zweifel. Aber mit den aufgezilhitcn 
unmittelbaren Wirkungen ist der Einflufs der Arbeitenersicherung keineswcuN 
erwhOpft, im Gefolge der Social -Gesetzgebung sind noch eine Reihe weiterer 
Erscheinungen hervorgetreten — indirekte Wirkungen, nicht blas in Bezui; 
auf die Arbeiterschaft, sondern auch in Bezug auf die Arbeitgeber, Jic 
Gemeinden und die gesammte Gesellschaft 

I. 

Mittelbare Wirkung der Arbeiterversicherung auf die 

Arbeiterschaft 

Durch die soziale Versicherung sind naturgcniilfs wie unmittelbar so au^h 
mittelbar am meisten die Arbeiter beeinflufst worden. 

So wurde vicifjch aus Anlafs der Rcichsvcrsicherung die Wohlthat licr 
selben landesgesetilich noch einem weiteren Kreise von Arbeitern 
zuglinglich gemacht 

Beispielsweise kann in Bayern durch statutarische Bestimmung einer Ge 
meindc die Gemeinde- Krankenversicherung ausgedehnt werden'} auf 

I. die häuslichen Dienstboten und das landwirthschaftliche Gesinde, 

a. die in der Land- und For>twirlhM:haft ständig KrNchZift igten Lohnarbeiicr 
und die sonstigen ständigen Lohnarbeiter, soweit sie nicht Krrcits kraft Reuh^ 
gcM:tzc% für versicherungspflichtig erkllrt sind, 

3. die Lehrlinge und GewcrbsgehUlfen, soweit dieselben nicht kraft Rei«.h« 
gesetzes (Ür versicherungspflichtig erklJrt sind, insbesondere die ohne Gehalt oJcr 
Lohn beschüftigten Ix*hrlinge und Geholfen, die Apothekergeholfen und -l^hrlin;:r. 
die HandlungsgchOlfen und -Lehrlinge, denen die Rechte des Art. 63 des Hanik*!^ 
gesetzbuches unverkOrzt zustehen, die HandlungsgehOlfcn und -Lehrlinge, difi" 
Arbeitsverdienst on Lohn oder Gehalt 6*/s Mark für den Arbeitstag cKicr 
aooo Mark (Ür das Jahr Qbersteigt 

In vielen Gemeinden ist eine solche Ausdehnung der Krankenversichcnstu 
thatsjichlich erfolgt. 

FOr die Kranken veruchcrung speziell der Dienstboten ist ahnlich gc^^r^i 
auch in WOrttemberg, Baden, Braunschweig, Hamburg, und wird Gleicho m) 
Königreich Sachsen vorbereitet. Die ArKriter in den Königlich bayerischen StJ1t^ 

V Zu vergL Friedrich Zahn, Das neue Krankenversicherungsgeseta in t^mv-' 
AnwetuSung in Bayern. Arbeiter -Versorgung IX. Jahrgjng S. (J09 ft, lerner: Die lanvU«- 
getetzlicha Gemeinde -Krankenversicherung in Bayern, Anhang zur Abhandlung:: l>i( 
Vtrttchcrungspfltcht von Bediensteten ausländischer Gesandten in Deutschland. H!3"vf 
fbr administrativt Pramit Bd. 4S S. a74ft 
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I. Arbeiterversicherung und Arbeiterschaft. 207 

forsten haben sogar, ohne Beitrüge zahlen zu müssen, gegenüber der Staats- 
forstverwaltung ein Recht auf eine den Bestimmungen des $. 6 des Kranken- 
vcTsicherungsgesetzcs entsprechende Unterstützung. ') 

Aber auch auf die schon von Reichs wegen Versicherten hat die Arbeiter- 
Versicherung mittelbar wesentlich eingewirkt. 

Insbesondere hat sie deren materielle Lage namhaft verbessert. Man 
braucht sich nur an die 2 Milliarden Mark, die bisher den Arbeitern als Ent- 
schüdigungsleistungcn zuflössen, sowie an die fast 3 Milliarden Mark, die für 
Zwecke der Versicherung aufgebracht wurden, zu erinnern, und es erscheint 
dann selbstverständlich, dafs die materiellen Verhältnisse der Arbeiter durch die 
Versicherung ganz erheblich gewannen. Auch andere Erwägungen lassen dies 
im Einzelnen erkennen. 

Das Einkommen der Arbeiterfamilie setzt sich jetzt zusammen aus dem 
Lohne und den öffentlich garantirten Unterstützungen, welche die Ver- 
sicherungkassen leisten^). Der Reallohn ist gegen früher erhöht um die Zu- 
wendungen, welche von den Unternehmern aufgebracht werden '— den Drittel- 
beitrag zur Krankenversicherung, den halben Beitrag zur Invalidenversicherung 
und den vollen Beitrag zur Unfallversicherung — , und um den Zuschuls, den 
das Reich zu jeder Invaliden- und Altersrente leistet. 

Ehedem befürchtete man, der Unternehmer würde die ihn treffenden Bei- 
tragslasten durch Kürzung des Lohnes wieder auf die Arbeiter abwfllzoi. 
Erfreulicherweise erwies sich die Befürchtung als unbegründet. Die Arbeitgeber, 
namentlich die Dienstherrschaften, haben nicht allein in zahlreichen Füllen die 
Bcitr[lge der Arbeiter auf ihre eigene Kosten übernommen'), sondern häufig den 
Geldlohn der Arbeiter noch erhöht bezw. erhöhen müssen. Diese Lohn- 
steigerung, die in den verschiedensten Gegenden und Industriezweigen beob- 
achtet wurde*), kommt auch zum Ausdruck in der Zunahme der anrechnungs- 
fa'higen Jahreslöhne ^) bei den Berufsgenossenschaften — sie stiegen bei den 
gewerblichen Berufsgenossenschaften von 1888 bis 1898 pro Kopf des Ver- 
sicherten von 612 auf 735 Mark — , sowie in der Erhöhung der Beitrüge zur 



>) Zu vergl. Regulativ, betr. die Krankenfarsoige für die in den Beuieben der 

Königlich bayerischen Staatsforstvcr waltung beschäftigten Arbeiter. Finanz-Ministerialblatt 

für das Königreich Bayern vom 30. Dezember 1898. 

'} Zu vergl. G. Schmoller, Ueber die Ent Wickelung des Grofsbetriebes und die 

soziale Klassenbildung. Preufsische Jahrbücher Bd. 69 S. 479. 
:. *) Zu veigl. Amtliche Mittheilungen aus den Jahresberichten der Gewerbcaufsichts- 

j heamten, Jahigang 1898 S. 265. 

^) Zu veigl. Geschäftsbericht der Ortskrankenkasse für Leipzig und Umgegend 
' fiir die Jahre 1884 bis 1896 S. 119 IT. — Statistische Mittheilungen Ober die beim Berg* 
;' bau Preufsens in den Jahren 1888 bis 1899 gezahlten Arbeitslöhne in der Zeitschrift 

[Ür Berg-, HQtten- und Salinenwesen Bd. 47 und 48. — Losch, Die Arbeitslöhne 
.' in Württemberg, in den WQrttembergischcn Jahrbflchem ftlr Statistik und Landes- 
,' künde 1897 Heft 1. — Ermittelungen Ober die Lohnverhflltnisse in Berlin 18871 188^ 
\ iStji und 1897, eingezogen durch die Gewerbe -Deputation des Magistrats, bearbeitet und 
^ herausgegeben vom Stadtischen Statistischen Amt Beriin. -* Hirschberg, Die soziale 

Lage der arbeitenden Klassen in Berlin (Beriin 1897} S. aa8 ff. 
; *) Diese Lohnnachweisungen geben allerdings kein ganz genaues Bild von den Lohn«* 

* Verhältnissen, da sie sich nicht auf die effektiven Betrage bezichen und insbesondere Betrflge^ 

die ober 4 Mark hinausgehen, nur in gekOrzter Form erscheinen lassen. Indessen ist 
ii ilas Schema der Lohnnachweisungen seit Inkrafttreten des Unfallversichcniilg^esetcc« 
\ sitets dasselbe geblieben, darum lüfst ein Veigleich der Angaben der einzelnen Jahr« sehr 
\ ^>ohl einen Schlufs auf die Lohnbewegung zu. 
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208 MittellNire Wirkung Jer Arbeiten-enichening. 

InvaliJcnvcmchening '} — im Zeiträume 1891 bis 1898 stieg der durchschnitt- 
liche Wochenbeitrag von 30,81 auf 21,55 Pfennig — : • 

auf I Ver- $chniulicher 

im «cherten Wochenbci. 

entfallen an- trag bei den 

Jahre rechnungs- jah^e .i^ijjfjiri 
mhige Löhne «<J^^ 

JL PC 

1886 ^M»'* '^' '^^ 

1887 6i8,;t 1891 ao,i4 

1888 611^1 1893 MVt; 

1889 6ii,«i 1894 ao^ 

1890 638,40 189s ai|P« 

1891 ^so»*« 1890 11,17 
189a 648^ 1897 ai,ii 
1893 651,11 1898 ai^v 

«894 $54^» 

"895 601,1, 

1896 684^ 

1897 703,f# 

•89* 735i^ 

Durchschnittlicher Jahresbetrag (JL) der Arbeitslöhne*) im preufsischen Bergbau: 

a) Sicinkohlcnbergbau ««88 1890 1895 1898 1899 

in Ol>crschlcsten j 16 671 675 771 801 

in Nicdcrschlcsien 630 735 737 oia 846 

in Dortmund 863 10(17 9118 1175 1155 

in SaarbrOcken R41 111^ qio lot 5 1019 

in Aachen — 878 808 1007 1069 

b) Braunkohlcnbcq^hau in Halle . . 653 730 749 831 871 

c} SaUbcrgbau in lialle 920 101 a 900 1090 t lOO 

d) Enbcrgbau 

in Mansfcld 757 853 785 016 ^&^ 

im Ot>erharx 551 61t 003 637 S45 

in Siegen- Nassau — 670 630 827 944 

sonst iKcr rechtsrheinischer — 639 641 77a 913 

linksrheinischer — 034 610 088 71a. 

Diese trotz der Arbciteriersicherung eingetretene Erhöhung der Arbeit» 
lohne ging Hand in Hand mit einer Steigerung des Wohlstandes der 
unteren Klasssen Oberhaupt. 

Einen Beweis hieriür bietet die Einkommensteuerstatistik, insbesondere 
die von Sachsen^. Dort traf 

auf den Kopf auf den Kopf der 

der Bevölkerung erwerbs/^hij^cn Bevölkening 

Jahr an Einkoromen*) Jahr an Kmkommen 

JL JL 

1878 313^ 1881 U74 

1883 357|t 18S6 £01^ 

1888 399,* 1891 691»! 

«891 444f* «896 714^ 

') Vergl. auch S. aoi troian. 

*) Ausschlicfslich aller Nebenkosten wie Versicherungsbeiträge, Kosten Ar Afbeitt- 
GeUh und Geietichte, sowie ungerechnet die sonstigen Zubufsen tum Lohn, wie Acker- 
land, Wohnungen, DepuMt. 

^. Zu vergl. H. Tarnke, Die Entwickclung des Gesammteinkommens im Königrtuh 
Sachsen in den Jahren 1878 bis 189& Wolf*tchc Zeitschrift ftlr SottalwiaMmchan. 
IIL Jahrgang Heft 3 S. 205^ 

*} d. l das geschaute Gcsammtetnkommeo nach Abiug der ScfaukUinaa«. 
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Und zwar erfolgte diese Einkommensvcmiehrung der letzten zwei Jahrzehnte nicht 
etwa blos bei den oberen, sondern auch bei den unteren Schichten der Bevölkerung, 
diese letzteren partizipiren jetzt in höherem Mafse als früher an den mittleren 
Steuerklassen. Es entfielen nämlich von der Gesammtsumme der steuerpflichtigen 
Einkommen 

auf die Steuerklassen «.'^79 ^*^ «.'^ 

aui aie dieuerKiassen Prozent Prozent Prozent 

bisSooJt... 39,7 29,* 23^ 

• 33a> »898: 3400) Jl 33,« 37^ 4V 

• 9600(1898: ioooo)Ul.... i3/> i3/> 13,) 
aber 9600 (10 000} «JL 13,1 19,7 ai,i. 

Dieselbe gesunde Entwickelung ergiebt sich auch aus der preufsischen Ein- 
kommenstcuerstatistik : danach besafsen von Tausend der Gesammtbevölkerung 
durchschnittlich ein Einkommen 



von 1^2/93 

Ober Qoo JL . 1 81,9 

und zwar: 

900 bis 3000UC. 70,9 

über 3000 JL io^< 



1805/96 
»4,$ 

74*» 
"0»$ 



1^/99 
78,5 



1899/1900 
94*«^ 

8a,i 
11,9. 



Desgleichen bestätigt die Konsum Statistik, dafs die breite Masse an dem 
Verbrauche von besseren Lebensmitteln fortgesetzt gröfseren Antheil nimmt: 



1880 
1885 
1890 

«895 



Vcrbnilch 

▼on 
Bier (Liter) 

mu 
den Kopf) 




105,1 

>«5,7 
123,. 

I24,t 




1881/85 

1886/90 

1890 

«895 

il 

1^ 




Kaffee 

(roher) , 

auf den 

Kopf 

2,44 
2^ 



Kakao 

in Bohnen 

auf den 

Kopf 

kf 

O^ 
O^ie 
0^11 

<S*7 



Reit 

auf den 

Kopf 

kg 

«!»• 

"ff 

hn 



Thee 

auf den 

Kopf 

H 

0^1 



FIciachTeibranch im KAnigrcidi 



pro Kopf der Bcrölkcnuic 
Rind- Schwein«-* 



1880 
1885 
1890 

'895 




fleiach 

kf 

II,. 

IV 
>3>7 
«5>« 



fleiach 

kf 

18,. 

MV 

»3|8 



30^« 



Des Weiteren kommt die verbesserte materielle Lage der unteren Klassen in 
^er Zunahme der Sparkasseneinlagen zum Ausdruck, so war 



') Der ZollgebietsbevOlkening. 
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ta Prcafste ia Baytrii 

4cr Ba- St Zm 4cr 

lagCD- der BnUft»» 

bc»ua4 Ktntafca b«tiaD4 

Millioaca JL bis 6e Jt MUli 



iffio 1593 725477 89 

1885 iiOi I 114 147 iio 

1890 3281 1609881 184 

1890 4<>50 2067980 270 

1897 49(18 2ia4(>2i ' 264. 

Dafs bei dicken Spareinlagen in erheblichem Mafse Erspamivv? der (inneren 
und niinderbcniil teilen Volksklassen in Frage kommen, geht schon aus der grofsen 
Zahl der kleinen Einlagen in Preufsen her\or. Noch deutlicher lK*\veist dies die 
bayerische Statistik Qber den Beruf der Sparkavscneinleger (Ür das Jahr 1 896 und 
1897; danach gehören fast zwei Drittel (63 Prozent) aller — Kinder abgerechnet — 
Neueinleger der Klasse der Angestellten und Arbeiter an, auf sie treffen Qber zwei 
FQnftel aller Neueinlagen (44 Prozent). ') 

Die geschilderte Besserung der materiellen Lage der Arbeiterschaft tritt um 
so wirksamer her%'or, weil jetzt auch in Zeiten \orUbergehender oder dauernder 
Erwerbsunfuhigkeit, wie sie Krankheit, Unfall, Invuliditüt und hohc*s Alter mit 
sich bringen, für den Arbeiter Sorge getragen ist. Wahrend fiUher in solchen 
Füllen Noth und Elend eintrat, und das dürftige Almosen nur selten den wirth- 
schaftlichen Zusammenbruch zu verhindern vermochte, wird der Arbeiter durch 
das ihm gesetzlich zustehende Krankengeld bezw. durch Renten, werden die An- 
gehörigen des Erkrankten vielfach durch besondere Leistungen der Kassen, im 
Todc*sfalle seine Hinterbliebenen durch Sterbegeld, NVittwen- und Waisenrenten 
unterstützt. Ist die letztgenannte Wittwen- und Waisen Versorgung auch der/vii 
noch beschrankt, so besteht doch Aussicht, dafs juch diexrr Zweig der Versicherunu 
in nicht zu ferner Zeit gebührend ausgebaut wird, und daim der .Arbeiter mit dem 
Bewufstsein scheiden kann, dafs er für seine Wittwe und seine Kinder einen 
unbedingten Rechtsanspruch auf ongetnessene Versorgung er^vorben hat.*) 

Die Hebung der materiellen Lage der Arbeiter ist erfreulicherweise zu 
gleich von einer Hebung der hygienischen Verhältnisse der Arbeiter 
begleitet 

Die vorbeugende Thiftigkeit der drei Versicherungszweige sorgt dafür. 
dafs die Gesundheit der Arbeiterschaft let/t Olvrhjupt weniger durch Krankheit. 
Unfall und ln\aliditflt bedroht wird. 

Was durch Lnfallverhütungsmaf^nahmen in dieser Richtung geschieht, wurde 
oben ^S. i8ilf.) eingehend ge^childert. Die Arbeitern ersicherung ist hierdurch in 
engste Beziehung zur gesammten Arbeiterschutz- Gesetzgebung getreten. MitteNt 
Phiventivmafsregeln mannichfachster Art, durch Erlafs von Unfallverhütung^ 
Vorschriften, Leber^vachung der Betriebe, durch VerK-sMrrung der ArbeitsraiiiiK 
und Maschinen hat mc in engem Einxcrnehmen mit der sta.itlichen Gewerbe 
aufsieht gute Erfolge im hilcressc der körperlichen Sicherheit und Gesund heii 
ihrer Arbeiter erzielt 

Auch die Krankenkasvrn K-mUhen sich, die Hygiene ihrer Mitglieder in den 
Arbeitsstätten zu bessern imd den die Krankheitskeime fordernden Schädlichkeiten 

*) Zu vrrgL Statistisches Johrinich (Ür das KOni^rvich Ba)em, Jahrgang |8(|M und 1 Mi 1*1. 
Hemer Blatter für administrativ« Praxi«, Bd. 49 S. 106^ 

*) Zu vcrgl. die Reichsugs% crhandlungcn vom 11. Januar i<ino Ober Einführung eine 
Wittwen- und Waiscmcrsichcrung, inshes«>ndefv die Eril.>rung des Staatssckrviar» d«.*^ 
lüfierfii Graf voo Potadowtky. 
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Jer Arbeit und Lebensweise nachdrücklich entgegen zu treten. So versandte die 
tUr das kaufmännische Personal in München eingerichtete Orts -Krankenkasse Ol 
ein auf ärztliche Gutachten gestütztes Zirkular an die Prinzipale, um durch Auf- 
hebung des Sitzverbotes, Innehaltung von Mittagspausen und Sonntagsruhe bessere ' 
hygienische Verhältnisse für ihre Mitglieder herbeizuführen. 

Aufserdem sucht man seitens der Krankenkassen belehrend durch Vorträge 
und Flugschriften auf die Arbeiter einzuwirken, und sie so zu einem gcsundheits- 
^cmafscn Verhalten zu veranlassen. 

In dieser Beziehung verdienen die hygienischen Vortragskurse Erwähnung, 
welche die Zentralkommission der Krankenkassen Berlins in den ersten Monaten 
iles Jahres 1900 veranstaltete. Jeder dieser (7) Kurse umfafste 8 Vorträge, die mit 
i4tagigcni Zwischenraum auf einander folgten; sie behandelten Wohnung, Er- 
nährung, Hygiene des Kindes, Hautpflege und Kleidung, ansteckende Krankheiten; , 
insbesondere Tuberkulose und venerische Krankheiten, Desinfektion, allgemeine 
Arbeits- und Gewerbehygiene, Hygiene des Auges, des Ohrs und der Nase imd 
endlich die ArbeiterNcrsicherungsgcsctze. Die Vortragenden waren praktische Aerzte 
und Spezialisten. Der Zutritt zu den Vorträgen stand allen Krankenkassen- 
initgliedern und deren Angehörigen unentgeltlich frei. 

In Leipzig hat ein Vertrauensarzt der dortigen Orts - Krankenkasse (Dr. Otte) 
Vcrhaltungsmafsregeln zur Verhütung von Staubkrankheiten und Bleierkrankungen 
vcrfafst, welche als Flugschriften vom dortigen »Verein zur Fürsorge (Ür kranke 
Arbeiter« verbreitet werden. -Ebenso hat der Verein Schriften der Hanseatischen 
VcTMcherungsanstalt in Lübeck »Rathschläge für Lungenkranke«, »Belehrung über 
Jic ersten Anzeichen beginnender Lungenschwindsucht« zur Vertheilung gebracht. 
Kine derartige Verbreitung von aufklärenden Schriften hat auch die Orts-Kranken- 
knsse Leipzig selbst ins Auge gefafst. 

Dafs . die Versicherungsanstalten , abgesehen von der Herstellung und Ver- 
breitung belehrender Flugschriften, wie sie eben für die Hanseatische Anstalt 
erwähnt worden, namentlich durch Mitwirkung an der Besserung der Arbeiter- 
wohnungen sich ganz wesentlich im Interesse der Hygiene der Arbeiter aus- 
zeichnen, davon war bereits oben (S. 199) eingehend die Rede. 

Durch all das Gesagte soll eine Geführdung der Gesundheit thunlichst ab- 
gewendet werden. Insoweit aber die Gefahr thatsächlich eintritt, wird ihre 
Wirkung, dank der Thütigkeit der Versicherung, und zwar durch die von ihr 
ermöglichte frühzeitige und zweckentsprechende Ärztliche Behandlung 
wesentlich abgeschwächt. 

Wahrend sich vordem der Arbeiter im Falle einer Erkrankung meist erst 
K'i gänzlicher Er>verbsunfilhigkeit zum Einstellen der Arbeit entschlofs, die 
Krankheitsbehandlung aber dann vielfach zu spüt war oder der Heilungserfblg 
nur gering sein konnte, crhiUt der Arbeiter jetzt schon in den Anfangsstadien 
'1er Krankheit, selbst bei leichterem Uebel befinden, entsprechende ärztliche Hülfe« 
IXt Unfallverletzte erfährt alsbald nach dem Unfälle sachverständige und sorg- 
lältige Behandlung; selbst kleinere Verletzungen, die früher häufig leichtfertig 
übergangen wurden, und mitunter dann Anlafs zu dauerndem Gebrechen, Ver- 
l^rüppclungen, Siechthum etc. waren, bleiben jetzt nur selten unbeachtet, da 
iiirc Nichtanmeldung Strafen unteriiegt. Erkrankte, für welche die Fürsorge der 
Krankenkassen nicht ausreicht oder überhaupt nicht eintritt, werden zahlreich von 
Invaliden -Versicherungsanstalten in Heilstätten und Genesungsheimen behandelt. Was 
Alles dabei für Zwecke einer rationellen Pflege seitens der Versicherung, namentlich 
in Unfallstationen, Krankenhäusern, Rekonvaleszentenanstalten und Volksheilsttftten 
geleistet wird, ist im ersten Abschnitt dieses Thcils au^^führlich geschildert. 

Diese, durch die Versicherung geförderte, fortschreitende Ausdehnung der 
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Gesundheitspflege kommt nicht blos in der zunehmenden Zahl der Kranken- 
anstalten, vcrftSgbaren Betten und behandelten Kranken zum Ausdruck: 



Oeflcndiche allgemeine Krankenhauser 

Verfüg« 



Private allgemeine Krankenanstalten 



Jahr Anstalten 



1885 
1890 

:^ 

1897 



1 506 

1576 
I 760 
1838 
1891 
I 901 

«955 



bare 
Benen 

61 140 
648« 

75478 
89000 

101 473 

•03 353 
106 115 



handelte 
Kranke 

356395 

407*53 

50« 57« 

837548 

749 373 
75150a 

778301 



Anstalten 



I 



316 

458 
^3 




933 



Verfüg- 
bare 
Betten 

10079 

17800 

38360 

40361 



Be- 
handelte 
Kranke 

50151 

136448 
106011 
111 115 

»379^1 



sondern auch in der Abnahme der Sterblichkeit unter gleichzeitiger Vermehrung 
der Geburten: 

Gestorbene einschl. 
TodlgelK>rene 

auf je 
absolut 1000 tln^ absolut 

wohner 



Geborene einsdiL 
Todtget>ortiM 

auf ie 



1000 Ein* 
Wiener 



1880 
1885 
1890 

1896 



1 141 ti6 
1 168 451 
1 160017 
11158^ 
1 163 9&4 
1 100 491 
t 183010 



»7f» 
»7f» 
»5f^ 
*3»« 
*V 



1761096 
I 798 6 j7 
I 830 164 
I94id|4 

• 979 747 
I 991 116 

1019891 



37»» 
37.1 
37^ 
37»» 
37»^ 



Sie Vuf'i^rl sich ferner namentlich in der Behandlung der Lungentuberkulo^ 
und in deren erfolgreichen Bekämpfung. Die^ Krankheit, welche Jahr iÜr Jahr dir 
grOfvten Verluste an Leben und Gesundheit venir%acht, die gerade die KreM der 
MinderK*mit1cltcn am Stärksten gcf:ihrdet '}, der jährlich minde>tcn> 80000 Ver 
Mcherle') erliegen, durch welche die gevimmte Nation etwa 100000 Men^henlcKrn 
\erliert, erführt in den eigen« hierzu errichteten Lungenheilstätten eine m> nach 
drtlckliche Behandlung, dafs die durch die Tuberkulose bewirkte Sterblichkeit^ 
gcfahr erfreulicherweise bereits im Begriff ist, nachzula.ssen. So erlagen im 
Deutschen Reiche der Lungenschwindsucht von je tooo Lebenden:*) 

189a a^i 1894 1,36 1896 a,ia 

1893 a^s 1895 1^ I 1897 i»i7. 



''- Beispielsweise entfielen in Ifamburg im Durchschnitt der Jahre 1895 und i8yo 
auf 1000 Steuerzahler durch Lungenschwindsucht 

mit einem Einkommen hcrbeigefüorte SterbefUlc 

von 900 bis 1100 UH 3^1 

• 1100 • 1000 • V« 

■ 1000 • 3500 • a^ 

Ober 3500 t^ 

Zu vergl. Vonrag von Gebhard, Direktor der Hanseatischen Vcrsidierungsamtalt ui 
Lobeck, Ober •Ausbreitung der Tuberkulose unter der verMcherungspflichtigen BcsOttkerui^- 
auf dem Kongresse zur Bvk .Impfung der Tuberkulose als Volk U rank heit» Berlin 14. Ns 
37. Mai 1899, in dem hierOtter von Dr. Pannwit« herausgegebenen Berichte , Berlin 
1899 S,8^ 

*) Gebhard a a. O. S.9a 

*> Kohl er, Präsident des Kaiwrlichen Gesundheitsamts in seinem bei dem vor- 
genannten Kongresse gehaltenen Vortrage •Allgemeines Ober die Aushreitui^ und Be- 
deutung der TuhefkukMc ab Volkskrankheit« a. a. O. & 57. 



' 
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I. Arbeiterversicherung und Arbeiterschaft 21 3 

In den drei medizinischen Charitekliniken zu Berlin ging die Sterblich- 
keit an Lungentuberkulose während der letzten zehn Jahre um 20 Prozent 

zurück : *) 

Prozent Prozent 



1 889/90 


54,» 


1896/97 


4i>» 


1894/95 


48^ 


1897/98 


38,9 


1895/96 


41,8 


1898/99 


34,3 



Aber nicht blos in Bezug auf die mit ihr verbundene Todesgefahr wurde 
Jie Tuberkulose abgeschwächt, auch die von ihr bedrohte Erwerbsfähigkeit 
wurde schon vielfach wieder hergestellt. Letzteres gelang ausweislich der oben 
S. 198) erwähnten Statistik des Reichs -Versicherungsamts bei 74 Prozent der 
seitens der Invaliden -Versicherungsanstalten im Jahre 1898 wegen Lungentuberkulose 
behandelten Personen. Gleich günstige Resultate ergeben sich aus den Mit* 
thcilungcn des Kaiserlichen Gesund heitamts,^ danach waren aus den Deutschen 
Heilstätten von 2259 überhaupt entlassenen Schwindsuchtskranken 72 Prozent 
wieder vollständig erwerbsfähig. 

Alle diese durch die Versicherungs- Gesetzgebung direkt und indirekt be- 
wirkten Leistungen auf dem Gebiete der Hygiene in Verbindung mit den ver- 
besserten materiellen Arbeitsbedingungen erhöhen den Lebensmuth, 
steigern die Lebenskraft des Arbeiters. Die erwachsene Arbeiterschaft wird 
widerstandsfähiger gegen Gefahren der Krankheit und Invalidität, das heran- 
wachsende Arbeitergeschlecht entfaltet sich von vornherein gesünder und kräftiger, 
und diese Entwickelung gestaltet sich unter der Herrschaft der Versicherungs- 
Gesetzgebung fortgesetzt günstiger. ") 

Bemerkenswerth in dieser Richtung ist, was schon im Jahre 1893 die 
badische Fabrikinspektion beobachtete. In ihrem damaligen Jahresberichte heifst es: 

»Wenn man auf eine Reihe von Jahren zurücksieht, kann man bezüglich 
der gesammten Arbeiterschaft namentlich in einem Punkte eine in die Augen 
fallende Verbesserung der Zustände konstatiren. In Folge der sozialen Gesetze 
tindet man bei Krankheiten und Unfällen in den Arbeiterfamilien weniger Noth 
mit allen begleitenden Folgezuständen. Den Eindruck einer dumpfen Stimmung 
und stumpfen Gleichgültigkeit empfindet man jetzt bei dem Besuche von Arbeiter- 
wohnungen in weit geringerem Mafse, wenn man in denselben Erkrankte oder 
Verunglückte antrifft. Die Arbeiter scheinen sich auch in solcher l^ge mehr 
das Gefühl des Zusammenhanges mit ihren gewohnten Lebensverhältnissen ru 
erhalten. Es ist nicht zweifelhaft, dafs wenigstens diese Seite der Arbeiterexistenx 
mit der fortschreitenden Wirksamkeit der Invalidenversicherung eine weitere Ver- 
besserung erfahren wird.« 

Die Werthschätzung der Gesundheit ist so dank der Versicherungs- Gesetz- 
gebung beim Arbeiterstande wesentlich gestiegen. Der Arbeiter ist demgemäfs jetzt 
mehr wie früher selbst vielfach bemüht, seine Lebensweise roögiidist zweck- 
entsprechend einzurichten. Namentlich ist er immer mehr auch auf eine bessere al I - 
tägliche Nahrung bedacht. Statt Kartoffel, Kaifee, Bier, Schnaps und kalte oder 
wenigstens — bis zu dem Augenblick, wo er sie empfangt — kaltgewordene 



') Zu vergl. Schaper, Heilerfolge l>ei Lungentuberkulose in der Charit^ zu BetÜA. 
Berliner Klinische .Wochenschrift 190a 

*) Zu vergl. Engelmann, Die Erfolge der Freiluftbehandlung bei LungenschwinA» 
sucht. Arbeiten aus dem KaiserL Gesundheitsamt Band XV. 

*) Zu vergl. auch Richard Freund,indenVeriiandhingenderi5.Jahresyertaiiiiiiliut^ 
öcs Deutschen Vereins ftlr Armenpflege und Wohhhätigkeit Schriften dieses Verehim 
23. Heft, Leipzig 18951 S. aa. 
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Speisen leiMet er sich jetzt hilufig ein schmackhaftes und warmes Essen. Erleichtert 
wird ihm dies durch gewisse Prtvatunternehmungen , die gerade in neuerer Zeil 
in grofMrn Fabrikzentren sich gebildet haben, und die, wie z. B. die Grofse Berliner 
Zentralküche, die dankenswerthe Aufgabe verfolgen, gegen einen billigen Prci^ 
(lo Pfennig pro Portion, d. i. ein Liter, gleich drei tiefen Tellern) eine gut zu 
bereitete, kräftige, ausreichende und warme Hausmannskost mit Flebch dem 
Arbeiter zu liefern. Die Gerichte, die von Tag zu Tag wcxhveln, bestehen in 
Erbsen, Karlodeln und Schweinefleisch, in Mohrrtlben mit jungen Erbsen. 
Kartoffeln und Rindfleisch, in grünen Bohnen, Kartoffeln und Hammelfleisch, in 
Weifskohl, Kartoffeln mit Schweinefleisch, in Grau^^en mit Pflaumen, Kartoffeln 
mit Rauchfleisch etc. Die Aufgabe des Evsens erfolgt nicht blos in der Zentral 
kOche selbst, sondern noch in drei \oni Besitzer eingerichteten Filialen, ferner 
durch eigens hierzu kon^truirte geheizte Speisewagen, welche das Essen zu einer 
Reihe von Fabriken mit Genehmigung der betreffenden Unternehmer in deren 
Hofraum bringen und von da aus in den Spci^eraum der Fabrik wurm abliefern 
Welch wichtige Vortheile aus dergleichen schon gegenwärtig hflufig und gern 
benützten Einrichtungen dem Arbeitervtande envach^en, liegt auf der Hand. Kr 
erliült auf diese Weise ein besseres, kräftigeres und billigeres Essen, als seine 
Angehörigen ihm zu liefern im Stande sind; das Essen hat den Vorzug, dafs e^ 
warm Ist, und die Angehörigen sind des infolge der weiten Entfernungen zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte gewöhnlich /eil rauhenden Essentragens überholvn 
und können die gewonnene Zeit zweckmdfsiger im Dienste der Haushaltung, der 
Kinderpflege etc. verwerthen. 

Selbstredend übt die geschilderte Ausge>taltung der Hygiene unter detn 
Zeichen der Arbeiterxersicherung und des Arbeiterschulzes eine bedeutsame Rück- 
wirkung auf unsere Wehrkraft. An sich lauft ja letztere Gefahr, durch ein«. 
Industrialisirung der Bevölkerung Einbufse zu erleiden; die gewerbliche Bc 
schüftigung ist im Allgemeinen für die körperliche Entwicklung nicht so vor 
theilhaft wie die landwirtlischaftliche Beschäftigung, und bei dem neuerli«.lien 
Rückgange der landwirthschaftlichen Bevölkerung erwheint es fraglich, ob sie Ju* 
gewerbliche Bevölkerung inuuer wieder zu regeneriren, oder ihrerseits ein grOfsero 
Kontingent von Militiirtauglichen zu stellen \emiag. Indessen, die ArbeiterAersjchc 
rungs- und Arbeiterschutz- Gesetzgebung wirken jener Gefahr entgegen. Indem ^u 
sich mit Erfolg tnrmühen, die Schilden der Industrie, die einer günstigen körper 
liehen Entwickelung und Gesundheit der gewerblichen Arbeiter entgegensteht n. 
zu beseitigen, erhöhen sjc die MilitJrt.iuglichkeit der gewerblichen Arbeiter unJ 
bilden so ein Mittel, unsere Wehrf^ihigkeit aufrecht zu erhalten. ') 

Zu der Bc^^scrung der nuteriellen und hygienischen Verhältnisse des Artvilcr 
Standes gesellt sich des Weiteren eine verbesserte Rechtsstellung, \%eKlK 
die Sozialrefomi dem Arbeiterstande gebracht hat. 

Vordem fiel der in N(»th geratheiie Art>eiter der öffentlichen Arnnrnpf^v.:. 
und privaten Wohlthfltigkeit anheim, und auch sie traten erst bei Aufser^^tv' 
HOlfsl>edürftigkeit ein; der Arbeiter war Almi>scnemplJnger, Mittellosigkeit ui' 
VorausMTtzung des Almosens, ein S4>lches erbitten zu müssen, wird aber in d^f 
Regel als drtkckend und unrühmlich empfunden. Die Arbeiterxersicherung giJ'* 
dagegen dem Arbeiter ein Recht auf l'nterstützung. Voraussetzung ist — ohin 
jede Rücksicht auf Bedürftigkeit — die Abnutzung des arlnritenden lndt\iduunis 
also ein ehrenvoller Verbrauch der Kräfte. Die verMcherungsrechtliche L'ntif 

*) Za vefgL Brentano und Kuczyntki, Die heutige Grundlage der DeutscKn 
Wehrkraft. Stuttgart acyoo, S. ^ ii». — J. Conrad, Artikel »Agrarpoliiik« im HanJ- 
wörtcrttuch der Sta.it«wtssenschafien. «.Auflage. Bd. I. 189H, S. itiC — W. von Blum v. 
Ott Grundlagen unsrtr WchikraA. Berlin 1899^ S. )8^ 
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xiützung oder, besser genannt, Rente ist ferner Gegenstand eines klagbaren, 
iinentziehbaren, unbedingten Vemiögensrechts, w2ihrcnd der armenrechtliche An- 
spruch nur ein Recht gewisseniinfsen auf Empfang von Mildthütigkcit darstellt. 
Letzteres ist bedingt durch das Nichtvorhandensein unterhaltspflichtiger und -fähiger 
N'crwandter, befristet, insofern es nur auf die Dauer der bestehenden Bedürftigkeit 
in Kraft ist, es stellt mithin einen Anspruch dar, der aus mancherlei Ursachen jeder- 
/.cit in Wegfall gerathen kann. Diese Unterscheidungen sind keineswegs nur 
formeller Natur. Der Arbeiter steht im Vollbesitz cinas wohlerworbenen Vcr- 
niögcnsanspruchs da, der Arme ohne allen solchen. Was der Anne empfangt, 
ist keine auf vorübergehender Leistung beruhende AnspruchserfbUung, sondern 
eine Leistung, die ohne jede Vorausleistung erfolgt. Der Arbeiter dagegen zahlt 
Beiträge bezw. es werden tür ihn Beitrüge gezahlt, die freilich (Ür sich allein nicht 
iiinreichend würen, ihm so ausgiebige Entschädigungen zu beschaffen; immerhin 
liegt eine Leistung im moralischen Sinne vor, seine Arbeit und der physische Ruin 
iiurch dieselbe. Diese beiden Momente unterscheiden ihn ganz wesentlich vom 
Bettler. Er steht in diesem Sinne dem Beamten näher, der gleichfalls nicht oder 
nur wenig einzahlt und bei Aufbrauch der Kräfte Pension erhält. Der Arbeiter 
ist kein Almosen nehmer, sondern ein Pensionär. Es ist Jedcmiann geläufig, wie 
grofs der Unterschied zwischen beiden Begriffen ist. Damit ist der Arbeiter auch 
all der in gewisser Hinsicht entehrenden Folgen, die sich an den Genufs einer 
Arnienuntcrstützung knüpfen, (Verlust des Wahlrechts etc.) überhoben, er bewahrt 
hei Empfang der Rente seine volle Selbstständigkeit, den Vollbesitz der bürger- 
lichen Rechte.' Sein Selbstgefühl, das Bewufstsein seines persönlichen Werthes, 
seine bürgerliche Stellung leidet keinen Eintrag. 

Weiterhin ist eine rechtliche Besserstellung des Arbeiters im öffentlichen 
Leben dadurch herbeigeführt, dafs ihm die Versicherung eine Theilnahme an 
der Verwaltung und Rechtsprechung in Versicherungssachen einräumt. 

Früher trat der Arbeiter nirgends im öffentlichen Leben selbstthätig hervor. 
Seine Thätigkeit' in ehrenamtlichen Stellungen (als GemeindebevoUmächtigter, 
Schöffenrichter etc.) war wegen seiner Mittellosigkeit so gut wie unmöglich* 
Die staatliche Versicherung dagegen, von Anfang ab von dem richtigen Gedanken 
ausgehend, dafs eine Einrichtung, die das Interesse der Arbeiterklasse bezielt, auch 
deren Mitarbeit erfordert, hat den Arbeitern durch Gewährung angemessener 
Vergütungen die Theilnahme an Verwaltung und Rechtsprechung in grofsem Una- 
fange ermöglicht. ') Arbeitervertreter sitzen im Vorstande und in den General- 
versammlungen der Krankenkassen. Die Unfallversicherung zieht sie bei zu den 
Unfalluntersuchungsverhandlungen, zum Streitverfahren vor den' Schiedsgerichten 
und vor dem Reichs -Versicherungsamt , zur Begutachtung und Beschlufsfassung 
Uhcr die Unfallverhütungsvorschriften bei den gewerblichen Berufsgenossenschaften, 
m den Verhandlungen über die Genehmigung von Unfallverhütungsvörschriftcn 
und ähnlichen wichtigen Verwaltungsangelegenheiten des Reichs -Versichcrungsamls. 
Auf dem Gebiete der Invalidenversicherung wirken Arbeitervertreter mit in den- 
mündlichen Verhandlungen vor der unteren Verwaltungsbehörde, femer als Bei- 
^iitzer der Rentenstellen, als Mitglieder des Vorstandes der Versicherungsanstalten, 
nis Beisitzer der Schiedsgerichte und als nichtständige Mitglieder des Reichs- 
Versicherungsamts. 

In all diesen Stellungen haben die versicherten Arbeiter Gelegenheit , die 
Rechte und Interessen ihres Standes zur Geltung zu bringen, und fordern so eine 
zweckentsprechende Durchführung der Arbeiterversichcrung. Mehrfach wird be« 
tont, dafs sie namentlich als Schiedsgerichtsbeisitzer den Vorsitzenden mit 

^) Zu veigL oben Ersten ThoU S.6^tL 



)l5 Mittelbare Wirkung der Afbeitcrversichenitig. 



• 



K 



kenncn!^wcrther Unparteilichkeit, Pflichttreue, Sorgfalt und Bereitwilligkeit bei der 
Verfolgung der gemeinsiamen Ziele unterstützen, dafs sie eifrig bestrebt sind, in 
den Geist und Stoff der Versichcrungs • Gesetzgebung einzudringen, um ihrerseits 
zu einer erspriefslichen VerkOrpemng der in derselben enthaltenen grofscii 
Gedanken beizutragen. Natürlich schwindet in dem Grade ihrer Mitwirkung auch 
das Mifstrauen, das sie sonst gegenüber der Vcnvaltung und Rechtsprechung 
häufig hegen, sie empfinden eine grOfsere Rechtssicherheit und Rechts 
Zufriedenheit. 

Zugleich aber lernen die Arbeiter in dieser Schule der Selbstverwaltung, der 
Besorgung konkreter Geschilfte die Grenzen des Ausführbaren kennen, sie lernen 
auf dem Boden po^itiver Ge>etze sich zu bewegen, mit Sachlichkeit und praktischem 
Vcrstilndnifs an die Behandlung der sie angehenden Fragen heranzutreten. Tnü 
aufserdem wird durch die gemeinsamen Berathungen, die sie mit den Arbeit 
gebem in Verxicherungvvichen zu führen haben, die gegcnsützliche Gesinnun 
der Arbeiter gegenüber dem Unternehmerthum gemildert, das gegenseitige Vcr 
stündnifs erleichtert. Nichts ist ja versöhnender, als wenn prinzipielle Gegner. 
die Prinzipien auf sich beruhen lassend, sich zusammensetzen und beralhen, uav 
in bestimmten, konkreten, im Moment zu lösenden Fragen zu Ihun ist.*) 

Es handelt sich dabei nicht blos um den KinHufs, den die Arbeiter 
Versicherung auf die als »Vertreter« der Arbeiter fungirenden Personen üKn, 
uikI um den Einflufs, den umgekehrt die Letzteren auf die Arbeiterversicheruti.* 
üben. Die Wirkung erstreckt sich auch auf die übrigen Kreise der Versicherten. 

Sie wird diesen vermittelt durch die hfiufig aus Anlafs der Versicherung^ 
Gesetzgebung errichteten Arbeitersekretariate, die den Zweck haben, als Au^ 
kunfts- und Berathungsorgan flir die einzelnen Arbeiter in den sie betreflenJen 
Gc>etzesbcstimmungen zu dienen. Vermöge der von ihnen ausgehenden AufklSmn^ 
Ober die Sozial -Gesetzgebung wirken sie geradezu im ölfenllichen biteresse.* 

Wie sehr die Arbeitersekretariate sich gerade mit dem Voltzuge der Arbeiter 
Versicherung beschilftigen, ergiebt sich beispielsweise aus der Geschflftsthfitigkcii 
des Arbeitersekretariats München. Von 6000 Auskünften, die es im Jahre 1 89K. 
von 8000, die es im Jahre 1899 ertheilte, betrafen allein 1300 bezw. 1800 die 
Arbeiterversichcrung : 

Gegenstand der Auskunft: ^^^ ^"^JS^' 

l^nfallversichentng 831 i<uo 

Invalidenversicherung 319 455 

Krankenvenkherung 180 jy> 

zusammen. ... 1 351 1 855 

Entlassungen ohot Kündigung 967 4^7 

Lohnforderungen 461 504 

Sonstige Diflereiuen aus dem Arbeiuverlialtniii 346 437 
Bürger •, Heimathrecht, Staatsangehürigkcii und 

VereheUchungiwcsan 564 681 

Miethditfereiucn « adi 434 

FordeningMachtii 751 1 041 

Straftachco 179 418 

Somdft Anfragtn 1899 1199 

GesamiBtsahl dar Auskünfta.... 6060 8107. 

*) Za vergL G. Schmolltr, Ucbtr die Entwkkelung des Grolsbeiritbca und du 
•ozsaW Klassenbtkhtng. PreufsiKha JahrbOchar Bd. 69 S. 475. 

*) Zq vergL Jahreshericbt der Grofrhenoglich hadtschen Fabriktntpektion fbr d.i« 
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Ferner wird der Sinn für das praktisch Mögliche und Ausführbare bei 
einem grofsen Kreise der Versicherten durch die Berufsorganisationen der Ver- 
sicherten gefördert. Die in verwandten Gewerben thätigcn Personen, welche 
insbesondere in der Orts - Krankenkasse genossenschaftlich organisirt sind, haben 
hier Gelegenheit, gegenseitig in nähere Beziehung zu treten, sie benutzen die so 
vcnnittelten Beziehungen nicht blos für geschäftliche, d. h. für Kassenangelegen- 
heilen, sondern ziehen noch weitere gemeinsame Intcressenzieie in den Bereich 
sachlicher Erörterungen. Die zweifellos durch die Versicherung bewirkte Stfirkung 
J es Korpsgeistes erfolgte auf diese Weise zu Gunsten praktisch ausführbarer Ziele. 

Zu besonderen Erwartungen hinsichtlich der Betheiligung der Arbeiter an der 
praktischen Regelung der sie angehenden Verhitltnisse, sowie der daraus sich er- 
gebenden günstigen Folgen berechtigen die in dem neuen Invalidenversicherung»* 
«;esetze vorgesehenen Rentenstellen; ihnen können unter Wahrung gewisser Vor* 
aiissctzungen (§. 80 des I. V. G.) ausgedehnte Obliegenheiten übertragen werden, so 
/. B. die Mitwirkung bei der Vermögensverwaltung , insbesondere bei Betheiligung 
lier Anstalten an der Wohnungsfrage, dann namentlich die Auskunftertheilung 
auf Gebieten, die der Invalidenversicherung verwandt sind. Bei weiterem Atisbau 
kann dies dazu führen, dafs die Rentenstellen Ortsstellen für verwandte Gebiete 
Jes Arbeiterschutzes und der ArbeiterfÜrsorgc werden, ') Ortsstellen, bei welchen 
Jic Arbeiter durch rege Mitarbeit für sich direkt und indirekt hohe Vortheile — 
materielle und andere — ziehen können, \ 

Hiermit sind bereits bedeutsame Wirkungen sozialpädagogischer Art, 
welche die Versicherung bei den Arbeitern nach sich gezogen, angedeutet. Aber 
deren sind noch weitere zu verzeichnen. 

Namentlich sind negative Wirkungen, die man in dieser Richtung be- 
fürchtete, nicht eingetreten. Manche meinten, die Initiative und die individuelle 
Energie der Arbeiter im Kampfe um das Wohlergehen ihrer Person und ihrer 
Familie werde durch die staatliche Fürsorge abgeschwächt, der Leichtsinn und 
die Gleichgültigkeit der Arbeiter gegen die Gefahren des Betriebes werde durch 
eine obligatorische Arbeiterversicherung erhöht. Dieser Gefahr bt wirksam 
dadurch vorgebeugt worden, dafs die von der Versicherung geleisteten Knt* 
Schädigungen in keinem Falle den Lohn des gesunden Arbeiters erreichen. Der 
eigenen Fürsorgcthätigkeit des Arbeiters steht darum noch ein weites Feld offen. 

Sie wird denn auch thatsüchlich in zahlreichen Privatkassen (»Zuschufskassen«) 
gepflegt, die die Arbeiter bezw. ihre Vereine neben den Zwangska&sen fortf&bren. 
So verausgabten die Deutschen Gewerkschaften (zu vergl. deren Korrespondenz* 
hiatt vom 21. August 1899) für 

Kranken- InTaliden- Beihülfe in Arbdis- Rebe* racclten- Rechts* 
Jahr unter- untere Noth- und lotennnter- nnter^ unter- fchntt 

•tutzang ttfitzung Sterbedllen tiütiunf etützung ttfittuBg 



JL. 



'^' 11"" *J ■" *)""o ^*2^ 'I^PS 4717 «0843 

1892 )— 2197a 25284 337087 382607 230904 9705 

1893 304648 *) — 41762 220926 328748 28321 12542 

»894 4*5489 •)— 4« 744 *39 750 • 350455 «4630 «90» 

1895 454114 *) — 4*080 190912 302603 40307 15871 

1896 430038 579J7 53837 243201 3*0000 37346 18349 
'897 454494 68088 04906 260316 289036 3097a 30147 
1898 491034 79587 78419 »75404 »83267 39978 43!>78 



»34^08 
1033619 

938 9*7 
1084 cm 

1051887 

I 150 71& 

1197 

1 »91 



798« 



Summe 2560417 227594 348032 18578862391054 443256 153737 

'} Zu vergl. v. Woedtke, Invalidenversicheningsgesetz vom 13. Juli 1899. 
Auflage^ Berlin 1900, S. 154. 

*) FOr 1891 sind diese Ausgaben in der Statistik nicht gefdhrL und bis 1806 ist 
InvalidenuntcrstOtzung nicht getrennt berechnet, sondern in der Ausgabe filr ICrauil^ 
unterstQtsung enthalten« 
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Die Hirsch • Dunker Vhen Gcwerkvcrcine gewährten in den 6 Jahren 1 891 bi^ 
1897 folgende (.^nterstOlzungen (zu vergl. \V. Kuleinann« Die GcwerkschaftN 

hewcgung, Jena 1900, S. 200): 

Zahl der unterstOuien Unier»tatzungs- 

Mitglieder hetrOge in JL 

iHyi— 94 1895-97 1891-^94 •84>5-97 

Reise- und WunderunlerMUl/ung 7 47^ ^5^3 3' S94 38011 

relH*rNiedelung>lK'ihUire l 1 78 l 653 33 084 34 58^ 

ArbciNosenuntenktUtzung 3 914 4 938 1 13 983 141 1 38 

Beilriige arK*it&loM.T Mitglieder 5 i37 4 ^35 9 7^^ ^75^ 

TnlerNtUtzung in bes onderen Noih fallen 1434 180a 11480 27692 

GesammtunterstOtzung. • — — (99 9^9 ^50 I7() 

Aus eben genannten Daten ergiebt sich zugleich, dafs die Sparlust bei den 
ArK*item keineswegs zurückgegangen ist. Weitere Belege da(Ür bilden die oK'd 
S. 210 niiigetheillen Nachweise der Spurkus^ensiatistik, ferner die zunehmend« 
Ausbreitung der sog. Volksversicherung, K*i \% elcher die Arbeiterschaft nan1h.1l 
betheiligt ist. Man versichert da gegen einen kleinen Wochenbeitrag (vielfail 
a 10 Pfennig) ein Kapital, das entweder beim TckIc des Versicherten dessci> 
llinterblielH^nen (zur Linderung der ersten Noth) oder schon Kri Lebzeiten do 
Versicherten (als ersparte Rücklage^ auslHv..ihlt wird, und macht sich so dio 
Nutzen der l«eK*nsversicherung zugänglich. Die rasche Ausdehnung, welche dii*>< 
Versicherungsart gerade in den letzten Jahren genommen , veranschaulichen 
folgende Beispiele: 

Akt)ca - G«MlUchaft Victoria Ver»Kheninn - Ge««<l*cliall 

tm BeHifi Fric4ricb Wilhelm. ll«f«Mi 

Fii4t Volk»v«nicli«- ^''^li^tjljr**" 1 Voa.»«T»icW- ^*?Ij!l!2r**" 

4c.J«lir« nuippolti«. M.lUon«.« nrng-r«»"« mx^omü JL 

189s ^ ^ >8|i ' 18s (171 4V« 

1893 120418 35,7 35«öoi ji^ 

l8f^ 1811131 VM 4324^ ^1 

1H95 «74814 77»: J»" 3**8 74^ 

iH()6 tio4 8oi 133^ 615007 8«v 

I ^yi 1 010 908 loo,» 740 401 10 V 

1896 1177083 149,,. 043 9^^ ••<M 

Kbensowenig ist von einer vemiehrten Gleichgültigkeit der Arbeitet gegtn 
Betriebsgefahren die Rede, un Gegcntheil, s<»\\(>bl l'nfalKerhUtungsvorschnltcii. 
K*i deren Kriafs ja die Arbeiter wcMrnilich mil\^ irken« wie Beslimtnungen über d a^ 
Verhalten der Kranken und über Kranken.uifsicht« die in der Hauptsache lediglich 
\on Ann Arbeitern und den Krankenkassen ausgehen« haben ein reges Interesse dci 
Arbeiterschaft an der unversehrten Krhaltung der eigenen Gesundheit wachgerufen 

Zum Anderen befürchtete man eine demoralisirende Wirkung der Arbeiter 
Versicherung in Gestalt einer Zunahme von Simulation. An sich liegt es ia nahv« 
dafs der Arbeiter sich gern den Genufs einer Rente verschafft , und es konmieti 
thatsflchlich Falle von Wehleidigkeit und Simulation vor« in denen ohne 
xwingenden Grund Renten angv^^trebl werden. Indessen haben die Krankenkassen 
sur Einschränkung dic*ser Simulation erstlich ihre Krankenkcmtrole im Allgemeinen 
gut ausgebildet« weiterhin wird der Simulation durch sorgfaltige L-ntersuchung 
f\cT Krankgemeldeten und durch Heranziehung geeigneter Aerzte immer wirksamer 
begegfict. Speziell für genaue Feststellung des Thalbestaiides bei Unfällen leisten 
die gründlichen Untersuchungen und Beobachtungen in Kranketunstaltcn unter 
ZuhOlfenahme von Röntgenstrahlen sowie der orthopädischen oder roedikooiccha 
nischen liutitute treiniche Diemtc, so dais das Bedenken bezüglich der Simulation 
wenig Bcdcuttuif hit 
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11. Arbciterveriichcrung und Unternehmer. 210 

Auch politisch ist ein erzieherischer Einflufs der Arbeiterversicherung 
/Aveifellos vorhanden. Schon der Umstand, dafs der Arbeiter, dank der staat- 
lichen Arbeiterversicherung, Rechte in der Zukunft bei Eintritt von Krankheit, 
L'nfall, Invalidität und Alter geltend zu machen in der Lage ist, und das sich 
hei ihm einstellende Gefühl des Besitzes mufs ihn mit den bestehenden Ver- 
hältnissen befreunden. Mehr noch sind diejenigen, die sich bereits im Genüsse 
lier Rente befinden, an den Bestand des Reichs gefesselt. Es ist ein aufscr- 
ordentlicher Vortheil, wie bereits v. Bismarck in seiner Reichstagsredc vom 
i8. Mai 1889 betonte, dafs wir jetzt gerade in den Klassen, die sonst nicht viel 
AU verlieren haben und bei einer Veründerung irrthUmlich glauben, dafs sie viel 
i;cwinnen können, über 1 Million') kleine Rentner haben. Wenn diese auch nur 
115 bis 200 Mark zu verlieren haben, so »erhült sie doch das Metall in ihrer 
Schwimmkrafta, sie gewöhnen sich mehr und mehr daran, das Reich als eine 
wohlthlitige Einrichtung anzusehen. Insonderheit hat der bei der Invaliden- 
versicherung vom Reiche geleistete Zuschufs eine enge Verknüpfung der materiellen 
Interessen der Versicherten mit den Interessen und der Existenz des Reichs zur 
nothwendigen Folge. Von diesem Standpunkte aus ist es mit als ein Zeichen 
von dem erhöhten real politischen Verständnifs der Arbeiterschaft zu betrachten, 
iiafs, während das Invalidenversicherungsgesetz von 1889 nur eine Mehrheit von 
20 Stimmen im Reichstage erzielte, die Novelle im Jahre 1899 fast einstimmig 
(gegen nur 3 Stimmen) von einem mit mehr als 200 Mitgliedern besetzten Hatise 
angenommen worden ist, und dafs diesmal auch die Vertreter der Sozialdemokratie, 
und zwar zum ersten Male für ein sozialpolitisches Gesetz, derselben zugestimmt 
haben. 



II. 

Wirkung der Arbeiterversieherung auf die Unternehmer. 

Die Arbeiterversicherung bedeutete für die Unternehmer naturgemäfs in 
erster Linie eine Belastung. Diese Belastung mag für einzelne Unternehmungen, 
die schon vor Einführung der obligatorischen Versicherung auf dem Gebiete der 
ArhciterfÜrsorge freiwillig viel gethan haben, pekunitfr nicht neu sein, jeden* 
falls ist sie es aber für die Mehrzahl der Unternehmer. Rechtlich ist die 
Arbeiterversicherung für alle Arbeitgeber eine neue Last. 

Und zwar er^^'eist sich diese Belastung, wenn man die absoluten Beträge ins 
Auge fafst, recht beträchtlich. Wie schon oben (S. 128) erwähnt, haben die 
Unternehmer seither (von 1883 bis 1900) 1 Milliarde Mark zu den an die Arbeiter 
ausgezahlten Entschädigungen gesteuert; einschliefslich ihrer Leistungen für Ver- 
waltungskosten, Reserven etc. erreichen ihre bisherigen Beiträge die Höhe von 
1,5 Milliarden Mark. Die Firma Friedrich Krupp in Essen (ohne Gnisonwerlc, 
Germania -Werft und Zeche Ver. Sälzer und Neuack) zahlte allein im Jahre 1898 

auf Grund des Krankenversicherungs- und Berggesetzes 373 664 Mark 

»ÜB Unfallversicherungsgesetzes 338 330 » 

» » ■ Invalidenversicherungsgesetzes 336 133 • ^ 

^ Summe .... 937 107 Mark. 

>' Nimlich 486^45 Unfallrentncr (Stand vom Jahre 1898), 314319 Invaliden« un<t 
195 133 Ahersrentner (Anfiingi 1900). 
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220 Minelbare Wirkung Jer Arbeitervenichening. 

Bei einigen anderen grofsen Werken K*trugen die gesetzlichen I^lMungen im 

Jahre 18961): 

Kohlen- Hatten- 
l»ergbau- und Grmentwerk 

n^ gcsdischaft Waliwerk 

JL JL Ji 

Tn fall Versicherung ^i 183 4a 079 3 610 

Krankenvcnicherung .... 40 1 1 3 I . . ^^^ ^ . . , 

ln%alidcnvenichening.... 14888 }Mo*9 344i 

zusammen .... iici 184 76 708 7 051. 

Aufser diesen in Geld zu leistenden Reitrügen haben die Unternehmer noch 
viel Arbeit und Zeil, welche der Wr\%'altun^vapparat der Versicherung erfordetl. 
aufzuwenden; inslMTMindere gilt dies für diejenigen, welche ehrenamtlich als Vor- 
standsmilgliedcr der Berufsgenov^rnschaften fungiren. Auch die Verwaltung der 
Betriebs- Krankenkassen füllt den Unternehmern ganz zur La&l. 

Gleichwohl halten sich diese Lasten in angemessenen Grenzen. Der 
Gesetzgeber selbst war hierauf bedacht, indem er namentlich durch den Zuschufs, 
den das Reich bd der Invalidenversicherung leistet (vergl. oben S. aoi), den 
Betheiligten die Kosten der Zwangs Versicherung th unliebst zu emiflfsigen suchte. 
Ebenso werden Kri dem weiteren Ausbau der Sozial • Gc*setzgebung diejenigen 
Rücksichten streng K*obachtet, welche sich aus der Nothwendigkcit der Schonung 
der heimischen Industrie in ihrem Wellbewerbe mit dem Auslande ergeben. 
Ausdrücklich betont dies der Erlafs Kaiser Wilhelms II. vom 4. Februar 1890 
an den Reichskanzler, in dein es heifst: «Ich bin entschlossen, zur VerKrsscrung 
der l^ige der Deutschen Arbeiter die Hand zu bieten, soweit die Grenzen o 
gestalten, welche meiner FOrsorge durch die Nothwendi^keit gezogen werden, 
die Deutsche Industrie auf dem Weltmarkte konkurrenzfähig zu erhalten un^* 
dadurch ihre und der Arbeiter Existenz zu sichern. Der Rückgang der heimischen 
Betriebe durch Verlust ihres Absatzes im Auslände würde nicht nur die Unter 
nehmer, sondern auch ihre Arbeiter brotlos machen....« 

Nach den Voranschlagen der Vcrsicherungs - Gesetzgebung, die einen Jahres 
lohn von 600 Mark b^ei 300 Arbeitslagen als Durchschnitt ansetzten, verursacht 
die Kranken- und Invalidenversicherung pro Tag etwa je 4 Pfennige, die 
Unfallversicherung 3 Pfennige, also zusammen 10 Pfennige Kosten, wovon aK-r 
der Arbeitgeber nur etwas Ober die Hülfle zu tragen hat. Dafs der Unter- 
iKhmer durch derartige Beitragskosten nicht übennafsig belastet ist, liegt auf der 
Hand. Dies bestätigen auch Zeugnisse aus industriellen Kreisen selbst. 

Fabrikdirektor Greifst berechnet an der Hand zahlreicher in der Praxis 
gesammelter Betspiele die Höchstbelastung der Industrie infolge der l'nfalKer 
Sicherung auf 3 Prozent des Arbeitslohnes, infolge der Krankenversicherung aut 
iVt Prozent und infolge der Invalidenversicherung auf 1 Prozent, also im 
Ganzen auf }' ^ Prozent des Lohnes, d. h. der Lntemehmer zahlt jV, Pfennige 
Versicherungsbeitrag (Ür 1 Mark Lohn. Grofsindustrielle wie Frhr. v. Stumm 
und Richard ROsicke halten die bisherige Belastung der Deutschen Industrie 
durch die Versicherung so sehr mit deren Leistungsfiihigkeit fbr vereinbar, daf^ 
sie in Reichstage^ noch lür eine weitere Belastung in Gestalt einer Witt wen 

^ Zu vergl Fabrikdtrektor GreiftI, Wirthschaftliche l'ntersuchuAgen Ober die Be- 
iMtung der Deutsdien Industie durdi die Arheitcrvcrsicherungs- und 5»chutigesetigcbun^ 
Sdunottei« Jahrbuch fbr Gcsetzgcbungi Verwaltung und VoUuwirthschaft, %y Jahrgang 

^ Zu vcrgL Vefhandluf^eo vom ty Januar i8g6 und la. Jaouar 190a 
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II. Arbeiterversicherung und Unternehmer. 221 

und Waisenversichening eintreten, die ungeßfhr so viel kostet, wie die Invaliden- 
versicherung *). Insbesondere geht ROsickc*s Meinung dahin, »dafs wir den Auf- 
schwung in unseren ganzen wirthschaftlichen Verhältnissen zum erheblichen 
Theile der Deutschen Sozialpolitik zu verdanken haben, dafs gerade dadurch, 
wiafs die Arbeiter durch diese neuere Sozialpolitik so viel besser und sicherer 
gestellt sind, auch die wirthschaftlichen Verhifltnisse sowohl für die Arbeiter, wie 
tUr die Arbeitgeber sich verbessert haben. Gerade dadurch sind auch die 
Lebenshaltung und der Konsum allgemein gestiegen, und vom inländischen 
Konsum hängt es ja ab, wenn man davon sprechen will, ob die Industrie im 
Stande ist, dies oder jenes zu leisten oder nicht zu leisten. Frhr. von Stumm 
hat mit vollem Rechte ausgeftlhrt, dafs gerade die Vermehrung des Konsums 
in Deutschland es dahin gebracht hat, dafs die Industrie im Allgemeinen nicht 
mehr so auf das Ausland angewiesen ist, wie sie es vorher war, und dafs 
aus diesem Grunde der Export gewisser Branchen nicht so zugenommen hat, 
wie er wahrscheinlich zugenommen hätte, wenn diese günstigen Verhältnisse 
nicht eingetreten wären. So meine ich denn, dafs wir uns nicht abhalten 
lassen sollten, auf dem Wege der Sozialpolitik, den wir bisher gegangen sind, 
weiter zu gehen.« 

Der Ertrag der geschäftlichen Unternehmungen wird eben von viel ntächtigeren 
und ausschlaggebenderen Faktoren becinflufst, als es die Lasten der Arbeiter- 
Versicherung sind, es sei nur an die jährlichen Schwankungen der Preise und der 
(Qualität der Rohstoffe, an die zu zahlenden Löhne, an die Verschiedenheiten der 
Frachtsätze, an die Aenderungen des der Industrie offenstehenden Kapitalmarktes, an 
die Schwankungen der auswärtigen Währungen, an die Zoll- und Tarifpolitik des 
Auslandes erinnert. Diesen Faktoren gegenüber fiKlIt die Arbeiterversichening 
wenig in die Waagschale, sie gestalteten sich im Laufe der letzten anderthalb 
Jahrzehnte so günstig, dafs Deutschland, obschon unser Gewerbe durch die Ver- 
sicherung gegenüber dem Auslande vorbelastet ist, einen ganz hervorragenden 
wirthschaftlichen Aufschwung nahm. Im Einzelnen ist dies durch die Beni&- 
und Gewerbestatistik vom Jahre 1895 dargethan^); hier mag es genügen^ 
wenigstens die Entwickelung von Industrie und Handel an der Hand der Zunahme 
von Betrieben, namentlich von gröfseren Betrieben, und ihres Personals ersichtlich 
zu machen: 

Industrie. Zu- M oder 

Beliebe Penonen i„^Ä?«l~ir 

i88a 1895 188a 1895 Betriebe Personen 

Alleinbetriebe I43<>465 "^37 349 «430465 «»37 349 — »3>l — «JtS 

Sonstige Kleinbetriebe .. . 74539a 75a aa3 1039939 «95377^ + <Vf + ^^ 

(mit bis s Personen) 
Mittelbetriebe 85 001 (39459 1 109 ia8 1 90a 049 + 64,1 -f 71,^ 

(mit 6 bis 50 Personen) 
Grofsbetriebc 9481 17 941 1554 "3* »907 3»9 +89,1 + 87^ 

(mit Ober 50 Person en) 

Summe. . . . a a7o 339 a 146 97a 5 933 663 8000 503 — 5yi + 34«ft- 



>) Der Staatssekretär des Innern Graf von Posadowsky schätzt die gesammt.« 
Mehrbelastung durch die Wittwen- und Waisenversichening bei 7,7 Millionen Arbeitern 
a ia,46 Mark auf 95^9 Millionen Mark. 

*} Zu vergl. »Die berufliche und soziale Gliederung des Deutschen Volkes«, ■I>ie 
I andwirthschaft im Deutschen Reich« und »Gewerbe und Handel im Deutschen Reich« 
nach der Erhebung vom 14. Juni 1805. Band 11 1, iia und 119 der Statistik 
Deutschen Reichs (dargestelh von Friedrich Zahn). 
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Handel und Verkehr. 

Alleinbetriebe 4^ 815 454 54» 4»9 8* J 454 54© + 5i» + 5f» 

Sonstige iGeinbetriebe... 14041S 450913 5H4 150 1034913 + 83^ + 80,« 

(mit bis s Personen) 

Mittelbetriebe 16531 49 ^7> 271170 5^6431 + 85,7 «f 94,1 

(mit 6 bis 50 Personen) 

Grofsbetriebe 4^3 9^ 54557 •»9 754 + •07»i +»37»» 

(mit über 50 Person en) 

Summe 70313a 955^*84 1339708 11 05 638 + 35,» + 61,-. 

Dafs die Exportfilhigkeit der Industrie kcjncn Schaden litt, beweist die Zu 

nähme der Ausfuhr in den Jahren 1882 bis 1899 vun 3,9 Milliarden auf 4«} Milliarden 

Mark, 

Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr 

^■"■^ Deut^hcn Zollßebiete •'•'*' Deutschen Zollccbiete 

in Millionen Mark in Millionen Marii 

i88a 3334 3099 189} 3318 4 tat 

1885 2867 a9aa 1898 3 757 5081 

1889 3165 3990 1899 4ao7 5483 

1890 3337 4146 

und die wachsende Betheiligung Deutschlands am Welthandel. Am Gesamml* 
Waarcnumsatz im internationalen HandcNverkehr, der für 1898 auf 78 Milliarden 
Mark sich veranschlagen liifvt, ist Deutschland mit S^ Milliarden (oder 1 1 ^\ Prozent 
betheiligt und wird hierbei als die zweitgrOfMe handelst reibende Nation nur von 
Grofsbritannic*n — mit allerdings 13 Milliarden (i6,k Prozent) — ühertrofien, wahrcnil 
es bis vor Kurzem noch an dritter Stelle stand: 

Proicntnnthcil am gcommtcn internationalen 

Waarcnverkchr : 
188a 1885 i8./> i8<»5 i8*)8 

Deutsches Zollgebiet 10,3 10,1 10,0 10,8 1 i,t 

Frankreich 11,1 io,t 9,7 8^ 8,3 

Grofsbritannien 19,7 i8,s 18,4 17,« 16,8 

Vereinigte Staaten von Amerika... 9,9 9,) 9,9 9,a 9,7. 

In der Hauptsache durften die neuen LaMen, die die Arbciterver^icherun^ 
den Unternehmern aufbürdet^ mit Anlafs gewesen sein, die Technik des BetricK^ 
zu verbessern. Jedenfalls Ist \on einer Abwälzung der Beitrag^last auf du* 
Arbeiter, deren Lohne im Gegentheil inzwischen namhaft gestiegen sind, (\cr;;l 
oben S. aoj), — wenigstens im Allgemeinen — keine Rede, urtd ebens^iwemi; 
flufscrt sich die Versicherungslast in erhöhten Preisen, durch welche der Produ/cni 
die ihn treffenden Versicherungsbeitrage dem Konsumenten zuwfllzt. Wie m» 
oft, sind wohl auch im gegenu artigen Falle die erhöhten GestehungNki>stin 
durch verbesserten Betrieb, durch technische Forlschritte wett gemacht ««ordcn« 
der ArK'ilgeber produztri entweder mittelst weniger Arbeiter und besserer 
Betriebseinrichtungen die gleiche Qualiiiit und Quantität wie zuvor, oder et 
produzirl mit ebenso vielen Arbeitern wie früher ur>d vullkummneren Betriebs 
mittein mehr und Bessere». 

Nicht durchweg war freilich der Einflufs der Versicherungsgesetze auf du 
Untemehmerbet riebe wirihschaftlich so günstig. Zum Thcil bcv^irkte die Vef 
Sicherung, mit anderen Ursachen, eine Verschiebung der Produktion au^ 
dem Fabrikbetriebe in die Hausindustrie. L'm sich den Lasten der 
Sozial -Gesetzgebung zu entziehen, beschilft igen bcispielsiAeite unlerfrflnkisclie InhaK-r 
von Konfektionsgeschäften^ die früher mit mehreren Geholfen und wenigen llettn 
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II. Arbeiterverstcherung und Unternehmer. 329 

urbeitern ihren Bedarf deckten, jetzt nur einige Zuschneider und Auficeichner in 
ihren eigenen Geschflftslokalitüten, die eigentliche Näharbeit wird von Heimarbeitern, 
von der Hausindustrie verrichtet. Von württembergischen Fabriken der Trikot- 
uiul Strickwaarenindustrie wurden im Jahre 1895 die Näharbeiten (Ür Hand- und 
Maschinennähen und die Arbeiten auf Handstrickmaschinen mehr als früher dtf 
Mausindustrie überwiesen; als Grund für das Anwachsen der Hausindustrie bezeichnet 
der Gewerbeaufsichtsbeamte neben der Ersparnifs an Ausgaben (br Miethe, Be- 
leuchtung, Heizung der Betriebsstätten und an Arbeitslöhnen ausdrücklich den 
Wegfall der Beiträge für die Krankenversicherung und meist auch für die Invaliden- 
versicherung. Auch nach Ansicht des Kölner Gewerbeaufsichtsbeamten bilden die 
j Ausgaben für die Versicherung ab und zu einen Anreiz, dafs die hygienisch weit 
günstigere Arbeitsbedingungen bietenden Grofsbetriebe in einzelne kleine Werk- 
vlätten oder gar in die Hausindustrie übergeführt werden'). Zur Verhindenir^ 
einer derartigen Entwickehmg wurde die Krankenversicherung mehrfach Orts- 
>tatutarisch auf die Hausgewerbetreibenden erstreckt, und die Invalidenversicherung 
vom Bundesrath auf die Hausgewerbetreibenden der Tabakfabrikation und einen 
grofsen Theil der Textil-Hausindüstrie ausgedehnt. Nach authentischen Mittheilungen 
ist anzunehmen, dafs die Ausdehnung der Invalidenversicherung auch auf die anderen 
Zweige der Hausindustrie sowie die obligatorische Versicherung der Hausindustrie 
gegen Krankheit nicht mehr lange auf sich warten läfst^). 

Im grofsen Ganzen kommt aber bei den Unternehmern immer mehr 
die Ueberzeugung zum Durchbruch, dafs die Fürsorge für die Arbeiter 
zugleich im eigenen Interesse der Unternehmer gelegen ist. Mit der 
Verbesserung der materiellen und sozialen Lage der Arbeiter, wie sie von der 
Arbeiter Versicherung in die Wege geleitet worden, wächst von selbst deren 
Arbeitsfreudigkeit und damit zugleich die Güte und das Mafs ihrer Arbeitsleistung. 
Darum zeigen sich die Arbeitgeber im Altgemeinen ganz willig, die schweren 
Lasten an Geld und ehrenamtlicher Arbeit zu tragen. 

Die anfängliche Unzufriedenheit schwindet immer mehr, zumal die ursprüng- 
lichen Härten des Gesetzes ja im Laufe des Vollzuges thunlichst beseitigt werden. 
So ist beispielsweise eine Quelle vieler Klagen, die Entrichtung der Invaliden- 
Versicherungsbeiträge durch Markenktcben für jede einzelne Woche, neuerdinfcs 
im Wesentlichen abgestellt, indem neben den Wochenmarken jetzt Marken fbr a 
iiUil für 13 Wochen eingeführt sind. An manchen Orten, z. B« in Sachsen^ 
Württemberg, Baden, Hessen, Hamburg, Bonn, Hildesheim, sind die Arbeitgeber 
lies Markcnklebens ganz überhoben, die Einzielning der Beiträge und das Kleben 
von Marken besorgen hier Krankenkenkassen, Gemeindebehörden und sonstige 
Hebestellen; in dieser Weise waren im Jahre 1898 5323 Krankenkassen sowie 
2948 Gemeinden und sonstige Behörden für die Invalidenversicherung thätig. Auch 
M)nst sucht man dem Arbeitgeber die Versicherungslast möglichst zu erleichtern. 
Die landwirthschaftlichen Berufsgenossenschaften erheben stellenweise ihre Umlai^e- 
Mräge gleich als Zuschlug zur Grundsteuer. Bei Berechnung des steuerbaren Ein- 
kninmens ist in Preufsen, Baden, Hessen ausdrücklich vorgesehen (im Königreich 
Sachsen beabsichtigt), dafs die Beiträge zur Kranken-, Unfall- und Invaliden* 
UTsicherung in Abzug gebracht werden dürfen. Soweit die Versicherung, ins- 
^sondere die Unfallversicherung noch eine Haftpflicht der Unternehmer fort- 

Kstehen läfst (oben S. 108 tf.), schützen sie sich vielfach durch weitere Ver- 

■ ■ ■— » 

1) Zu vergl. Amtliche Mittheilungen aus ilen JahresliericKien der Gewerbeaufsich ts-» 
Beamten, Jahrgang 1893 S. 237, 1896 S. 276, 1897 S. 43, 73, 141, 144, 1898 S. 29^ 107. 

*; Zu vergl. Rede des Staatssekretärs des Innern Graf von Posadowskyim Reichs^ 
^it;c am 38. November 1891 ), und v. Woedtke, Invalidenversicherungsgescti vom i). Juli 
i8«j9| 6. Auflag«! Berlin 19001 S. 15. 
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Mchcruiig bei Privatgesellschaften;') der Deutsche Haftpflicht - Schutzverband leistet 
ihnen Jabet durch Rath und That gute Dienste, namentlich auf Grund der von 
ihm mit ii Gesellschaften abgeschlov^nen Verträge, die durch Normati\ 
bedingungen, Ge^innant heile der Mitglieder etc. einen gerechten Ausgleich zwischen 
den Interessen der Privat -Versicherungsanstalten und dem versicherten Unter 
nehiner anstreben. Zum Theil sucht man diese Deckung gegen Haftpflicht folgen 
durch Haftpflicht -Ver^ichcrungsverbande, die auf Gegenseitigkeit beruhen, sich im 
beschaffen; solche bestehen beispielsweise ftlr Mitglieder der landwirthschaftlichen 
Berufsgenossenschaft in Hannover, Westfalen, Königreich Sachsen. 

Abgesehen von der Krftlllung der ihnen durch die Versicherung aufgelegten 
Pflichten leisten die Arbeitgeber \ielfach dem Artieiter BeihUlfe, um seine An- 
sprache auf Entschädigung gegenüber der Versicherungsanstalt, der Berufs 
gcnovsenschaft oder der Krankenkasse zu \ erwirklichen. AufM:rdem wird die staat 
liehe FOrv>rge ihrerseits noch durch besondere Zuwendungen vielfach ergänzt. 

Nach einer Zusammenstellung in der Vierleljahrsschrift »Der Arbeiterfreund« 
(37. Jahrgang 1899) spendeten im Jahre 1898 103 Aktiengesellschaften, 90 pri\ate 
Arbeitgeber und 48 sonstige Personen 27 Millionen Mark zu Gunsten ihrer 
Fabrikangestellten und Arbeiter, im Jahre 1899 erreichten dic*se Spenden (\c>n 
623 Aktiengesellschaften und 349 Privaten herrührend) die Höhe von 39 Millionen 
Mark; in Wirklichkeit ist die Summe noch weit grOfser, wie schon daraus hervor 
geht, dafs nur ftlr 623 Aktiengesellschaften Angaben vorliegen, während ungetalir 
4500 Aktiengesellschaften bestehen. Zu einem namhaften Tlteile sind diese SpenJin 
der Einrichtung und Erhaltung statutarisch geregelter Pensions- und l^nterstOtzun^s 
kassen ft)r Angestellte, Arbeiter und deren Angehörige gewidmet und bilden m> 
eine erfreuliche Ergänzung der I^istungen der Arbeitervcrsichening: 

Freiwillige Spenden im Jahre t9»jß} 

voo 
fOr ^^^ Aknc^escU- Zusammen 

M. JL JL 

I. Pensions- und Unterst QtxungsibiMlt, sowie 

Stiftungen ftSr Arbeiter und deren Angehörige.. 303^887 8119547 11 ic>i4)4 
a. Sonstige Fürsorge für die Angestellten, Arbeiter 

und deren An^^chOri^e IVflmicn. Gratifika* 

Uoncn, Wohnungst^rsorge , Festltcnketlen ftlr 

Arbeiter etc^ 3 77*» 500 y 044 605 13 711 lo^ 

3. GemeinnQtiige Fürsorge ftlr weitere Kreise, so» 

Weit sie von Arbeitgebern ausgeht (allgcfiicifie 

WohlthJti(dieits- und ErziehuntfS4nstalteO| Ge« 

suiklhcitspHege, Rettungsiweaiei kircnliche 

Zwecke etc) n 50t 580 1 770 S 77 14 17s 1 57 

Zusammen .... 19 314 007 19 844 719 39 1 59 61/* 

') So kommt es, da(s die private Unfallversicherung trotz oder l>eiser infolg« *k* 
staatlichen sich namhaft entwickelt haL Im Jahre 18118 haben 15 derartige Firm«.'^ 
3V Millionen Marii an Prämien und Gebühren für Unfalls ersichening vereinnahmt: tur 
ftlnf der grüfsten Unfalbersicherungs-Gcscllschafien IVutschlands gesultete sich die Km- 
Wickelung unter der Herrschaft der Reichs •Versichcrungsgesctzgcbung folgenderrnjls« f^ 

Bruttoprftmien • Einnahmen in Mark 
Unf.-Verft •Gesettichaft 1898 1897 1895 1890 188^ 

Vicioria S 10^39* 7**3 9^ 6181138 3100761 j^joc^M 

Stuttgarter Verft.-Ver 5 431 711 4 ^91 ^1 3oti3 115 1 134 517 iioi 10, 

Kölnische Unfallvert.- Ges. 4407ÜS8 3757*94 ^915437 * 5^3^35 53*^^* 

Wilhehna «8sbi88 ^5*1 > •>; >*"« 

AUtaM 17^055 1437611 916495 17400B 

Zu vend. Assekurani - Jahrbuch. HcrauMcegehen von A. Ehrrnswcig. 11. JahnMnc. 
Wien 1900^ & HS C 
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II. Arbeiicrversicherung und Untcraehmer. ^2^ 

Bei der Allgemeinen Elektrizitäts • Gesellschaft Berlin belaufen sich die 
Stiftungen für Pensions- und UntcrstQtzungszwecke allein auf über i Million Mark. 
Die Firma Friedrich Krupp in Essen zahlte im Jahre 1898 aufser den gesetx* 
j liehen Versicherungsbeiträgen von 937 107 Mark noch weitere 954 384 Mark an 

j I >tatutarischen Beitrügen (ohne gesetzliche Verpflichtung) für die Beamtenpensions- 
kassc (106 000), Arbeiterpensionskassen (784000) und die KrankenuntenstQtzungs- 
ka'iscn (64000). Fortgesetzt werden, wie die Berichte der Gcwerbcaufsichls- 
l^oaniten für das Jahr 1 898 bekunden, neue Pensionska&scn, Krankengeldzuschufs- 
kasscn und Arbeitersparkassen von den Unternehmern ins Leben gerufen und' 
tlicihveise von ihnen selbst unterhalten, um die Arbeiter zum Verbleiben in ihren 
labriken zu bewegen und sich einen verlässigen Stamm tüchtiger Arbeiter zu 
erhalten. Die Formen dieser Kassen sind höchst mannichfaltig. So wird eine 
neue Art der Privatunfallvcrsicherung der Arbeiter aus einem Bamberger Betriebe 
erwähnt. Die Prämien dieser Versicherung werden zum Theil aus dem Ertrag- 
nisse der Bierkasse (das Bier wird zu 17 Pfennig das Liter geliefert und zu 
12 Pfennig ausgeschenkt) und zum Theil durch Zuschufs des Fabrikinhabers 
gedeckt. Aus der Versicherung erhält jeder Arbeiter bei einem Unfälle 2,50 Mark 
Entschädigung pro Tag, im Falle der dauernden Erwerbsunfähigkeit 5000 Maili 
einmalige Entschädigung; ist durch den Unfall der Tod herbeigeführt, so erhalten 
Jic Hinterbliebenen 2000 Mark. 

Aufserdem geschieht seitens der Unternehmer, namentlich der gröfseren, vifl 
lür hygienisch befriedigende Verhältnisse in ihren Arbeitsstätten (vergl. oben S. 182); 
mehrfach wird durch Einrichtung gut und billig liefernder Speise wirthschaften auch 
einer guten Ernährungsweise der Arbeiter Rechnung getragen, zahlreiche Fabrik- 
besitzer sorgen endlich fUr gute Wohnräume ihrer Arbeiter, indem sie selbst 
Häuser bauen und ihren Arbeitern zu billigen Miethpreisen überlassen. 

Diese soziale Thätigkeit, die die Unternehmer im Zeichen unserer neuen 
Sozial -Gesetzgebung in immer höherem Mafse entfalten, kann auf die Dauer ihre 
versöhnende Rückwirkung auf die zwischen Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer vorhandenen Gegensätze nicht verfehlen. Wesentlich wird das 
gegenseitige Verständnifs noch gefördert durch die gemeinschaftlichen Berathungen 
und Sitzungen, zu welchen die Arbeiterversicherung Arbeitgeber und Arbeiter 
zusammenfuhrt (vergl. oben S. 216). \m Laufe der Verhandlungen über Ver- 
sicherungsfragen lernen die Unternehmer die Vertreter der Gegeninteressenten, die 
Arbeiter, immer mehr verstehen, sie werden geneigt, mit der gleichen Ruhe und 
Sachlichkeit auch andere die Arbeiterverhältnisse (über Arbeitszeit, Arbeitslohn etc.) 
betreffenden Fragen mit ihnen zu erörtern, was zur Förderung des sozialea 
Friedens wesentlich beiträgt. 

Besonders weit ist diese Neuordnung des Arbeitsverhältnisses durch gegen- 
Ncitige Verständigung der Prinzipale und Gehülfen gediehen im Deutschen Buch- 
tel ruckgewerbe. Hier wurde zwischen den Prinzipalen, vertreten durch Mitglieder 
des Deutschen Buchdruckervereins, und den Gehülfen, vertreten durch aus 
l'nvahlen hervorgegangene Delegirte, im Jahre 1896 ein nach Arbeitszeit un<S 
jl Arbeitslohn genau spezialisirter Tarif auf eine fünfjährige Dauer vereinbart, zur 
Festsetzung und Durchführung desselben wurde der »Tarifausschufs der Deutschen 
Buchdrucker« proklamirt. Als dessen ständiges Organ fungirt das »Tarifamt dor 
Deutschen Buchdrucker«, dem drei Prinzipale und drei Gehülfen und ebenso vid 
Stellvertreter — gewählt mit Ausnahme der beiden Vorsitzenden vom Xarif* 
iuisschufs — angehören. Seiner energischen und zugleich * ennittelnden Thifttgkeit 
i>t es zu danken, dafs im Herbst 1899 nicht weniger als 2700 Firmen an 880 Orten 
nnt rund 31 000 GehUlfen zu tarifmäfsigcn Bedingungen arbeiteten. Die kleineren 
ßifTercnzen, die sich im Vollzuge des Tarifs ergeben, werden in der Hauptsaclie 
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226 Milielharc NVirkung der Arbeitervenichcning. 

durch Schiedsgerichte geschlichtet, deren 21 an verschiedenen Orten bestehen. 
Die gemeinsame Ansicht der Prinzipale und Geholfen bezüglich des Tarifamt% 
geht dahin, dafs es die Möglichkeit bietet, die Beziehungen unter einander /u 
pflegen, gegenseitige Forderungen auf dem Wege freundlichen Uebereinkommcnx 
zu regeln und dadurch eine neue Zerklüftung der zus;immengehOrigen vertrag- 
schliefsenden Parteien zu vermeiden. 

Aehnliche Tendenzen, wie sie im Deutschen Buchdruck ausgebildet sind, 
sind auch in anderen Gewerben zu gewahren, meist freilich haben sie nur /u 
lokalen Vereinbarungen zwischen ArbeitgelHrrn und Arbeitern geführt, zu Pl.it/ 
Ordnungen, Lohnabkommen, Schiedsgerichten, gemeinsamen Kommissionen. SoKIk 
giebt es z. B. im Baugewerbe in Chemnitz, Stuttgart, Jena, Berlin, Breslau« 
München, Magdeburg, Posen, Neustadt a. H., Bannen. Auch in anderen Gv 
werben, wie in dem der Buchbinder, Tischler, Drechsler, Met/ger, Becker, Buuicr. 
halvn derartige gemeinsame Festsetzungen der Arbeitsbedingungen mit längerer 
Frtstdauer stattgefunden. ') 

Solche Tarifgemeinschaften mit umfassender Wirkung und mehrjähriger 
D;iuer setzen aber voraus, dafs zu deren Aufrcnrhthaltung nicht blos Organisationen 
der Arbeitet, sondern aucli solche von Arivitgebem mitwirken. Und gerade in 
dieser letzteren Richtung darf die Versicherungs - Gesetzgebung den Anspruch er 
helH*n, auch den Korpsgeist der Arbeitgeber gestiirkt zu haben. Der Gedanke 
des Gesetzgebers, es sollten die Berufsgenossen über den nächsten Zweck der 
Unfallversicherung hinaus im Interesse der wirthschaftlichen Gesammtlage si^li 
enger zusaminenschliefsen, wurde erfreulicherweise verwirklicht. Mehrfach ist, 
was Jahrzehnte lang \ergel>ens angestrebt wurde, die Zusammenfassung Mm 
Arheitgcl>em K'stimmter GewerKrzwcige, erst bei Gründung von Berufsgenosvcn- 
Schäften gelungen. Berufe genossen, die früher sich kaum kannten und nur 
als Konkurrenten gegenüberstanden, treten sich jetzt heutig so nahe, dafs mc 
sogar einen intimen geselligen Verkehr unterhalten, eine Erscheinung, die Bodikcr. 
der frühere Präsident des Reichs -Versicherungsamts, sehr erfreulich findet und 
von der ihm gute Folgen selbstverstilndlich dünken.^ 



IIL 
Wirkung der Arbeiterversicherung auf die Gemeinden. 

Die Gemeinden sind durch die Arbeiterverstcherung in hohem Mjf%e berl)i>'i 
worden. Vor Allem ist den GemeindclH*ltArdcn als unlerer Ver\%allungsbel)oriic 
ein grofser Thei) der AuslulirungvjrlHiten für alle drei Versicherungszweige /n 
gefallen. AufNcrdcm haben weitaus die meisten Gemeinden eine Gemcnuk 
K ranken \ersichenmg eingerichtet bezw. im Vollzüge des Kranken\ersicherun.:^ 
gesetzes einrichten müssen; ihre l'nlerhaltung bedarf, wie oK*n S. 148 gc/ci.:^ 
wurde, \ielfach noch l^sonderer Zuschüsse aus dem «tllgemeinen Gemein Jw 

'} Zu vergl. Ernst Francke, Die Tarifgcmcinschaft im Deutschen Buchdnj«.k* 
ge«ert>e. Soziale Praxis %om 1«^ Oktober iS^ii^ — Deutscher Buchdrucker «Tarif ncN^t 
Kommentar. Laut Dcwhlüs>cn des Tanfausschusses herausgegeben vpm Tarifamt il^r 
Dcutsdieo Buchdrucker. 1899. 

', Hand« Orterbuch der Staatswissctttchaften. ». Band. ». Auflage 1899. Antk^* 
BeruCnennwcnichafUfti 
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Ullishalte. Und so erscheinen die Gemeindeverwaltungen durch die Versiehe- 
uiigsgesetze sowohl in Bezug auf Arbeit wie auf Kosten gegen früher nicht 
incrheblich mehr belastet. 

Wie steht es aber mit dem Einflüsse der sozialen Gesetzgebung auf 
lic Armenpflege? 

Bekanntlich bedeuten die Versicheningsgesetzc für den Arbeiter nicht sowohl 

ine Erhöhung der, Unterstützung als eine Veränderung des Charakters der 

.'nterstützung. Vordem war letztere für ihn ein Almosen, jetzt ist die durch die 

Vrhcitcrvcrsicherung gewahrte Hülfe ein Recht (vergl. oben S. 214). Der Schlufs 

icjj;t nahe, dafs die Amienverwaltungen in Folge der Thatigkeit der Arbeiter- 

crsichcrung wesentlich entlastet seien, wie denn von Anfang ab die Entlastung 

ier Armenpflege zwar nicht als Zweck, wohl aber als unausbleibliche Folge der 

Versicherung, insbesondere der Invalidenversicherung gedacht war. Hat es doch 

iic Armenpflege vornehmlich mit solchen Unterstützungsf^llen zu thun, in denen 

ctzt die Arbeiterversicherung einem bestimmten Personenkreise Hülfe gewährt, 

läinlich mit Füllen von Verletzung, Krankheit, Gebrechen, Altersschwäche. So 

xzogen von 3782 Armenunterstützten der Stadt Charlottenburg im Jahre 1898/99: 

2800 wegen der eben genannten Gründe Unterstützung, nur bei 983 lagen andere 

Veranlassungen vor. In Stuttgart genossen im Jahre 1897 von 3669 Armen- 

unterstützten diese Pflege 

Personen 

^^8«" *^*°'^* Unterstauten 

Krankheit 1 463 39,17 

Gebrechen • 467 13,71 

Alter und Altersschwache 142 3,17 

Unzulänclicher Leistungen der 

Krankenversicherung 381 10,1» 

Unfallversicherung 20 o,ss 

Invalidenversicherun g 127 3,46 

Zusammen 2 600 70,1^ 

Inwieweit nun die Arbeiterversicherung thatsächlich auf die ArmenpHege 
eingewirkt hat, läfst sich ziflernmafsig genau nicht angeben, weil neben der 
Arbeiterversicherung noch andere Ursachen — bessere Arbeitsgelegenheit, 
Aendcrungen in den Lebensmittelpreisen, mildere oder strengere Handhabung der 
Annenpflege, Ausdehnung ihrer Leistungen — die Geschäftsergebnisse der 
AriTienverwaltungen beeinflussen, man aber nicht im Stande ist, die einwirkenden 
l r.^achen aus einander zu halten und insbesondere den Einflufs der einen Ursache, 
'Kt Arbeiter\'ersicherung, durch Eliminirung aller anderen rein zu erfassen. Die 
aufgeworfene Frage wird darum einstweilen am Besten auf Grund von Spezial- 
i^eohachtungen, die die Armenver\valtungen in besagter Richtung angestellt haben, 
beantwortet. 

Dergleichen Wahrnehmungen wurden sowohl durch den Verein för Annen- 
pHegc und Wohlthatigkeit ') als auch von Reichs wegen *} gesammelt. Beide 
Krhebungen haben dargethan, dafs ein wohlthätiger Einflufs der sozialen Ver- 
'iolierung in mehrfacher Weise bereits zu Tage tritt, und dafs dieser Einflufs^ 
^venn auch nicht ziffernmüfsig feststellbar, so doch in bemerk« 
barem Mafse der Armenpflege im Sinne einer Entlastung derselben 
zu Gute kommt. 

Im Einzelnen giebt die Reichserhebung, die auf Aeufs..rungen von mehr als 
■300 Armenpflegen beruht und welche, als die umfassendere von den beiden 

*) Zu vergi. Schriften dieses Vereins Heft ai. 

*) Zu vergl. Vierteljahrshefte zur Statistik des Deutschen Reicht 1897^ 11, S. 1 C 
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228 Mittelbare Wirkung iler Arbeiterv-crsicherung. 

ebengenannten Enqueten, noch naher betrachtet werden soll, Aufschlufs UK 
folgende drei Punkte: 

1. kt die Annen pflege durch die Arbeiter>'ervicherungNge%et2e entlastet worden 

2. Hat die Zahl der UnterMUtzten und der Aufwand für dieselKrn seit Hin 
fühmng der einzelnen Versicherungsgesetze sich vermindert, und worauf ix* 
dies zurückzuführen? 

3. Kt die Annenpflege in lufutigen Füllen ergänzend neben den Leistungen Ju 
ArbeilerxcrNicherung und \orlautig an Stelle derscll>en eingetreten? 

Hinsichtlich der ersten Frage iHrrichtet der weitaus grOfste Theil der Iv 
fragten Annenverwattungen, dafs die Versicherungs-Gesetzgebung .mt 
die Armenpflege entlastend eingewirkt habe. Allerdings sei die /.ilil 
der unterstützten Pers4>nen, sowie der Aufwand für dieselben keineswegs gerin^^a 
geworden; jedoch würde diese Erhöhung eine ncKh \iel beträchtlichere ge\\c>ut 
sein, wenn die sozialen Versicherungsgesetze nicht eingeführt worden waren« J.i 
der gröfsie Theil der durch dieselben unterstützten Personen anderenfalls Jvf 
Anncnptlcge bedurft h;Hte. /iflernmilfsig könne diese entlastende Wirkung Irciluli 
nicht n.K*hgcwiesen werden, hnmerhin bringen einige Armenverbilnde .uuli 
/^ililenbelcge lUr diese Erleichterung bei« so erklärt Frankfurt a, O. in Sumini 
lährlich um etwa looo Mark entlastet zu sein, Dresden l>erichtet, dafs der Ort« 
armenxerband im Jahre 1893 nur 52 C36 Mark an das SljJtkrankenhaus uti < 
28 363 .Mark für Armensteuer zu bestreiten hatte, wahrend Krankenkassen iii.! 
Berufsgenossenschatten durchschnittlich das Jahr 1 50 000 Mark an das Kraiiki-n 
haus, und die Bei utsgenussensc haften aufserdem durchschnittlich i2 00oMjrk jn 
das Siechenhaus zahlten« 

Was die drei Versicherungsarien im Einzelnen anlangt, so wird Jv? 
Krankenversicherung ein mehr oder minder entlastender Einflufs auf J-. 
Antrenpflege zugeschrielnrn, je nach dem städtischen cnler landlichen Chjrik\' 
der beircflenden Armen>erwaltungen und je nachdem die in Betracht kominciKi.:« 
Krankenkassen die gesetzlichen Mindestleistungen in ei^^citertem l'mfangc ^c 
wahren oder nicht. Slutt vieler za hlenmafsiger Belege hierüber geK*n \m'. 
wieder« was Elberfeld erklärte: Dort betrug die Zahl der gesetzlich und or*^ 
statutarisch gegen Krankheit Versicherten im Jahre i8«i3 etwa 26000 und Ju 
Gesanmitausgabe aller Orts-, Betriebs- und Innungs-Krankenkavsen und der vtn 
gcschrieiHrnen HülfskasM:n 6('»8 440 Mark. Viele der Versicherten sind Fannlu'i 
\ater mit erwerbsunfähigen Angehörigen, \iele alleinige oder MitenUihrer \' ''• 
Eltern und Geschwistern, >iele alleinstehende Personen ohne Familien rü«. kl -'i. 
\on allen diesen ist anzunehmen, dafs sie in Erkrankungsfallen mehr «sK* 
weniger der Annenpflege anheimfallen würden, wenn nicht die Leistungen 
K ranken versichemng bestjnden. Freilich bedarf ein Theil derselK*n ncKh 
Unterstützung, weil die KrankenkasvenKvUge zum nothdürftigen L'nterhjlt «.' 
Familie in besonderen Fallen nisht ausreichen, aber die l'ntcrstützung t^t •= 
S4ilchen Fallen tim so \iel geringer, als die KasscnKrzüge ausmachen. 

Die l*nfall\ ersicherung hat nach den .Aeufserungen der AnnenbehiM.^^ 
\on den drei Versicherungvirlen die geringste Erleichterung der Annenp'^»» 
gebracht. Man führt dies darauf zurück, daf% für den in Betracht konumiu^ 
Personenkreis mrhon durch die Haftpflicht -Gesetzgebung K*i Infall einige ^ll' 
«orge getroffen war, femer, dafs eine grofs« Zahl der \on l*nlall betroflv'>«^' 
Pers4>nen nur Iheilweise erwerbsunfähig und daher nicht so hÜlfsbcdOrttig \^''>* 
um eirw AnnenhUlfe ansprechen lu mOvscn. lebrigens wird auch djri' ^ 
geklagt, dafs die Annen\en%allungen nur Kälten erfahren, dafs rnfalKerletztc % ^- 
Rente beziehen, und daher nicht in der Lage sind, in ihrvr etwaigen Hu '^ 
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III. Arbeiterversicherung und Gemeinden. ^3() 

Icistung eine Einschränkung eintreten zu lassen — ein Ucbcistand, dem in der 
Novelle zum Unfall- und Invalidenversichcrungsgesetz abgeholfen ist. 

Der merkbarste Einflufs auf die Annenpflege wird dem Invalidenver- 
Nichcrungsgeset;e beigelegt, indem ein grofser Prozentsatz aller Rentner 
/u jenen zKhlen, ftkr welche anderenfalls die Armenpflege hätte eintreten müssen 
Allerdings werde in einzelnen Fallen, wo erwerb^unßihige Personen in Frage 
kommen, die eine Invalidenrente erhalten, wegen der (einstweilen noch) gering- 
fügigen Betrüge dieser Renten die Armenpflege von einer HUlfeleistung nicht voll- 
ständig befreit; doch sei diese Entlastung für die Gesammtzahl jener Fülle eine 
bctrüchtliche. Beispielsweise waren in Berlin bis Ende 1891 bei 109 der Armen- 
Direktion mitgetheilten Altersrentenempßfngcrn 47 zugleich .\lmosenempßlnger; 
1 1 von diesen konnten die Armenunterstützung mit der Zeit entbehren, bei 36 
konnte die Unterstützung erniedrigt werden. Breslau berichtet, dafs 92 Alters- 
rcntner, die vorher- von der Armenpflege unterstützt wurden, und 17, die vor 
Kinweisung in den Rentenbezug vorlüuflge Armenunterstützung genossen, nun- 
mehr fllr die Armenpflege ganz in Wegfall kamen, und ist der Ueberzeugung, 
dafs das Gesetz je lünger je mehr die Armenpflege entlasten wird. 

Die Frage, ob in der Zahl der Unterstützten und im Aufwand 
für dieselben seit Einführung der Versicherungsgesetze eine Verminderung 
eingetreten ist, ist auf Grund der amtlichen Erhebung zu verneinen, vielmehr 
zeigt sich nach beiden Richtungen eine betrüchtliche Vermehrung. Beispielsweise ist 
in der Provinz Westpreufsen die Zahl der SelbstuntcrstUtzten im Zeiträume 
1884/1893 von 42 148 stetig gestiegen bis auf 47771, der Gesammtaufwand von 
i\.2 auf 2 Millionen Mark; der Stadtkreis Berlin zeigt eine Mehrimg der Sclbst- 
unterstützten von 198588 auf 597860, eine Zunahme des Armenaufwandes von 
rund 7 auf 1 1 Millionen Mark. Der Grund für diese Zunahme liegt einmal darin, 
dafs eine Reihe Hülfsbedttrftiger von den Versicherungsgesetzen gar nicht oder nur 
zum Theil (z. B. Dienstboten, iandwirthschaftliche Arbeiter) getroffen wird. Auch 
tritt die Scheu vor dem almosenartigen Charakter einer ArmenunterstUtzung bei 
Hulfsbedürftigen vielfach zurück, indem die öffentliche Fürsorge von NichtVer- 
sicherten und Nichtrentenempfüngern hüuflger denn früher als Anspruch geltend 
i;eniacht wird, dergestalt, dafs sie selbst Privatwohl thütigkeit zuweilen zurückweisen. 
Terner fühlen sich durch die Leistungen, welche den versicherten Personen seitens 
der Kassen zufliefsen, die NichtVersicherten versucht, eine reichlichere Unterstützung, 
als ihnen bisher zu Theil geworden, bei der Armenverwaltung nachzusuchen, und 
erreichen sie nicht selten. Sodann wollen da und dort Armenvenvaltungen eine 
gewisse Begehrlichkeit solcher Personen, die mit einem Rentenanspruch abgewiesen 
wurden bezw. wegen ungenügenden Nachweises nicht erheben können, beob- 
achtet haben; sie verlangen von der Armenverwaltung Unterstützung oder, wenn 
^io eine solche bereits bezogen, begehren sie wegen ihres vermeintlichen Renten* 
Anspruches eine . ergiebigere Unterstützung. In mehreren prcufsischen Provinzen 
wird die Vennehrung der Ausgaben für Armenzwecke aufserdem auf Jas 
preufsische Ausführungsgesetz vom 1 1. Juli 1891 zum Unterstützungswohnsitzgesetze 
zurückgeführt, wonach die Landarmenverbünde die Verpflichtung haben, filr 
Bewahrung, Kur und Pflege der hulfsbedürftigen Geisteskranken, Idioten etc..^ 
soweit dieselben der Anstaltspflcge bedürfen, in geeigneten Anstalten Fürsorge zu 
treffen. Endlich weist man zur Erkldrung der Zunahme der Armenlast hin auf 
Jen starken Bevölkerungszuwachs in den gröfseren Stüdtcn, der besonders durch 
Jen Zuzug von arbeitslosen, hulfsbedürftigen Familien bewirkt wird, auf die 
Hrhöhung der Lebensmittelpreise, sowie auf die Steigerung der Lebenshaltung 
Jer unteren Klassen. "" 

Diese Zunahme der Armcnlasten beruht nur in beschranktem Mafse auf 
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einer freiwilligen Geneigtheit der Armenpflege, die Amicnn)rv)rge weiter auszu- 
dehnen und reichlichere L'ntcrstQtzungen zu gewahren. \V«nn sich die Amicn 
behörden that^chlich zu höheren Leistungen vervtehen, so ist dies mehr auf die 
Natur der VerliilltnisM?, insbesondere ouf die gesteigerten Ansprüche der Unter- 
siutzungsbedUrftigen, viwie auf die Krkenntnifs der Armen Verwaltungen, dah die 
bislang gewährten Unterstützungen den vorhandenen Bedürfnissen nicht ent 
sprechen, zurückzuführen. Die^ bestütigt insbesondere der Obcrprüsident der 
Rheinprovinz, der für diesen l^ndestheil erwfihnl« dufs die Gewährung höherer 
Unterstützung vielfach wegen der allgemeinen Steigerung der Lebensmittel- unJ 
Miethpreise nothwendig wurde; aus diesem Grunde habe z. B. Klberfeld im 
Jahre 1890 eine Erhöhung aller für die Armenpflege mafsgcbenden NonnaUjt/c 
um 17 Prozent eintreten lassen. 

Was schliefslich die dritte Frage angeht, so ist ein Eingreifen der 
Armenpflege neben den Leistungen der Arbeiterversicherung zicmlivh 
häufig, theils weil die Amienpflcge bisher nicht immer die erftirderliche KenntniN 
davon hat, dafs der von ihr Unterstützte bereits in eine Rente eingewiesen i^\, 
theils weil die versicherungsrechtltchen Unterstützungen vielfach nicht ausreichen 
Natürlich ist letzterenfalU das Mafs, in welchem die Annenpflege ergänzend neben 
der ArKrilerversicherung eingreift, verNchieden, ie nachdem die Versicheium:'»' 
prticht und daher Unterslützungsberechligung in den betreffenden Bivirken 
statutarisch weiter erstreckt iM oder nicht, und je nachdem die einzelnen Ka^^sefi 
ihre lA*istungen auf das gesetztliche Mindestmafs bcMrhrilnken, oder ausgedchnieri 
Unterstützungen gewähren. 

Jedenfalls sind die Leistungen der Armenpflege trotz der Versicherung n«vh 
sehr ansehnliche geblieK*n. Noch immer werden etwa 3 bis 4 Prozent der Hi 
völkerung in den grofsen Städten durch die Annenpflege unterstützt. Km 
schlicfslich der Angehörigen hatte Charluttenburg 1898 <)«) eine Armenbe\Ölkeriin^ 
\(m 10 068 Persemen oder 3,1 Prozent der Bexölkerung. In Köln betrug dieser 
Prozentsatz im zehniahrigcn Durchschnitt 3.^1, in Dortmund 1897/08 3.* 
Stuttgart unterstützte i8c)6 97 noch 3t'>t'»9 oder a,io Prozent der Bevölkerung 
unmittelbar durch die Armenpflege. Die Gemeinde Berlin giebt all)jhriuh 
7\j Millionen Mark, fast den 14. Theil ihrer Gesammteinnahmen für Linderm»^ 
der öflenflichen Annuth, 2 Millionen für Siechen- und Waisenpflege, 4 Millionen 
für Heilanstalten, aNo zusammen i3\} Millionen Mark aus und unterstützt ein 
Heer von etwa 30 000 Almosenemptangem. In Bayern wurden itn Jahre iN««; 
für Armenzwecke seitens der Gemeinden 8,« Millionen M.irk seitens der Distrikt^ 
gemeinden 1,1 Millicmen, seitens der Kreisgemetnden i,h Millionen^ verausgabt. 

In Folge dessen ist da\on keine Rede, dafs die Entlastung der AnnenptU*.:c 
etwa in Form einer erm:ifsigten Annenstcuer dem Untemehmerthum und dm 
bevser sttuirlen Klassen zu Gute kommt, und wflre es irrig, das was die ArKii 
geber für Versicherungszwecke leisten, unter dem thjts:ivh liehen Betrage ein/M 
schätzen. Selbst da« wo die Antienlasten stark zurückgegangen sind, rei^ltt 
diese Mitulerung bei Weitem nicht ^n den Aufwand tür Versicherungszuwkv 
hin. So ist in Königsberg nach den Bet»bachtungen des dortigen Bürgermei^u^^ 
C Brinkmann'} der Armenaufiaand trotz emer Besölkerungszunahme i"i* 
ca. aooooPerMmen »eit der staatlichen Kranken* und Unfallversicherung /wjr 
nur unwesentlich gestiegen, in den letzten \ier Jahren s<>gar stark zurückgeganuvn 

*) Zu vergl C Brinkmann» Arbeiten crstcherung und ArmenpflegCi in der %\t*-' 
•cheo Zeitschrift für Sozial« issenschafi, 1. Jahrgang i8>kS S. 96fr; femer dessen Bcn/.t 
Ober die Armenpflege in ihren Beiiehungeo tu den Leistungen «ler Sozial-OeseUg*^^"*-* 
Schriften des Vereins für Armenptlegt und Wohlth.itigkett, lieft si, Leipiif 1897. 
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Aber auch wenn die Armenlasten wie früher gestiegen wären, so wQrden 
günstigsten Falles nur 130000 Mark j!fhrlich an Armcn&teuem der Gcsamint- 
Bürgerschaft erspart worden sein. Dem gegenüber belaufen sich die von den Arbeit- 
gebern für Versicherungszwecke aufgebrachten Kosten im Jahre 1896/97 auf 
rund 380000 Mark. 

Man mufs eben beachten, dafs die bereits erzielte und auch später noch zu 
erzielende Entlastung der Amienpflegc immer nur einen winzigen Thcil der 
Segnungen der Versichcrungs-Gcsetzgcbung darstellt. Indessen sind die Armen- 
Verwaltungen immer, mehr bemüht, die vorhandenen Beziehungen der Armen- 
pflege zu den Leistungen der Arbeiterversicherung sorgsam zu pflegen und zu 
fördern, namentlich entfalten sie nach der Richtung eine verdienstliche Thütigkeit, 
dafs sie Bedürftige über ihre etwaigen Ansprüche an die Versicherung aufklären 
und so von der Armenpflege fernhalten, ferner, dafs sie unzureichende Leistungen 
der Versicherung' zweckmäfsig ergänzen und die Versicherungsorgane in ihrer 
gesammten Wirksamkeit angemessen unterstützen. Auf diese Weise tragen äe, 
wenn auch nicht zu einer zifTernmäfsigen Entlastung der Armenpflege, so doch 
dazu bei, dafs den betheiligten Volksklassen die Vortheile der Vcrsicherungs- 
Gesetzgebung ungeschmälert zu Theil werden. 

Auch sonst erfuhr die kommunale Sozialpolitik unter dem Einflüsse der 
staatlichen Sozialreform namhafte Förderung. 

Schon die den Gemeinden in S- 2 des Krankenversicherungsgesetzes über- 
tragene Befugnifs der Ausdehnung der Krankenversicherung auf gewisse 
Personenkategorien machte es ihnen zur Pflicht, ihre örtlichen Verhältnisse unter 
dem Gesichtspunkte der Sozialreform einer Prüfung zu unterziehen. Vielfach hat 
man von jener Befugnifs Gebrauch gemacht. So war bis 1892 in den 47 gröfseren 
Deutschen Städten mit über 50 000 Einwohnern die Krankenversicherungspflicht 
ortsstatutarisch erstreckt theils auf die land- und forstwirthschaftlichen Arbeiter, 
theils auf Transportarbeiter, theils auf aufserhatb der Betriebsstätten beschäftigte 
Personen, theils auf Handlungsgehülfen, auf hausindustricilc Arbeiter und vor- 
übergehend beschäftigte Personen. ') 

In der Erkenntnifs ferner, dafs der Arbeiter nur dann die Wohlthaten, die 
die Versicherungs- Gesetzgebung bei Krankheit, Unfall, Invalidität und Alter in 
Aussicht stellt, sich zu sichern vermag, wenn er in einem die Versicherungspflicht 
begründenden Arbeitsverhältnisse thatsächlich sich befindet, haben viele Gemeinden 
Mafsnahmen getroffen, damit möglichst ein jeder gesunde Arbeiter Beschäftigung 
finde. Zu dem Behufe errichteten sie Arbeitsvermittel ungsanstalten, welche, 
in vertrauenenveckender unparteiischer Weise geleitet, Zentralstellen für den Arbeits- 
markt bilden sowie das Auffinden von Arbeitsgelegenheit erleichtern und be* 
schleunigen. Sie bieten dem arbeitslosen Arbeiter Gelegenheit zu raschem und 
unentgeltlichem Aufschlufs über offene Stellen, kürzen seinen Zustand der Arbeits- 
losigkeit thunlichst ab und versetzen ihn so in die Lage, in der Gegenwart (tkr 
sich selbst zu sorgen und zugleich eine gesetzliche Anwartschaft auf kOnfUg« 
Unterstützung sich zu begründen. Zur Zeit bestehen 69 derartige Arbeitsnachweise 
in Deutschland. Am Bedeutsamsten hat sich das Städtische Arbeitsamt ii\ 
München entfaltet. 

Es hat den Zweck, zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern fgewerblichen 
Arbeitern, Handelsangestellten, Dienstboten, Tagelöhnern und Lehrhngen} Arbeit 
— auch gelernte Arbeit — zu vermitteln und in allen die Arbeiter und 
Arbeitsverhältnisse berührenden Fragen thunlichst Au.kunfl zu erlheflen. Di« 
Vermittelung erfolgt unentgeltlich. An der Leitung sind nicht blos Beamte des 

') Zu vergl. Statistisches Jahrbuch der Deutschen Städte Bd. II Abschnitt XIIL 
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MagiMrats, sondern ouch Vertreter der Arbeitgeber und Arbeiter betheiligt. Sei 
I. November 1893 in Thaiigkeit'}, erfreut cji sich eines immerfort wachsenden Vtff 
trauens M:itens der IntcresMrnten und hat infolge dessen eine hohe, fortgesef 
steigende Inanspruchnahme aufzuweisen: 



Jahr 


Stellenangebote 


Stellengesuch« 


Beseiite Stellen 


1896 


30057 


47008 


15586 


1807 


3445a 


41 ooa 


38855 


1 898 


38991 


54 994 


33 336 


1899 


50384 


51 897 


40 395. 



Welch grofser gemeinnütziger Zweck — abgesehen von den Zwecken der 
Versicherung — hiermit seitens der Anstalt erreicht ist, liegt auf der Hand. Die 
Gefahren des Vagabundcnthums, die Ausbeutung durch den gewerbsm^fsigcn 
Stellen Wucher, die Demor.ili\irtmg der weiblichen Arbeitslosen sind wesentlich 
vormindert, dem Arbeitgeber Ist der ungestörte Fortbetrieb seines GeschJftcs 
durch rasche BercitMellung von Arbeit^k reiften erheblich erleichtert. Beiden 
Theilen, .Arbeitern und ArK*itgeKTn, sind beträchtliche Kosten erspart. Setzt 
man die Vonnerkungsgcbühr und die Vermittcliing''gcbUhr beispieUhalber nur ntii 
50 Pfennig an — ein Gebührensatz, der im Vergleich zur Praxis gewifs niedii^ 
gogrilTen ist — , so ergclH*n sich nicht \%eniger aU 70 ckhi Mark fUr das Jahr i8ijm, 
die das Arbeitsamt München seinen Kunden, und zwar in der Hauptsache den 
Arbeitnehmern, erspart hat. 

Aufscrdcm uurden in einer Reihe von Städten Köln, Krefeld, Rhc\dt, 
Frankfurt a. M.^ als st.mdige Deputationen sog. soziale Kommissionen gc 
bildet, zu denen auch Vertreter der .\rbcitnclinicr /tigczogcn sind« und \^eklii 
auf die Arbeiterschaft Kvüi;livhe M^ifsnahmen der Kommunen an/urcgen be/u 
zu begutachten haben. Feiner sind /u crw .ihnen die zur Svlilulitung \on 
Streitigkeilen zwischen Arbeitgebern und .\rbciiiK-hinern \on Städten \ielt.Kh 
errichteten Gewerbegerichtc ^zur Zeit ca. 3<k) , bei welchen Vertreter von 
Arbeitgebern und von Arbeitern unter Vorsitz eines städtischen Beamten schnell« 
sachgemflfs und billig über die anhängig werdenden RechtsfJlle Entscheidung 
tretlen; wiederholt haben sich die Geweibogcri^hte zugleich als KinigungsJmtcr 
zur Beseitigung \on Streiks und Aussperrungen bcw^ihrl. 

Neuerdings werden ferner Vertreter der .Arbeiter gemeindlicherseits zur 
Mitwirkung bei der Baukontrolc zugezogen. S«) hat in Bayern*) die 
Baupolizeibehörde nach Bedürfnifs besonders aber in Gemeinden mit stJrkcr 
entwickelter B^iuthatigkeil, Bauaufseher aus dem Arbeiterstande aut 
zustellen. Diese sollen die Sach\ erst Jnd igen bei ihren Autgaben, soweit diese 
nicht höhere technische Vorbildung voraiiwct/en, unlerstüt/en und ihr Augenmerk 
besonders auf die Sicherheit der Gerüste, Verholzungen etc., auf die Beschaffenheit 
des Materials^ Zubereitung des .MOrtels sowie auf geljhrlichc oder sittlich 
bedenkliche Zustande auf den B;iuplat/en richten und etwaige Mifsstjnde aut 
kürzestem Wege, not h igen talU durch An/cige bei der Baup<ili/eibehOrde, ab 
stellen. Den genannten Kontroiorganen ist eine \(m Arbeitgebern und Arbeitern 
möglichst unabluingige Stellung zu Mchem, sie dürten darum (Ur die Dauer ihrer 
Funktion nicht etwa als Riuhandw erker weiter arbeiten, da sonst deren Meister 
in die Lage konmien könnten, sich \om eigenen Gesellen kontroliren lassen zu 

V Zu vergl. Friedrich Zahn, Ueber stadtische Arbeiuvermiitelungsanualtcn 
Blatter für administrati\« Praxis Bd. 46 ii8^») S. Si A 

*) Zu sergL Verordnung s*om ti. Man 1900; Gesetz- und Vcrordnungshlan fOr da« 
KOoi|treidi Bauern kjoo S. iil 
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müssen. Eine derartig organisirte Baukontrole wird sicheriich den so zahlreichen 
Bauunßillen künftighin erfolgreich entgegenwirken. 

Eine weitere hygienisch vorbeugende Thittigkeit zu Gunsten der Arbeiter- 
schaft üben die Gemeinden durch Förderung der Bestrebungen für gute 
Wohnungen. Mehrfach haben »sie den Bau von kleinen^ billigen und gesunden 
Wohnungen theils selbst bewerkstelligt, theils bei Privaten und Baugenossen- 
schaften angeregt, diese durch Vergünstigungen (Erlafs der Strafsenbaukosten 
und Steuern) und Zuschüsse in Geld oder in Fonn der Uebcriassung von 
städtischem Grund und Boden unterstützt, ihnen durch Mitwirkung ihrer Beamten 
geholfen und den Verkehr mit Versicherungsanstalten etc., bisweilen sogar unter 
Bürgschaftleistung, erleichtert. Daneben haben sie durch Schaflung von freien, 
zur Erholung der Bevölkerung bestimmten Plätzen und Parks, von Tum-, 
Spiel- und Sportplätzen, von Volksbüdern, ferner durch zweckmäfsige Schul- 
hygiene (Schularzte', Brausebader, Verabreichung von Suppen etc. an Kinder von 
Minderbemittelten), durch Anlage guter Wasserleitungen und Kanalisationen, sowie 
durch Dcsinfcktions- und Abfuhranstalten den Gesundheitsstand der breiten 
Masse aufserordcntlich gehoben. Die Wiedergenesung Erkrankter haben die 
Gemeinden mittelbar erleichtert und beschleunigt durch Bereitstellung von 
Krankenhäusern, die mit tüchtigen Aerzten ausgestattet sind und allen Anforde- 
rungen der modernen Hygiene und Medizin entsprechen, sowie durch thatkrüftige 
Förderung der Heilstättenbewegung.') 

All diese Mafsnahmen haben zu dem erfreulichen Erfolge geführt, dafs die 
Sterblichkeit in den Grofsstddten im Laufe der letzten beiden Jahrzehnte sich 
namhaft verringerte.*) 

Endlich sind die Gemeinden bestrebt, dem Bildungsbedürfnisse der 
Arbeiterschaft immer mehr Rechnung zu tragen. Hierher gehören die seitens 
vieler Gemeinden getroffenen Einrichtungen für Volksbibliotheken, Volkslcschallen., 
Volksvorlcsungen, für Haushaltungsschulen, Fortbildungsschulen, Waisenpflege clc.*) 



IV. 

Wirkung der Arbeiterversicherung auf die Gesammtheit. 

Aus dem bisher Dargelegten geht zur Genüge hervor, welch segensreiche 
Wirkung die Arbeiter\'ersicherung bei der Arbeiterschaft, bei den Unternehmern 
und auch bei den Gemeinden her\'orgerufen hat. Daneben sind noch zahlreiche 
andere Kreise der Bevölkerung, ja, man kann sagen, die Bevölkerung insgesammt 
von ihr wesentlich beeinflufst worden. 



■) Beispielsweise bewilligten die GOrlitzer Stadtverordneten im Jahre 1897 zur 
tung einer Volkshcilstatte für Lungenkranke (in Schlesien} einen fdnfjnhrigen 
je 1000 Mark und eine einmalige Spende von 3000 Mark, die Stadt Leipzig zahlte t! 
zur Errichtung eines Genesungsheims Hlr Lungenleidende 400000 Mark, die Stadt Kotthus 
^ab an die Versicherungsanstalt Brandenburg unenq$eltlich stfldtischen Grund sunt Hau 
eines Sanatoriums fQr lungenkranke Frauen. 

') Zu vergl. Kruse, Uebcr den Einflufs des stadtischen Lebens auf die Volks* 
gesundheit, Bonn 1898, Centralblatt ftlr allgemeine Gesundh/ttspflege, 17. Jahrigans. — 
i>reyfufs, Ueber die Sterblichkeits- Abnahme in den GrofsstAdteni Beriin 1899» — 
Singer, Die Abminderung der Sterblichkeitszifler MQnchens, Mflnchen 1895. 

*) Zu vei*gl. K. Trimborn und Otto Thissen, Die Thatigkeit der Geroeinöen 
auf sozialem Gebiete. Arbeiterwohl, redigirt von Franz Hitze, 2a Jahrgangi S. 1 IC 
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Sclbi^tvcrNtifndlich mufs die Gesammthcit profitiren, wenn zwei Drittel der 
Bc\Olkcrung dank unserer neuen So/.ial-GcMrtzgchung körperlich und geistig sich 
günstig fortentwickeln; '}c kräftiger und leistungvfahigcr die unteren Klassen sind« 
um so hoher ist ja die Gesaniintlelstung, das Gesammtniveau des Volkes. Aber 
auch sonst steht die Ge\atnmtheit unter dem Einflüsse der Arheiter\'ersichen]ng. 

Inv>nderlieit ist die durch die ArhciterAersicherung veranlafste Ansammlung 
von Kapitalien in ihrer Rückwirkung auf den Geldmarkt nicht zu unter- 
schätzen. Wohl werden der Produktion K*deutende Summen in Folge der Ver- 
sicherung entzogen; wie Seite 128/129 erAvahnt, Kvitfcm sich die bis Ende iScj; 
für Zwecke der Arbeilerversicherung aufgebrachten Betrüge auf fast 3 Milliarden 
und stellte sich Ende 1897 das Vermögen der Arbeiterversicherung auf fiM 
900 Millionen Mark. Sie fliefsen aber in Folge der Versicherung in die Wirth- 
Schaft des Volks wieder zurück, und zwar als billigc*s Geld, indem aus jenen 
Kapitalien Darlehen zu billigen Bedingungen an Gemeinden und Private verab- 
reicht werden. Die Praxis macht auvgiebig davon Gebrauch; so hatten die 
Invaliden -Ver>icherungsanslalten am Schlüsse des Jahres 1897 147 Millionen Mark 
an Gemeinden ausgeliehen, 79 Millionen in Hypotheken- und Grundschuldbriefcn 
angelegt ^S. 199). Dafs auf diese Weise der allgemeine Zinsfufs in seiner 
sinkenden Tendenz be^t(irkt wird, ist ohne Zweifel. Dies kommt dem aul 
strelH*nden Arbeiter und dem auf Kredit unternehmenden Theile der Arbeitgeber 
zu statten, welcher so die Last der Arbeilgeber Inritrage theilweise dem bewij: 
liehen l^ihkapitale zuwUlzt. Allerdings ij^t die eben berührte Seite der Vcr 
Sicherung nur einer und keineswegs der auvM:hl:iggelH*nde von den die Bewegung Jo 
Geldmarktes bestinunenden Faktoren, sie macht sich darum im Augenblicke. 
wo dank de« allgemeinen wirthsrhaftlichen Aufschwunges die Industrie anhaltciul 
neuer Kredite bedarf, und die\es BedUrfnifs wieder zu einer Verthcnierung de^ 
Geldes und einer Erhöhung des Zinssatzes führt, weniger bemerkbar. 

Aber in anderer Hinsicht werden die Versicherungvsummen den GelduniMti 
unauvgCM:tzt beeinflussen. Die Versicherung tragt erheblich zur Besserstellung de> 
ländlichen Arbeiters bei und giebt so die Möglichkeit, ihn leichter als bisher ju! 
dem l^andc zu halten. Aufserdem führt die Versicherung, speziell die Invalidm 
Versicherung mit ihrer relativ geringen Hohe der Rente, dazu, dafs Rentm 
empfänger - - Ähnlich wie penMonirte Beamte — nach dem l^nde oder kleineren 
StJdten, wo die Lebenshaltung im Allgemeinen billiger ist als in Industriezentren 
oder Grofsstildten , ziehen und dort ihre Wohnung nehmen. Auf diese Wci^c 
bringen sie neben dem Reste ihrer ArKritskraft auch vermehrten Geldum^ai-' 
nach dem platten Lande« 

Weiteren Nutzen zieht die Landwirthschafi von den Versicherun .:'> 
kapitalien, iiHlem ihr gegen eine niedrige Verzinsung namhafte Betrage t'i^ 
Ende 1899 Über 45 Millionen Mark, vergl. S. 199 zur Befriedigung de» landw irih 
schaftlichen Kreditbedürfnisse» ^ für H>p<»theken, Kiembahnen, l«arui 
und Wege\erbesserungen, Hebung der Viehzucht, Linderung der Futtemoth - 
zur Verfügung gestellt werden« 

Im Lebrigen sind die Versicherungskapitalien in hohem Mafse Geldquellen 
für gemeinnützige Zwecke. Sic unterstützen die Bestrebungen tHr g^*v* 
Arbeiterwohnungen; sie fördern den Bau von Krankai- und Gene^un.:^ 
hfluscm, von Volksheilstütten, GemeindepAcgcstationen « Herbergen zur Heimath, 
die BcrschafTung von VolksbJdem, Blindenheimen, Kletnk inderschulen; sie et 
leichtem die Errichtung von Schlachtluusem, W*asseHeitungs-, Kanalisatiom- utul 
Entwässerungsanlagen, sowie die Herstellung von Strafwnbautcn; mit ihrer 
Hülfe werdc*n Spar* und Kotisumveretne und andcTe ahnliche Wohlfahrt« 
einrichtungcn im Leben gerufen. 88 Millionen Mark sind auf die genannte Wci^ 
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bis zum Jnhre 1899 allein seitens der Invalidun-Versicheningsanstalten ver 
wendet worden (vcrgl. oben S. 199). Schwcrlicli hüUen so nnscimliche BcMf: 
auf dem gewöhnlichen Wege des Kredits den gemeinnützigen Zwecken gewidni 
werden können. 

üeberhaupt erfuhr der Gemcin&inn der Bevölkerung eine namh-' 
Neubelebung und Slürkung durch die Sozial-Gesctzgcbung. In der richti- 
Erkenntnifs, dafs die ubiigalorischc Arbeitvrversicherung die besitzenden Kla- 
keineswegs von der allgemeinen Menschen- und Christenpflicht der FDrs« 
fDr die Armen und Bedrängten entbindet, haben sich zahlreiche Vereine gebi' 
welche die Aufgabe verfolgen, die Gedanken und Ziele der Arbeilerx'ersichc 
fortzubilden und weiter auszugestalten. 

Beispielsweise trat im Jahre 1S94 »Die Vereinigung zur FOrsorgf 
kranke Arbeiter zu Leipzig« ins Leben, angeregt von Personen, die •' 
jahrelange Thütigkcit im Vorstande der Orts- Krankenkasse Leipzig Gel<^ 
hatten, in der Praxis kennen zu lernen, wie die soziale Gesetzgebung vorthi 
erweitert werden kann. Die Vereinigung bezweckt, die nach dem Krr 
versieh cm ngsgcsetze vorhandenen Harten und LUcken zu mildem und ara > 
der drei grofsen sozialen Gesetze mitzuhelfen. Mitglieder sind in der Hani 
Arbeitgeber, die zum Theil dem Vorstande und der Generalversammlu' 
Leipziger Orts- Krank cnkosse angehören. 

Unterstützungen gewahrt die Vereinigung an kranke Arbeiter odei 
Angehörige, in erster Linie an Mitglieder der Orts- Krankenkasse, insbesor. 
solchen Fallen, in denen die dringend wDnschenswenhe UnterstUlzu 
Kassenmilteln nicht gezahlt werden darf, und zwar: 

1. Krankengeld, wenn ein Mitglied einer Krankenkasse beim AufhJ 
statutenmafsigen Unterstützung noch weiter krank und erwerbsunßthi' 
dies nimmt den gröfslen Theil der Vereinsniiltel in Anspmch; 

2. FamilienunterstUtzung, wenn ein Mitglied der Orts -Krankenkasse. 
Ernährer seiner Familie zu betrachten ist, zur Heilung oder Lindem 
Leidens mit Genehmigung der Kassen Verwaltung auswärts längeren . 
nimmt; 

3. Verpflegungsgeld, wenn Angehörigy von Kassenmitgliedern in «ne 
anstalt aufgenommen oder auswärts zu ihrer Heilung unler^ebrac 
sollen ; 

4. WöchnertnnenunterstUtzung, wenn diese wegen nicht genQgend i- 
gtiedschaft der zu Unterstützenden verweigert werden mOfsle; 

5. Sterbegeld, wenn solches seitens der Orts- Krankenkasse oder dn 
Kasse auf Grund gesetzlicher Bestimmungen nicht gewVhrt werden 

6. sonstige Unterstützungen, welche aus BilligkeilsgrUnden geboten 

Unter letzterer Bezeichnung wurden gewUhrt: 
n) BeihUtfen zur BcschafTung von grOfseren Heilmitteln fllr Milgliedt 

Krankenkasse oder von Heilmitteln ftlr Angehörige ■ — die Orts-K 

gewährt an Familienangehörige keine Heilmittel — oder fUr Person 

Versichemngspflicht nicht unterliegen; 
b} Zahlung der von Versicherungsanstalten bei Einlatung des H. 

verlangten ärztlichen Zeugnisse; 
c) BeihUlfen zur Wohn ungsmiethe an er%vcrbsunfähige Personen, der 

Kcld tierins bt: 
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zur Bc^hatfung von Handwerkszeug, z. B. bei Erlernen dc5 Cigarrenwickelns, 
wurden bewilligt. 

Nicht Mrltcn wird die Unterstützung nicht in baar, sondern , wo dies mehr 
angezeigt erscheint, in Naturalien verabreicht. Sodann S4>rgt die Vereinigung (Ür 
Unterbringung in anderen ArbeitsMellen , wenn Personen den Beruf wechseln 
niUvscn oder nur zu leichterer Arbeit filhig sind, femer (Ür Anfertigung von 
Schriftsiüzen , namentlich Aufnahme von Rentenant rügen ') und von Antragen zur 
l!cl>ernahnie des Heilverfahrens seitens der Vervichemngsanstalt^ sowie (Ür die Ver- 
mittelung von stadtischen BeihUlfen und Stiftungsmitteln bcn kostspieligen Kuren. 
Neuerdings ist man auch zur Verleihung vcm Krankengerüthen, z. B. von Kranken- 
fahrsiuhlen, übergegangen. Weiters werden Wein, Medizin und sonstige kräfti- 
gende Mittel ohne Aufwand des Vereins abgegeben, indem eine •^nzahl Apotheken- 
besitzer sich bereit erklifrt hat, Medikamente bis zu einem gewissen Betrage 
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. Sehr verdient macht sich endlich der 
Verein durch Herausgabe von Schriften zur Verbreitung wichtiger Kenntniv\c 
auf dem Gebiete der Gesund heit>priege. Erschienen sind biNher eine Schrift Ober 
die Nul/lurmachung der BeMimmung des Invalid enversicherungsge^el /es, die von 
der Uebernahme des Heilverfahrens seitens der Versicherung^anMallen handelt, 
ferner »Belehrung über die ersten Anzeichen beginnender Lungenschwindsucht«« 
• HathschlJge für Lungenkranke«, «die Staubkrankheiten«, «Leber chronische Blei- 
\ergiftung«, «Zur Kenntnifs der Versicherungsgesetze«. 

Im Jahre 1899 gewährte die Vereinigung an 509 Personen einmalige, an 
13a PerMmen laufende Unterstützungen im GeMimmttx'trage von 1 1 372 Mark. 
Darunter waren 99 Kmpfünger von Krankengeld, 80 Invalidenrentner, 1 Alter^• 
rentner, la Unfallrentner und 36 Familien, die zum Theil von KrankenkavM:n 
oder Invaliden -VerxicherungvanNtalten Familienunter^tützung erhielten. AntrJge aut 
Einleitung des Heilverfahrens wurden 292, davon 180 mit Erfolg gestellt; m 
49 Fallen wurden Invalidenrenten beantragt, auf^erdem zahlreiche Gesuchsteller 
veranlafst, selbst den Antrag zu stellen. Krankengeld wurde in 213 Füllen, %^o 
die \ersicherungsrechtliche Krankenunterstützung abgelaufen war, bewilligt. Im 
Lebrigc*n wurde Familienunter\tützung wegen allgemeiner Nothlage in 8, weil 
der Emührer sich in einer Heilanstalt Ivfand in 34, Verpflegung^geld in 43, 
Wöchnerin nenunter\tützung in 3, SterK^geld in 24, siinsiige boare Unterstützungen 
in 203, Heilmittel, Bruchbander, Bader, Milch in 39, freie Ärztliche Behandluni: 
und Medizin in 8, Beihülfe zum Landaufenthalt und für Badekuren in 46 Fallet). 
Naturalien in 1 Falle gewlhrl. 

Eine Ähnliche Thattgkeit entfaltet das Institut für Gemeinwohl zu 
Frankfurt a. M. durch die von ihm im Jahre 1895 tn-gründete Auskunft % 
stelle für Arbeiter- Angelegenheiten. Diese giebt Arbeitern und Arbeit 
gelHTn in allen Fragen des sozialen Versicherungsrechts und des Gewcrl^resht^ 
Kath und Auskunft, femer vermittelt sie hantig den Verkehr zwivrhen Ver 
sicherten und Kassen, Berufvgcnovsenschaften oder Ver^icherungvinstalten. Sic 
fertigt Berufungs- und Rekursklagen an. Bei grundsätzlich nichtigen Fragen 
übernimmt sie die Prozef^kosten , instniin den Prt>/ef\\ert reter und bringt du 
betreffenden Entscheidungen zur allgemeinen Kenntnifv Die Zahl der Besucher 
betrug im GeMrhaftvjahre 1899 1900 6488, die Zahl der behandelten Fille 7355 

Ebenso arbeitet die mit dan Institute für Gemeinwohl in Verbindung 
stehende Zentrale für private Fürsorge im Dienste der Venkherungs- 



*) Itt den meisten FllWni in welch«fi in Leipzig Antrag auf ln«alidenr«nit gesicUt 
wurde I bt dies — krat des leuttn Jahresberichit — auf Anregung der •Vereinigung* 
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Gesetzgebung. Kranke und Invalide fanden bei ihr in Fällen, in welchen die 
öffentlichen Kassen nicht eintreten konnten, wiederholt vollständige Unter- 
stützung, noch häufiger gewährte sie an Kranke und Invalide bczw. deren 
Angehörige vor Eintritt und nach Beendigung der öffentlich rechtlichen Unter- 
stützung Zuschufsleistungen. 

Im Anschlufs an die Unfallversicherung hat sich im Jahre 1899 zu Berlin 
ein »Verein für Unfallverletzte« gebildet, der den von Unfällen betroffenen 
Personen und deren Familien Beistand leisten will, soweit sie nicht aus eigener 
Kraft sich gegen Noth und Sorge zu schützen vermögen und ihnen auch 
andenveit eine ausreichende Fürsorge nicht zu Theil wird. Zu dem Zweck will 
er geeignete Arbeitsgelegenheit vermitteln,, weil erfahrungsgemäfs die Unüall* 
verletzten mit beschranktc%|Er^ve^bsfähigkcit im Allgemeinen nur schwer Wieder- 
beschilftigung firiden. Aufserdem bietet er Rechtsschutz, gewährt Unterstützung 
und veranlafst Alles, was sonst zur möglichst raschen und gründlichen Beseitigung 
der Unfallfolgen nöthig erscheint. Ausnahmsweise giebt er auch Geld oder Geldes- 
werth. Der Verein hat für diese Zwecke ein werktäglich Abends von 6 bis 8 Uhr 
geöffnetes Bureau, wo unentgeltlich Rathschläge und Auskünfte ertheilt und die 
nöthigcn Schriftstücke angefertigt werden. 

Sodann ist die im Jahre 1899 gegründete, dem Diakonissen-Mutterhaus zu 
Kreuznach angegliederte »Westdeutsche Heil- und Heimstätte fürVer- 
krüppelte, Bethesda« zu erwähnen. Hier finden Verkrüppelte, also namentlich 
Unfallverletzte (Industrie- Krüppel), Aufnahme, Ausbildung und Pflege. Die Aus- 
bildung, die gerade bei den hier in Rede stehenden Personen sehr individuell zu 
geschehen hat, bezweckt, den Krüppel wieder erwerbsfähig zu machen und ihn 
einem leichteren Beruf oder Handwerk zuzuführen. Hierzu dient eine besondere 
Wcrkstättencinrichtung, die Ende 1 899 sich auf Schneiderei, Schreinerei, Bürsten- 
fnbrikation. Matten-, Stuhl- und Teppichflechterei sowie Korbmacherei erstreckte 
und nun auch auf Buchbinderei, Handdruckerei, Schuhmacherhandwerk, Weberei, 
Herstellung von Bandagen und künstlichen Gliedern ausgedehnt werden soll. 
Für solche Verkrüppelte, welche wegen körperlicher Gebrechen oder dauernden 
Siechthums eine Wiederaufnahme des Erwerbes aufserhalb der Anstalt überhaupt 
nicht mehr erhoffen können, bietet die Anstalt neben einer leichten Beschäftigung 
ein ständiges Heim. 

Ganz besonders verdient das Zusammenwirken der Berufsgenossen- 
schaften und Invaliden -Versicherungsanstalten mit der Ober ganz 
Deutschland sich erstreckenden Organisation vom Rothen Kreuz Hervorhebung. 

Bekanntlich befassen sich die Vereine vom Rothen Kreuz mit der freiwilligen 
Kriegs- Krankenpflege, bestehend in der ersten Hülfcleistung und dem Transport- 
dienst, in der eigentlichen Krankenpflege (am Krankenbette), und im Depot* urui 
Verwaltungsdienst. Zu dem Behufe müssen sie nicht blos zahlreiches, sondern 
auch gut geschultes Personal für die Mobilmachung bereit halten. Ihre Aufgabe 
im Kriege, die Invali^itütsgefahr auf das geringstmögliche M^fs zu beschrUnken, 
steht in naher Beziehung zu den Bestrebungen der Berufsgenossenschaften unö 
Invaliden -Versicherungsanstalten , welche durch besondere Unfallstationen und 
Krankenh2(user die Folgen eines Unfalls zu beseitigen und die Involidittttsgefalir 
thunlichst zu beschränken* suchen. Da hierzu bei der weiten Verbreitung 
der Betriebe, insbesondere der land- und forstwirthschafilichen, ebenfalls viel 
Personal erforderlich ist, lag es nahe, sich des Personals zu versichern, welches 
die Vereine vom Rothen Kreuz im Hinblick auf den Kriegsfall unterhalten, 
aufser den zahlreichen Vereinsürzten namentlich auch^ des Schwestempersonals« 
welches in der Gemeindekrankenpflege auf dem I^nde beschüftigt ist. AnVierer» 
seits erschien dies für das Personal des Rothen Kreuzes eine erwünschte Gelegenheit^ 
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um wnc fbr den Kriegsfall er\%'orbencn KenntnUsc schon im Frieden zu vcr- 
wenhen und dadurch zu erhalten und zu vermehren. 

In Folge dessen ergab »ich der Gedanke des Zu^inimcnarbcitens seilen» der 
Organe der staatlichen Arbeitencrsicherung und des Rothcn Kreuzes von selbst. 
Er kam erstmals auf dem Beruf^geno^Mmschaftslagc zu Danzig 1895 zum Aus- 
druck und gewann seitdem, namentlich gefördert durch ein Rundschreiben des 
Reichs -Versicherungsamls an die Yorstflnde der Berufsgenossenschaften und In* 
validcn -Versicherungsanstalten vom 39. Mai 1897, in mehrfacher Beziehung prak- 
tische Gestalt. 

So erfolgte die Errichtung von Unfallstationen in einigen grüfseren Stadien 
(vergl. oben S. iHo) zumeist unter Zusammenwirken von Berufsgenosvensc haften 
mit den Vereinen vom »Rothen Kreuz«, welch lui/tcre Krankenpfleger und 
KrankenwJrter stellten. Ferner veranstaltete das Rothe Kreuz Kurse zur Tnlcr- 
Weisung im Samariterdienste; Arbeitgeber entvindten da/u geeignete l«eute, und 
Beiufsgcnosvcnschaften leisteten zu den Kosten erhebliche Beitrüge« Sodann er- 
fuhr die l^ndkrankenpflege bevmders durch die Frauen vereine vom Rothen 
Kreuz eine erfreuliche Forderung, es bildeten sich mehrfach S4>g. Gemeindepflegc 
Stationen (Dtakonisvenstalionen) — im l^indkreise Königsberg in Preufsen bestehen 
z. B. gegenwärtig 13 — , welche mit den Krjnkenka>sen, Berufsgenossensc hatten 
und den Invaliden -Versicherungsanstalten in Verbindting stehen und theils in den 
Stationen, theils in den Wohnungen /.ilil reichen leidenden Persimen angemessene 
llQlfe leisten. Namentlich wird hierbei der so häufig bisher in ländlichen Be- 
zirken hen-ortretenden Erscheinung entgegengewirkt, dafs Kri Unglücksfällen und 
Erkrankungen eine sachgeni:ifse Heilbehandlung zu spüt eintritt und so den 
Bern Kgenos^cnsc haften und Versicherungs,inst.ilten Unkt)sten an Renten etc. er- 
wachsen, die bei rechtzeitiger In.inNpruchnalune ärztlicher Hülfe und such- 
\erstandiger Behandlung durch geeignete Krankenpflegerinnen sich \ernieiden 
lassen. Durch Vermittelurrg der Fr.ujen\ ereine des Rothen Kreuzes werden eigene 
Pflegerinnen fQr jene ländlichen Bezirke ausgebildet; Frauen, welche in den be 
treffenden Gemeinden und Weilern anNjs^^ig sind, werden für einige Mtmatc in ein 
Krankenhaus geschickt, dort in den Elementen %licr Ihlegekunst unterrichtet und 
ihnen dann die Verpflichtung auferlegt, \on dem Gelernten gegen ein kleines 
Jahresgehalt, das ihnen die Org.misjtion der l^indkrankenpflege z«ihlt, zum Besten 
ihrer Mitbürger, unentgeltlich bei armen Familien, Gebrauch zu machen; au«.h 
sollen sie hJufig darauf achten, d.ifs die .Angehörigen der in einem Krankenhause 
befindlichen Verletzten die ihnen geset/tivh zustehenden Unterstützungen ordnungs- 
nUfsig venvenden. Ueberdies werden arme Gemeinden mit einem gewissen Vorralh 
der gebräuchlichsten und nt>lhwendigsien Medik.uiiente, VerKindmittel, Geraihe 
und Instrumente ausgestattet. Die Zwecknufsigkeil Mtlcher Krankenpflegestatitmen 
auch vom Standpunkte der Ri*rufvgenossensehjlten und Versicherungsanstalten ist 
offensichtlich — begreiflich daher, wenn wiederh«»lt Genossen sc ha fls- und Anstalts- 
mittel zur Unterstützung derartiger W«ihl:"ahrtseinrichtungen \erwendel wurden. 

Aufserdem belheiltgt sich das Rot he Kreux Hand in Hand mit den Insaliden- 
Verxicherungsjnstalten in ganz heriorragendein MafM? An der Bekämpfung der Lungen- 
tuberkulöse. Auf vrinc Veranlassung wurde im Jahre 1H9) »Das Deutsche 
Zentralkomitee zur Errichtung von HeilstJtten für Lungenkranke« 
begrOndct. Es sucht die Vermindenmg der l.ungenkrankhetten in der minder- 
oder unbctnittelten Bevölkerung hauptsächlich durch Förderung der Errichtung 
von Heilstätten (auch mittelst Geldzuschü.sse), durch Fürsorge ttXt die Familien 
der Verpflegten und durch Vermittelung passender Arbeit für die aus den Heil 
ttoiten Entlassenen herK*tzu(tahrcn ,die Unterhaltung der HeiKtjtten Oberlafst es 
•ndercn Verbflndctii insbesondere Vef^^eherungsanstal^en,. Seiner rOhrigen Thitig- 
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keit ist es nächst der segensreichen Wirksamkeit der Invaliden -Veracheningh 
nnstalten zuzuschreiben, dafs zur Zeit (Anfangs 1900) 33 Volksheilstütteo zur 
Aufnahme von minder- und unbemittelten Lungenkranken bereit stehen, wosdbst 
sie zu dem geringen Tagespflegcsatze von 3 Mark spezialistische Behandlung 
tinden; daneben giebt es noch 16 Privatanstalten, die zum Thcil ebenfalls zu 
crmüfsigten Pflegesatzen minderbemittelte und unbemittelte Pattenten, und zwar 
in gröfsercr Anzahl auch solche der Versicherungsanstalten, aufnehmen. Weitere 
it Anstalten werden im laufenden Jahre 1900, weitere 14 im Jahre 1901 zur 
Eröffnung gelangen. Nicht weniger als 3000 Betten sind gegenwärtig fbr Lungen- 
kranke zur Verfügung, bis 1901 wird sich die Zahl auf 5500 erhöhen. Da bei 
richtiger Auslese der HeilbedUrftigen bis zur Wiederherstellung der vollen Er- 
werbsfühigkeit im Allgemeinen ein drcimonatliclicr Aufenthalt in der HeiktStte 
ausreicht, so ist es jetzt möglich, alljährlich mindestens 20 000 Heilbedürftige auf 
Kosten der Arbeiterversichcrung in Heilstätten, die in den schönsten Lagen des 
Reichs errichtet sind, zu dreimonatlichen Behandlungs- und Endehungskursen 
unterzubringen. 

Neuestens geht man daran, auch für solche Minderbemittelte, die an der 
Versicherungs - Gesetzgebung keinen Rückhalt haben, Heilstätten ins Leben zu 
rufen. Zu dem Behufe bildeten sich jüngst ein »Nassauischer HeilstSIttenvcrdn (br 
minderbemittelte Lungenkranke« zu Wiesbaden, ein »Verein zur Errichtung eines 
Sanatoriums für Lungenkranke des Mittelstandes in Bayern« zu München. 

Ein besonderes Verdienst um die Bekämpfung der Tuberkulose erwarb sich 
tias genannte Zentralkomitee durch Einberufung des »Kongresses zur Be- 
kümpfung der Tuberkulose als Volkskrankheit« nach Berlin (34. bis 
27. Mai 1899), der unter Theilnahme von über 2000 Personen — darunter die 
hervorragendsten Vertreter der medizinischen Wissenschaft und Praxis — Wesen, 
Verbreitung der Tuberkulose sowie die Mittel zu ihrer Verhütung und Be- 
kämpfung den weitesten Kreisen vor Augen führte. In- und Ausland stimmen 
darin überein, dafs dieser Kongrefs in der Geschichte der Tuberkulose und der 
gesammten Volksgesundheitspflege einen Markstein, für alle weiteren Forschungen 
und Mafsnahmen auf diesem wichtigen sozialhygienischen Gebiete den Beginn einer 
neuen Etappe bildet. 

Durch die geschilderte Thätigkeit, bei welcher die Versicherungsanstalten 
theils anregend, theils mitwirkend sich betheiligten, hat es das »Zentralkomitee« 
dahin gebracht, dafs in allen Theilen des Deutschen Vaterlandes Ein- 
richtungen erstanden sind und weiter erstehen, mit deren Hülfe 
gegen die schlimmste aller Volkskrankheiten in einer dem Stand* 
punkte der Wissenschaft und der Lage der Deutschen Gesetzgebung 
entsprechenden planmäfsigen Weise unter Aussicht auf Erfolg vor- 
Seegängen werden kann. 

Ebenfalls zur Unterstützung der hygienisch vorl>eugenden Ziele der Ver- 
Mcherungseinrichtungcn wurde Anfangs des Jahres 1900 der »Deutsche Verein 
für Volkshygiene« (Sitz Berlin) gegründet. Er will die Lehren der Hygiene 
und die Ergebnisse der hygienischen Forschung in allen Kreisen des Deutschen 
Volkes verbreiten, sowie die Volksgesundheit innerhalb des Reichs heben durch 
öffentliche Vortrage, Herausgabe allgemein verständlicher Schriften, Eintreten in 
NN'ort und Schrift für Abstellung von Mifsstanden auf dem Gebiete der Volks- 
KC'sundheitspflege und (Ür den Erlafs bessernder und vorbeugender Votschriften, 
cRillich durch Unterstützung der auf den Schutz und die Hebung der Volks* 
^LNundheit abzielenden Einrichtungen durch Zuwendung von Geldmitteln und 
Hrtheilung sachkundiger Rathschlflge. Für die einzelnen I^ndcstheile und Orte 
Mnd besondere Ortsgruppen des Vereins in Aussicht genommen. Im Winter 1901 
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werden zwei Zyklen von Yurlrdgcn über »Ernjilimng und NahrungvniitlcU, Ulnr 
• Kleidung und Wohnung«, aufserdeni ein Z)klu!» von hygienischen Vortrügen für 
die heranwachsende Jugend abgehalten werden. 

Auch der Heilung der Nervosität der Minderbemittelten widmen sich Vereiru 
mit Unterstützung von Versicherungsgcldem. So hat sich im Jahre 1898 ei:i 
Verein »HeiKtiltte für Nervenkranke Hau» SchOi'Ow« in Zehlendorf Ki 
Berlin gcbiUlet zur Begründung und l'nterhaltung einer HeilsUlte, in der Nervet) 
kranke jedes Standes und jeder Konfessitm gegen ein billiges, den Selbslkositn 
enisprecliendes Kntgelt Anfnahme linden. Die Heilslütte wurde mit einem Aut 
wände \on 300 000 Mark errichtet, wobei die Landes -Versicherungsanstalt Berli;i 
eine Hypothek vc»n aooooo Mark mit 3 Prozent zur Verfügung stellte, und ist svit 
OktolHT 1899 im Betrieb. Sie iM für solche Nervenkranke bestimmt, für wekliv 
durch eine geeignete AnstaltslH'handlung Heilung oder wenigstens erheblicliv 
ßes>erung und damit ein Wiedereintritt einer vollständigen, zum Mindesten aK' 
tlieil weisen Krwerbsfuhigkeit zu erhoflen ist. Bisher sind der Anstalt von dtn 
versJliiedensten Krankenkassen und l^indes-Versicherungsjnxialicn, sodann \<>'< 
Benifsgenossenschaften, auch mehrmals von Schiedsgerichten Kranke zur BchanJ 
lung be/w. Begutachtung überwiesen worden. Ab t;iglicher Verpfleg ung^^vit 
werden 4 Mark berechnet; soweit ihn die Kassen nicht voll /«ihlten, oder ni^i 
Hnnüf^igungen ausnahmsweise bewilligt wurden, traten für den ResiK'tr.ig An 
gehörige und Freunde des betreffenden Patienten ein. 

\Vie sehr die Vereine zur Förderung der Wtihnungsreform dur^ 
die Versicherung Geldquellen erschlossen erhielten und dadurch ihre Wirkviinkv 
weiter ausdehnen konnten, wurde l>ereits Seite 199 dargclhan. Die Bewe;;uiiu h 
jetzt soweit gediehen, dafs in \ielen gröfMrren Städten und InJustriebe/irkv 
Vereine ^Baugenossenschaften etc.) zur Verbesserung der W<>hnungs\erhaltni* 
Minderbemittelter thütig sind. 

Neben zahlreichen anderen Vereinen ist es insl>esondere die »Zentralster 
für Arbetter-Wohlfahrtseinrichtungen« Sitz Berlin\ welche sich um J 
gemeinnützige Bauthilligkeit kümmert und die Beschaffung \on Geldmitl«. 
hierzu sich angelegen sein lafst. Die genannte Vereinigung ist aK-r auch a. 
\ielen anderen Gebieten thJtig, um die 1-age der Arbeiterschaft in lu.tiv 
rieller, hygienischer und intellektueller Beziehung zu heben.' Besondere \«.' 
dienste erwarb Me sich Neuestens durch ihre Mitwirkung bei Veranstaltungv 
auf den Gebieten der Kunst und Wissenschaft zu Gunsten d^ 
arbeitenden Klassen. 

So wurden in den Wintersemestcri i8«|8 09 und 1890/1900 zu Ber' 
volksthümliche Hochschulkurse^^ abgehalten mit dem Zweck, mit/uhcitv 
dafs die grofsen Gegensätze, die in geistiger Beziehung zwischen Besitz u 
.\rtvit K*stehen, gemildert werden, und dafs den arbeitenden Klassen die bi^lu 
nicht vorhandene Gelegenheit geboten %vird, ihr Bcdürfnifs nash FortbtIJr . 
durch Vemiittelung der ersten Manner der Wissenschaft zu Krliiedigcn. h 
Betheiligung der Arbeiterschaft «in diesen, \ornehmlich Gebiete der Technik« J> 
Naturwissenschaften, der H\giene und der Volksw irth^chaftslehre behandeln«'^ 
Kursen war sehr zahlreich, ein KrtiOg, der namentlich den Bemühungen der Zentr 
stelle und ihren Beziehungen zu Arbeiter\ereiiK-n zu danken ist Des Weit«.?. 

■' Zu vergl. H. Albrecht, Sociale Wohlfahrupflcgc in Deutschland. Dcnkwh' 
Air die WeluussteOung Paris igoow 

*j Ueber den Stand der volksthOm liehen lIcKhwhulkun« in ^ätti DrutKhUnd, * 
vergL den Bericht von Professor Fuchs in Schriften der «ZcntmUtclU: IQr Art>eitcr*W< 
fahrtsctnnchiun|;en«i No. ll^ Berlin 1900^ S. 11 ft 
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IV. Arbeiterversichcrung und Gesammtheit. 

ist die Zentralstelle darauf bedacht, den unteren Klassen Verstündnifs für Kunst 
zi^ vermitteln, indem sie an Sonntagnachmittagen Museumsführungen durch 
berufene Männer veranstaltet und so auf ein verstehendes Geniefsen der Kunst, 
das zum bleibenden geistigen Besitz (Uhren kann, hinzielt; an den 30 Führungen 
der Monate Januar bis April 1899 nahmen rund 2000 Arbeiter Theil. 

Ebenso leistet die Zentralstelle Mithülfe zur Ermöglichung von Auf- 
führungen klassischer Musikwerke für den Arbeiterstand. Unternehmer 
dieser letzteren Veranstaltungen sind allerdings die Arbeiter selbst, aber in dem 
hierzu eingerichteten 'stündigen Ausschüsse (»Komitee zur Veranstaltung von Volks- 
aufführungen«) ist die Zentralstelle durch Beamte vertreten, die den Arbeitcni 
bei Durchführung des Unternehmens mit Rath und That an die Hand gehen. 
Seit Ostern 1895 haben bis Mürz 1900 24 Aufführungen (darunter viermal die 
»Matthüuspassion«, eben so oft »Die Jahreszeiten«, je zweimal »Der Messias« und 
»Die Schöpfung«) vor insgesammt 56000 Zuhörern stattgefunden, welche fast 
ausschliefslich dem Arbeiterstande angehörten. Die Billets hierzu wurden den 
Arbeiterkreisen durch die Mitglieder des Ausschusses (nicht durch öfTentlichen 
Verkauf) vermittelt, der Preis betrug 35 bis 40 Pfennig. ') 

Erfreulicherweise sind noch weitere Kreise bemüht, den arbeitenden Klassen, 
die dank der Arbeiterversicherungs- und Arbeiterschutz - Gesetzgebung für 
Bildungszwecke jetzt mehr Zeit und mehr Lust haben, die wissenschaftlichen und 
künstlerischen Errungenschaften der Nation zug&nglich zu machen. So machte 
das Schillerthcater in Berlin im Winter 1898/99 einen Versuch mit volks- 
thümlichen Kunstausstellungen. Es hat an 15 Sonntagnachmittagen in 
dem seitens der Stadt unentgeltlich zur Verfügung gestellten Bürgersaale des Rath^ 
hauses Ausstellungen von Gemälden und Skulpturen veranstaltet, die iür den 
Preis von 20 Pfennig zugänglich waren und an jedem Sonntage von ungcGlhr 
300 im Wesentlichen A{ix\ unteren Ständen angehörigen Personen besucht waren; 
in 'jeder der Ausstellungen wurden mehrmals einführende, belehrende VortrUge 
gehalten. \ 

Auch volk$thümliche Theatervorstellungen hat man bereits tnszeniti. 
Auf Anregung des Gothaischen Landtages wurden im Herzoglichen Hoftheater 
im Jahre 1898 an Sonntagnachmittagen sieben solche Vorstellungen gegeben. 
Der Platz kostete ohne Unterschied des Ranges 40 Pfennig. Damit die Eintritts- 
karten in die Kreise gelangten, für welche die Vorstellungen bestimmt waren 
(gewerbliche und landwirthschaftliche Arbeiter, Dienstboten, auch kleinere Hand- 
werker, Unterbeamte der Post- und Eisenbahnverwaltung}, wurde mit deren 
Vertheilung die aus Vertretern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer (unter 
Vorsitz eines Stadtraths) zusammengesetzte Kommission für städtischen Aii>eits- 
nachweis betraut, die ihre Aufgabe im Benehmen mit den Betriebs-, Innungs- 
und eingeschriebenen Hülfskrankenkassen etc. erledigte. Zur Aufführung 
langten die Schauspiele »Die Journalisten«, »Der Pfarrer von Kirchfeld«, »Egmont 
»Fiesko«, sowie die Opern »Zar und Zimmermann«, »Die Regimentstochter« und 
»Der Freischütz«. Welch grofsen Anklang die Vorstellungen fanden, beweist die 
Thatsache, dafs allein von ungefifhr 5400 Mitgliedern der Betriebs -Kranken- 
kassen etc. für die sieben Vorstellungen insgesammt 1 2 300 Karten bestellt 
wurden; diese Kassen erhielten insgesammt 3068 Karten (25 Prozent der be« 
stellten) überwiesen, ferner wurden 1300 Landbewohner aus 38 Ortschaften 



*) Zu vergl. die vorgenannten Schriften der ZentndsieUc S. .89 (Bericht 
Professor Stumpf). 

*) Zu vergl Ernst Schulse, VolkschOmlichc Kunstausstelhingcn in London und 
Berlin. Sosiale Praxis vom 5. April 190a 
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V Zu vcrgl. die genannten Schriften der Zentralstelle (Ür Arbiter »WohlfahrtBctn* 
richtungen S. 104 flt ^Bericht des Kammerticrni von Ebart). 
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2^ Minc^bare Wirkung der Arbeitenrenichefuqg. 

berücksichtigt f die Mitglieder der Orts -Krankenkasse und die nichtorganisiricn 
Stadtbewohner bekamen im Ganzen rund 1500 und 1000 Karten. ") *j 

In all dicM;r, unter dem Kinflusse der Sozial - Gesetzgebung neu belebten und 
neu entfalteten freien Liebe^thfltigkeit kommt zum Ausdruck, wie sehr die j 
Sozial - GcMrt/gcbung eine sozialpolitische Schule fOr die ganze Nation 
geworden iM. Was vielfach von Gesetzen gilt, bestätigt sich auch hier: dos 
Volk bildet sich wohl sein Recht, aber das Recht bildet sich auch sein Volk. 
Die ArKrtter>er^icherung hat bei der ganzen Gesellschaft, insbesondere den besser 
gestellten Klassen, das Gefühl, dafs »ie den schwächeren Volksschichten bei- || 
zustehen und ihnen zu einer höheren wirthschaftlichen und sittlichen Entwicke- 
lung zu verhelfen hoben, geweckt und vertieft. Wir sind mehr und mehr »sozial« 
geworden. 

Je mehr aber das VcrstSndnifs fllr das neue soziale Recht weiterhin wflchst, 
desto mächtiger wird es auch in Zukunft das gesanmite Volksleben beherrschen. In 1 

mehrfacher Beziehung sucht man die Erhöhung diese« Verständnisses herbeizu- 
führen, insbesondere durch Wort, Schrift und Ausstellungen. 

Hierher gehören die Vortrage, welche von berufener Seite gehalten w*erden jj 
und sich Krispielsweise mit der Stellung der Gebildeten zur sozialen Frage, mit 
den Leistungen der Sozial -Gesetzgebung etc. befassen. Hierher gehören die volks- 
ihUmlich gcluiltenen Schriften, wie der »Leiifjden zur .\rK*iter\ersicherung des 
Deutschen Reichs« (im Auftrage des Reichs -Vervicherungsamts K*arK*itet vom 
Geheimen Rcgienmgsrath Dr. Zache r\ »Die Leistungen der Arbeiler>ersichemng 
des Deutschen Reichs. Merkbl.itt« .im Auftr.ige des Reichs- Ver^icherungsamts be- 
arbeitet \om RegierungNralh Dr. Klein). Hierher gehören endlich die Aus- 
stellungen. Derenh.it das Reichs -Versichenmgs.imt wiederholt 1^889 und 1896 j 
in Bv*rlin, i8c)8 in München; 1803 in Chicago, i8<)7 in Brüssel, 1900 in Paris» 
\eransialtet, um weiten KrciHrn des In- und Auslandes die Kinrichtungen und 
1^'iMun^cn der .\rhciter>'ersichening durch Tafeln, Plane, Modelle und sonstige 
plastische Darstellungen \or Augen zu ftlhren. Dem gleichen Zweck sollen das 
ftlr Berlm in Aus\icht genommene Reichsmuseum ftlr .Arbeitet wohl fahrt sowie 
d.is Itlr München projcktirte Museum ftlr Arbiter -Wohlf.ihrtsvinrichtungen in 
B«i\ern dienen. ZunJchM zur Fördenmg k]cr rnfalKerhütung bestimmt, werden 
sie das Gevaninilgebiet der ArbeiterAvohllahrt, auch die Wohnung>hygiene und die 
Nahrungsmitlelhygicne K'rücksichligen. Sie werden durch Modelle, Plane, Be- 
schreibungen, I>emonstrationen etc. die \er>chiedenen Interessenten, \%ie Behörden, 
Bern f^genosscnv: haften, Fabrik.inten , ArK'itgeber, Ingenieure, Arbeiter mit den 
wichtigMen Errungenschaften und Fortschritten auf den genannten Gebieten 
bekannt machen, durch fortlaufende Ausstellung von neuen und nachahmens- 
werthcn Einrichtungen wirksame Anregung geben, überhaupt das Vcrvtandnifv 
für soziale Mafsnahmen weiterhin verbreiten. 
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Schlufs. 



Bei ihrer Inkraftsetzung erschien die Versicherungs- Gesetzgebung als ein 
»Sprung ins Dunkle«, von dem mangels andcr>veitig zur Verfügung stehender 
Erfahrungen und statistischer Grundlagen Niemand sagen konnte, welche wirth- 
schaftlichen und sozialen Folgen sich daraus ergeben würden. Nunmehr wetfii 
man, dafs dieser praktische Angriff der Fürsorge für die Bedürftigen und- wirth- 
schaiftlich Schwächeren sich bewahrt hat. 

Trotz der kurzen Zeit, seit der die Vcrsichcrungs-Gcsctzgebung besteht, hat 
sich der ihr zu Grunde liegende Gedanke bereits so fest eingewurzelt, dafs an 
deren Beseitigung heute Niemand mehr denkt. Dauernd will man die segens- 
reichen Wirkungen, die die Versicherungs - Gesetzgebung hervorgerufen, erhalten 
sehen. Und in der That, schon soweit diese Wirkungen zahlcnmäfsig sich aus^ 
drucken lassen, erweisen sie sich als ganz gewaltig, sie lassen die Deutsche Arbeiter- 
versicherung als ein soziales Riesenwerk im wahrsten Sinne des Wortes erscheinen. 
Nicht minder bedeutsam sind aber auch jene anderen — ebenfalls geschilderten — 
Wirkungen, für welche ein ziffernmflfsiger Ausdruck sich nicht beibringen ISlst. 

Jedenfalls ist der Versicherungs-Gesetzgebung in grofsem, wenn auch noch 
nicht in vollem, Mafse gelungen, was die Allerhöchste Botschaft vom Jahre 1881 
anstrebte. Das Wohl der Arbeiter erfuhr durch sie unmittelbar wie mittellMr 
weitgehende positive Förderung. Sie brachte der Arbeiterschaft angemessene und 
/.uglcich rechtlich garantirte Fürsorge im Falle von Krankheit, Unfall, InvaliditSt 
und hohem Alter. Aber dies nicht allein. An ihr bewahrte sich, was der 
Segen einer guten That, dafs sie fortzeugend Gutes mufs gebllren. Durch eine 
Pulle von Mafsnahmen, welche als Konsequenzen der Versicherungs-Gesetzgebung 
^ich ergaben und thatsächlich gezogen wurden, bewirkte die Sozialreform eine 
Hebung der Gesammtlage der Arbeiterschaft, sie bewirkte eine Förderung der 
materiellen, hygienischen, sittlichen und geistigen Interessen derselben« 

Mit berechtigtem Stolze, ohne Selbstüberhebung darf sich das Deutsche 
Reich dieses Erfolges freuen. 

Wohl haften dem Gesetzgebungswerke noch einige Hffrten und Unzuträglich- 
keitcn an, diese werden jedoch bei der im Gange befindlichen Revision der 
Gesetzgebung im Wesentlichen beseitigt, man braucht sich daher durch jene, 
übrigens erträglichen Mflngel die Freude am Erreichten nicht trüben zu lassen. 
Kben so wenig kann letztere durch den Hinweis auf die Zunahme der sozial- 
ilcmokratischen Stimmen bei den öffentlichen Wahlen gestört werden. Kdn 
Kenner der politischen Parteiverhflitnisse hat erwartet, dafs unsere junge soaiate 
Fürsorge die Arbeiter gleich in hellen Haufen der Sozialdemokratie entreilsen 
lind in das Lager der staatserhaltenden Parteien f&hren würde. Glcichwc^ 
mehren sich die Anzeichen, dafs das Gefühl der Zufriedenheit und Zusammen* 
gehörigkeit im Volke wuchst. Was im Laufe der Darstellung gesagt wurde über 
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die wcrkthfltige Mitarbeit der ArbciterMrhaft am Vollzuge der Sozial -Gesetzgebung, 
Ober das gemeinschaftliche Berathen und Verhandeln von Unternehmern und 
Arbeitern in Versicherung«- und anderen Arbciterangcicgenhetten, Ober die 
Opfcrbercitschaft der Unternehmer und der anderen besitzenden Klassen, sind 
Beweise genug dafür, dafs man dem Endziele der So/ialrefonn, der Ausgleichung 
ungesunder gesellschaftlicher Gegensütze, ndher kommt. 

Begreiflich, wenn ein derartiges Werk, das die wirth^chaftliche und soziale 
Wohlfahrt des Reichs fördert, den inneren Frieden des lindes krJftigt und die 
Grundlagen des Staates und der Gesellschaft festigt, in seinen Wirkungen weit 
Ober die Grenzen des Reichs hinausragt. 

Schon von Anfang an wurde die Pionierarbeit, die Deutschland mit der In- 
angriffnahme der Arbeiterversicherung wagte, seitens dc*s Auslandes aufmerks«im 
\erfolgt. Der Amerikaner John Graham Brmiks schrieb im Jahre 1893 (Com- 
pulsory Insurance in Germany, Washingtcm 1893 S. 386}: Tlial Germany sh(»iilJ 
be willing to try a social experiment on a scale so vast, oughl at least to excitc 
the gratitude of all other people, für if she fails, the lesson \\\\\ be in\alu.ibU% 
and if succcss fullows, the example may pro\e so uscfui that other nations will 
lind many of the obstacles removed by this bold and skilful pioneering«. 

Seither Überzeugte man sich mehr und mehr, welche Errungenschaften Jic 
Arbeiten'er>ichcrung dem Deutschen Reiche einbringt, man merkt, wie sehr die 
Arbeitskraft und Wehrkraft der Deutschen Nation für den internationalen Wett- 
streit gcstürkt wird, wie sehr das Reich gegenüber solchen Staaten, deren ArK^ter- 
schaft eine ausreichende Fürsorge versagt bleibt, mit der Zeit ein wirthschaltlivli, 
geistig und politisch hKrdeutsames Ucberge wicht erlangen mufs. 

/;ihlreich re^en sich darum die übrigen Kultur>Olker, dem von Deutschland 
gcgoK*nen Bei'^piele zu folgen. Theils hat man die Versicherung, insbcvindere die 
Unfallversicherung, schon eingeführt, theils angefangen, mit der Frage ihrer Ein- 
führung sich ernstlich zu befassen. So bedeutet die neue Sozialpolitik des 
Reichs nicht blo» eine Deutsche, sondern eine weltgeschichtliche Wendung der 
Sozialpolitik. 

Möge diese So/ialreform, für welche Kaiser Wilhelm I. mit seincui 
Kanzler Fürst von Bismarck der Pfadfinder gewesen, für welche unser geilen - 
w3rtiger Kaiser Wilhelm H. als thatkräftiger FOrderer eintritt, im l^ufe des \\%:\is:n 
Jahrhunderts fernerhin gedeihen und von Erfolg gekrönt sein — zum Besten liir 
des Reiches Wohlfahrt, zum Segen unserer weiteren kulturellen Entwickeluni;* 
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ANHANG. 

(Ludwig Lass.) 

Der im vorstehenden geschilderte Rechtszustand hat in neuerer Zeit in mehr- 
fachen Beziehungen Veränderungen erfahren. Diese Ver2fnderungen erstrecken 
sich auf die Krankenversicherung, welche weiter ausgebaut und verbessert, 
und auf die Unfallversicherung, welche einer allgemeinen Revision unterzogen 
worden bt, während die Invalidenversicherung, welche erst jüngst durch 
Gesetz vom 13. Juli 1899 neu geregelt wurde, durch die neuere Gesetzgebung im 
ganzen unberührt geblieben ist. 

Im nachstehenden sollen nun diese gesetzlichen Änderungen kurz dargestellt 
und gleichzeitig in Ergänzung desjenigen Teiles der Schrift, welcher sich mit 
der Wirkung der Arbeiterversicherung befaßt, die Ergebnisse der amtlichen 
Statistik für die letzten Jahre nachgetragen werden. 



I. 

Die Krankenversicherung. 

I. Die Versicherung der Hausindustrie gegen Krankhdt hat einen wdteren 
Ausbau erfahren durch das Gesetz, betreffend die Abänderung des 
Krankenversicherungsgesetzes, vom 30. Juni 1900 (R. G. Bl. S. 333), welches 
am I. Oktober 1900 in Kraft getreten ist 

Der Zweck dieses Gesetzes war, die Durchführung der Krankenversicherung 
auf diesem Gebiete namentlich da zu erleichtem, wo sich zwischen die Haus- 
gewerbetreibenden und die die Arbeit vergebenden Gewerbetreibenden (Fabrikanten) 
sogenannte Zwischenmeister (Ausgeber, Faktoren usw.) einschieben. Es ist 
deshalb bestimmt worden: 

1. dafl die Versicherungspflicht nicht nur — wie bisher — durch statutarische 
Bestimmung der Gemeinden oder weiterer Kommunalverbfinde, sondern auch 
durch Beschluß des Bundesrats auf die Hausindustrie erstreckt werden kann.*) 

2. Es kann femer angeordnet^ werden, dafi die Unternehmerpflichten 
— insbesondere die Beitrags- und Einzahlungspflicht — gegenüber den Haus- 
gewerbetreibenden und deren Hilfspersonal von den Hausgewerbetreibenden bzw« 
den Zwischenmeistern auf die eigentlichen Arbeitgeber (d. h. die Fabrikanten) 
übergehen In diesem Falle steht den letzteren das Recht zu, den auf die 
Arbeiter entfallenden Bruchteil der Beiträge (Vi) sich von den Hausgewerbe- 
treibenden oder, wenn Zwischenmeister vorhanden sind, von diesen bei der Lohn- 
zahlung erstatten zu lassen. Die Zwischenpeisonen, welche den Fabrikanten jene 



>) Die Anordnung kann auch fdt bestimmte Gewerbssweige und f&r Örtliche Betiike 
erfolgen (S s Abs. 4 K. V. G.). Ein Beschluft des Bundesritt ist bisher noch nicht ergaogen« 

*) Durch sututarische Bestimmung oder durch Bundesnitsbeschlufl (S 54 Abs. 3 u. 4 
K. V. G.^ 
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zwei Drittel erstattet haben, sind dann wiederum berechtigt, diesen Betrag von 
den Hausgewerbetreibenden einzuziehen J) 

3. Auch kann (durch Statut oder Bundesratsbeschlufi) bestinnmt werden, 
dafi Eintrittsgelder von Hausgewerbetreibenden sowie von deren Hilfspersonal 
(Gesellen, Gehilfen und Lehrlingen) nicht erhoben werden dOrfen. Durch diese Vor- 
schrift wird erreicht, dafi eine allzugrofie Belastung der mebtens unbemittelten Haus- 
gewerbetreibenden bei Neueinflihrung der Krankenversicherung vermieden wird.*! 

Die unter a. und 3. aufgeführten Vorschriften gelten nicht fbr Betriebs- 
(Fabrik-), Bau- und Innungskrankenkassen. ") 

U. Die Krankenversicherung ist femer ergtfnzt und verbessert worden durch 
die Novelle zum Krankenversicherungsgesetze vom 23. Mai 1903 (R. G. Bl. 
S. 233^0, welche am 1. Januar 1904 in Kraft getreten ist/) Der Hauptzweck dieses 
GeseUes war, die für die Zeit zwischen der 13. und 36. Woche vorhanden gewesene 
Locke zwischen Kranken- und Invalidenversicherung auszufüllen. 

Die Änderungen, welche der bisherige Rechtszustand durch dieses Gesetz 
erfahren hat, erstrecken sich im Wesentlichen auf eine Erweiterung der 
Leistungen der Krankenversicherung und damit verbunden auf eine anderweitige 
Regelung der Vorschriften über die Aufbringung der Mittel, auf eine bessere 
Sicherung der Ansprüche aus dem Krankenversicherungsgesetze zugunsten 
der Versicherten, femer auf den Kreis der gegen Krankheit versicherten 
Personen und endlich auf einige Einrichtungen, welche den Zweck verfolgen, 
die Befugnisse der Aufsichtsbehörden gegenüber den Krankenkassen zu 
verstirken. 

1. Erweiterung der Leistungen. 

a. Die gesetzlichen Mindestleistungen sind für alle Kassenarten von 
1 3 auf 26 Wochen erstreckt worden, so daü sich jetzt die Leistungen der Invaliden- 
Versicherung — nflmlich die Krankenrente, welche nach Ablauf von aö Wochen 
gewahrt wird (S 16 des L V. G.) — unmittelbar an die Leistungen der Kranken- 
versicherung anschlieiten.^ 

b. Eine Erweiterung der Leistungen der Krankenversicherung bedeutet ferner 
die (tor die Vct^icherten günstigeren Vorschriften bezüglich des für die Berechnung 
der Krankenuntersiützungen maßgebenden Tagelohns. Für die organisierten 
Krankenkassen gab die Vorschrift, daß der durchwhnittUche Tagelohn derjenigen 
Klassen der Versicherten, (br welche die Kasse errichtet war, soweit er 3 Ntark 
für den Arbeitstag nicht überschritt , an die Stelle des ortsüblichen Tagelohns trat. 
Durch die Novelle ist die Obergrenze von 3 auf 4 Mark erhöht worden. Femer 
ist neuerdings bestimmt worden, dafi bei klassenweiser Feststellung des durch* 
schnittlichen Tagelohns dieser nicht über den Betrag von j (bisher 4) Mark fest- 
gestellt werden darf.*} Das letztere gilt auch« wenn nach Statut die Unterstützungen 
statt nach den durchschnittlichen Tagelohnen in Prozenten des wirklichen Arbeits- 
verdienstes der einzelnen Versicherten festgesetzt werden.^ 

•) S 54 Abi. a Z. 3 und Abs. 3-7 IL V.G 

«) S$4 Abs.5 K.V.a 

*} S 54 findet auf die l)ezetchneten Kaaaeoanen keine Anwendung (zu vgl. SS ^5 Abs. 3« 
7s Abs. 3 und 73 Abs. 1 K. V. C). 

*) Insoweit Knappschafbkassen in Fri^e kommtn, ist der Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens einstweilen noch vorbehalten. KaiscrL Veroctlniif^ vom s. November iqoi 
(R. a BL S. st4). 

«)S<Aba.s,SMAba.i 2.i, SS«4.7»t73t74 K.V.a 

*) S so Abs. I Z. t u. Aba. s,S64,7s,73,74 K.V.a 

^ S*<»«Aba.sZ.6, SS<%7^73t ^I^L «^^ S54Aba.aZ.i K.V.a 



t. Erweiterung der Lmstui^fi. t^'J 

c. Die Bezüge der Angehörigen von solchen iCassenmitgliedem, welche 
zur Kur und Verpflegung in einem Krankenhaus untergebracht sind, können von 
dem bisherigen Satze — der Hälfte des Krankengeldes (S7 Abs.2 K. V.G.) — 
bis zur Hälfte des durchschnittlichen Tagelohns erhöht werden.^) 

d. Ferner ist eine Erhöhung des Krankengeldes von einem Achtel auf 
ein Viertel des Tagelohns — also auf das Doppelte — für solche Versicherte 
vorgesehen, welche in einem Krankenhause freie Kur und Verpflegung genießen 
und nicht den Unterhalt von Angehörigen aus ihrem Lohne bestritten haben«^ 

e. Das Sterbegeld kann nach dem Vorgange der neuen UnfallversicherungS' 
gesetze (zu vgl. S 15 Abs. i Z. i G. U. V. G.) auf einen Mindestbetrag von 50 Mark 
festgesetzt werden.") 

f. Von besonderer Wichtigkeit sind die Neuerungen der Novelle, welche cQe 
Fürsorge fllr die weiblichen Versicherten zum Gegenstande haben. Die Wöchne- 
rinnenuntersttttzung, welche bisher regelmäßig nur fllr 4 Wochen zu gewähren 
war, ist jetzt allgemein auf die gesetzliche Dauer von 6 Wochen (nach der Nieder- 
kunft) erstreckt worden.^) Außer der WöchnerinnenunterstQtzung ist eine cUeser 
gleichkommende Fürsorge für schwangere Personen eingeführt worden. 
Diese Fürsorge kann schon vor Beginn der Wöchnerinnenunterstützung eintreten, 
auch dann, wenn eine Niederkunft nicht stattfindet. Die Gesamtdauer dieser 
Unterstützung beträgt 6 Wochen. Daneben können — ohne Beschränkung auf 
eine bestimmte Zeit — die erforderlichen Hebanmiendienste und frde ärztliche 
Behandlung gewährt werden. Voraussetzung fllr diese Leistung ist einmal, daß die 
Schwangerschaft Erwerbsunßthigkeit zur Folge hat, zum anderen, daß die 
Schwangere mindestens 6 Monate der in Anspruch genommenen Kasse angehört 
hat.*) Die Schwangerenfürsorge ist auch zugunsten der selbst nicht dem Ver- 
sicherungszwang unterworfenen Ehefrauen der Kassenmitglieder zugelassen. 
Dagegen ist die Gewährung einer BWöchnerinnenunterstützung« an diese Personen 
nicht mehr statthaft.*) 

g. Das frühere Kranken Versicherungsgesetz enthielt die Bestimmung, daß Ver- 
sicherten, welche sich die Krankheit durch geschlechtliche Ausschweifungen 
zugezogen haben, das Krankengeld ganz oder teilweise entzogen werden konnte. 
Diese Vorschrift ist im Interesse der Volksgesundheit beseitigt. Die neue gesets- 
liche Maßnahme soll dazu beitragen, die vielfach versäumte rechtzeitige Einkitung 
eines geeigneten Heilverfahrens zu fördern und der Verschleppung von Volks- 
seuchen entgegenzuarbeiten.^ 

h. Eine weitere Sicherung der Leistungen ist insofern herbeigeführt worden, 
als die auf dem Gebiete der Unfall- und Invalidenversicherung bereits anerkannten 
Grundsätze der Unübertragbarkeit, Unverpfändbarkeit und Unpfänd«* 
barkeit der Unterstützungsansprüche auf das Gebiet der Krankenversicherung 
übertragen worden sind. Auch ist die Aufrechnungsbefugnis näher geregelt 
worden. Die Ausnahmen von diesen Grundsätzen sind durch das Gesetz 
genau bestimmt.*) 



") S «1 Abs. 1 Z. aa, §S 64, 72, 73 K. V. G. 
«) S»i Abs. I Z.3. SS 64» 7»! 73 K. V. G. 
») Sai Abs. I Z.6. SS64» 7»f 73 K. V.G 
•) SaoAbs. iZ.a, SS 64, 7»> 73. 74 K. V. a 
») Sa« Abs. I Z.4, SS 64» 7*. 73 K. V* a 

•) $2t Abs. I Z.5, SS<Ä4«7a«73 K.V.G. Ob diese Einschränkung dem Willen der 
gesetzgebenden Faktoren entspricht, ist nirgends ersichtlich, aber gewift sweiftlhaft 
») S'6a Abs. I Z. 1, S»6a Abs.a Z.i, SS^7^73 K. V.a 
•) S 56 Abs. a -4, SS 65f 7h 73f 74 K. V. 0. 

17* 



2jß h Die Krankenversicherung. 

3. Erhöhung der Beitrftge. 

Die Erweiterung der Leistungen machte eine Erhöhung der Beiträge not- 
wendig. Demzufol^ ist der gesetzlich zulüssige HOchstbetrag der Beitrage bei 
der Gemeindekranken Versicherung insgesamt von 2 auf 3 Prozent*) und bei den 
organisierten Krankenkassen, soweit er den Kassenmitgliedern selbst zur 
Last flllt, von a auf 1 Prozent — d. h. soweh er Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern gemeinsam zur Lost fiillt — von 3 auf 4 V« Prozent des für die Bemessung 
der Unterstützungen maßgebenden Lohnes erhöht worden. Dies gilt für die Zeit der 
Errichtung der Kasse. Im weiteren Verlaufe des Bestehens der Kasse bt eine weitere 
Erhöhung der Beitrüge bis auf 4 Prozent — mithin der Gesamtbeitrage bis auf 6 Pro> 
zent — zulässig.*) 

3. Kreis der versicherten Personen. 

a. Eine wichtige Neuerung hat die Novelle insofern gebracht , als die Ver- 
Sicherungspflicht der Handlungsgehilfen und -Lehrlinge (auch der weiblichen' 
neu geregelt worden ist. Während diese Personen früher der Versicherungspflicht 
nur dann unterlagen, wenn durch Vertrag die ihnen nach Z 63 des Handels- 
gesetzbuchs zustehenden Rechte gegen ihre Prinzipale auf Fürsorge (Ür die Dauer 
von 6 Wochen aufgehoben oder beschränkt waren , sind sie jetzt der Versicherungt- 
pflicht K'hlechthin unterstellt, sofern ihr Gehalt 6'/. Mark für den Arbeitstag oder 
3 000 Mark für das Jahr nicht übersteigt. ") 

b. Eine weitere Änderung der Novelle betriffst die in Betrieben oder im 
Dienste des Reichs, eines Staats- oder Kommunalverbandes beschäf* 
tigten Personen. Diese Personen waren bisher von der Versicheningspflichi 
ausgenomnien, wenn sie dem Reiche, Staate oder Kommunalverbande gegenüber 
in ErkrankungsfäUen Anspruch auf Fortzahlung des Gehalts oder des Lohnes 
mindestens ftlr 13 Wochen nach der Erkrankung oder auf eine den Bestimmungen 
des Z 6 entsprechende Fürsorge hatten. Nach der Novelle tritt die Ausnahme von 
der Versicherung erst dann ein, wenn diese Personen Anspruch auf Fortzahlung 
des Gehalu oder Lohnes oder auf eine den Bestimmungen des S 6 entsprechende 
Unterstützung mindestens für 13 Wochen nach der Erkrankung und bei Fort- 
dauer der Erkrankung für weitere 1 3 Wochen Anspruch auf diese Unterstützung 
oder auf Gehalt, Pension, Wartegeld oder ähnliche Bezüge mindestens im 1 '/> fachen 
Betrage des Krankengeldes haben.*) Durch diese Fassung des Gesetzes wird e^ 
ermöglicht, einerseits dafi den genannten Personen eine den neuen Vorschriften 
entsprechende Fürsorge zuteil wird, und anderseits daß die Versetzung solcher 
Beamten in den Ruhestand, welche von Anfang der Erkrankung an für dauernd 
dienstunfiihig erachtet werden, nicht erschwert wird. 

4« Verwaltung und Beaufsichtigung der Krankenkassen. 

Eine wettere Gruppe von Vorschriften, welche die Novelle zum Kranken- 
venicherungsgcsetze gebracht hat, bezieht sich auf Einzelheiten der Verwaltung 
der Krankenkassen und die Aufsichtsführung über die Krankenkassen. Wahrend 

') S 10 und die Komaquenaen im S 13 K. V. G. 

"^ S 31 Abs. I u. a, ZZ^T^ 73* Konsequenzen dieser neuen VorsduiAen finden sich 
im S47 Aba.1 Z.a, welcher von der Schließung der Orukrankenkanen handeh, unJ 
im ^65 Alis-Sy welcher die Zuschufipflicht des Unicmehmcrs regelt 

*; S t AI». 4 des K. V. G. ist gestrichen. Eine notwendige Fo%c war die Bcscttigum: 
das S * Abs. 1 Z. 51 wonach die Versicherungspflicht kraA statutarischer Anordnung auf du 
llandhtag^(chilfen und •Lahriinge ausgedehnt werden koama. 

«j ss K.v.a 
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5. Verhältnis der Krankenversicherung zu anderen Ansprüchen. X49 

diese Vorschriften in ihrem Hauptbestandteil auf eine Verstärkung der Auf- 
sichtsgewalt abzielen, finden sich doch auch solche Vorschriften vor, welche 
eine Erweiterung der Selbstverwaltung in sich schließen. 

a. Zu den Vorschriften der ersteren Art sind zu rechnen: Die Bestimmungen 
über die Beanstandung von Beschlüssen der Kassenorgane durch den Vorsitzenden') 
und über die Befugnis der Aufsichtsbehörde, in gewissen Fällen Vorstandsmitglieder, 
Rechnuhgs- oder Kassenführer ihres Amtes zu entheben.") 

b. Eine Erweiterung des Einflusses der Beteiligten auf die Ausführung der 
sozialen Gesetzgebung ist darin zu erblicken, daß jetzt nach $8 Abs. t des Gesetzes 
der Betrag des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter erst dann be- 
hördlich festgesetzt werden darf, wenn die Gemeindebehörde gehört und den 
Vertretern der beteiligten Arbeitgeber und Versicherungspflichtigen 
Gelegenheit zu einer Äußerung gegeben worden ist. ^ 

c. Ferner ist bestimmt worden, daß die mit bestimmten Ärzten, Apotheken 
und Krankenhausern abgeschlossenen Verträge der Aufsichtsbehörde mit- 
zuteilen sind.*) Diese Vorschrift verfolgt den Zweck, für die künftige Lösung 
der schwierigen Frage nach einer zweckmäßigen Gestaltung des Verhähnisses 
zwischen den Krankenkassen einerseits und den Ärzten und Apotheken ander- 
seits das erforderliche Material in geeigneter Weise zu sammeln. 

5. Verhältnis der Ansprüche aus dem Krankenversicherungs* 

gesetze zu anderen Ansprüchen. 

a. Hier ist zunächst auf die neue Vorschrift des S 20 Abs. 5 des Gesetzes*) zu 
verweisen, welche sich gleichzeitig als Novelle zu .den Unfallversicherungs- 
gesetzen darstellt. Dieselbe bezweckt, klarzustellen, daß den Hinterbliebenen 
von Unfallverletzten das Sterbegeld nicht zweimal, nSmlich von der Kranken- 
kasse und der Berufsgenossenschaft, zu gewähren ist. Die Novelle schreibt deshalb 
vor, daß die Hinterbliebenen das Sterbegeld nur einmal beanspruchen können, 
und daß die Berufsgenossenschaften mit demselben endgültig zu belasten sind. 
Hat daher eine Krankenkasse das Sterbegeld zahlen müssen, so hat die Berufs- 
genossenschaft der ersteren Ersatz zu leisten. Dieser Anspruch wird durch Ober- 
weisung des auf Grund der Unfallversicherungsgesetze zu gewährenden Kranken- 
geldes von der Berufsgenossenschaft auf die Krankenkasse verwirklicht.*) 

b) Eine weitere Neuerung bezieht sich auf das Verhältnis der Kranken- 
kassen zu Gemeinden, ArmenverbUnden usw. und zu privaten dritten Per- 
sonen, welche dem Erkrankten kraft Gesetzes (z.B. auf Grund der SS 823 fr. des B.G.B., 
des Reichs -Haftpflichtgesetzes usw.) entschädigungspflichtig sind. Dieses Rechtsver- 
hältnis war schon nach früherem Rechte in der Weise geregelt, daß einerseits der An- 
spruch des Erkrankten gegen die Krankenkasse in Höhe der geleisteten Unterstfltzui^ 
auf die Gemeinde bzw. den Armenverband, von welchem im Falle der Not <Ue 
Unterstützung gewährt worden war, übergeht, und daß anderseits der Anspruch 
des Erkrankten gegen den privatrechtlich haftenden Dritten auf die Krankenkasse 
in Höhe der geleisteten Unterstützung übergeht. In allen diesen Fällen, in denen 
CS zu einer Erstattung kommt, gilt als Ersatz der im $6 Abs. 1 Z. i bezeichneten 
Leistungen — d. i. der freien ärztlichen Behandlung, Arznei usw. — die Hälfte des 



») S 35 Abs. 3, SS 64, 7» K. V. G.; 5 90 der Gewerbeordnung (Nov. v. sd. JuH 1897). 

«) ii% Abs.4-0, SS 64, 7a» 73 K.v.a 

*) S 6a Abs. 1 Z.6, S «^a Abs.s Z.sb» SS ^> fh 73 K.V.G 

*) Zu vgl. auch SS 64i 7h 73i 74f 7^ K.V.a 

») Zu vgl. SS 15, »5— «7 G.U.V.G, 
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gesetzlichen Mindestbetrags des Krankengeldes. Die Novelle bat die 
berechtigten insofern gOnstiger gestellt , ab sie bestimmt, daft, wenn nachweislich 
höhere Aufwendungen geleistet wurden, diese zu erstatten sind.') 

Dieselbe Vorschrift gilt im Verhältnisse der Krankenkassen zueinander und im 
Verhältnisse der Krankenkasse zu dem Unternehmer, wenn es sich um die Unter- 
stotzung von solchen Personen handeh, welche außerhalb des Bezirkes der eigenen 
Kasse oder im Auslande erkrankt sind.*) 

6. StrafbestimmungeiL 

Die Novelle hat femer eine Änderung derjenigen Verwaltungsstrafen vor- 
gesehen , welche die Gemeinde oder Kassenorgane gegenüber Versicherten verhangen 
dürfen. Es kommen hier die Strafen in Betracht, welche für Zuwiderhandlungen 
gegen die Vorschriften Ober die Krankenmeldung oder das Verhalten der Kranken 
und die Krankenaufsicht oder fbr Zuwiderhandlungen gegen die Anordnungen 
des behandelnden Arztes angedroht sind. Bisher konnten Strafen dieser Art bis 
tu %oJL ausgesprochen werden, die Novelle hat bestimmt, dafi diese Strafen nur 
den dreifachen Betrag des tiglichen Krankengeldes für jeden Obertretungsfall 
erreichen dOrfen.*) 

Wie aus vorstehendem zu ersehen, hat die Novelle zum Kranken Versicherungs- 
gesetze vom 3j. Mai 1903 nur eine Verbesserung in Einzelheiten gebracht. Die 
vielfach gcilufierten Wunsche nach Regelung grundlegender Fragen wurden 
nicht erfüllt Doch wurden im Reichstage verschiedene Beschlösse gefafit, die 
für die weitere Ausbildung unserer Arbeiterversicherung von Bedeutung sein 
werden. Es wurde die Vorlegung eines Gesetzentwurfs gefordert, welcher eine 
gründliche Reform der Krankenversicherung, insbesondere die reichs- 
gesetzliche Ausdehnung des Versicherungszwanges auf die Hausgewerbe- 
treibenden, die land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter und die 
Dienstboten zum Gegenstande hat. Femer wurde eine Regelung des Ver- 
hältnisses zwischen Krankenkassen und Ärzten und Apothekem und endlich 
die Regelung der Dienstverhältnisse der Kassenbeamten verlangt. Vor 
allem aber wurde einstimmig die alte Forderung erneuert, zu versuchen, ob 
nicht auf die eine oder andere Weise eine organische Verbindung der drei 
Zweige der Arbeiterversicherung und damit eine Vereinfachung und 
Verbilligung der Arbeiterversicherung zu ennöglichen sei. Möchten sich diese 
Wünsche in einer nicht allzuweiten Zuktmft verwirklichen t 

7. Statistische Nachweisungen. 

Die Zahl der der Krankenversicherung unterstehenden Personen 
ist iiuwischen (bis Ende 190t}*) auf Ober 10 Millionen (10319564), die Zahl der 
Krankenkassen auf 22jjo angewachsen. Hiervon sind 9409524 Personen in 
at III Zwangskassen und 910040 in 1 659 freien HiUskassen verachcfl 

Im Jahre 1901 betrag die Zahl der erkrankten Personen 3983898 
[x 64a a68 bei den Zwangskassen tmd 341 630 bei den freien HOfskassen), <Ue Zahl 
<kr Krankheitstage 71446146 (65911390 bei den Zwangskassen und 6534756 



•) S $7 Abs. 5. SS 65, 7^ 73. 7« K-V.tt 

^ S S7« Aba. 4, SS 65, 7a, 73, 74 ILV.a 

•) :6a Aba.s,S»6a Aba.s Z.sa. SS64. 7s,73 K.V.a 

*) Zo vgL Näheres in den untar S. a69tr. mitgtttOtaa sutistischeQ Cbarridilaa. 
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7. Statistische Nach Weisungen. 2^1 

bei den freien Hilfskassen), fQr welche in dem einen Jahre 183 174 157 Mark Ent- 
schädigungen gezahlt worden sind. 

DieEinnahmen betrugen 200 350 577 Mark, die Ausgaben 194 060 030 Mark; 
das Vermögen der Krankenkassen ist auf nicht weniger ab 186 645 198 Mark, 
d.i. 18,09 Mark auf den Kopf des einzelnen Versicherten, gesti^en. 

Nach den Ergebnissen des Jahres 1901 entfallen durchschnittlich auf einen 
Versicherten 17,75 Mark Entschädigungen und 1,05 Mark Verwaltungskosten, denen 
als Beitragslast 18,35 Mark gegenüberstehen. Von diesem Durchschnittsbeitrage sind 
5,68 Mark von den Arbeitgebern und 12/7 Mark von den Versicherten aufgebracht 
worden. — 

Von 100 Mark Krankheitskosten kommen im Jahre 1901 46^ Mark auf Kranken* 
geld, 20,81 Mark auf Arztkosten usw., 15,82 Mark auf Heilmittel, 12,85 Mark auf An- 
staltspflege, 3,07 Mark auf Sterbegeld und 1,45 Mark auf WöchnerinncnunterstOtzung. 



IL 
Die Unfallversicherung. 

Umfassendere Änderungen hat die Unfallversicherung durch die neuere Gesetz- 
gebung erfahren. Diese Änderungen betreffen weniger die prinzipiellen Grund- 
lagen, auf welche die deutsche Unfallversicherung aufgebaut ist, sie haben vielmehr 
nur die Erweiterung des Wirkungskreises der Unfallversicherungsgesetze, die Ab- 
stellung von Mangeln und Lücken, welche sich im Laufe der Zeit gezeigt hatten, 
und die Verbesserung einzelner Vorschriften zum Gegenstande. Dabei ist Qberall 
auf eine möglichst einheitliche Gestaltung gleichartiger Verhältnisse in allen Zweigen 
der Arbeiterversicherung Bedacht genommen. 

Auch die äußere Gestalt der Unfallversicherungsgesetze ist verändert worden. 
Gewisse allgemeine Vorschriften, welche sich namentlich auf die Organisation der 
Unfallversicherung beziehen (die Berufsgenossenschaften, die Schiedsgerichte f&r 
Arbeiterversicherung, das Reichs -Versicherungsamt und die Landes -Versicherungs- 
ümter, die Übertragung weiterer Aufgaben auf die Berufsgenossenschafken), «nd 
in einem besonderen Gesetze, dem Gesetze, betreffend die Abänderung der 
Unfallversicherungsgesetze, vom 30. Juni 1900') zusammengefaßt worden« 
Außer diesem Gesetze sind jetzt in Geltung: das Gewerbe-Unfallversicherongs* 
gesetz,*) in welchem das frühere Unfallversicherungsgesetz vom 6. Juli 1884 und 
das Gesetz über die Ausdehnung der Unfall- und Krankenversicherung vom 
28. Mai 1885 aufgegangen ist, das Unfallversicherungsgesetz für Land- 
und Forstwirtschaft*}, das Bau-Unfallversicherungsgesetz^) und das 
See -Unfall Versicherungsgesetz.*)* Diese sämtlichen Gesetze sind vom 
30. Juni 1900.*) Bestehen geblieben ist nur der Abschnitt B des Gesetzes, betreffend 
die Unfall- und Krankenversicherung der in land- und forstwirtschafilicbeo Be* 



') Im folgenden Hauptgesetz (abgekürzt H.G.) genannt 

*} Abgekürzt G.U.V.G. Wo im folgenden das Gewerbe -Unbllversichertingsgesets 
angefahrt ist, sind damit auch die entsprechenden Vorschriften der übrigen UnfaQvennch^ 
ningsgeseue gemeint 

*) Abgekürzt L.U.V.G 

«) Abgekürzt B. U. V. G. 

*) Abgekürzt S. U. V. G. 

*) Der Text beruht auf der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 5. JoU 1 
(R. G. BL S. 573-773)- 



se) II. Die Unfidhrerddiening. 

trieben beschllftigten Personen, vom 3. Mai 1886, welclier sicli auf die Kranken* 
Versicherung beaebt*) 

Die neuen Gesetze sind in der Hauptsache am 1. Oktober 1900*) in Kraft 
getreten. Die Schiedsgerichte sind am 1. Januar 1901 ins Leben gerufen.*) Die 
Ausdehnung der Unfallversicherung auf die neu in die Versichenmg einbezogenen 
Betriebszweige ist am 1. Januar 190) in Wirksamkeit getreten.*) An demselben 
Tage sind kraft Gesetzes noch einige gesetzliche Bestimmungen an die Stelle der 
bisherigen Vorschriften getreten.*) 

Neti, aber abweichend geordnet ist die Versicherung der Gefangenen 
durch das Gesetz, betreffend die Unfallftlrsorge fbr Gefangene, vom 30. Juni 1900 
(R. G. Bl. S. 536). Endlich hat auch das Gesetz, betreffend die UnfallfQrsorge 
fOr Beamte und für Personen des Soldatenstandes, vom 15. Mürz 1886 
dne Neuregelung erfahren (Gesetz vom 18. Juni 1901, R.G. BLS. an). 

1. Der Kreis der versicherten Personen. 

Der Gedanke an eine Ausdehnung der Unfallversicherung auf das gesamte 
Handwerk und Kleingewerbe, den Handel, die gesamte Fischerei und den häuslichen 
Dienst ist als zur Zeit nicht ausführbar zurQckgestellt worden, weil die Ansichten 
darober, in welcher Weise eine solche Versicherung unter den in Deutschland 
bestehenden Verhältnissen durchgeführt werden könnte, noch nicht genOgend 
geklärt seien. Man beschlofi daher nicht weiter zu gehen, als es das dringendste 
Bedürfnis erfordere. Danach ist die Unfallversicherung erstreckt worden:*) 

I. auf sämtliche gewerbliche Brauereien, von denen bisher nur die größeren 
fabrikmäßigen Betriebe versichert waren; 

3. bezüglich derjenigen Gewerbebetriebe, die sich mit Bauarbeiten befassen 
(wie Tischler, Maler, Glaser, Klempner usw.), bei welchen bisher vielfach nur ein 
Teil der Betriebstfltigkeit versichert war, auf den gesamten Umfang dieser Be- 
triebe (d. i. insbesondere auf den Werkstittenbetrieb); 

3. auf alle Schlossereien, soweit diese nicht schon frtlher — wie die Bau- 
und die fabrikmäßig betriebenen Schlossereien — der UnfaUversicherung untertagen; 

4. auf sämtliche Schmiedebetriebe, welche besonders beim Hufbeschlage 
mit hoher Unfallgefahr verbunden sind; 

y auf den Gewerbebetrieb der Fensterputzer, wie er namentlich in größeren 
Sudteo besteht; 

6. auf das gesamte Fleischergewerbe, soweit dieses nicht schon, wie die 
größeren, fabrikmäßig betriebenen Schlächtereien und in der Regel der Schlacht- 
hausbetrieb, nach bisherigem Rechte gegen Unfall veruchert war; 

7. auf die gewerbsmäßigen Lagereibetriebe und auf die mit einem größeren 
Handelsgewerbe — d. h. dessen Inhaber im Handelsregister eingetr a g en steht ^ 
verbundenen Lagerungs-, HolzfäUungs- und Fuhrwerksbetriebe, welche 
bisher nur in geringerem Umfange der Unfallversicherung teilhafUg waren; 



I) Auch dieser Teil des Gesetzes hat durch die splteren NoveOtn zum Kranken« 
venichanmgigeseu erhebliche Vertadanimtn erfbbrwL 

") S«; Abt. 3 tLQ. 

*) Katserliche Verordnung vom is. November 1900 (R. G. BL S. 1017C), auch A. N. des 
R. V. A« 1900 S. 7S1 ff 

*} Katserliche VerordnuQg vom s. Dezember 1901 (R. G. BL & 493}, auch A. N. des 
R. V. A. 1991 S. 6j9. 

*) S «S Abs. s H. a 

•) SS ift G.U.V.O., 15s ft s.u.v.a 
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I. Der Krets der versicherten Personen. 
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8. aur den Kleinbetrieb der Seeschiffahrt^) und (Ue gesamte — bisher 
der Unfallversicherung noch nicht unterworfene — See- und Küstenfischerei. *) 

Neben dieser Ausdehnung der Unfallversicherung auf neue Betriebsrweige 
enthalten die revidierten Unfallversicherungsgesetze Vorschriften mancherlei Art, 
welche eine Erweiterung der Unfallversicherung bedeuten. So ist der Begriff der 
Fabrik im Sinne der Unfallversicherungsgesetze erweitert worden, indem als 
solche auch Betriebe angesehen werden sollen, in welchen nicht nur durch 
elementare Kraft, sondern auch durch tierische Kraft bewegte Triebwerke 
Verwendung finden.*) So ist ferner die (Ür die Versicherungspflicht maßgebende 
Gehaltsgrenze für Betriebsbeamte (Werkmeister, Techniker) von aooo auf 
3000 Mark Jahresarbeitsverdienst erhöht worden/) Auch ist die neue Bestimmung 
hierher zu rechnen, wonach sich die Versicherung auch auf hausliche und 
andere Dienste erstreckt, zu denen versicherte Personen neben der Beschfiftigtmg 
im Betriebe von ihren Arbeitgebern oder von deren Beauftragten herangezogen 
werden.*) Hiernach ist z. B. ein Fabrikarbeiter auch dann versichert, wenn er zu 
Botengängen in Privatangelegenheiten oder zu Arbeiten im Hausgarten seines 
Arbeitgebers herangezogen wird.*) Eine entsprechende Vorschrift kann auf dem 
Gebiete der Land- und Forstwirtschaft auch fQr hauptsächlich im Betriebe be- 
schäftigte Unternehmer durch Statut eingeführt werden.^ 

Was die statutarische Versicherungspflicht anlangt, so ist jetzt die 
Erstreckung der Versicherungspflicht mittels Statuts der Berufsgenossenschaft zu- 
gelassen:') 

1. auf alle Kleingewerbetreibenden (Kleinmeister), d. h. solche Be- 
triebsunternehmer, deren Jahresarbeitsverdienst 3000 Mark lucht übersteigt oder 
welche regelmäßig nicht mehr als 2 Lohnarbeiter beschäftigen;*) 

2. auf die Hausgewerbetreibenden, ohne Rticksicht auf die Zahl der 
von ihnen beschäftigten Lohnarbeiter. Durch Statut kann femer bestimmt werden, 
daß die Arbeitgeber der Hausgewerbetreibenden für die letzteren und ihr Hilfii- 
personal die Beiträge zu zahlen haben; *^ 

3. auf Betriebsbeamte mit einem 3000 Mark übersteigenden Jahres- 
arbeitsverdienste. 



>) D. h. die Schiffahrt mit Segelfahrzeugen von nicht mehr als 50cbm Bruttoraam- 
gehalL S 152 Z. I S.U.V.G. 

*) Zu vgl. auch BundesratsbeschlQsse vom 13. Juni 1901 u. 13. Januar 1904 Ober die 
Grenzen in den einzelnen Flußgebieten (ZentralbL f. das Deutsche Reich 1901, S. 230 o. 
1904 S. 26), auch abgedruckt A.N. des R. V.A« 1901 S. 449 u. 1904 S. 243. 

») Sa Abs. 2 G.U.V.G. 

•) § I Abs. I G.U.V.G. 

*) Ober die Tragweite dieser Vorschrift vgl. insbesondere Besch. 19059 A.N. des 
R.V.A. 1902 S. 186. 

•) S3 G.U.V.G. 

TS» L.U.V.G. 

•) Ss G.U.V.G. 

*) Diese Bestimmung, welche frOher nur für landwirtschaftliche und Bauunternehmer 
galt, ist jetzt verallgemeinert und bezieht sich also auch auf gewerbliche Umefw 
nehmer* 

Besonders bemerkenswert ist, daß auf dem Gebiete der See -U.V. die Versichcnu^a* 
pflicht der Kleinuntemehmer (Unternehmer der Kleinbetriebe der Seeschiffahrt und der 
See- und KQstenfischerei) ausnahmsweise gesetzlich obligatorisch iit — S ISS 
S.Ü.V.G. . . 

>•) S30 Abfc 3 aU.V.G. 



2^4 ^'* ^^ UnfaDveniclMning. 

Auch die freiwillige Versicherung hat eine erhebliche Erweiterung er- 
fahren. 

Die Befugnis zur freiwilligen Selbstversicherung ist auf alle Klein- 
Unternehmer, kleinere Reeder und Lotsen, die ihr Gewerbe auf eigene Rech- 
nung betreiben, ausgedehnt worden. Durch Statut der Berufsgenossenschaft kann 
diese Berechtigung auch auf größere Unternehmer übertragen werden. *) 

Die Möglichkeit einer freiwilligen Versicherung ist femer erstreckt 
worden auf alle im Betriebe beschäftigte, aber nicht versicherte Personen (z. B. 
Betriebsbeamte mit einem 3000 Mark übersteigenden Jahresarbeits verdienst), auf 
die nicht im Betriebe beschäftigten, aber die Betriebsstätte besuchenden und auf 
derselben verkehrenden Personen,*) und auf die Organe und Beamten der Be- 
rufsgcnossenschafien. *) Nlihere Vorschriften hierüber zu treffen, ist Sache der 
Statuten« 

Was dos Verhiltnis zwischen Inland und Ausland bezüglich der 
Frage nach dem Umfange der Versicherung anlangt , so ist dem Reichskanzler die 
Ermächtigung erteilt worden, mit solchen Staaten, die eine der Deutschen Unfall- 
versicherung entsprechende Fürsorge durchgeführt haben, im Falle der Gegen- 
seitigkeit Abkommen in der Richtung zu treffen, daft die Anwendung der UnfaU- 
verstcherungsgesetze auf Betriebe im Inlande, welche Bestandteile eines ausländischen 
Betriebs darstellen, ausgeschlossen, und auf Betriebe im Auslande, welche Bestand- 
teile eines versicherungspflichtigen inländischen Betriebs darsteUen, erstreckt werde.*' 
Ein solches Abkommen bedarf der Zustimmung des Bundesrats. Diese Bestimmung 
ist namentlich für Transportbetriebe, Bauuntcmehmungen und Maschinenfabriken« 
die umfangreiche Montierungen im Ausland oder vom Auslande hervornehmen« 
von hervorragender Bedeutung. 

2. Die Organisation der Unfallversicherung. 

I. Die Erweiterung des Kreises der versicherten Personen hat die Bildung 
nur einer neuen Berufsgenossenschaft — der Schmiede -Berufsgenossenschaft*) ~ 
erforderlich gemacht. Die übrigen neu in die Versicherung einbezogenen Betriebe 
und Gewerbszweige sind den bereits l>estehenden Berufsgenossenschafken ange- 
schlossen worden.^ 

Die Statuten und Nebenstatuten samtlicher Benifsgenossenschaften sind den 
abgeänderten Vorschriften entsprechend neu aufgestellt worden. 

Für die Durchführung der Versicherung im Kleinbetriebe der Seeschiffahrt 
und m der See- und Küstenfischerei ist eine mit der See- Berufsgenossenschaft 
verbundene Versicherungsanstalt errichtet worden, welche ihrem Wesen und 
ihrer Bedeutung nach den Versicherungsansulten des Bau-Unfallversicherungs- 
gesetzcs gleichartig ist^ 

Eine Neuregelung haben die Bestimmungen über die Bildung von Reserve- 
fondi bd den Berufsgenossenschaften erfahren, um eine grOfim Ausgleichung 

•) S 5 Aba.aaU.V.G.,S5S.U.V.G 

*) s. B. Fuluieatt, Monteure, Boten, wddie in linamden Betrieben Gegenstände ab- 
Ueleni; Frauen, die den Arbeitern das Essen in die Betriebsriume bringen; Studierende, 
welche wgelmaUjg Betrieb« zu ihrar Ausbildung be su c han . 

*> S5Aba.3aU.V.a 

^ Zu vgl Mineilungan in den A.N.desR. V.A« 1901 S.6aa o. 66a 

^ Beschl dea Bundesratt vom 5. Oktober iodk A. N. das It V. A. 1901 &<ai. 

^ SSi5SftS.U.V.a 
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zwischen Gegenwart und Zukunft herbeizuführen. Die Absicht des Gesetzgeben 
ging dahin, einen Reservefonds zu schaffen, dessen Zinsen ausreichen, um im 
Beharrungszustande zu einem dauernd gleichen Beitrag übergehen zu kOnnen, 
welcher etwa die Mitte zwischen Kapitaldeckungsbeitrag (Prflmie) und Höchst- 
betrag des Umlagebeitrags für den Jahresbedarf hfilte. Es ist deshalb f&r die 
gewerblichen Berufsgenossenschaften bestimmt worden, dafi während der nächsten 
21 Jahre (1901 — 1921) 10 bis herab zu 4 Prozent Zuschlag zu dem jeweiligen Be- 
stände des gesetzlichen Reservefonds aufzubringen ist.^} Nach den angestellten 
Berechnungen würde bei dem Kapitaldeckungssysteme der Durchschnittsbeitrag für 
jeden Versicherten rund 12 Mark betragen, während er sich bei der Aufbringung 
des jeweiligen Jahresbedarfs — ohne Reservezuschläge — im Beharrungszustand 
auf etwa das Doppehe stellen würde. Durch die Bildung eines Reservefonds wird 
erreicht, daß sich bei Verwendung der Zinsen später der Beitrag zwischen diesen 
beiden Sätzen bewegt. Durch die früheren Bestimmungen würde eine Herab- 
setzung des Beitrags auf etwa 20 Mark ermöglicht worden sein, und durch die 
neueren Vorschriften über den Reservefonds soll .eine weitere Herabsetzung (auf 
etwa 16 Mark) bewirkt werden.') 

Für die land- und forstwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften ist die Bildung 
eines Reservefonds obligatorisch gemacht. 

Den Berufsgenossenschaften sind ferner durch die neue Gesetzgebung weitere 
Aufgaben zugewiesen worden. Es ist ihnen die Berechtigung verliehen, Einrids- 
tungen zu treffen zur Versicherung der Betriebsunternehmer und der ihnen in bezug 
auf Haftpflicht gleichgestellten Personen gegen Haftpflicht, und zur Errichtung 
von Rentenzuschufl- und Pensionskassen für Betriebsbeamte sowie für die 
Mitglieder der Berufsgenossenschaft, die bei ihr versicherten Personen und die 
Beamten der Berufsgenossenschaft sowie für die Angehörigen dieser Personea.*) 

Durch die neuen Gesetze ist auch eine bessere Regelung der Anstellungs- 
und Rechtsverhältnisse der Genossenschaftsbeamten vorgesehen. Es 
ist bestimmt worden, daß Dienstordnungen aufzustellen sind, welche von 
der Genossenschaftsversammlung beschlossen werden und der Genehmigung des 
Reichs -Versicherungsamts bedürfen.^} 

2. Eine bedeutsame Vereinfachung der Organisation der Unfattver- 
sicherung ist dadurch herbeigeführt worden, daß die bisherigen berufsgenossen- 
schaftlichen Schiedsgerichte aufgehoben und neue große territoriale Schieds- 
gerichte eingerichtet worden sind, welche sowohl in Unfall- wie auch in 
Invalidensachen zu entscheiden haben. Insofern ist eine Verschmelzung dieser 
beiden Zweige der Arbeiterversicherung ermöglicht worden. Neben diesen 
»Schiedsgerichten für Arbeiterversicherung«, wie sie jetzt heißen, sind die Schieds- 
gerichte der zugelassenen besonderen Kasseneinrichtungen des In vaUdenversicherungs- 
gesetzes bestehen geblieben.*) 

Die Schiedsgerichte für Arbeiterversicherung entscheiden in der Besetzung 
von fünf Mitglied'ern, unter denen sich je zwei Arbeitgeber und zvrei Ver- 
sicherte befinden müssen.*) 



»J S34<'-U.V.G. 

*} Zu vgl. auch Dr. Zacher, Die Arbeiterversicherung in Europa nach ihren Systemen* 
Vortrag für den internationalen Arbeiterversicherungs-KongreA in Düsseldorf 190a. Rq>porls 
(C. T. Wiskott, Breslau-Berlin) 190a S. 51. 

*)Sa3H.G. 

«)s4G.u.v.a 

*)SS3— "oH.G. 

*} S >o6 Abs. 3 I. V. G. Früher war die Bescuung mit 3 Mitgliedern ausreichend. 
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Die Besetzung der Schiedsgerichte mit eigentlichen Berufsgenossen ab Bei- 
»iuem ist weggefallen. Ausnahmen sind nur m betreff der Land* und Forstwirt- 
schaft und der Bergbaubetriebe gemacht. Hier mOssen Beisitzer aus diesen Berufs- 
zweigen zu den Entscheidungen zugezogen werden, jedoch können auch hier 
einzelne Falle (z. B. besondere dlbedUrftige Sachen) von den regelmttliig besetzten 
Schiedsgerichten erledigt werden.*) Andererseits ist es wieder zugelassen, auf An- 
trag der Beteiligten in geeigneten Fallen Beisitzer aus einem bestimmten Ge- 
werbszweige zuzuziehen. Eine wichtige Neuerung auf dem Gebiete des schieds- 
gerichtlichen Verfahrens besteht weiter darin, daß die Schiedsgerichte allgemein bei 
Beginn eines jeden Geschllftsjahrs diejenigen tfrztlichen Sachverstandigen zu wählen 
haben, welche bei den Verhandlungen nach Bedarf zuzuziehen sind (Schieds- 
gerichtsarzte). Durch diese Vorschrift wird erreicht, dafi sich ein Stamm in der 
sozialen Heilkunde besonders erfahrener Arzte bildet*) 

Die Kosten der neuen Schiedsgerichte werden von den Versicherungsanstahen 
des Invaliden Versicherungsgesetzes, den beteiligten Berufsgenossenschaften und 
Ausftlhrungsbehörden anteilig getragen.*) 

Die Zahl der Schiedsgerichte beträgt jetzt 123.*) 

3. Die Einrichtung des Reichs-Versicherungsamts ist durch die neue 
Gesetzgebung im wesentlichen unberührt geblieben. Hervorzuheben ist nur, daß 
von den nichtständigen Mitgliedern jetzt 6 ^statt 4) vom Bundesrate gewählt und die 
Vorsitzenden der Senate von dem Kaiser ernannt werden. 

Die Senate des Reichs-Versicherungsamts entscheiden in Lnfallversicherungs- 
sachen, wie bisher, regelmäßig in der Besetzung von 7 Mitgliedern. Rechtlich ein- 
facher liegende Sachen, z. B. verspätete und unzulässige Rekurse, werden in der 
Besetzung von 3 Mitgliedern erledigt. 

Will ein Senat in einer grundsatzlichen Rechtsfrage von der Entscheidung 
eines anderen Senats abweichen, so ist die Sache zur Entscheidung an den 
erweiterten Senat zu ver%%'eisen. Dieser entscheidet unter dem Vorsitze des 
Präsidenten in der Besetzung von 1 1 MitgUedem. 

Die Entscheidung Ober Strafbeschwerden ist in der Hauptsache dem 
Reichs -Versicherungsamt abgenommen und anderen Behörden tibertragen worden. ^ 

3. Die Leistungen der Unfallversicherung. 

Die L.eistungen der Unfallversicherung sind gegen früher erheblich er- 
weitert worden. Sie bestehen jetzt: 

I. im Falle der Körperverletzung*} vom Beginne der 14. Woche nach 
Eintritt des Unfalls: 

a. in freier arztlicher Behandlung, Arznei und sonstigen Heil- 
mitteln, sowie den zur Sicherung des Erfolges des Heilverfahrens und zur Er- 
leichterung der Folgen der Verletzung erforderlichen Hilfsmitteln ^KrUcken, 
StOtzappanten und dgL);^ 



')$7H.a 
•) ssH.a 

^ S >o H. G. u. Besdmffiungeo des R. V. A vom 19. Januar 190s, A. N. des R. V. A. 190s 
S.t45--i5a 

*) Zu «gl das Verzeichnis A. N. des R. V. A« 190» S. 457—463 11. S. 495. 

^* Zu 1^. das Vertetchnts der neuen zustandigen Behörden, A. N. des R V. A. 1900 
S. 790^ und Dr. La», Strafrtdil der Berufsgenottenschaften. Berlin (J. Gutteniag^ 1901. 

•)S9Q.u.v.a 

^ Die Pflicht zur Gewahntng der bezeichneten Hüfsmind schlicit auch die Pflicht 
zur iMCandhattoqg and Erneuerung in sich. Betch. 1003» A«N. dtsILV.A. 190) S.476^ 
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b. in einer Rente, welche für die Dauer der Erwerbsunfthigkeit zu ge- 
wahren ist. Diese Rente beträgt im Falle völliger Erwerbsunfilhigkeit 667» Pro- 
zent des Jahresarbeits Verdienstes (Vollrente) und im Falle teilweiser Erwerb»- 
unßihigkeit denjenigen Teil der Vollrente, welcher dem Maße der durch den 
Unfall herbeigeführten Einbuße an Erwerbsfilhigkeit entspricht (Teilrente). Die 
Feststellung des Grades der Erwerbsunßfhigkeit ist Sache der mit der Renten- 
feststellung betrauten Instanzen. Dabei bieten die ärztlichen Äußerungen zwar 
wertvolle und bei inneren Krankheiten sogar oft unentbehrliche, aber keineswegs 
bindende Unterlagen.^) 

War der Verletzte zur Zeit des Unfalls bereits dauernd völlig erwerbsunfilh^ 
so erhält er nur freie ärztliche Behandlung, Arznei, Heil- und sonstige Hil£i- 
mittel. 

Neu eingeführt ist die Bestimmung, wonach einem Verletzten, wenn er infolge 
des Unfalls nicht nur völlig erwerbsunfilhig, sondern auch derart hilflos geworden 
ist, daß er ohne fremde Wartung und Pflege nicht bestehen kann, für die Dauer 
der Hilflostigkeit eine Rente gewährt werden kann, welche die Vollrente übersteigt 
und den vollen Jahresarbeitsverdienst erreichen darf (sogenannte Hilflosenrente). 
Hiernach können auch verschiedene Grade der Hilflosigkeit festgesetzt werden. 

Ferner enthalten die neuen Gesetze einen kleinen Ansatz zu einer Versiehe* 
rung gegen unverschuldete Arbeitslosigkeit Es ist zugelassen, die Teil- 
rente vorübergehend bis auf den Betrag der Vollrente zu erhöhen, wenn der 
Verletzte aus Anlaß des Unfalls unverschuldet arbeitslos wird. 

Vom Beginne der 5. Woche nach dem Unfälle bis zum Ablaufe der 13. Woche 
ist das Krankengeld, welches den durch Betriebsunfall verletzten Arbeitern auf 
Grund des Kranken Versicherungsgesetzes zusteht, auf mindestens % ^^ Arbdts* 
lohns zu erhöhen. Die Differenz hat der Unternehmer der Krankenkasse zu er- 
statten. 

Die frühere Lücke zwischen Kranken- und Unfallversicherung, 
welche in dem Falle bestand, daß vor Ablauf der ersten 13 Wochen das Hefl- 
verfahren abgeschlossen, die volle Erwerbsfthigkeit des Verletzten aber noch nicht 
eingetreten war, ist in der Weise ausgefüllt worden, daß jetzt die Berufsgenossen- 
schaft die Unfallrente schon von dem Tage ab zu gewähren bat, an welchem der 
gegen die Krankenkasse oder gemäß § 12 Abs. 2 des G. U.V. G. gegen den Betriebs- 
Unternehmer bestehende Anspruch auf Krankengeld wegßlUt [sogenannte Zwischen- 
rente). 

2. Im Falle der Tötung*) ist zu leisten: 

a. ein Sterbegeld, welches mindestens 50 Mark beträgt (also Erhöhung von 
30 auf 50 Mark); 

b. eine den Hinterbliebenen vom Todestage des Verstorbenen ab zu ge- 
währende Rente. Dieselbe beträgt für die Witwe und jedes der hinterbliebencn 
Kinder je 20 Prozent des Jahresarbeitsverdtenstes (also für die Kinder Erhöhung 
von 15 auf 20 Prozent). 

Im Falle der Wiederverheiratung erhält die Witwe 60 Prozent des Jahres- 
arbeitsverdienstes als Abfindung. 



>) Zu vgl. Rundschr. des R. V. A. vom 31. Dezember 190t, A N. des R. V. A 1901 S. 178. 
Eine Sammlung wichtiger arztlicher Obergutachten, welche insbesondera audi die 
Frage nach dem ursächlichen Zusammenhange zwischen Unfall und einem Leiden oder dem 
Tode zum Gegenstande haben, ist im Jahre 1903 ds a. Beiheft der A. N. des R. V. A. 1901 



•)SSi5— aoG.U.V.G. 
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Der Anspruch der Witwe ist ausgeschlossen, wenn die Ehe erst nach dem 
UnfaDe eingegangen ist Jedoch ist die Berufsgenossenschaft befugt, in beson- 
deren Fallen auch dann eine Witwenrente zu gewihren. 

Wird eine alleinstehende weibliche Person durch Unfall getötet, so erhalten 
ihre etwa vorhandenen Kinder die Rente von je ao Prozent 

Bei dem Tode einer verheirateten Frau, welche wegen Erwerbsunfähigkeit 
ihres Mannes den Lebensunterhak ihrer Familie ganz oder überwiegend bestritten 
hat, erhalten Witwer und Kinder die Hinterbliebenenrenten. 

Die Berufsgenossenschaft ist auch berechtigt, im Falle der Tötung einer ver- 
heirateten Frau, deren Ehemann sich ohne gesetzlichen Grund von der häuslichen 
Gemeinschaft femgehalten und der Pflicht der Unterhaltung der Kinder entzogen 
hat, diesen Kindern die Rente zu gewlbrcn. 

Die Aszendentenrente, d* h« die den Verwandten aufsteigender Linie zu 
gewahrende Rente, ist nach den neuen Gesetzen nicht nur zu gewahren, wenn der 
Verstorbene ihren I^bensunterhalt ganz bestritten hat, sondern auch dann, wenn 
dies in überwiegendem Mafie geschehen ist Die Rente betragt insgesamt 
20 Prozent des Jahresarbeitsverdienstet. 

Auch den elternlosen Enkeln der Verstorbenen sind jetzt Entschädigungs- 
ansprüche für den Fall gewährt worden, dafi ihr Lebensunterhalt ganz oder über- 
wiegend durch den Verstorbenen bestritten worden war. Die Rente betragt ins- 
gesamt 30 Prozent des Jahresarbeitsverdienstes und endigt mit dem zurückgelegten 
15. Lebensjahre des Berechtigten. 

Die Renten der Hinterbliebenen dürfen insgesamt 60 Prozent des Jahresarbeits- 
verdienstes nicht übersteigen. Ergibt sich ein höherer Betrag« so werden sie nach 
Maßgabe des S 30 G. U. V. G. gekürzt 

Eine günstigere Gestaltung der Entschädigungsansprüche für die Verletzten 
und deren Hinterbliebenen ist durch die neue Gesetzgebung weiter insofern ein- 
getreten, als jetzt der 1 500 (früher 1 300) Mark übersteigende Betrag des Jahres- 
arbeitsverdienstes nur mit einem Drittel zur Anrechnung kommt M In denjenigen 
Fallen, in welchen ein behördlich festgestellter Jahresarbeitsverdienst für die Renten- 
berechnung vorgeschrieben ist (zu vgL S 10 Abs. 4 G. U. V. G., S 10 L. U. V. G.« 
SS 10 ff. S. U.V. G.), ist bei dieser Berechnung für Personen, welche vor dem Unfälle 
bereits teilweise erwerbsunfilhig waren, derjenige Teil des so festgesetzten Jahres- 
arbeitsverdienstes zugrunde zu legen, welcher dem Maße der bisherigen Ervrerb«- 
fahigkeit entspricht.*) Femer wird nach dem neuen Rechte bei der Bemessung 
der Renten für die Hinterbliebenen solcher Personen, die wegen eines früher er- 
littenen Unfalls nur einen geringeren Verdienst hatten, die altere Unfallrente dem 
Jahresarbeitsverdienste hinzugerechnet, was unter Umstanden eine wesentliche Er- 
höhung der Entschädigung bedeutet") 

Die Hinterbliebenen eines Ausländers, wekhe zur Zeit des UnfaUs nicht 
im Inland ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten, haben keinen Anspruch auf 
Rente, wie dies auch schon nach früherem Rechte der Fall war. Jetzt ist jedoch 
vorgesehen,*} daA durch Bundesratsbeschlufi diese Bestimmung fbr bestimmte 
Grenzgebiete^ sowie für die Angehörigen solcher auswärtiger Staaten« 



•) S<oAba.5G.U.V.G.,S 13 LU.V.G, S 13 S.U.V.a Zu vgl die gnindlefendt 
^ ?• *930t A« N. des R. V. A. i^cn S. 376^ 

•) s>sAba.s au.y.a 
«)Stiau.v.a 

*) lAfwiicheo geschehen durch BundesratsbeschlQsst vom 11. Mai 1901, 
iS. Oktober 190« und 13. Januar 1904, la vgl A.N. <ks R. V. A 1901 S.418, 190t S.<>74t 
1904 i.t^ ' 
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durch deren Gesetzgebung eine entsprechende Fürsorge für die Hinterbliebenen 1 

durch Betriebsunfall getöteter Deutscher gewährleistet ist, aufier Kraft gesetzt werden ' 

kann.') 

Auf der anderen Seite ist aber auch eine Einschränkung der Ent- 
schädigungsansprüche durch das neue Recht zu verzeichnen, welche aller- 
dings dem natürlichen Rechtsgefühle durchaus entspricht. An die Vorschrift des 
bisherigen Rechtes, wonach der EntschSdigungsanspnich ausgeschlossen ist, wenn 
der Verletzte den Unfall vorsätzlich herbeigeftlhrt hat, knüpft das neue Recht 
die Bestimmung an,*) dafi ein Ausschluß des Anspruchs ^auch dann stattfindet, 
wenn das eigene strafbare Verhalten des Verletzten bei dem Unfälle mitgewirkt 
hat. Der Anspruch kann ganz oder teilweise abgelehnt werden, wenn der Ver- 
letzte den Unfall bei Begehung eines durch strafgerichtliches Urteil festgestellten 
Verbrechens oder vorsätzlichen Vergehens sich zugezogen hat. In Fällen 
der letzteren Art kann indessen die Rente den Angehörigen des Verietzten ganz 
oder teilweise überwiesen werden.') 

3. Was die Heilanstaltsbehandlung anlangt, welche nach Wahl der 
Berufsgenossenschaft an die Stelle der regelmäßigen Ldstungen treten kann, so 
besteht die wichtigste Neuerung darin, daß die Rechtsnachteile, welche bei 
Ungehorsam oder einem widerstrebenden Verhalten des Verletzten gegen diesen 
verhängt werden können, gegenüber dem bisherigen Rechtszustande' wesentlich 
gemildert worden sind. Die Versagung der Entschädigung ist jetzt nicht mehr 
dauernd, sondern nur auf Zeit zulässig, auch kann sie auf einen Teil der Rente 
beschränkt werden.^) 

An Stelle der Rente kann ferner die Unterbringung des Berechtigten in ein 
Invalidenhaus oder eine ähnliche Anstalt auf Kosten der Unfallversicherung an- 
geordnet werden. Diese Maßnahme ist aber nicht gegen den Willen des Berechtigten 
zulässig. Der letztere ist ferner nur auf ein Vierteljahr und, wenn er die Erklärung 
nicht einen Monat vor Ablauf dieses Zeitraums zurücknimmt, jedesmal nur auf 
ein weiteres Vierteljahr an den Verzicht auf die Rente gebunden.*) 

4. Über die anderweite Feststellung der Entschädigungen im Falle der 
Änderung der Verhältnisse (Besserung, Heilung, VerschUmmerung) sind im 
Interesse einer größeren Stetigkeit der Verhältnisse durch die neuen Gesetze ein- 
gehende Vorschriften erlassen. Namenüich sind Fristen (von je einem Jahre) 
eingeführt worden, innerhalb welcher nach Erreichung eines gewissen Behammgs- 
zustandes eine Änderung einmal festgesetzter Entschädigungen ohne Zustimmung 
der Beteiligten nicht vorgenommen werden darf. Auch ist nach Ablauf einer 
längeren Zeit — fünf Jahre von der Rechtskraft des Bescheids oder der Ent- . 
Scheidung ab gerechnet, durch welche die Entschädigung zuerst endgültig fest- 
gestellt worden ist — die Berufsgenossenschaft selbst nicht mehr zur anderweiten 



^) Inzwischen bezüglich der Angehörigen der Königreiche und Länder der Oster- 
reichisch-ungarischen Monarchie und der Angehörigen des Königreicfas Italien 
geschehen durch Bundesratsbeschlufl vom 29. Juni 1901, A. N. des R« V.A. 1901 & 450; 
ferner bezüglich der Angehörigen des Königreichs der Niederlande durch BugdesTMs* 
beschlufi vom 35. Juni 1903 (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 1. Juli 1903)9 daselbst 
1903 S. 467. 

•) S8Ab8.2u.3G.Ü.V.a 

*) HierOl>er ist im Instanzenwege zu entscheiden. R.E.1935, A. N. des R. V« A. 190t 
3.464. 

«) $33 Abs.a G.U.V.G. Zu vgl. die grundlegende R.E. looo^ A.N. des ItV.A 1903 
S. 468. 

•) SH<3-U-V.G. 
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Feststellung befugt ; es ist vielmehr in diesen Fällen die Entscheidung des Schieds- 
gerichts anzurufen«') 

3. Die neuen Gesetze haben femer nach dem Vorgange des Invalidenver- 
sicherungsgesetzes (S 48) Vorschriften Ober das Ruhen des Rentenbezugs 
getroffen. Ein Ruhen der Rentenzahlung tritt ein, solange der Berechtigte eine 
längere Freiheitsstrafe verbQftt; femer solange der berechtigte Ausländer 
nicht im Inlande seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Die letztere Bestimmung 
kann indessen durch BeschluA des Bundesrats für bestimmte Grenz- 
gebiete*) oder tür solche auswärtige Staaten, durch deren Gesetzgebung 
deutschen, durch einen Betriebsunfall verletzten Arbeitern eine entsprechende FQr- 
sorge gewährleistet bt,') außer Kraft gesetzt werden. Femer ist das Ruhen der 
Renten vorgesehen, solange der berechtigte Inländer sich im Auslande aufhält und 
es unterläßt, der Berufsgenossenschaft seinen Aufenthalt mitzuteilen. *) 

6. Auch die Abfindung von Renten durch eine einmalige Kapitalzahlung 
ist neu geregeh worden. Einmal ist es ft)r zulässig erklärt, kleinere Renten (von 
1 5 und weniger Prozent) auf Antrag des Entschädigungsberechtigten durch eine 
entsprechende Kapitalzahlung abzulösen, zum anderen ist die Abfindung der 
Ausländer jetzt allgemein, und zwar mit dem dreifachen Betrage der Jahres- 
rente, zugelassen worden. Aber auch in diesem Falle darf eine Abfindung nur 
auf Antrag des Berechtigten erfolgen. *) 

7. Die VorK*hriften über die Verjährung haben durch die neuen Gesetze 
insofem eine Milderung erfahren, als jetzt der nachträglichen Anmeldung des 
Entschädigungsanspruchs dann noch Folge zu geben ist, wenn sich eine neue 
Folge des Unfalls erst nach Ablauf der Frist herausgestellt hat. Die Anmeldung 
muß jedoch in diesem Falle innerhalb dreier Monate, luchdem die neue l.*nfall- 
folge bemerkbar geworden ist, bewirkt werden. Femer kann die Anmeldung 
jetzt wirksam auch bei einem nicht zuständigen Genosseiuchaftsorgan oder bei 
einer anderen Berufsgenossenschaft oder bei der zuständigen unteren Verwaltungs- 
behörde erfolgen.*) 

8. Die neue Gesetzgebung hat femer eine Milderung bezüglich der 
Wiedereinziehung überhobener Rentenbezüge insofem herbeigeftüirt, als die 
Berufsgenossenvrhaft ermächtigt worden ist, von der oft verbittemd wirkenden 
Rückforderung Abstand zu nehmen.*) 

9. Was das Verhältnis der Unfallversicherung zu dem privaten Haft- 
pflichtrecht anlangt, so haben die neuen Unfallversichemngsgesetze eine weitere 
Einschränkung der privatrechtlichen Haftpflicht der Unternehmer und 
ihrer Beamten im Gefolge gehabt/) Diese Einschränkung^ bt einmal auf die Aus- 
dehnung des Kreises der versicherten Personen und zum anderen auf die neue 



1) SS 8»--9i au. V.G. Vgl. auch die Ausnahmto S91 ebenda. 

*) Dias ist geschehen durch die BundesratsbcschlOsM vom ij^Oktober 1900 und 
13. Januar 1904, AN. des R. V. A 1900 S. 740; 1904 S. 144. 

*) Gesdiehen ftlr die Angehörigen der Ktaigreiche undLAndcrder Österreichisch- 
ungarischen Monarchie und die Angehörigen des Königreichs Italien durch 
Bundesratsbesdiluft vom 19. Juni 190t, A.N. des R.V.A19D1 S.450; femer lllr dk An- 
gehörigen des Königreichs der Niederlande durch Bondesratsbeschhii vom 15. Juni 
1903 (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom t. Juli 1903) ebenda 1903 S. 467. 

*) Zu vgl die näheren Vonchriftcn des R. V. A vom 5. Jufi 1901, A. N. des R. V. A. 1901 
S.4Sift 

')S9SG.U.V.a 

•)S7sau.v.a 

')SS86n.93 Aba.4G.U.V.G. Zu vgl auch S 9) Abt. 3 daselbst 
"} SStU-i4oG.U.V.a 
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Bestimmung zurückzuführen, wonach die Hinterbliebenen, »auch wenn sie 
einen Anspruch auf Rente nicht haben,« jetzt nur noch unter den er- 
schwerenden Umstiinden des S 135 G. U. V. G. einen privatrechtlichen Anspruch auf 
Entschädigung gegen den Unternehmer und seine Leute geltend machen können. 

Bezüglich der Regreßpflicht der Unternehmer und ihrer Beamten 
den Berufsgenossenschaften, Krankenkassen, Armenverbänden usw. gegenüber ist 
eine neue Bestimmung dahin getroffen , dafi die genannten Personen der 
Genossenschaft (nicht aber den Krankenkassen) fttr deren Aufwendungen 
auch ohne Feststellung durch strafgerichtliches Urteil haften. Ist der Unfall 
durch Fahrlässigkeit mit Außerachtlassung derjenigen Aufmerksamkeit, zu 
denen die genannten Personen vermöge ihres Amtes, Berufs oder Gewerbes ver* 
pflichtet sind, herbeigeführt, so ist die Berufsgenossenschaft befugt, von der 
Verfolgung des Anspruchs abzusehen. 

10. Auch die Vorschriften über die Unfallverhütung sind durch die neue 
Gesetzgebung wirksamer ausgestaltet worden.^) Bisher konnten Zuwiderhand- 
lungen der Betriebsunternehmer nur mit der Einschätzung ihrer Betriebe ui eine 
höhere Gefahrenklasse oder mit Zuschlägen bis zum doppelten Betrag ihrer Bet- 
träge geahndet werden, jetzt ist die Bestrafung der Zuwiderhandlungen mit Geld- 
strafe bis zu 1000 Mark zugelassen. Ferner ist eine wirksame Beteiligung der 
Versicherten an der Beratung und Beschlußfassung über Unfallverhütungsvor- 
schriften durch geeignete gesetzliche Bestimmungen sichergestellt. Die Zuziehung 
der Arbeitervertreter hat auch zu der Begutachtung von Schutzvorschriften 
zu erfolgen, welche eine Landesbehörde gemäß S i2oe Abs. 3 der Gewerbe- 
ordnung zu erlassen beabsichtigt. Auf der anderen Seite ist, um Kollisionen der 
behördlichen und genossenschaftlichen Vorschriften zu vermeiden, den Landes- 
zentralbehörden derjenigen Bundesstaaten, auf deren Gebiete sich die zu erlassenden 
Unfallverhütungsvorschriften erstrecken sollen, vor deren Genehmigung durch das 
Reichs -Versicherungsamt Gelegenheit zu einer Äußerung zu geben. 

Auch eine wirksamere Durchführung der Unfallverhütungsvor- 
schriften ist gesichert worden. Die Berufsgenossenschaften sind verpflichtet, 
für die Durchführung der*Unfallvcrhütungsvorschriften Sorge zu tragen. Sie and 
befugt, durch »technische Aufsichtsbeamte« und »Rechnungsbearote« 
eine ständige Kontrolle der Betriebe einzurichten. Ende des Jahres 1903 waren 
bei 56 Berufsgenossenschaften 201 technische Aufsichtsbeamte angesteUt Von 
diesen waren 10 bei zwei oder mehreren Berufsgenossenschaften gleichzeitig tätig. 
Die Zahl der besetzten Aufsichtsstellen beträgt 217.') Die Berufsgenossenschaften 
haben über die Uberwachungstätigkeit der technischen Aufsichtsbeamten und 
deren Ergebnisse dem Reichs -Versicherungsamte Bericht zu erstatten»*) 

Endlich ist auch durch geeignete Vorschriften*) dahin gewirkt worden, 
daß Differenzen und Kollisionen z>vischen den staatlichen Aufsichts- 
beamten und den Aufsichtsbeamten der Genossenschaften vermieden 
und ausgeglichen werden. 



4. Die Aufbringung der Mittd. 

I. An den bisherigen Systemen, nach welchen die Aufbringung der Mittel 
lür die Unfallversicherung erfolgte, — Jahresbedarf, Kapitaldeckung^ 

*) SS IIa— iH G.U.V.G. 
^ Zu vgl. A.N. des R.V.A. 1904 Nr. 4. 

^ Anleitung des R. V. A. Zu vgl. A. N. des R. V. A. igen S. 251—357. Einige Berichte 
sind in den A.N. des R. V.A. 1903 S. 5^1 01 u. 577 ff. verOffendicht worden. 
«} $1^3 G.U.V.G. 
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Umlage, PrXmie*) — ist im Prinzipe nichts gcindert worden. Nur ist, wie 
oben*) erwflhnt, um in Zukunft die Beitrage gleichmflßiger zu gestalten und eine 
gewisse Höhe nicht übersteigen zu lassen, die Erhebung weiterer Zuschlige 
zu den Reservefonds angeordnet worden. *) 

Um die neu in die Unfallversicherung einbezogenen Betriebe, welche be- 
stehenden Berufsgenossenschaften zugewiesen sind, nicht zu den aus der Ver* 
gangenheit stammenden Unfallasten heranzuziehen, bt bestimmt worden,*) daß 
wahrend der ersten 40 Jahre nach dem Inkrafttreten der neuen Gesetze nur ein 
Teil der in Betrieben dieser Art verdienten Gehillter und Löhne der Beitrags- 
berechnung zugrunde zu legen ist. Dieser Teil bemifit sich in den ersten 
5 Jahren auf 2 Fünftel, vom 6. bis zum la Jahre auf 3 Fünftel, vom la. bis 
30. Jahre auf 3 Viertel, vom ai. bis 30. Jahre auf 9 Zehntel und vom 31. bis 
4a Jahre auf 19 Zwanzigstel Nach Ablauf des 40. Jahres ist ftir diese Betriebe 
der volle Betrag der in ihnen verdienten Gehalter und Löhne ftlr die Beitrags- 
berechnung maßgebend. 

Eine Vereinfachung des Lohnnachweisungswesens ist dadurch herbei- 
gcftlhrt worden, dafi ftlr kleinere Betriebe, d. b. solche, in welchen regclmUL^ig 
nicht mehr ab 3 Arbeiter beschäftigt werden, mit Zustimmung der Unternehmer 
ein Pauschbetrag sutt der EinzeUöhne bd der Berechnung der Beitr^fge 
zugrunde gelegt werden darf , oder daß ein einheitlicher Mindestbeitrag, der 
4 Mark jahrlich nicht, übersteigen darf, eingeftihrt werden kann.*) 

Der Anspruch auf rückstandige Beitrage verjährt, soweit nicht eine 
absichtliche Hinterziehung vorliegt, in a Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs 
in welchem sie hatten bezahlt werden müssen**) 

3. Auf dem Gebiete der Land- und Forstwirtschaft ist vorgeschrieben 
worden, daß der regelmäßige Beitragsmaßstab der Maßstab nach Gefahren- 
klassen und Arbeitsbedarf sein soll, wahrend die Umlegung der Beitrage 
nach dem Steuerfuße ^d* h. durch Zuschlage zu den direkten Staats- oder 
Kommunalsteuem, namentlich den Grundsteuern, nur ausnahmuweise zugelassen bt.* 
Der Grundsteuerfufl ist aber wegen seiner Einfachheit besonders beliebt Deshalb 
bedienen sich gegenwartig von den im Deutschen Reiche bestehenden 48 land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften nicht weniger ab 31 dieses Maßstabs.*^ 

3. Bei der neu errichteten Versicherungsanstalt der See -Berufe- 
genossenschaft werden die Mittel zur Deckung der Entschadigung^betrage. n^ic 
bei den Versicherungsanstalten des Bau - l'nfallversicherung^gesetzes, im Wege de^ 
Prämien Verfahrens aufgebracht. Fortlaufend steigende Beitrage, wie sie mit dem 
Umlageverfahren verbunden sind, sind ftir die Kleinbetriebe der in Betracht 
kommenden Art nicht angebracht. 

Bei den Vorschriften, in welcher Weise diese Beitrage aufzubringen sind« im 
auf die wenig günstige finanzielle Lage der Seefischer und Kleinwhiffer gebührend 
Rücksicht genommen. Die Regelung dieser Angelegenheit ist deshalb eine eigen- 
artige. Die Beitrage sind von den Küstenbezirke umfassenden weiteren Kom- 
munal verbanden der Seeuferstaaten zu entrichten und werden auf dieselben 



*) Die Pramientarift ftlr die Versicherui^tanatahen der Tiefbau •B.G. imd der Bau* 
gtwef1u«B. Gen. sind neu festgestellt worden. Zu vgl A. N. des R. V. A. 1901 S. 655^-673 
*) Zu vgl S. S54 tt. «55. 
*)S34C.UV.a 

«)Siooau.v.a 
•} sjoAba.! au.v.a 

•) S103 Aba.a aU.V.Q. 
')SS5»-5«L.Ü.V.a 

•) Zu vsLA.N.detltV.A.i9(HNr.4. 
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nach der Zahl derjenigen Personen verteilt, welche in ihren Bezirken in Betrieben 
der in Betracht kommenden Art beschäftigt sind. Innerhalb der weiteren Kom- 
munalverbände werden die Beiträge zur Hälfte wie die sonstigen Lasten des 
Kommunalverbandes, zur anderen Hälfte von den Unternehmern durch Vermtttelung 
der beteiligten Kommunalverbände oder Gemeinden aufgebracht. Es ist aber 
auch zugelassen, daß die Kreise oder Gemeinden auch den bei der Untervertetlung 
auf die .Unternehmer entfallenden Beitragsteil als Kommunallast aufbringen.^] 



5. Das Verfahren in Unfallversicherungssachen. 

An dem Instanzenzuge, wie er bisher fUr die Erledigung von Entschädigungs* 
Streitigkeiten bestand, ist nichts geändert worden. Dagegen ist das Verfahren im 
einzelnen verbessert und mehrfach vereinfacht worden. Aufier den in Betracht 
kommenden gesetzlichen Bestimmungen sind auch die beiden Kaberlichen Ver- 
ordnungen, welche das Verfahren vor den Schiedsgerichten und dem Reichs- 
Versicherungsamte zum Gegenstande haben, einer gründlichen Revision unterzogen. 
Die neue Verordnung, betreffend das Verfahren vor den Schiedsgerichten fbr 
Arbeiterversicherung, ist unter dem 22. November 1900*} und die neue Verordnung, 
betreffend den Geschäftsgang und das Verfahren des Reichs -Versicherungsamts, 
unter dem 19. Oktober 1900*) ergangen. 

a. Das Feststellungsverfahren. 

Bezüglich des Feststellungsverfahrens sind folgende Neuerungen hervorzuheben: 
Es ist Vorsorge dafür getroffen, daß die Entschädigungsangelegenheiten möglichst 
schon in erster Instanz eine sachgemäße Erledigung finden. Es ist deshalb vor- 
geschrieben, daß dem Berechtigten, bevor er den das Verfahren abschließenden förm- 
lichen Bescheid erhält, die rechnungsmäßigen Unterlagen /Ür die Berechnung der Ent- 
schädigung mitgeteilt werden. Soll die Entschädigung abgelehnt werden, so ist 
die dahingehende Absicht der Berufsgenossenschaft dem Berechtigten vorher zu 
eröffnen. Bei Abgabe der Gegenerklärung ist der Berechtigte befugt, die Ver- 
mittelung der unteren Verwaltungsbehörde in Anspruch zu nehmen. Es wird 
durch diese Vorschrift erhofft, daß der Sachverhalt und die für die Entscheidung 
maßgebenden Umstände noch vor Erteilung des Bescheids eine genügende Auf- 
klärung erfahren.^) Denselben Zweck verfolgt die Bestimmung, wonach den Berufs- 
genossenschaften die Zuziehung des behandelnden Arztes sowie anderer zur 
Genossenschaft in keinem Vertrags verhähnisse stehender Arzte *) in größerem Um- 
fange, als dies bisher der Fall war, zur Pflicht gemacht worden ist 

Liegt ein nach Maßgabe der Unfallversicherungsgesetze unstreitig entschädigungs- 
pflichtiger Unfall vor, und ist abgesehen von der Höhe der Entschädigung nur 
die Frage streitig, welche Berufsgenossenschaft entschädigungspflichtig bt, so ist 
zunächst dem Berechtigten eine vorläufige Fürsorge zuzuwenden; sodann 
haben Verhandlungen stattzufinden zwischen den in Betracht kommenden BemfSs- 
genossenschaften darüber, welcher von ihnen die Entschädigungspflicht obliegt. 
Fuhren diese Verhandlungen zu keinem Ergebnisse, so hat alsbald das Reidis- 
Versicherungsamt (also nicht das Schiedsgericht) die Entscheidung zu treffen.*) 



^] SS *^ u. 163 S. U. V. G.; Bek. des R. V. A., bev. die Beitrage, vom 23. Januar 1903, 
A. N. des R. V. A. 1903 S. 255. 

') R. G. Bl. S. loiyff., auch A N. des R. V. A. 1900 S. 781 ft 
>) R. G. Bl. S. 983 ff.| auch A. N. des R. V. A. 1900 S. 731 ft 

*) S 70 G. U.v.a. 

») S69Abs.3aU.V.G. 

*) S 73 Abs. « G. U. V. G. Zu vgl. auch R.E.1915, A. N. des R. V. A« i90iS.s£4. 
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Durch diese Vorschrift werden die Fülle verringert , in welchen der Enischfldigungt- 
berechtigte unter dem Streite der Berufsgcnossenschaften tlber ihre EntschSdigungs- 
pflicht zu leiden hat oder gar infolge widersprechender Entscheidungen oder 
VersHumung von Rechtsmitteln gflnzlich leer ausgeht 

Bd dieser Gelegenheit soll hier noch eine materiellrechtliche Neuerung er- 
wähnt werden, die ftlr die Frage, welcher Trager der Versicherung zur Ent- 
schädigung eines Unfalls verpflichtet ist, eine hervorragende Bedeutung hat. 
Unfälle in fremden Betrieben hat die Berufsgenossenschaft dann zu ent- 
schädigen, wenn sich diese Unfälle bei Betriebshandlungen ereignen, zu welchen 
ein der Berufsgenossenschaft angehörender Betriebsuntemehmer den Auftrag ge- 
geben und für welche er die Löhne zu zahlen hat*) 

Über die Feststellung der Entschädigung erhalt der Berechtigte nach neuem 
Rechte nur einen berufungsfiihigen Bescheid; der sogenannte Berechti- 
gungsausweis, der sich ols tiberflüssig herausgestellt hat, ist weggefallen.*) Dem 
Berechtigten ist die mit der Zahlung beauftragte Postanstalt zu bezeichnen. 
Auch ist der unteren Verwaltungsbehörde des Wohnorts Ober die dem 
Berechtigten zustehenden Bezüge Mitteilung zu machen.*) 

Das früher aushilfsweise zulüssige Verfahren vor der unteren Ver- 
waltungsbehörde*) (S 39 Abs. 4 des alten Unfall versicherungsgeselzes) ist in 
Wegfall gekommen. 

b. Das Berufungftverfahren. 

Die wesentlichsten, das Berufungsverfahren betreffenden Neuerungen sind 
folgende: 

Die Berufungsfrist ist, den Vorschriften der Zivilprozeßordnung entsprechend, 
von vier Wochen auf einen Monat verlangen. V Die Frist gilt auch dann aU 
gewahrt, wenn innerhalb derselben die Berufung bei einer anderen inlllndischen 
Behörde oder bei einem Gcnosscnschaftsor^an eingegangen ist. 

Der Berufung ist, abweichend von der sonstigen Regel, ausnahmsweise auf- 
schiebende Wirkung dann beigelegt, \%enn die Ikrufsgcnossenschaft ein neue« 
Heilverfahren angeordnet oder Rechtsnachteile wegen widerstrebenden 
Verhaltens des Verletzten ausgesprochen hat «S 33 G. U. V. G.).*) 

Krachtet das Schiedsgericht den Entschädigungsanspruch für begründet, so 
hat es regelmai^ig zugleich die Höhe der Entschädigung und den Beginn der 
Rente festzustellen. Ist ausnahmsweise der Anspruch nur dem Grunde nach an- 
erkannt, so hat das Schiedsgericht wenigstens eine vorläufige Entschädigung 
zu bewilligen, gegen deren Feststellung ein Rechtsmittel nicht stattfindet. Die 
vorlaufig gezahlten Betrage werden auf die endgültig angewiesenen Renten an- 
gerechnet^ 

In dem oben bezeichneten Falle/' in welchem es sich um eine anderweite 
Feststellung der Entschädigung nach Ablauf von fünf Jahfen handeh, hat dj« 
Schiedsgericht erstinstanzlich auf Anrufen der Beteiligten zu entscheiden. Für 
dieses Verfahren gelten im wesentlichen gleiche Vorschriften wie für das Verfahren 
Ober die Berufung.*) 



<)S^Aba.4aU.V.a 
■)S75 0.U.V.a 

•) s^cuv.a 

*) Zu vgl oben S. 31 Z. 3 
•)S;^Abt.aaU.V.a 
•) S76Abt.5aU«V.a . 

•) ST^cu.v.a 

*) Zu vgl. oben S. 939 Z. 4. 

*i SS >7fl'. der Kais. V.O. vom ii. Nov em ber 190a 
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c. Das Verfahren vor dem Reichs-Versicherungsamt 

Die Rekurs fahigkeit der Schiedsgerichtsurteile bt gegenüber dem froheren 
Rechtszustand etwas mehr eingeschrUnkt worden, indem jetzt das Rechtsmittel 
des Rekurses nicht mehr gegeben ist, wenn es sich um die Aufnahme* einet 
Verletzten in eine Heilanstalt und um die den Angehörigen des Ver- 
letzten für die Zeit seiner Behandlung in der Heilanstalt zu gewahrende Ent- 
schädigung handelt.') 

Ferner ist eine Einschränkung der Entscheidungsbefugnis der Rekurs* 
gerichte insofern herbeigeführt worden, ab in dem Falle, wenn ein rekursunfiüiiger 
Gegenstand mit einem rekursfähigen Gegenstande verbunden bt, die Entscheidung 
des Schiedsgerichts über den nicht rekursfähigen Gegenstand nur dann abgeändert 
werden darf^ wenn im übrigen den Rekursanträgen Folge gegeben wird.*) 

Die Rekursfrist ist gleichförmig mit der Berufungsfrist auf einen Monat 
bestimmt, und die Vorschriften, welche über die Einlegung der Berufung an 
unzuständiger Stelle gelten, finden auch hier entsprechende Anwendung.") 

Aus dem Invalidenversicherungsgesetz ^) ist die Bestimmung herübergenommen, 
daß der Rekurs insoweit aufschiebende Wirkung hat, als es sich um Beträge 
handelt, die für die Zeit vor dem Erlasse der angefochtenen Entscheidung nachträglich 
gezahlt werden sollen. Im übrigen hat der Rekurs keine aufschiebende ^\l^kung.") 

Über den Rekurs entscheiden die Rekurssenate des Rdchs -Versicherungs- 
amts, in der Regel in der Besetzung von 7 Mitgliedern. Über unzulässige oder 
verspätete Rekurse ist ohne mündliche Verhandlung in der Besetztmg von 3 Mit- 
gliedern zu entscheiden. Ebenso kann verfahren werden, wenn die bei deoi 
Beschlüsse mitwirkenden Mitglieder einstimmig den Rekurs für »ofTenbar unge- 
rechtfertigt« erachten.*) 

Wird auf den Rekurs das angefochtene Urteil aufgehoben, so kann das 
Reichs -Versicherungsamt, statt in der Sache selbst zu entscheiden, dieselbe an 
das Schiedsgericht oder auch an das zuständige Genossenschaftsorgan zurück- 
verweisen. In diesem Falle ist die rechtliche Beurteilung, auf welche das Reichs- 
Versicherungsamt die Aufhebung gestützt hat, den weiteren Entscheidungen oder 
Bescheiden zugrunde zu legen. ^) 

Kommt nach Ansicht des Reichs -Versicherungsamts nicht die im Verfahren 
in Anspruch genommene, sondern eine andere Genossenschaft als entschädigungs- 
pflichtig in Frage, so kann das Reichs -Versicherungsamt diese andere Bfcrufs- 
genossenschaft zur Verhandlung beiladen und gegebeoenfaUs zur Ldstung der 
Entschädigung verurteilen, auch wenn ein Anspruch gegen dieselbe bereits 
rechtskräftig abgelehnt worden ist.*) 

Ist eine Berufsgenossenschaft rechtskräftig verurteilt, so kann ein wegen 
desselben Unfalls etwa schwebendes Verfahren durch Beschluä des Reichs -Ver- 
sicherungsamts eingestellt werden. Sind die wegen desselben Unfalls erhobenea 
Entschädigungsansprüche gegen mehrere Berufsgenossenschaflen rechtskrfffUg 
anerkannt, so hat das Reichs -Versicherungsamt die zu Unrecht ergangene Fest- 
stellung oder Entscheidung aufzuheben.*) 



1) S 80 in Verbindung mit S 69 Abs. 1 Z. id u. e G.U.V.a 

*) S80 Abs.! G.U.V.G. 

>) S80 Abt.3 G.U.y.G. 

*)Sii6Ly.G- 

») Sgo Abs. 1 G.U.V.G. 

•) S81 Abs.1 G.U.V.G. 

^ S81 Abs.a G.U.y.G. 

•)S8sG.U.V.a 

•)S83G.U.V.a 



^]ß ^ II. Die UnfallverticheruQg. 

Die Muen Gesetxc haben ferner für die FttUe^ in welchen die unfallbringende 
Tätigkeit mehreren, zu verschiedenen Berufsgenossenscharien gehörenden Betrieben 
xugule gekommen ist — z. B. wenn sich der Unfall ereignet hat t>ei der Wartung 
von Pferden, die sowohl in der Landwirtschaft als auch in dem gewerblichen 
Fuhrwerksbetriebe des Unternehmers Verwendung finden') — , ein Verteilungs- 
verfahren eingeführt. Die beteiligten Genossenschaften können die Entschidi- 
gungsverpflichtung unter sich verteilen, und wenn eine Einigung nicht zustande 
kommt, eine Entscheidung des Reichs- Versicheningsamts herbeiführen, welches 
dann die Verteilung nach billigem Ermessen vorzunehmen hat.") Dieses Ver- 
teilungsverfahren hat indessen nur Wirkung im Verhihnisse der Berufsgenossen- 
schafken untereinander und berührt deshalb nicht die Rechtsverhilltnisse der Be- 
rechtigten gegenüber den BerufsgenossenschaRen. ") 

d. Die Gebühren für die Berufstätigkeit der Rechtsanwälte im Verfahren 
vor den Schiedsgerichten und dem Reichs -Versicherungsamte sind durch Kaiserliche 
Verordnung vom aa. Dezember 1901 *) dahin festgesetzt worden, daß als Vergütung 
im Verfahren vor einem Schiedsgerichte für Arbeiterversicherung 3 bis 30 Mark 
und im Verfahren vor dem Reichs -Versicherungsamte 5 bis 50 Mark zu gewuhren sind. 

& Statistische Nachweisungen. 

Im Jahre 190a betrug die Zahl der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
im Deutschen Reiche 66, die der landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften 48. Daneben sind 481 AusfOhrungsbehörden an der DurchfÜhmng 
der Unfallversicherung beteiligt, niimlich 199 Ausfühningsbehörden für Reichs- und 
Staatsbetriebe und a8a Ausführungsbehörden der Kommunalverblinde und anderer 
Korporationen, welche durch die Landes-Zentralbehörden zur Übernahme der durch 
die Unfallversicherung entstehenden L^asten für leistungsfähig crkUirt worden sind. 

Die Zahl der Schiedsgerichte für Arbeiterversicherung betrug 113. 

Nach den Rechnungsergebnissen der BerufsgenossenK*haften usw. für das 
Jahr i9oa^) waren bei den 114 Berufsgenossenschaften jaijagt Betriebe {nimlich 
578 834 gewerbliche und 4 638 437 landwirtschaftliche Betriebe^ versichert, und die 
Zahl der gegen Unfall versicherten Personen betrug bei einer Gesamtbevölkerung 
im Deutschen Reiche von 57730000 Personen, im ganzen ieinschlic61ich der in 
Staats- usw. Betrieben beschäftigten Personen) 17 583000. Nachgewiesen sind bei 
der Gewerbe-, Bau* und See-Unfallversicherung 7634430, bei der Unfallversicherung 
der Land- und Forstwirtschaft 11438338 Versicherte. In diesen Zahlen dürften 
etwa iVa Millionen Personen, die gleichzeitig in gewerblichen und landwirtschaft- 
lichen Betrieben beschlftigt und versichert sind, doppelt erscheinen. Auikrdem 
sind darin alle versicherten landwirtschaftlichen Unternehmer enthalten. 

Die Zahl der Verletzten oder Getötetem, für deren UnMIe im Jahre 190a 
Entschädigungen zu zahlen waren, ist auf 711 330 gestiegen {369983 bei den ge- 
werblichen, 304389 bei den landwirtschaftlichen Benifsgenossenschaften und 36936 
bei den Staats- usw. Betrieben). Diese Unflllle erforderten an Lebtungen in dem 
einen Jahre einen Aufwand von 108 133 104 Mark. 

Die Einnahmen der Versicherungsträger beliefen sich im Jahre 190t auf 
141 394 136 Mark, die Ausgaben auf 134796899 Mark. Das Vermögen der- 
sdba tat attf 199 194363 Mark angewachsen.^ 

>) R.E. 1960» A.N. des R.V.A. lon S.6^ 

»}S8s auv.a 

*; Zu vg). R. E. 19381 A.N. dca R.V.A. 190a S.469. 
«) R.aBL S.497, audi A.R dcsR.V.A. iom & 177. 
•) A.N. das ItV.A. 1904 S. I tt 
*) Zu vgl Niham b dtn ttatistischaii Cbaniditaa S. 369^. 
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Die Invalidenversicherung. 

I. Die Invalidenversicherung ist erst in jüngster Zeit durch das Gesetz vom 
13. Juli 1899 neu geregelt worden. Deshalb hat auch der oben geschilderte Rechts- 
zustand inzwischen wesentliche Änderungen nicht erfahren. Nur folgendes bt 
noch nachzutragen: 

Der Bundesrat hat auf Grund des $4 Abs. 2 desI.V.G. mittels Beschlusses 
vom 21. Februar 1901 angeordnet, daß polnische Arbeiter russischer und Öster- 
reichischer Staatsangehörigkeit, welchen der Aufenthalt im Inlande nur fbr eine 
bestimmte Dauer behördlich gestattet ist, und welche nach Ablauf dieser Zeit 
in das Ausland zurückkehren müssen, der Versicherungspflicht nach dem Invaliden- 
Versicherungsgesetze nicht unterliegen sollen, sofern diese Arbeiter in inUlndischen 
land- oder forstwirtschaftlichen Betrieben oder in deren Nebenbetrieben beschäftigt 
werden. Die Bestimmung ist am i. April 1901 in Kraft getreten.') 

Um eine Entlastung der Versicherungsanstalten von Urkundenmaterial 
herbeizuführen, sind von dem Bundesrat eingehende Vorschriften über die 
Einrichtung von Sammelkarten (an Stelle der Einzelkarten) und die Ver- 
nichtung der Quittungskarten*) nach Übertragung in die Sammelkarten und 
auch für andere Fälle erlassen worden.*) 

Die Bestimmungen über das Ruhen des Rechtes auf den Bezug der 
Invaliden- und Altersrente^) hat der Bundesrat durch Beschluß vom 
13. Oktober 1900 und 13. Januar 1904 für eine Anzahl ausländischer Grenzbearke 
aufier Kraft gesetzt.*) 

2. Statistische Nachweisungen. 

Die Zahl der Versicherungsträger (31 Versicherungsanstalten und 9 be- 
sondere Kasseneinrichtungen) ist unverändert geblieben. Im Jahre 1902 waren 
1 3 380 600 versicherte Personen vorhanden. Entschädigungen wurden in diesem 
Jahre 120414112 Mark für rund i 061 000 Personen gewährt. Ober das Aus- 
scheiden der Altersrentenempfänger aus dem Rentengenufi bt von der 
Rechnungsstelle des Reichs- Versicherungsamts auf Grund der Ergebnisse neuerer 
Untersuchungen eine Zusammenstellung gemacht worden (zu vgL A. N. des 
R. V. A. 1902 S. 532 — 543). 

Die Einnahmen der Versicherungsträger beliefen sich auf 210677 115 Mark, 
die Ausgaben auf 132 361 764 Mark. Der Zuschufi des Reichs betrug im 
Jahre 1902 37 849 694 Mark. Das Vermögen der Versicherungsanstalten usw. ist 
auf den hohen Betrag von i 007477531 Mark angewachsen.^ 



>) Zu vgl. Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 7. März 1901, A.N« des R.V.A. 
1902 S. 38a Ober die Entrichtung der von den Arbeitgebern gemäfi S 4 At>s. 2 Sali 2 des 
I.V.G. zu zahlenden Beiträge vgl. die Bekanntmachung des R.V,A. vom ji.Mtrzigot, 
das. S. 38a 

') Zu vgl. S 138 Abs. 2 u. 3 I.V.G. 

*) Bekanntmachung des Reichskanzlers vom ai.JuU 1901, zu vgt A.N. des R.V.A. 
1901 S. $6ofL 

«) S48Abs.iZ.4 I.V.G. 

*) Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 16. Oktober 1900, zu vgl. A N. des R. V. A. 
1900 S. 740; desgl. vom 1. Februar 10041 <u vgl. daselbst 1904 & 244. 

"} /u vgl. Näheres in den statisaschen Obersichten unten S. 269^ 



268 m^ I^>< Invalidenversicherung. 

Gemein nOtzige Zwecke (Darleben für den Bau von Arbeiterwohnungen, 
zur Befriedigung des landwirtschaftlichen KreditbedQrfnisses, fbr den Bau von 
Kranken- und Genesungshflusem, Volksheilstfltten usw^ sowie eigene Veranstaltungen 
der Versicheningstrüger, wie Krankenhäuser, Lungenheilstätten, Erholungs- und 
Genesungshüuser usw.) haben aus den Mitteln der reichsgesetzlichen Invaliden- 
versicherung eine wesentliche Förderung erfahren. Der Gesamtbetrag der von 
den Versicherungstrflgem bis zum 31. Dezember 1903 für Zwecke der gedachten 
Art aufgewendeten Mittel belüuft sich auf nicht weniger als auf 365 930 390 Mark. 
Diese Summe zeigt, wie die Trfiger der Invalidenversicherung in erfreulicher 
Weise bemüht sind, auch auf solchen Gebieten sozialpolitischer Arbeit, welche 
ihnen nicht unmittelbar zugewiesen ist, fortgesetzt eine segensreiche Tätigkeit 
zu entfalten. ') 



*} Zu vgl. A. N. des R. V. A« 1901 S. aaafll, 167^!, 346 u. 347; 1903 S. iootr.,si9fll, 314; 
1904 S. lai— >a39. 
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Zur Statistik der Arbeiterversicherung. 

Hauptergebnisse der amtlichen Erhebungen 1885 — 1902.*) 
(Dr. iur. G. A. Klein, Kaiserlicher Regierungsrat im Reichs -VersicberongsamL) 



Obersicht i. Einrichtung und Umfang. 


Krankeayerflleh^ning 


UnfaUversiehcnuig 
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Gemeinde- 


Berufsgenossen- 
schaften: 




Versicherung»- 




Krankenver- 




ansulten 31 


3» 


sicherungen 8112 


Gewerbliche ... 65 


66 


ZugelasseneKassen- 




Orts-Kranken- 


Landwirtschaft- 




emrichtungen... 9 


9 


kassen 4 663 


liche 48 
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Betriebs- 

*^ ■ 


Staatliche, Provin- 








Kranken- 


zial- und Kom- 








kassen 7 480 


munal - Ausftlh- 
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481 






kassen 57 
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Kranken- 


















kassen 613 










Hilfskassen : 
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bene 1431 


. 








Landes- 










rechtliche 228 










5. Knappschafts- 






. 




kassen 186 

1 










Versicherte 


1 
Versicherte 


Veralditclt 




^ Oberhaupt 10319564 


überhaupt 17 366 000 17 58a 000 


Oberhaupt 13 196 600 


133^(00 


Manner.. 8020514 


Manner.. 12532000 


12687900 


Manner.. 8735300 


8 857 100 


Frauen . . 2 299 050 

• 


Frauen . . 4 834 000 


4894100 


Frauen .. 4461 300 


45*35» 


1901 190a 


GesamtbevOlkerong 56 86a 000 $7 730 000 


. Mflnner 27981000 2840800Q 




Frauen 28 


881000 


29321000 





\ 



. *) Statistik der Krankenversicherung 1885 — 1901. Statistik des Deutschen RetdiS| 

^ue Folge, für die letxten 5 Jahre: Band 121, 127, 133, 140^ 147. 
, Statistik der Unfallversicherung 1885—1902, A. N. des R.V. A. 190O1 i.Beibeftp Redn 
I. ngsefgebnisse der Beru6penossenschaften usw., A.N. des R. V. A. 190I1 1901, 1903, 1904. 
j luamummer. 1 

Statistik der Invalidenversicherung 1891 — 19021 A«N. des R.V. A. 1901 ^ i. Beiheft» 
ichafts- und Rechnungsergebnisse der Invalidenversicherung! A. N. des R. V. A. 1901« 
i. >2, 1903, 1904. Januamummer. 

Zu vgl. auch G. A« Klein, Statistik u. Atlas der Arbeiterversicherungi Reichsarfadti* 
1 1904, Beiheft, Beriin, Gari Heymanns Verlag, und »Die Statistik der Arbeiter- 
in ticherung« Heft II von »Die deutsche Arbeiterversicherung als soaide EünriditDng«^ 
lin 1904, Verlag von A Asher & Co. 
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Cbenicht 3. An der I^ishingen Jer Venichcninguweige. 
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Obcraicht 4. Anwachsen der Entschldigungen. 



Obersicht 4. Anwachsen 





Arbeiterversicherung insgesamt 


Krankenversicherung 


Jahr 


Entschädigungen 

! Kranken- 
Oberhaupt : ^^^^ 

il 


andere 
Ixistungen 


Entschädigungen 

" Kranken- andere 
aberhm.pi , ^,,^ LeUtungcn 

1 




^ 


^ i 


.ff. 


M. t JL Ja 


1885 


54 «59 3»« 


51663593 


1495718 


54 «39 3«« 1 5» 6^3 574 


« 475 737 


86 


61909755 


590531H 


1856531 


59994389 5877»"" 


1 111 167 


«7 


68074692 1 


61540467 


6 534 115 


61141761 60813813 


» 3*7 939 


88 


78 141 o»3 


68340508 


9900515 


68549118 


67 171 146 


1176971 


89 


91590677 


78339771 


14150906 


78 «Ol 397 


76 864 916 


1136471 


1890 


111701888 ! 


93003911 


19698976 


9135147* 


90931618 


1418854 


9« 


140391 161 j 


99780971 


40610 191 


98 610 560 


97 »5« 55« 


1469004 


9» 


159614635 


106 513 330 

1 


53 III 305 


104833384 


103 169 313 


1664061 


93 


"789349«7 


115098147 


63 836 770 


111 635 311 


1 1 1 168 185 


1467036 


94 


188999588 


1 13011 087 


75 978 50« 


109681 310 108191 65 t 


1390669 


1895 


108635817 ^ 


•«9 »79 443 


89 356 384 


115513015 114001316 


1 511 689 


9Ö 


119056453 


j •»5^89999 


103 766 454 


110080715 118719401 


1361313 


97 


156431403 


138 116^101 


1 18 305 801 


»3« 947959 


130441883 


1 505076 


98 


181 413611 


«47 398 33» 


134015 181 


140740159 
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1 059 556 


99 
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150004588 
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»5«9 579 
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Ol 


387 746 670 


1 «95 54795« 
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•83 »74 «57 
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02 
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• 
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181 43» <H7*)E 


• 
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SurooM 
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• 
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3 «7» 334957 
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1 1050 335709*]» 


18151435 
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3583313110*] 


• 


• 


• 
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4018134807*] 


1 


• 


|ii3i766756*]| 
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3 gdetsteten 
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• 


H 674801159*] 
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• 

1 



*) Geschaute oder vorläufige ZaMen. 
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der Entschädigungen. 



Unfallversicherung 
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Entschädigungen 
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Obersicht 5. 
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3« 






131916 










9» 


1699091 


46405474 


«79093 


55654 


17784 
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